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eu-stAtistiK Zur soZiALen eingLiederung
eu-siLc (statistics on income and Living conditions) ist eine statistik über einkommen 
und Lebensbedingungen von Privathaushalten in europa. sie wird auf Basis einer eu-
Verordnung in allen mitgliedstaaten erstellt, um gemeinsame indikatoren für soziale 
eingliederung zu berechnen. darüber hinaus bildet eu-siLc eine wichtige grundlage für 
die europäische sozialstatistik und die nationale Armutsberichterstattung. die erhebung 
2008 wurde in Österreich im Auftrag des BmAsK durch statistik Austria durchgeführt.
mediAn des äQuiVALenZeinKommens Liegt Bei 1.584 € Pro monAt
für die Betrachtung des Lebensstandards wird üblicherweise das äquivalenzein-
kommen (bedarfsgewichtetes netto-Pro-Kopf-einkommen) verwendet. der erhebung 
eu-siLc 2008 zufolge liegt der median des äquivalenzeinkommens bei 19.011 € pro 
Jahr oder 1.584 € pro monat (bedarfsgewichtetes netto-Pro-Kopf-einkommen, 12x pro 
Jahr). die einkommen von ein-eltern-haushalten (24% weniger als der median der 
gesamtbevölkerung) und mehrpersonenhaushalten mit drei und mehr Kindern (22% 
weniger) liegen besonders deutlich darunter. Alleinlebende Pensionistinnen haben 
einen um 21% niedrigeren Lebensstandard. Personen ohne österreichische und eu/
eftA-staatsbürgerschaft haben im Vergleich das niedrigste äquivalenzeinkommen 
(27% weniger), eingebürgerte Österreicherinnen und Österreicher einen noch immer 
deutlich unterdurchschnittlichen Lebensstandard (rund 20% unter dem median der 
durchschnittsbevölkerung). Personen mit Pflichtschule als höchstem Bildungsab-
schluss haben ein um 16 Prozent niedrigeres äquivalenzeinkommen als die durch-
schnittsbevölkerung. ein überdurchschnittlicher Lebensstandard zeigt sich bei höheren 
Bildungsabschlüssen (+3% bei Lehr- bis +35% bei universitätsabschluss) und bei star-
ker einbindung des haushalts in den Arbeitsmarkt (+17% bei voller erwerbsintensität).
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oBerstes einKommensZehnteL VerfÜgt ÜBer 22%, unterstes ÜBer 4% der 
äQuiVALenZeinKommen
im Vergleich des obersten mit dem untersten einkommenszehntel hat das oberste 
einkommenszehntel mindestens 33.270 € äquivalenzeinkommen, das unterste 
einkommenszehntel weniger als 10.653 € zur Verfügung. Personen im obersten ein-
kommenszehntel steht somit ein mehr als dreimal so hohes äquivalenzeinkommen 
zur Verfügung wie Personen des untersten einkommenszehntel. in summe verfügt 
das oberste einkommenszehntel über 22% der gesamten äquivalenzeinkommen, das 
unterste über etwa 4%.
12,4% der BeVÖLKerung in Österreich Armutsgefährdet
die aktuelle Armutsgefährdungsschwelle für einen einpersonenhaushalt beträgt laut 
eu-siLc 2008 951 € pro monat. in Österreich sind 12,4% der Bevölkerung armutsge-
fährdet (bzw. mit 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit zwischen 11,4% und 13,3%). 
hochgerechnet auf die gesamtbevölkerung liegt die Zahl der armutsgefährdeten 
Personen zwischen rund 940.000 und 1,1 millionen. das äquivalenzeinkommen armuts-
gefährdeter haushalte liegt im mittel um 146 € unter der Armutsgefährdungsschwelle, 
die Armutsgefährdungslücke beträgt somit 15,3%. das höchste Armutsrisiko besteht 
für Personen mit ausländischer staatsbürgerschaft. Auch bei bereits eingebürgerten 
aus drittstaaten bleibt die Armutsgefährdungsquote deutlich über dem Bevölkerungs-
schnitt. ebenfalls stark armutsgefährdet sind Personen in ein-eltern-haushalten. 
frauen leben häufiger allein als männer und haben daher öfter ein einkommen unter 
der Armutsgefährdungsschwelle. gute Ausbildung, österreichische herkunft und das 
Leben in mehrpersonenhaushalten mit bis zu zwei Kindern sind merkmale, die mit 
unterdurchschnittlicher Armutsgefährdung einhergehen.
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492.000 Personen geLten ALs mAnifest Arm
rund die hälfte der armutsgefährdeten menschen ist gleichzeitig mit finanzieller depriva-
tion konfrontiert und wird als „manifest arm“ bezeichnet. das entspricht hochgerechnet 
492.000 Personen oder 6% der wohnbevölkerung.  Armutsgefährdete ohne größere 
einschränkungen in der Lebenssituation werden als „von einkommensmangel betroffen“ 
bezeichnet. 14% der Bevölkerung haben zwar ein einkommen über der Armutsgefähr-
dungsschwelle, sind aber finanziell depriviert, d.h. sie sind von „teilhabemangel“ be-
troffen. die restlichen 74% der Bevölkerung haben nach dieser definition keinen mangel.
Quote der dAuerhAft Armutsgefährdeten Liegt Bei 5%
erstmals können im Bericht zu eu-siLc 2008 auch Längsschnittauswertungen für die Jahre 
2004 bis 2007 präsentiert werden. mehr als ein Viertel der Bevölkerung (27%) befand sich 
zumindest einmal in diesen vier Jahren unter der Armutsgefährdungsschwelle. 5% der 
Personen, die während der ersten vier Jahre an der erhebung eu-siLc teilnahmen, sind als 
dauerhaft armutsgefährdet zu bezeichnen. das heißt ihr äquivalisiertes Jahreseinkommen 
lag sowohl im Jahr 2007 als auch in mindestens zwei der vorangegangenen drei Jahre unter 
der Armutsgefährdungsschwelle. Besonders ältere menschen mit Pensionen unter der 
Armutsgefährdungsschwelle sind von hoher Persistenz der Armutsgefährdung betroffen.
dynAmiK Von Armutsgefährdung
Von den 13% Armutsgefährdeten im Jahr 2006 kann bei 48% im Jahr 2007 ein Austritt aus 
der Armutsgefährdung beobachtet werden. Besonders armutsgefährdete junge menschen 
bis 19 Jahre, Personen mit eu- und eftA-staatsbürgerschaft sowie mehrpersonenhaushalte 
mit zwei Kindern haben eine überdurchschnittliche chance, im folgejahr ein einkommen 
über der Armutsgefährdungsschwelle zu erzielen. umgekehrt haben junge menschen bis 
19 Jahre auch ein 1,5-faches risiko im folgejahr in Armutsgefährdung zu geraten. Personen 
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einLeitung
in ein-eltern-haushalten haben das höchste risiko in Armutsgefährdung einzutreten. ihr 
risiko im folgejahr armutsgefährdet zu sein, wenn sie es noch nicht sind, ist viermal so 
hoch wie in der gesamtbevölkerung.
rund die häLfte der BeVÖLKerung LeBt in VerschuLdeten hAushALten
im diesjährigen modul zur erhebung eu-siLc 2008 wurden erstmals Überschuldung und 
finanzielle Ausgrenzung thematisiert. schulden sind in Österreich weit verbreitet: ins-
gesamt lebt rund die hälfte der Bevölkerung in haushalten mit Kreditverbindlichkeiten. 
meist werden Kredite für die Beschaffung von wohnraum aufgenommen. die häufigkeit 
von Verschuldung nimmt mit dem Alter ab und erhöht sich mit steigendem einkommen. 
Überdurchschnittlich oft verschuldet sind zudem mehrpersonenhaushalte mit Kindern.
ÜBerschuLdung trifft Besonders risiKohAushALte
die tatsache, Zahlungen nicht fristgerecht begleichen zu können, gehört für 9% der 
Bevölkerung zum Alltag. Überproportional betroffen sind dabei jüngere Personen, ein-
eltern-haushalte, familien mit drei und mehr Kindern, drittstaatsangehörige, Personen 
mit geringer Ausbildung, mitglieder von Privathaushalten mit keiner bzw. eingeschränk-
ter erwerbstätigkeit sowie Personen mit geringem einkommen (armutsgefährdete oder 
manifest arme menschen). der mittlere Anteil des aktuellen Zahlungsrückstandes liegt 
bei 65% des gesamten verfügbaren monatlichen haushaltseinkommens.
2% ohne BAnKKonto
Von einem erschwerten Zugang zu finanziellen Basisdienstleistungen wie einem Konto, 
einer Versicherung und einem einfachen Kredit sind in Österreich vor allem ältere Perso-
nen, Personen mit einem geringen einkommen und Personen mit nicht-österreichischer 
staatsbürgerschaft betroffen. insgesamt gaben 2008 hochgerechnet 2% der Bevölkerung 




die jährliche Veröffentlichung zur erhebung eu-siLc stellt zentrale ergebnisse zu 
einkommen, Armutsgefährdung und Lebensbedingungen österreichischer Privathaus-
halte dar. mit dem vorliegenden Bericht werden Analysen und ausführliche tabellen für 
das erhebungsjahr 2008 präsentiert und damit die Berichterstattung der Vorjahre teils 
aktualisiert, teils ergänzt. neuerungen betreffen das modul zu Verschuldung und finan-
zieller exklusion sowie einen Abschnitt zu ergebnissen in der Längsschnittbetrachtung.
eu-siLc (statistics on income and Living conditions) ist eine statistik über einkommen 
und Lebensbedingungen von Privathaushalten in europa und bildet eine wichtige 
grundlage für die europäische sozialstatistik. Zentrale themen sind einkommen, 
Beschäftigung und wohnen sowie subjektive fragen zu gesundheit und finanzieller 
Lage, die es erlauben, die Lebenssituation von menschen in Privathaushalten ab-
zubilden. eu-siLc ist auch die zentrale Quelle zur erhebung der vom europäischen 
rat verabschiedeten indikatoren zur messung von Armut und sozialer eingliede-
rung (vormals bekannt als Laeken-indikatoren)1. diese indikatoren ermöglichen ein
monitoring von fortschritten bei der Verringerung von Armut und sollen das Verständnis 
von Armut und sozialer Ausgrenzung im europäischen rahmen verbessern sowie den 
erfahrungsaustausch zwischen den mitgliedsländern fördern. eu-Verordnungen bilden 
die rechtliche grundlage für die erhebung, die im Jahr 2008 erstmals zu 100% vom 
BmAsK finanziert wurde, nachdem der finanzierungsbeitrag eurostats zur einführung 
der maßnahme mit 2007 ausgelaufen ist.
in Österreich wurde eu-siLc erstmals 2003 als einmalige Querschnittserhebung von 
statistik Austria durchgeführt. ergebnisse werden seitdem jährlich in form eines Berichts 
sowie als Artikel zu schwerpunktthemen in den statistischen nachrichten publiziert. 




Zudem werden die anonymisierten mikrodaten gegen eine geringe nutzungsgebühr an 
interessierte forscherinnen und forscher abgegeben und als standardisierter datensatz 
(sds, die hälfte der stichprobe) auch kostenlos zu Lehrzwecken zur Verfügung gestellt.
im Jahr 2004 begann eine integrierte Längs- und Querschnittserhebung – das heißt 
jeweils rund drei Viertel der haushalte werden auch im folgejahr wieder befragt, ein 
Viertel der stichprobe kommt jährlich neu hinzu. mit dem datensatz 2004-2007 ist 
erstmals ein 4-jähriger Längsschnitt auswertbar. 2008 wurde das rotationsdesign wie 
gehabt fortgesetzt. der vorliegende Bericht umfasst auch trendauswertungen für die 
Jahre 2004 bis 2008 und ergebnisse des Längsschnitts von 2004 bis 2007.
grundlage für die Ausgangsstichprobe des jeweils neuen Viertels ist das Zentrale melde-
register. die Ziehung erfolgte 2008 in einer geschichteten wahrscheinlichkeitsstichprobe. 
die schichtung erfolgte nach regionalen Kriterien (Bundesländer, interviewersprengel) 
und inhaltlich wichtigen Zielgruppen (haushaltsgröße, staatsbürgerschaft). Alle Personen 
eines haushaltes ab 16 Jahren wurden persönlich befragt. Zusätzlich wurden grund-
legende informationen zu Kindern erhoben. 2008 wurde die erhebung zur gänze von 
der erhebungsinfrastruktur der statistik Austria selbst durchgeführt. die erfassung der 
interviews erfolgte durch persönliche Befragungen vor ort (cAPi) oder telefonisch (cAti).
Aus Kostengründen wurde in diesem Jahr die stichprobe der folgeerhebung von 5.302 
potenziell weiterzuverfolgenden haushalten auf 4.832 haushalte reduziert. Bei einer 
Bruttostichprobe von insgesamt 8.017 Adressen beruhen die Auswertungen für 2008 
auf daten von 5.711 haushalten, in denen insgesamt 13.631 Personen lebten. davon 
waren 10.955 Personen mindestens 16 Jahre alt, 2.676 Personen waren jünger als 16 
Jahre. Von den 10.955 Personen wurden 5.613 durch persönliche interviews erfasst, bei 
2.223 Personen wurden telefonische interviews durchgeführt. 1.103 haushalte wurden 




eu-siLc ist eine für Österreich repräsentative stichprobenerhebung – je kleiner die 
untersuchten gruppen, desto ungenauer sind die auf die grundgesamtheit hochge-
rechneten werte. dies betrifft auch die ergebnisse für Bundesländer. Aufgrund der 
starken nachfrage nach regionalisierten ergebnissen werden diese ergebnisse auch 
im diesjährigen Bericht veröffentlicht, auf die gebotene Vorsicht bei der interpretation 
muss jedoch ausdrücklich hingewiesen werden. mitunter sehr deutliche unterschiede 
zum Vorjahr sind in hinblick auf die statistische schwankungsbreite in der regel nicht 
signifikant.
der textteil folgt mit einigen modifikationen der gliederung der Vorjahre. die verwen-
deten definitionen und hinweise zur Berechnung der dargestellten indikatoren und 
gliederungsmerkmale sowie eine Übersicht über die wesentlichsten änderungen im 
Vergleich zum Bericht zu eu-siLc 2007 sind im Kapitel „erläuterungen und definitionen“ 
am ende dieser Publikation nachzuschlagen.
das bisher im Bericht zu eu-siLc enthaltene Kapitel zur methodik der erhebung und 
der umfassende tabellenteil sind für eu-siLc 2008 als eigene Berichtsteile auf der 
homepage des BmAsK, www.bmask.gv.at unter „statistische daten und studien“, 
sowie der statistik Austria verfügbar (www.statistik.at unter „statistiken - soziales - 
Armut und soziale eingliederung“).
der online publizierte „Tabellenband zu EU-SILC 2008. Einkommen, Armut und
Lebensbedingungen“ umfasst die themen:
 » einkommensverteilung
 » Ausstattung mit Konsumgütern und finanzielle einschränkungen
 » wohnen
 » gesundheit
 » Armutsgefährdung, deprivation und manifeste Armut
einLeitung
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 » Verschuldung und finanzielle exklusion (modul 2008)
differenzierte methodische informationen zur erhebung sind im Bericht „Methoden 
und Vergleiche zu EU-SILC 2008“ enthalten (auf der homepage der statistik Austria 
und des BmAsK abrufbar), in dem auch die Qualität der ergebnisse geprüft wird. dies 
ist somit wesentlicher Bestandteil der durch eu-Verordnungen geregelten Qualitätssi-
cherung. darin werden auch neuerungen gegenüber dem Vorjahr zusammengefasst 
und Vergleiche mit anderen datenquellen präsentiert.
die anonymisierten mikrodaten, die diesem Bericht zugrunde liegen, sind ab Jänner 
2010 verfügbar.
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ergänzend zu Verwaltungsdaten, die bislang nur Analysen personeller einkommens-
verteilungen ermöglichen, enthält eu-siLc detaillierte informationen über das jährliche 
einkommen ganzer haushalte und ist damit in Österreich die einzige für wissenschaft-
liche Zwecke verfügbare datenquelle dieser Art. unter Berücksichtigung der höhe des 
gesamten einkommens, das in einem haushalt verfügbar ist, und des unterstellten 
einkommensbedarfs der darin lebenden Personen kann so im gegensatz zur isolierten 
Betrachtung von Personeneinkommen zumindest indirekt auf den Lebensstandard 
privater haushalte geschlossen werden. Auf dieser grundlage basiert die jährlich 
erfolgende Berichterstattung zur Armutsgefährdung. seit 2003 werden auf Basis von 
eu-siLc statistiken über einkommen, Armut und Lebensbedingungen erstellt. davor 
diente von 1995 bis 2001 das europäische haushaltspanel (echP) als grundlage für 
die Berechnung von Armutsgefährdungsquoten. um die Vergleichbarkeit der statis-
tiken auf eu-ebene zu gewährleisten, folgt die verwendete methodik Konventionen 
der eu-Berichterstattung.
2.1. einkommen privater haushalte in Österreich
dieses Kapitel beschreibt die Zusammensetzung und Verteilung des einkommens 
von Privathaushalten und informiert über den Lebensstandard verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen.
Über freiwillige Angaben der befragten Personen und anschließende hochrechnung 
erfasst die erhebung eu-siLc die haushaltseinkommen österreichischer Privathaushalte. 
durch das haushaltseinkommen wird der materielle Lebensstandard der haushalts-
mitglieder abgebildet. die erfassung des haushaltseinkommens orientiert sich an den 
empfehlungen der canberra-group, einer internationalen expertinnen- und experten-
gruppe, die im Jahr 2001 richtlinien für vergleichbare haushaltseinkommensstatistiken 
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erarbeitet hat.2 erhoben werden laufende einkommen über den Berichtszeitraum eines 
ganzen Jahres (des Vorjahres = referenzjahr), sowohl netto als auch Bruttoeinkommen. 
die auf laufende einkommen beschränkte erfassung von einkommenskomponenten 
unterstellt, dass dieses einkommen auch laufend ausgegeben werden kann, und den 
aktuellen Lebensstandard dadurch direkt beeinflusst. darüber hinausgehende ein-
flussfaktoren wie Vermögensbestände, Vermögensauflösungen und schulden werden 
in eu-siLc nicht berücksichtigt.3 
Übersicht 1: einkommensbestandteile in eu-siLc zur ermittlung des haushaltseinkommens
2 Vgl. expert group on household income statistics (2001).
3 Vgl. hierzu Kapitel 6 dieser Publikation zum modul der erhebung eu-siLc 2008 zu Verschuldung, Überschuldung und finanzieller
 exklusion.
2. Zusammensetzung und Verteilung der Haushaltseinkommen 
Ergänzend zu Verwaltungsdaten, die bislang nur analysen personeller Einkommensverteilungen ermöglichen, 
enthält Eu-SiLC detaillierte informationen über das jährliche Einkommen ganzer Haushalte und ist damit in Öster-
reich die einzige für wissenschaftliche Zwecke verfügbare Datenquelle dieser art. unter Berücksichtigung der 
Höhe des gesamten Einkommens, das in einem Haushalt verfügbar ist, und des unterstellten Ein-
kommensbedarfs der darin lebenden Personen kann so im Gegensatz zur isolierten Betrachtung von Person-
eneinkommen zumindest indirekt auf den Lebensstandard privater Haushalte geschlossen werden. auf dieser 
Grundlage basiert die jährlich erfolgende Berichterstattung zur armutsgefährdung. Seit 2003 werden auf Basis 
von Eu-SiLC Statistiken über Einkommen, armut und Lebensbedingungen erstellt. Davor diente von 1995 bis 
2001 das Europäische Haushaltspanel (ECHP) als Grundlage für die Berechnung von armutsgefährdungsquoten. 
um die Vergleichbarkeit der Statistiken auf Eu-Ebene zu gewährleisten, folgt die verwendete Methodik kon-
ventionen der Eu-Berichterstattung. 
2.1. Einkommen privater Haushalte in Österreich 
Dieses kapitel beschreibt die Zusammensetzung und Verteilung des Einkommens von Privathaushalten und 
informiert über den Lebensstandard verschiedener Bevölkerungsgruppen.  
Über freiwillige angaben der befragten Personen und anschließende Hochrechnung erfasst die Erhebung 
Eu-SiLC die Haushaltseinkommen österreichischer Privathaushalte. Durch das Haushaltseinkommen wird der 
materielle Lebensstandard der Haushaltsmitglieder abgebildet. Die Erfassung des Haushaltseinkommens orien-
tiert sich an den Empfehlungen der Canberra-Group, einer internationalen Expertinnen- und Expertengruppe, die 
im Jahr 2001 richtlinien für vergleichbar  Haushaltseinkommensstatistiken erarbeitet hat.2 Erhoben werden lau-
fende Einkommen über den Berichtszeitraum eines ganzen Jahres (des Vorjahres = referenzjahr), sowohl Netto- 
als auch Bruttoeinkommen. Die auf laufende Einkommen beschränkte Erfassung von Einkommenskomponenten 
unterstellt, dass die es Einkommen auch laufend ausgegeben werden kann, und den aktuellen Lebensstandard 
dadurch direkt beeinflusst. Darüber hinausgehende Einflussfaktoren wie Vermögensbestände, Vermögensauflö-
sungen und Schulden werden in Eu-SiLC nicht berücksichtigt.3
Übersicht 1: Einkommensbestandteile in EU-SILC zur Ermittlung des Haushaltseinkommens 
Haushaltsebene: 
Einkommen aus Vermietung und Verpachtung 
Familienleistungen 
Wohnungsbeihilfen 
Geleistete und erhaltene Privattransfers 
Wert von für den Eigenverbrauch produzierten Waren 
Personenebene: 
Einkommen aus unselbständiger arbeit, Geldwerte und Firmen-PkW 






Zinsen, Dividenden, Gewinne aus kapitalanlagen 
Einkommensteuernachzahlung/-erstattung 
Sonstige Leistungen gegen soziale ausgrenzung 
Bildungsleistungen 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. 
als Einkommensbezugszeitraum gilt jeweils das Vorjahr, in der Erhebung Eu-SiLC 2008 also das Jahr 2007. Die 
Haushaltszusammensetzung und die Lebenssituation sind hingegen überwiegend auf den Erhebungszeitpunkt 
bezogen. um tarke Divergenzen zwischen den B zugszeitpunkte  zu verm iden wird versucht die Erhebung 
möglichst zeitnahe zum Vorjahr durchzuführen. Die Einkommen des Vorjahres werden nicht aufgewertet, die 
                                                
2 Vgl. Expert Group on Household income Statistics (2001). 
3 Vgl. hierzu kapitel 6 dieser Publikation zum Modul der Erhebung Eu-SiLC 2008 zu Verschuldung, Überschuldung und finan-
zieller Exklusion. 
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Als einkommensbezugszeitraum gilt jeweils das Vorjahr, in der erhebung eu-siLc 
2008 also das Jahr 2007. die haushaltszusammensetzung und die Lebenssituation 
sind hingegen überwiegend auf den erhebungszeitpunkt bezogen. um starke diver-
genzen zwischen den Bezugszeitpunkten zu vermeiden wird versucht, die erhebung 
möglichst zeitnahe zum Vorjahr durchzuführen. die einkommen des Vorjahres werden 
nicht aufgewertet, die inflation etwa bleibt unberücksichtigt. das Vorjahreseinkommen 
wird als näherung des aktuellen Jahreseinkommens verstanden.
einkommen auf haushaltsebene und alle einkommen von Personen ab 16 Jahren4 
werden zunächst getrennt erfasst und zu einem Jahreseinkommen summiert (Übersicht 
1). Auf Personenebene fließen selbständige und unselbständige einkommen sowie 
erwerbseinkommensbestandteile wie sonderzahlungen, trinkgelder, Prämien und 
ähnliches ein5. ebenso erfasst werden Pensionen, sozialtransfers, laufende einkommen 
aus Vermögen und einkommen aus Kapitalbeteiligungen, Vermietung und Verpachtung. 
durch den Abzug von steuern und sozialabgaben errechnet sich das nettohaushalts-
einkommen. das verfügbare haushaltseinkommen ergibt sich dann durch den Abzug 
von geleisteten bzw. das hinzurechnen erhaltener unterhaltszahlungen und sonstiger 
Privattransfers zwischen haushalten.
das verfügbare einkommen der hochgerechnet etwa 3,5 millionen österreichischen 
Privathaushalte wird in eu-siLc 2008 für das Jahr 2007 auf etwa 121,2 mrd. euro ge-
schätzt. dieser wert liegt etwa 5% höher als der Vergleichswert des Vorjahres6.
das Brutto-markteinkommen oder auch faktoreinkommen setzt sich aus den einkommen 
aus Arbeit, Kapital und grundbesitz zusammen und beträgt 118 mrd. euro. das Brutto-
gesamteinkommen, das sich aus markteinkommen und Pensionen zusammensetzt, 
4 einkommen von Personen unter 16 Jahren werden auf haushaltsebene erfasst.
5 Alle sachleistungen für unselbständig erwerbstätige werden erhoben, in das haushaltseinkommen fließt jedoch nur der wert der 
 privaten nutzung eines firmenfahrzeugs ein. Vgl. methoden und Vergleiche zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009c).
6 Vgl. dazu auch methoden und Vergleiche zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009c).
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beträgt 153,4 mrd. euro. Zieht man vom Bruttogesamteinkommen steuern und Abgaben 
ab und berücksichtigt erhaltene sozialleistungen, ergibt sich ein nettoeinkommen von 
121,5 mrd. euro. durch das Abziehen bzw. hinzurechnen privater transferzahlungen 
wird das verfügbare einkommen berechnet, dieses beträgt 121,2 mrd. euro. werden 
die wohnkosten von insgesamt 17,7 mrd. euro abgezogen, so verringert sich das 
verfügbare haushaltseinkommen von Privathaushalten in Österreich auf 103,5 mrd. euro.
Übersicht 2: Verteilung des einkommens privater haushalte
inflation etwa bleibt unberücksichtigt. Das Vorjahreseinkommen wird als Näherung des aktuellen Jahresein-
kommens verstanden. 
Einkommen auf Haushaltsebene und alle Einkommen von Personen ab 16 Jahren4 werden zunächst getrennt 
erfasst und zu einem Jahreseinkommen summiert (Übersicht 1). auf Personenebene fließen selbständige und un-
selbständige Einkommen sowie Erwerbseinkommensbestandteile wie Sonderzahlungen, trinkgelder, Prämien 
und ähnliches ein5. Ebenso erfasst werden Pensionen, Sozialtransfers, laufende Einkommen aus Vermögen und 
Einkommen aus kapitalbeteiligungen, Vermietung und Verpachtung. Durch den abzug von Steuern und Sozial-
abgaben errechnet sich das Nettohaushaltseinkommen. Das verfügbare Haushaltseinkommen ergibt sich dann 
durch den abzug von geleisteten bzw. das Hinzurechnen erhaltener unterhaltszahlungen und sonstiger Privat-
transfers zwischen Haushalten. 
Das verfügbare Einkommen der hochgerechnet etwa 3,5 Millionen österreichischen Privathaushalte wird in 
Eu-SiLC 2008 für das Jahr 2007 auf etwa 121,2 Mrd. Euro geschätzt. Dieser Wert liegt etwa 5% höher als der 
Vergleichswert des Vorjahres6.
Das Brutto-Markteinkommen oder auch Faktoreinkommen etzt sich aus den Einkommen aus arbeit, kapital und 
Grundbesitz zusammen und beträgt 118 Mrd. Euro. Das Bruttogesamteinkommen, das sich aus Markteinkommen 
und Pensionen zusammensetzt, beträgt 153,4 Mrd. Euro. Zieht man vom Bruttogesamteinkommen Steuern und 
abgaben ab und berücksichtigt erhaltene Sozialleistungen, ergibt sich ein Nettoeinkommen von 121,5 Mrd. Euro. 
Durch das abziehen bzw. Hinzurechnen privater transferzahlungen wird das verfügbare Einkommen berechnet, 
dieses beträgt 121,2 Mrd. Euro. Werden die Wohnkosten von insgesamt 17,7 Mrd. Euro abgezogen, so verringert 
sich das verfügbare Haushaltseinkommen von Privathaushalten in Österreich auf 103,5 Mrd. Euro.  
Übersicht 2: Verteilung des Einkommens privater Haushalte 
10% 25% 50% 75% 90% anzahl der 
Haushalte  







Markteinkommen (Brutto) 2.998 375 12.626 31.794 54.740 83.490 39.358 118,0 
Bruttogesamteinkommen 3.471 12.373 21.200 35.050 56.375 85.404 44.178 153,4 
Nettoeinkommen 3.563 12.392 18.450 28.674 43.290 61.241 34.104 121,5 
Verfügbares Einkommen  3.566 12.392 18.393 28.592 43.079 60.883 33.985 121,2 
Haushaltsbudget nach 
Wohnkosten 3.566 8.379 14.138 23.629 37.770 55.234 29.012 103,5 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. 
Die auf Eu-SiLC basierenden Daten erlauben im Gegensatz zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
eine analyse der Verteilung der Einkommen. Ein Maß für die ungleichverteilung von Einkommen bzw. die Ein-
kommenskonzentration ist der Gini-koeffizient. Beziehen alle Haushalte dasselbe Einkommen, so beträgt der 
Wert des Gini-koeffizienten 0%. Verfügt hingegen ein Haushalt über das gesamte Einkommen, erreicht der Gini-
koeffizient den Wert 100%. 
Eine Übersicht über Gini-koeffizienten für die Verteilung der Haushaltseinkommen zeigt Grafik 1. Mit einem Wert 
des Gini-koeffizienten von 48,7% zeigt sich die größte ungleichverteilung der Einkommen bei den Markteinkom-
men durch die Berücksichtigung von Pensionseinkommen sinkt die ungleichverteilung beim Bruttogesamtein-
kommen auf 39,3%. Nach abzug von Steuern und abgaben reduziert sich diese beim Nettoeinkommen weiter auf 
34%. Durch die Berücksichtigung von privaten transferzahlungen ergibt sich das verfügbare Einkommen, bei 
dem die ungleichverteilung geringfügig auf 33,7% sinkt. unter Berücksichtigung von Wohnkosten steigt die un-
gleichverteilung wiederum auf 38,0% an. 
                                                
4 Einkommen von Personen unter 16 Jahren werden auf Haushaltsebene erfasst. 
5 alle Sachleistungen für unselbständig Erwerbstätige werden erhoben, in das Haushaltseinkommen fließt jedoch nur der Wert 
der privaten Nutzung eines Firmenfahrzeugs ein. Vgl. Methoden und Vergleiche zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009c). 
6 Vgl. dazu auch Methoden und Vergleiche zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009c). 
die auf eu-siLc basieren n daten erlauben im geg nsatz zu den Volkswirtschaftli-
ch n gesamtrechnu gen eine Analyse der V rteilung der inkommen. in maß für die 
ungleichverteilung von einkommen bzw. die einkommenskonzentration ist der gini-
Koeffizient. Beziehen alle haushalte dasselbe einkommen, so beträgt der wert des 
gini-Koeffizi nt n 0%. Verfügt hing gen ein haushalt über das samte ei kom en, 
erreicht der gini- Koeffizient den wert 100%.
eine Übersicht über gini-Koeffizienten für die Verteilung der haushaltseinkommen 
zeigt grafik 1. mit einem wert des gini-Koeffizienten von 48,7% zeigt sich die größte 
ungleichverteilung der einkommen bei den markteinkommen durch die Berücksichtigung 
von Pensionseinkommen sinkt die ungleichverteilung beim Bruttogesamteinkommen 
auf 39,3%. nach Abzug von steuern und Abgaben reduziert sich diese beim nettoein-
kommen weiter auf 34%. durch die Berücksichtigung von privaten transferzahlungen 
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ergibt sich das verfügbare einkommen, bei dem die ungleichverteilung geringfügig auf 
33,7% sinkt. unter Berücksichtigung von wohnkosten steigt die ungleichverteilung 
wiederum auf 38,0% an.
grafik 1: gini-Koeffizienten für die Verteilung der haushaltseinkommen
 

































Da d ie Z usammensetzung der Ha ushalte und et waige K ostenersparnisse a ufgrund gemeinsamer H aushalts-
führung bei einer dera rtigen Betrachtung der Haus haltseinkommen unberücksic htigt bleiben, können Ungleic h-
heiten zwischen Haushalten nur bedingt dargestellt werden. Aus diesem Grund wird in vergleichenden Analysen 
üblicherweise das Äquivalenzeinkommen (auch als  gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen bezeichnet) für  die Abbil-
dung des Lebensstandards verwendet. 
2.2. Verteilung der äquivalisierten Einkommen in der Bevölkerung 
In EU-SILC wird die Einkommenssituation der befragten Haushalte und Personen erfasst. Die Gegenüberstellung 
der verfü gbaren Ress ourcen mit dem unterstellten Bedarf des Haus halts gibt da nn n äherungsweise Auskunft 
über den Lebensstandard der Haushalte. Die Annahme des Ressourcenbedarfs richtet sich dabei nach der Haus-
haltsgröße und dem Alter der Haushaltsmitglieder. Die Gewichtung der einzelnen Haushaltsmitglieder zur Ermitt-
lung des Be darfs eines gesamten Ha ushalts ermö glicht die Ber echnung ei nes ä quivalisierten Haushalts-
einkommens. Dieses Maß  gi lt als Indikator  für den materiell en L ebensstandard jed es einz elnen Ha ushaltsmit-
glieds und so ll Verg leichbarkeit z wischen Haushalten unterschiedlicher G röße und Zusammensetzung gewähr-
leisten. 
Unterstellt wird bei  der  Äqu ivalisierung v on Haushaltseinkommen, d ass mit zune hmender H aushaltsgröße u nd 
abhängig vom Alter der Ki nder eine Kostenersparnis im Haushalt durch geme insames Wirtschaften erzielt wird 
(economy of  s cale). Es  wird weiters di e A nnahme g etroffen, d ass alle Mitglieder ei nes Ha ushaltes in g leicher 
Weise am H aushaltseinkommen te ilhaben. Da Inform ationen ü ber di e tatsächl iche Verteilung i nnerhalb des 
Haushalts feh len, könn en p ersonelle Verte ilungsaspekte, w ie zum Be ispiel Ei nkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern, nicht bzw. nur zwischen Einpersonenhaushalten betrachtet werden.  
Übersicht 3: Beispiel für die Berechnung der Haushaltsäquivalente 
 Fixbedarf des  Hauhaltes 
Bedarf für  
Erwachsene Bedarf für Kinder = Gesamtbedarf 
Alleinlebende Person 0,5 0,5 0,0 1,0 
Ein-Eltern-Haushalt mit 1 Kind 0,5 0,5 0,3 1,3 
Ein-Eltern-Haushalt mit 2 Kindern 0,5 0,5 0,6 1,6 
2 Erwachsene mit 2 Kindern 0,5 1,0 0,6 2,1 
2 Erwachsene mit 3 Kindern 0,5 1,0 0,9 2,4 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Kind = unter 14 Jahre. 
 
Für Statistiken  auf Basis vo n EU-SILC wird zur Bedar fsgewichtung die so genannte EU-Skala her angezogen. 
Eine alleinlebende erwachsene Person wird dabei als Referenz (= Konsumäquivalent) betrachtet. Der unterstellte 
Ressourcenbedarf steigt für jede n weiteren Erwachsenen um 0,5 Konsumäquivalente, Kinder werden jeweils mit 
da die Zusammensetzung der haushalte und etwaige Kostenersparnisse aufgrund 
gemeinsamer haushaltsführ ng bei einer derartigen Betrach ung der haushaltsein-
komm n unberücksichtigt bleiben, können ungleichheiten zwis h n haushalten 
nur bedingt dargestellt werden. Aus diesem grund wird in vergleichenden Analysen 
üblicherweise das äquivalenzeinkomme  ( ch als gewichtetes Pro-Kopf-einkommen 
bez ichn t) für die Abbildung des Lebensstandards verwend t.
2.2. Verteilung der äquivalisierten einkommen in der Bevölkerung
in eu-siLc wird die einkommenssituation der befragten haushalte und Personen erfasst. 
die gegenüberstellung der verfügbaren r ssourcen mit dem unterstellt n Bedarf des 
haushalts gibt dann näherungsweise Auskunft über den Lebensstandard der haushalte. 
die Annahme des ressourcenbedarfs richtet sich dabei nach der haushaltsgröße und 
dem Alter der haushaltsmitglieder. die gewichtung der einzelnen haushaltsmitglieder 
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zur ermittlung des Bedarfs eines gesamten haushalts ermöglicht die Berechnung eines 
äquivalisierten haushaltseinkommens. dieses maß gilt als indikator für den materi-
ellen Lebensstandard jedes einzelnen haushaltsmitglieds und soll Vergleichbarkeit 
zwischen haushalten unterschiedlicher größe und Zusammensetzung gewährleisten.
unterstellt wird bei der äquivalisierung von haushaltseinkommen, dass mit zuneh-
mender haushaltsgröße und abhängig vom Alter der Kinder eine Kostenersparnis im 
haushalt durch gemeinsames wirtschaften erzielt wird (economy of scale). es wird 
weiters die Annahme getroffen, dass alle mitglieder eines haushaltes in gleicher 
weise am haushaltseinkommen teilhaben. da informationen über die tatsächliche 
Verteilung innerhalb des haushalts fehlen, können personelle Verteilungsaspekte, 
wie zum Beispiel einkommensunterschiede zwischen frauen und männern, nicht bzw. 
nur zwischen einpersonenhaushalten betrachtet werden.
Übersicht 3: Beispiel für die Berechnung der haushaltsäquivalente
 

































Da d ie Z usammensetzung der Ha u halte und et waige K ostenersparnisse a ufgrund gem insamer H aushalts-
führung bei einer dera rtigen Betrachtung der Haus haltseinkommen unberücksic htigt bleiben, können Ungleic h-
heiten zwischen Haushalten nur bedingt dargestellt werden. Aus diesem Grund wird in vergleichenden Analysen 
üblicherweise das Äquivalenzeinkommen (auch als  gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen bezeichnet) für  die Abbil-
dung des Lebensstandards verwendet. 
2.2. Verteilung der äquivalisierten Einkommen in der Bevölkerung 
In EU-SILC wird die Einkommenssituation der befragten Haushalte und Personen erfasst. Die Gegenüberstellung 
der verfü gbaren Ress ourcen mit dem unterstellten Bedarf des Haus halts gibt da nn n äherungsweise Auskunft 
über den Lebensstandard der Haushalte. Die Annahme des Ressourcenbedarfs richtet sich dabei nach der Haus-
haltsgröße und dem Alter der Haushaltsmitglieder. Die Gewichtung der einzelnen Haushaltsmitglieder zur Ermitt-
lung des Be darfs eines gesamten Ha ushalts ermö glicht die Ber echnung ei nes ä quivalisierten Haushalts-
einkommens. Dieses Maß  gi lt als Indikator  für den materiell en L ebensstandard jed es einz elnen Ha ushaltsmit-
glieds und so ll Verg leichbarkeit z wischen Haushalten unterschiedlicher G röße und Zusammensetzung gewähr-
lei ten. 
Unterstellt wird bei  der  Äqu ivalisierung v on Haushaltseinkommen, d ass mit zune hmender H aushaltsgröße u nd 
abhängig vom Alter der Ki nder eine Kostenersparnis im Haushalt durch geme insames Wirtschaften erzielt wird 
(economy of  s cale). Es  wird weiters di e A nnahme g etroffen, d ass alle Mitglieder ei nes Ha ushaltes in g leicher 
Weise am H aushalt ei kommen te ilhaben. Da Inform ationen ü ber di e tatsächl iche Verteilung i nnerhalb des 
Haushalts feh len, könn en p ersonelle Verte ilungsaspekte, w ie zum Be ispiel Ei nkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern, nicht bzw. nur zwischen Einpersonenhaushalten betrachtet werden.  
Übersicht 3: Beispiel für die Berechnung der Haushaltsäquivalente 
 Fixbedarf des  Hauhaltes 
Bedarf für  
Erwachsene Bedarf für Kinder = Gesamtbedarf 
Alleinlebende Person 0,5 0,5 0,0 1,0 
Ein-Eltern-Haushalt mit 1 Kind 0,5 0,5 0,3 1,3 
Ein-Eltern-Haushalt mit 2 Kindern 0,5 0,5 0,6 1,6 
2 Erwachsene mit 2 Kindern 0,5 1,0 0,6 2,1 
2 Erwachsene mit 3 Kindern 0,5 1,0 0,9 2,4 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Kind = unter 14 Jahre. 
 
Für Statistiken  auf Basis vo n EU-SILC wird zur Bedar fsgewichtung die so genannte EU-Skala her angezogen. 
Eine alleinlebende erwachsene Person wird dabei als Referenz (= Konsumäquivalent) betrachtet. Der unterstellte 
Ressourcenbedarf steigt für jede n weiteren Erwachsenen um 0,5 Konsumäquivalente, Kinder werden jeweils mit 
für statistik n auf Basis von u-siLc  zur Bedarfsgewichtung die so genannte eu-
skala herangezogen. eine alleinlebende erwachsene Person wird dabei als referenz 
(= Konsumäquivalent) betrachtet. der unterstellte ressourcenbedarf steigt für jeden 
weiteren erwachsenen um 0,5 Konsumäquivalente, Kinder werden jeweils mit 0,3 
Konsumäquivalenten gewichtet. Übersicht 3 zeigt exemplarisch die Berechnung des 
gesamteinkommensbedarfs für verschiedene haushaltskonstellationen.
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wird das verfügbare haushaltseinkommen durch die Konsumäquivalente des haus-
halts dividiert, ergibt sich das äquivalisierte haushaltseinkommen. es drückt jenen 
Lebensstandard aus, den ein einpersonenhaushalt mit diesem einkommen erzielen 
kann. unterstellt wird damit, dass z.B. der Lebensstandard einer dreiköpfigen familie
mit einem einkommen von 30.000 euro dem Lebensstandard eines einpersonenhaus-
halts mit einem jährlichen gesamteinkommen von 16.667 euro entspricht (Übersicht 4).
Übersicht 4: Berechnungsbeispiel für das äquivalenzeinkommen einer familie
 
0,3 Ko nsumäquivalenten g ewichtet. Übersicht 3 zei gt e xemplarisch die Berech nung des Gesamt einkommens-
bedarfs für verschiedene Haushaltskonstellationen. 
Wird das verfügbare Haushaltseinkommen durch die Konsumäquivalente des Haushalts dividiert, ergibt sich das 
äquivalisi rte Haushaltseinkommen. Es drückt j en Lebensstandard au , den e in Einpersonenhaushalt mit di e-
sem Einkommen erzielen kann. Unterstellt wird damit, dass z.B. der L ebensstandard einer dreiköpfigen Familie 
mit einem Ei nkommen von 30.000 Euro dem Lebensstandard eines Einpersonenhaushalts mit einem jä hrlichen 
Gesamteinkommen von 16.667 Euro entspricht (Übersicht 4). 
Übersicht 4: Berechnungsbeispiel für das Äquivalenzeinkommen einer Familie 





Haushalt 30.000 € 0,5+1,3 =1,8 16.667 €
Mutter 14.000 € 0,5 16.667 €
Vater 14.000 € 0,5 16.667 €
Kind 2.000 € 0,3 16.667 €
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Kind = unter 14 Jahre. 
 
Um Vertei lungen zu beschreiben, werden Einkommensgruppen über ih re Positi on in der Verte ilung defin iert. 
Dazu si nd Per zentile als W erte bestimmter Einkomme nspositionen, u nterhalb derer sic h ein festge legter Anteil  
der Äquivalenzeinkommen befindet, ausgewiesen (z.B. Dez ile, Quartile oder Quintile). Zur Berechnung von Per-
zentilwerten werden di e Pers onen nac h der  Höhe i hres ä quivalisierten Einkommens g ereiht. Der Perzentil wert 
entspricht je nem Äquiv alenzeinkommen, u nterhalb dessen 10%, 20%, 2 5% us w. d er Bevölkerung p ositioniert 
sind. Di e je weiligen Ei nkommensgruppen z wischen d en Perzentilwerten werden a ls Einkommenszehntel bz w. 
-viertel usw. bezeichnet. Jedes Einkommenszehntel umfasst dabei ru nd 820.000 Personen, jedes Einkommens-
viertel etwa 2 Mio. Personen. 
Übersicht 5 zeigt, dass dem untersten Einkommenszehntel in Österreich maximal 10.653 Euro pro Jahr zur Ver-
fügung stehen, dem obersten Einkommenszehntel hingegen mindestens 33.270 Euro. Personen im obersten Ein-
kommenszehntel steht somit ein rund dreimal so hohes Äquivalenzeinkommen zur Verfügung wie Personen des 
untersten Eink ommenszehntels. In Summe verfügt das o berste Einkommenszehntel ü ber 2 2% des  gesamten 
Äquivalenzeinkommens, das unterste über etwa 4%.  
Übersicht 5: Verteilungsperzentile des Äquivalenzeinkommens von Personen 




10% weniger als 10.653 € 4
25% weniger als 14.238 € 13
50% weniger als 19.011 € 19
75% weniger als 25.416 € 26
90% weniger als  33.270 € 22
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. 
 
Der Gini-Koeffizient als Maß für die U ngleichverteilung sinkt bei Berücksich tigung der Haushaltsgröße durch die 
Äquivalisierung deutlich (Grafik 2). Die äquivalisierten Markteinkommen sind mit 41,5% deutlich weniger ungleich 
verteilt als die nicht-äquivalisierten. Die Ungleichverteilung sinkt mit Hinzurechnen der Pensionen auf 34,6% und 
durch den Abzug von Steuern und Abzügen auf 26,8%. Bei Berücksichtigung von privaten Transfers - im Wesent-
lichen Unterhaltsleistungen - sinkt die Ungleichverteilung in geringem Maße auf 26,1%. Werden nun Wohnkosten 
von diesem verfügbaren Einkommen abgezogen, steigt die Ungleichverteilung um beinahe 4 Prozentpunkte wie-
derum a uf 30 %. Die Umve rteilung durc h W ohnkosten entspricht so mit der Hälfte  des gesamt en Umver-
teilungseffektes durch Steuern und Sozialleistungen. 
um Verteilungen zu beschreiben, werden einkommensgruppen über ihre Position in 
der Verteilung definiert. dazu sind Perzentile als werte bestimmter einkommenspositi-
onen, unterhalb derer sich ein festgelegter Anteil der äquivalenzeinkommen befindet, 
ausgewiesen (z.B. dezile, Quartile oder Quintile). Zur Berechnung von Perzentilwerten 
werden die Personen nach der höhe ihres äquivalisierten einkommens gereiht. der 
Perzentilwert entspricht jenem äquivalenzeinkommen, unterhalb dessen 10%, 20%, 
25% usw. der Bevölkerung positioniert sind. die jeweiligen einkommensgruppen 
zwischen den Perzentilwerten werden als einkommenszehntel bzw. -viertel usw. 
bezeichnet. Jedes einkommenszehntel umfasst dabei rund 820.000 Personen, jedes 
einkommensviertel etwa 2 mio. Personen.
Übersicht 5 zeigt, dass dem untersten einkommenszehntel in Österreich maximal 10.653 
euro pro Jahr zur Verfügung stehen, dem obersten einkommenszehntel hingegen min-
destens 33.270 euro. Personen im obersten einkommenszehntel steht somit ein rund 
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dreimal so hohes äquivalenzeinkommen zur Verfügung wie Personen des untersten 
einkommenszehntels. in summe verfügt das oberste einkommenszehntel über 22% 
des gesamten äquivalenzeinkommens, das unterste über etwa 4%.
Übersicht 5: Verteilungsperzentile des äquivalenzeinkommens von Personen
 
0,3 Ko nsumäquivalenten g ewichtet. Übersicht 3 zei gt e xemplarisch die Berech nung des Gesamt einkommens-
bedarfs für verschiedene Haushaltskonstellationen. 
Wird das verfügbare Haushaltseinkommen durch die Konsumäquivalente des Haushalts dividiert, ergibt sich das 
äquivalisierte Haushaltseinkommen. Es drückt jenen Lebensstandard aus, den e in Einpersonenhaushalt mit di e-
sem Einkommen erzielen kann. Unterstellt wird damit, dass z.B. der L ebensstandard einer dreiköpfigen Familie 
mit einem Ei nkommen von 30.000 Euro dem Lebensstandard eines Einpersonenhaushalts mit einem jä hrlichen 
Gesamteinkommen von 16.667 Euro entspricht (Übersicht 4). 
Übersicht 4: Berechnungsbeispiel für das Äquivalenzeinkommen einer Familie 





Haushalt 30.000 € 0,5+1,3 =1,8 16.667 €
Mutter 14.000 € 0,5 16.667 €
Vater 14.000 € 0,5 16.667 €
Kind 2.000 € 0,3 16.667 €
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Kind = unter 14 Jahre. 
 
Um Vertei lungen zu beschreiben, werden Einkommensgruppen über ih re Positi on in der Verte ilung defin iert. 
Dazu si nd Per zentile als W erte bestimmter Einkomme nspositionen, u nterhalb derer sic h ein festge legter Anteil  
der Äquivalenzeinkommen befindet, ausgewiesen (z.B. Dez ile, Quartile oder Quintile). Zur Berechnung von Per-
zentilwerten werden di e Pers onen nac h der  Höhe i hres ä quivalisierten Einkommens g ereiht. Der Perzentil wert 
entspricht je nem Äquiv alenzeinkommen, u nterhalb dessen 10%, 20%, 2 5% us w. d er Bevölkerung p ositioniert 
sind. Di e je weiligen Ei nkommensgruppen z wischen d en Perzentilwerten werden a ls Einkommenszehntel bz w. 
-viertel usw. bezeichnet. Jedes Einkommenszehntel umfasst dabei ru nd 820.000 Personen, jedes Einkommens-
viertel etwa 2 Mio. Personen. 
Übersicht 5 igt, da s dem untersten Einkommensz hnt l in Österreich maximal 10.653 Euro pro Jahr zur Ver-
fügung stehen, dem obersten Einkommenszehntel hingegen mindestens 33.270 Euro. Personen im obersten Ein-
kommenszehntel steht somit ein rund dreimal so hohes Äquivalenzeinkommen zur Verfügung wie Personen des 
untersten Eink ommenszehntels. In Summe verfügt das o berste Einkommenszehntel ü ber 2 2% des  gesamten 
Äquivalenzeinkommens, das unterste über etwa 4%.  
Übersicht 5: Verteilungsperzentile des Äquivalenzeinkommens von Personen 




10% weniger als 10.653 € 4
25% weniger als 14.238 € 13
50% weniger als 19.011 € 19
75% weniger als 25.416 € 26
90% weniger als  33.270 € 22
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. 
 
Der Gini-Koeffizient als Maß für die U ngleichverteilung sinkt bei Berücksich tigung der Haushaltsgröße durch die 
Äquivalisierung deutlich (Grafik 2). Die äquivalisierten Markteinkommen sind mit 41,5% deutlich weniger ungleich 
verteilt als die nicht-äquivalisierten. Die Ungleichverteilung sinkt mit Hinzurechnen der Pensionen auf 34,6% und 
durch den Abzug von Steuern und Abzügen auf 26,8%. Bei Berücksichtigung von privaten Transfers - im Wesent-
lichen Unterhaltsleistungen - sinkt die Ungleichverteilung in geringem Maße auf 26,1%. Werden nun Wohnkosten 
von diesem verfügbaren Einkommen abgezogen, steigt die Ungleichverteilung um beinahe 4 Prozentpunkte wie-
derum a uf 30 %. Die Umve rteilung durc h W ohnkosten entspricht so mit der Hälfte  des gesamt en Umver-
teilungseffektes durch Steuern und Sozialleistungen. 
der gini-Koeffizient als maß für die ungleichverteilung sinkt bei Berücksichtigung 
der haushaltsgröße durch die äquivalisierung deutlich (grafik 2). die äquivalisierten 
markteinko men sind mit 41,5% deutlich weniger ungleich vert ilt als die nicht-äqui-
valisierten. die ungleichverteilung sinkt mit hinzurechnen der Pensionen auf 34,6% 
und durch den Abzug von steuern und Abzügen auf 26,8%. Bei Berücksichtigung von 
privaten transfers - im wesentlichen unterhaltsleistungen - sinkt die ungleichvertei-
lung in geringem maße auf 26,1%. werden nun wohnkosten von diesem verfügbaren 
einkommen abgezogen, steigt die ungleichverteilung um beinahe 4 Prozentpunkte 
wiederum auf 30%. die umverteilung durch wohnkosten entspricht somit der hälfte 
des gesamten umverteilungseffektes durch steuern und sozialleistungen.
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grafik 2: gini-Koeffizienten für die Verteilung der äquivalenzeinkommen
 


































2.3. Die Zusammensetzung des äquivalisierten Haushaltseinkommens 
Im folgend en Abschnitt wird die Z usammensetzung d es ä quivalisierten Haus haltseinkommens österreichischer 
Privathaushalte be handelt. Über d ie Hälfte des äquivalisierten Haushaltseinkommens sta mmt aus un-
selbständiger Arbeit (57 %). Gemeins am mit Einkomme n aus sel bständiger Arbe it machen Ei nkommen aus Er-
werbsarbeit somit et wa z wei Drittel des Äquivalenzeinkommens österreichischer Privathaushalte aus. 30% des 
äquivalisierten Haushaltseinkommens stammen aus Sozialleistungen: Altersunabhängige Sozialleistungen stellen 
dabei einen Anteil von 11%, Pensionen von 19%. Private Einkommen (private Transferszahlungen) haben mit 4% 
den geringsten Anteil am Äquivalenzeinkommen. 
Die Haushaltszusammensetzung und die Lebenssituation der Haushaltsmitglieder sind ausschlaggebend für di e 
Zusammensetzung des ä quivalisierten Ha ushaltseinkommens. So be steht das ä quivalisierte H aushaltsein-
kommen bei Haushalten mit Pensi onen als Haupteinkommensquelle zu 8 7% aus Pe nsionen, bei al leinlebenden 
Personen s ogar zu über 9 0%. Be i H aushalten mit anderen Haupteinkommensquellen m achen Er werbs-
einkommen a us unsel bständiger Arbe it den  Groß teil des äquivalisierten Haushaltseinkommens a us: Der Antei l 
liegt z wischen 51% bei E in-Eltern-Haushalten un d 73 % bei Me hrpersonenhaushalten mit einem K ind. Sozi al-
leistungen ma chen b ei Ha ushalten oh ne Pensionen z wischen 8 % un d 28% d es ä quivalisierten Haushalts-
einkommens aus. Private T ransfers h aben die  ger ingste Bedeutung für  das Haushaltseinkommen, l ediglich i n 
Ein-Eltern-Haushalten und bei alleinlebenden Frauen ohne Pension beträgt ihr Anteil mehr als 10 Prozent.  
2.4. Relativer Lebensstandard verschiedener Bevölkerungsgruppen 
Das äq uivalisierte Haus haltseinkommen d ient als Indi kator für den ma teriellen L ebensstandard ein er Person. 
Wird das  ä quivalisierte E inkommen ei ner Person in  Bez ug z um me dianen Äq uivalenzeinkommen d er Gesamt -
bevölkerung gesetzt, können relative Unterschiede im Lebensstandard dargestellt werden. Der als Verfügbarkeit 
von Ress ourcen defi nierte L ebensstandard hängt ne ben der je weiligen Haushaltszusammensetzung auch mit 
individuellen soziodemographischen Merkmalen wie Geschlecht, Alter, Bildung und Erwerbsstatus zusammen. 
Als Ken ngröße zur Besc hreibung des Lebensstandards ös terreichischer Privatha ushalte wird das M edianein-
kommen herangezogen. Der Median tei lt die Einkommensverteilung in exakt zwei g leiche Teile, d.h. j eweils die 
Hälfte der Personen verfügt über  weniger Äquiv alenzeinkommen als dieses Medianeinkommen, die  Hälfte der  
Personen verfügt über mehr. Der Me dian des Äquivalenzeinkommens kann daher als mittlerer Lebensstandard 
bezeichnet werden und beträgt laut EU-SILC 200 8 19.011Euro (Übersicht 6). Über Unterschi ede zwischen den 
Geschlechtern sind bei der  Betrachtung des Äquivalenzeinkommens nur eingeschränkte Aussagen möglich, da 
dieses Einkom men von d er j eweiligen H aushaltszusammensetzung a bhängt. Das Äqu ivalenzeinkommen vo n 
Männern l iegt insgesamt etwas über, d as von Frauen etwas unter d em Median des Äquivalenzeinkommens der 
Gesamtbevölkerung. Am größten ist der Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern in der Altersgrup-
pe ab 65 Jahre, am geringsten in der Altersgruppe 40 bis 64 Jahre. 
2.3. die Zusa nsetzung des äquivalisierten haushalts inkommens
im folgenden Abschnitt wird die Zusammensetzung des äquivalisierten haushaltsein-
kommens österreichischer Privathaushalte behandelt. Über die hälfte des äquivali-
sierten haushaltseinkommens stammt aus unselbständiger Arbeit (57%). gemeinsam 
mit einkommen aus selbständiger Arbeit machen einkommen aus erwerbsarbeit somit 
etwa zwei drittel d s äquivalenzeinkommens österr ichischer Privathaushalte aus. 
30% de  äquivalisierten hau altseinkommens stammen us sozialleistungen: Al-
tersunabhängige sozialleistungen st llen dab i einen Anteil von 11%, Pensionen von 
19%. Private einkommen (private transferszahlungen) haben mit 4% den geringsten 
Anteil am äquivalenzeinkommen.
die haushaltszusammensetzung und die Lebenssituation der haushaltsmitglieder sind 
ausschlaggebend für die Zusammensetzung des äquivalisierten haushaltseinkommens. 
so besteht das äquivalisierte haushaltseinkommen bei haushalten mit Pensionen als 
haupteinkommensquelle zu 87% aus Pensionen, bei alleinlebenden Personen sogar 
zu über 90%. Bei haushalten mit anderen hauptei kommensquellen machen rwerbs-
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einkommen aus unselbständiger Arbeit den großteil des äquivalisierten haushaltsein-
kommens aus: der Anteil liegt zwischen 51% bei ein-eltern-haushalten und 73% bei 
mehrpersonenhaushalten mit einem Kind. sozialleistungen machen bei haushalten 
ohne Pensionen zwischen 8% und 28% des äquivalisierten haushaltseinkommens 
aus. Private transfers haben die geringste Bedeutung für das haushaltseinkommen, 
lediglich in ein-eltern-haushalten und bei alleinlebenden frauen ohne Pension beträgt 
ihr Anteil mehr als 10 Prozent.
2.4. relativer Lebensstandard verschiedener Bevölkerungsgruppen
das äquivalisierte haushaltseinkommen dient als indikator für den materiellen 
Lebensstandard einer Person. wird das äquivalisierte einkommen einer Person in 
Bezug zum medianen äquivalenzeinkommen der gesamtbevölkerung gesetzt, können 
relative unterschiede im Lebensstandard dargestellt werden. der als Verfügbarkeit 
von ressourcen definierte Lebensstandard hängt neben der jeweiligen haushalts-
zusammensetzung auch mit individuellen soziodemographischen merkmalen wie 
geschlecht, Alter, Bildung und erwerbsstatus zusammen.
Als Kenngröße zur Beschreibung des Lebensstandards österreichischer Privathaushalte 
wird das medianeinkommen herangezogen. der median teilt die einkommensverteilung 
in exakt zwei gleiche teile, d.h. jeweils die hälfte der Personen verfügt über weniger 
äquivalenzeinkommen als dieses medianeinkommen, die hälfte der Personen verfügt 
über mehr. der median des äquivalenzeinkommens kann daher als mittlerer Lebens-
standard bezeichnet werden und beträgt laut eu-siLc 2008 19.011euro (Übersicht 6). 
Über unterschiede zwischen den geschlechtern sind bei der Betrachtung des äqui-
valenzeinkommens nur eingeschränkte Aussagen möglich, da dieses einkommen von 
der jeweiligen haushaltszusammensetzung abhängt. das äquivalenzeinkommen von 
männern liegt insgesamt etwas über, das von frauen etwas unter dem median des 
äquivalenzeinkommens der gesamtbevölkerung. Am größten ist der einkommens-
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unterschied zwischen den geschlechtern in der Altersgruppe ab 65 Jahre, am geringsten 
in der Altersgruppe 40 bis 64 Jahre.
Je nach haushaltszusammensetzung zeigen sich recht deutliche unterschiede im 
Lebensstandard. haushalte mit Pension als haupteinkommensquelle verfügen über 
die geringsten medianäquivalenzeinkommen. deutliche geschlechtsspezifische un-
terschiede zeigen sich hier bei alleinlebenden Personen: frauen verfügen in diesen 
haushalten über ein um 13 Prozentpunkte geringeres einkommen als alleinlebende 
männer. Bei haushalten ohne Pension als haupteinkommensquelle weisen mehrper-
sonenhaushalte ohne Kinder und mehrpersonenhaushalte mit nur einem Kind ein 
überdurchschnittliches äquivalenzeinkommen auf. Über ein unterdurchschnittliches
äquivalenzeinkommen verfügen Personen in ein-eltern-haushalten und mehrperso-
nenhaushalte mit drei und mehr Kindern.
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Übersicht 6: relativer Lebensstandard nach geschlecht, Alter und haushaltsform
Je nach Haushaltszusammensetzung zeigen sich recht deutliche unterschiede im Lebensstandard. Haushalte mit 
Pension als Haupteinkommensquelle verfügen über die geringsten Medianäquivalenzeinkommen. Deutliche ge-
schlechtsspezifische unterschiede zeigen sich hier bei alleinlebenden Personen: Frauen verfügen in diesen 
Haushalten über ein um 13 Prozentpunkte geringeres Einkommen als alleinlebende Männer. Bei Haushalten 
ohne P nsion als Haupteinkommensquelle weisen Mehrpersonenhaushalte ohne kinder und Mehrpersonen-
haushalte mit nur einem kind ein überdurchschnittliches Äquivalenzeinkommen auf. Über ein unterdurch-
schnittliches Äquivalenzeinkommen verfügen Personen in Ein-Eltern-Haushalten und Mehrpersonenhaushalte mit 
drei und mehr kindern. 
Übersicht 6: Relativer Lebensstandard nach Geschlecht, Alter und Haushaltsform
Personen Medianlebensstandard
in 1.000 in % in Eur in %
Insgesamt 8242 100 19.011 100
Männer 4023 49 19.528 103
Bis 19 Jahre 924 11 17.555 92
20 bis 39 Jahre 1087 13 19.835 104
40 bis 64 Jahre 1436 17 20.985 110
65 Jahre + 576 7 19.021 100
Frauen 4218 51 18.504 97
Bis 19 Jahre 892 11 16.772 88
20 bis 39 Jahre 1066 13 18.418 97
40 bis 64 Jahre 1461 18 20.780 109
65 Jahre + 799 10 16.928 89
Haushalt*) mit Pension 1.640 20 17.399 92
alleinlebende Männer 128 2 17.534 92
alleinlebende Frauen 415 5 14.984 79
Mehrpersonenhaushalt 1.096 13 18.613 98
Haushalt*) ohne Pension 6.602 80 19.402 102
alleinlebende Männer 412 5 19.172 101
alleinlebende Frauen 305 4 18.550 98
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 1.957 24 22.641 119
Haushalt*) mit Kindern (ohne Pension) 3.927 48 18.199 96
Ein-Eltern-Haushalt 320 4 14.478 76
Mehrpersonenhaushalt  + 1 kind 1.351 16 20.509 108
Mehrpersonenhaushalt  + 2 kinder 1.502 18 18.397 97
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 754 9 14.852 78
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - *) Personen in Haushalten.
Das mediane Äquivalenzeinkommen von Personen nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft liegt deutlich unter 
dem mittleren Lebensstandard in Österreich (Übersicht 7). auch das mediane Äquivalenzeinkommen von einge-
bürgerten Österreicherinnen und Österreichern liegt um etwa 20 Prozent unter dem Median des Äquivalenzein-
kommens der Gesamtbevölkerung. Demgegenüber ist das mediane Äquivalenzeinkommen von Personen aus 
Eu- und EFta-Staaten nur knapp geringer als jenes der Gesamtbevölkerung.
auch Bildung beeinflusst den materiellen Lebensstandard einer Person wesentlich: Je höher der Bildungs-
abschluss, desto höher ist auch das mediane Äquivalenzeinkommen. Personen mit Pflichtschule als höchstem 
Bildungsabschluss haben ein um 16 Prozent niedrigeres Medianäquivalenzeinkommen als die Gesamt-
bevölkerung. Bei allen höheren Bildungsabschlüssen liegt auch das mediane Äquivalenzeinkommen über dem 
mittleren Lebensstandard in Österreich.
Die Erwerbseinbindung ist ein wichtiger Einflussfaktor für das Lebensstandardniveau einer Person bzw. eines 
Haushalts. in Haushalten, wo keine Person im Erwerbsalter erwerbstätig ist oder die Haushaltsmitglieder nur 
teilweise in den Erwerbsprozess integriert sind, liegen die Äquivalenzeinkommen deutlich unter dem Median der 
Gesamtbevölkerung. Dies ist auch der Fall, wenn keine Person im Erwerbsalter im Haushalt lebt. Ein ähnliches 
Ergebnis zeigt sich bei der unterscheidung nach der Haupteinkommensquelle des Haushalts: Wird das Haus-
haltseinkommen hauptsächlich aus selbständiger oder unselbständiger Erwerbsarbeit generiert, ermöglicht dies 
dem Haushalt einen überdurchschnittlichen Lebensstandard. Bilden Pensionen oder Sozialleistungen die Haupt-
einkommensquelle, liegt das Äquivalenzeinkommen des Haushalts deutlich unter dem Median der Gesamt-
bevölkerung, bei Sozialleistungen als Haupteinkommensquelle sogar um 38 Prozent. 
das mediane äquivalenzeinkommen von Personen nicht-österreichischer staatsbürger-
schaft liegt deutlich unter dem mittleren Lebensstandard in Österreich (Übersicht 7). 
Auch das mediane äquivalenzeinkommen von eingebürgerten Österreicherinnen und 
Österreichern liegt um etwa 20 Prozent unter dem median des äquivalenzeinkommens 
der gesamtbevölkerung. demgegenüber ist das mediane äquivalenzeinkommen von 
Personen aus eu- und eftA-staaten nur knapp geringer als jenes der gesamtbevölkerung.
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Auch Bildung beeinflusst den materiellen Lebensstandard einer Person wesentlich: Je 
höher der Bildungsabschluss, desto höher ist auch das mediane äquivalenzeinkom-
men. Personen mit Pflichtschule als höchstem Bildungsabschluss haben ein um 16 
Prozent niedrigeres medianäquivalenzeinkommen als die gesamtbevölkerung. Bei 
allen höheren Bildungsabschlüssen liegt auch das mediane äquivalenzeinkommen 
über dem mittleren Lebensstandard in Österreich.
die erwerbseinbindung ist ein wichtiger einflussfaktor für das Lebensstandardniveau 
einer Person bzw. eines haushalts. in haushalten, wo keine Person im erwerbsalter 
erwerbstätig ist oder die haushaltsmitglieder nur teilweise in den erwerbsprozess 
integriert sind, liegen die äquivalenzeinkommen deutlich unter dem median der 
gesamtbevölkerung. dies ist auch der fall, wenn keine Person im erwerbsalter im 
haushalt lebt. ein ähnliches ergebnis zeigt sich bei der unterscheidung nach der 
haupteinkommensquelle des haushalts: wird das haushaltseinkommen hauptsäch-
lich aus selbständiger oder unselbständiger erwerbsarbeit generiert, ermöglicht dies 
dem haushalt einen überdurchschnittlichen Lebensstandard. Bilden Pensionen oder 
sozialleistungen die haupteinkommensquelle, liegt das äquivalenzeinkommen des 
haushalts deutlich unter dem median der gesamtbevölkerung, bei sozialleistungen 
als haupteinkommensquelle sogar um 38 Prozent.
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Armutsgefährdung in Österreich
Übersicht 7: relativer Lebensstandard nach ausgewählten merkmalen
Übersicht 7: Relativer Lebensstandard nach ausgewählten Merkmalen 
Personen Medianlebensstandard 
in 1.000 in % in Eur in % 
Insgesamt  8.242 100 19.011 100
Staatsbürgerschaft 
Österreich 7.367 89 19.595 103
darunter eingebürgert (Nicht Eu/EFta) 263 3 15.305 81
Nicht Österreich 874 11 14.929 79
davon Eu/EFta 270 3 18.470 97
davon sonstiges ausland 604 7 13.903 73
Höchster Bildungsabschluss 
Max. Pflichtschule 1.657 20 15.878 84
Lehre/mittlere Schule 3.308 40 19.627 103
Matura 1.228 15 22.604 119
universität 679 8 25.719 135
Haupttätigkeit (2006) 
Erwerbstätig 3.663 44 21.433 113
davon Vollzeit 2.916 35 21.825 115
davon teilzeit 746 9 19.696 104
Pension 1.829 22 18.634 98
arbeitslos 265 3 13.068 69
Haushalt 659 8 15.454 81
in ausbildung 456 6 18.463 97
Erwerbsintensität des Haushalts*) 
keine Person im Erwerbsalter im HH 1.014 12 16.622 87
keine Erwerbstätigkeit 772 9 13.954 73
teilweise Erwerbstätigkeit 3.019 37 17.292 91
Volle Erwerbstätigkeit 3.437 42 22.205 117
Haupteinkommensquelle des Haushalts*) 
unselbständige arbeit  5.131 62 20.331 107
Selbständige arbeit 606 7 19.735 104
Sozialleistungen 641 8 11.699 62
Pensionen 1.754 21 17.632 93
Private Einkommen 109 1 27.213 143
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. – Bildung und Haupttätigkeit: Personen ab 16 Jahre. - *) Personen in Haushalten. 
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3. Armutsgefährdung in Österreich
3.1. Ausmaß der Armutsgefährdung
der materielle Lebensstandard einer Person wird an den finanziellen möglichkeiten 
gemessen, die sich durch die höhe des äquivalisierten haushaltseinkommens eröffnen. 
Verfügen haushalte über ein geringes Jahreseinkommen, werden die darin lebenden 
Personen als „armutsgefährdet“ bezeichnet. die jeweils anzuwendende schwelle ist 
je nach haushaltszusammensetzung unterschiedlich und wird nach definition von 
eurostat auf Basis von 60% des mittleren äquivalenzeinkommens7 berechnet. Laut 
eu-siLc 2008 beträgt die Armutsgefährdungsschwelle für einen einpersonenhaushalt 
11.406 euro pro Jahr, das sind 951 euro pro monat. dieser wert hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr etwas erhöht. für mehrpersonenhaushalte anderer Zusammensetzung 
muss der wert entsprechend der international etablierten eu-skala gewichtet werden: 
für jede weitere erwachsene Person im haushalt erhöht sich die schwelle um 475 euro, 
für jedes Kind um 285 euro pro monat. Berechnungen der Armutsgefährdungsschwelle
für ausgewählte haushaltstypen finden sich in Übersicht 8.
Übersicht 8: Armutsgefährdungsschwelle bei 60% des medians für unterschiedliche haushaltstypen
3. Armutsgefährdung in Öst reich 
3.1. Ausmaß der Armutsgefährdung 
Der materielle Lebensstandard einer Person wird an den finanziellen Möglichkeiten gemessen, die sich durch die 
Höhe des äquivalisierten Haushaltseinkommens eröffnen. Verfügen Haushalte über ein geringes Jahreseinkom-
men, werden die darin lebenden Personen als „armutsgefährdet“ bezeichnet. Die jeweils anzuwendende Schwel-
le ist je nach Haushaltszusammensetzung unterschiedlich und wird nach Definition von Eurostat auf Basis von 
60% des mittleren Äquivalenzeinkom ens7 berechnet. Laut Eu-SiLC 2008 beträgt die armutsgefährdungs-
schwelle für einen Einpersonenhaushalt 11.406 Euro pro Jahr, das sind 951 Euro pro Monat. Dieser Wert hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr etwas erhöht. Für Mehrpersonenhaushalte anderer Zusammensetzung muss der Wert 
entsprechend der international etablierten Eu-Skala gewichtet werden: Für jede weitere erwachsene Person im 
Haushalt erhöht sich die Schwelle um 475 Euro, für jedes kind um 285 Euro pro Monat. Berechnungen der ar-
mutsgefährdungsschwelle für ausgewählte Haushaltstypen finden sich in Übersicht 8. 




(in Eur) Haushaltstyp 
Gewichtungs-
faktor nach  
Eu-Skala 2008
Einpersonenhaushalt 1 11.406 951
1 Erwachsener mit 1 kind 1,3 14.828 1.236
2 Erwachsene 1,5 17.109 1.426
2 Erwachsene mit 1 kind 1,8 20.531 1.711
2 Erwachsene mit 2 kindern 2,1 23.953 1.996
2 Erwachsene mit 3 kindern 2,4 27.374 2.281
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Monatswert entspricht 1/12 des Jahreswer-
tes. kind = unter 14 Jahre. 
Eu-SiLC ist eine für Österreich repräsentative Stichprobenerhebung, 2008 wurden 13.631 Personen in 5.711 
Privathaushalten erfasst. anstaltshaushalte sind nicht teil der Stichprobe, somit werden etwa armutslagen von 
asylwerbenden, Wohnungslosen, Menschen in alten- oder kinderheimen nicht erfasst. Hochgerechnete Er-
gebnisse sind nur Schätzungen für die Verteilung in der Grundgesamtheit und unterliegen einer Zufalls-
schwankung. unterschiede zwischen untergruppen und Jahren müssen daher mit rücksicht auf die Schwan-
kungsbreite interpretiert werden. Dies gilt im Besonderen auch für unterschiede zwischen Bundesländern. 
Laut Eu-SiLC 2008 sind in Österreich 12,4% der Bevölkerung armutsgefährdet (bzw. mit 95% Vertrauenswahr-
scheinlichkeit zwischen 11,4% und 13,3%). Hochgerechnet auf die Gesamtbevölkerung liegt die Zahl der armuts-
gefährdeten Personen zwischen rund 940.000 und 1,1 Millionen. in Übersicht 9 sind armutsgefährdungsquoten 
und die konfidenzintervalle (Schwankungsbreiten bei 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit) für Österreich und die 
Bundesländer dargestellt. auf Grund der Schwankungsbreiten der Bundesländerergebnisse kann keine rangfol-
ge abgelesen werden. 
                                                
7 Errechnet sich als: Bruttoeinkommen aller Haushaltsmitglieder im Jahr 2007 minus Steuern und Sozialabgaben minus geleis-
tete unterhaltszahlungen und Privattransfers plus bezogene unterhaltszahlungen und Privattransfers. Zur genauen Berechnung 
des Äquivalenzeinkommens vgl. kapitel 2. 
7 errechnet sich als: Bruttoeinkommen aller haushaltsmitglieder im Jahr 2007 minus steuern und sozialabgaben minus geleistete
 unterhaltszahlungen und Privattransfers plus bezogene unterhaltszahlungen und Privattransfers. Zur genauen Berechnung des 




eu-siLc ist eine für Österreich repräsentative stichprobenerhebung, 2008 wurden 
13.631 Personen in 5.711 Privathaushalten erfasst. Anstaltshaushalte sind nicht teil 
der stichprobe, somit werden etwa Armutslagen von Asylwerbenden, wohnungslosen, 
menschen in Alten- oder Kinderheimen nicht erfasst. hochgerechnete ergebnisse 
sind nur schätzungen für die Verteilung in der grundgesamtheit und unterliegen einer 
Zufallsschwankung. unterschiede zwischen untergruppen und Jahren müssen daher 
mit rücksicht auf die schwankungsbreite interpretiert werden. dies gilt im Besonderen 
auch für unterschiede zwischen Bundesländern.
Laut eu-siLc 2008 sind in Österreich 12,4% der Bevölkerung armutsgefährdet (bzw. 
mit 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit zwischen 11,4% und 13,3%). hochgerechnet 
auf die gesamtbevölkerung liegt die Zahl der armutsgefährdeten Personen zwischen 
rund 940.000 und 1,1 millionen. in Übersicht 9 sind Armutsgefährdungsquoten und 
die Konfidenzintervalle (schwankungsbreiten bei 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit) 
für Österreich und die Bundesländer dargestellt. Auf grund der schwankungsbreiten 
der Bundesländerergebnisse kann keine rangfolge abgelesen werden.
Übersicht 9: Armutsgefährdungsquote und deren schwankungsbreite für Österreich und die Bundesländer
Übersicht 9: Armutsgefährdungsquote und deren Schwankungsbreite für Österreich und die Bundesländer 
konfidenzintervall 95% armutsgefährdungs-
quote untere Grenze obere Grenze 






Österreich 12,4 1.018 11,4 939 13,3 1.098 5.711 13.631 
Burgenland 13,0 35 8,4 23 17,6 48 205 495
kärnten 9,9 55 6,8 38 12,9 72 437 1.045 
Niederösterreich 10,9 170 8,8 138 13,0 203 1.112 2.678 
Oberösterreich 10,3 145 8,2 116 12,4 174 1.075 2.673 
Salzburg 7,8 43 4,5 25 11,1 61 377 950
Steiermark 11,9 142 9,1 109 14,6 175 753 1.867 
tirol 11,6 78 8,2 55 15,0 101 448 1.065 
Vorarlberg 18,2 70 12,7 49 23,7 91 235 620
Wien 17,0 280 14,3 236 19,7 324 1.069 2.238 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. 
Die zwischen Eu-SiLC 2007 und Eu-SiLC 2008 beobachtbare Zunahme der armutsgefährdung8 (2007: 12,0%; 
2008: 12,4%) liegt im Bereich der statistischen Schwankungsbreite (Überschneidung der 95%-
konfidenzintervalle) und kann nicht von zufallsbedingten Veränderungen unterschieden werden.9 Zeitreihenana-
lysen zeichnen ein relativ stabiles Bild der armutsgefährdungsquote über den Berichtszeitraum (vgl. kapitel 5). 
Dies gilt für Personen in Privathaushalten bei gleichbleibender Definition von armutsgefährdung. Zu berücksichti-
gen ist hierbei auch, dass steigende Lebenserhaltungskosten nicht einbezogen werden und (Einkommens)daten 
aus Eu-SiLC 2008 von März bis September 2008, also vor dem auftreten von Folgen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, erhoben wurden.  
Die für international vergleichende Statistiken gebräuchliche Festlegung auf 60% des Medians des Äquivalenz-
einkommens als zentrale armutsgefährdungsschwelle ist nur eine mögliche Definition der Grenze für Einkom-
mensarmut. Werden andere Grenzwerte betrachtet, sind laut Eu-SiLC 2008 bei einer sehr niedrigen Schwelle 
von 40% des Medians 2,4% der Bevölkerung armutsgefährdet, bei 50% des Medians sind es 5,8%. 20,1% der 
Bevölkerung leben mit weniger als 13.307 Euro äquivalisiertem Jahreseinkommen, dies entspricht 70% des Me-
dians.
als alternative zu konventionellen statistischen Schwellen für armutsgefährdung bieten sich politisch festgelegte 
Schwellenwerte an. Ein Schwellenwert lässt sich beispielsweise auf Basis des ausgleichszulagenrichtsatzes für 
Pensionen ableiten. Dieser beträgt 2009 772 Euro brutto 14-mal im Jahr, abzüglich der krankenversicherung für 
Pensionistinnen und Pensionisten (2009: 5,1%). Netto entspricht das 10.257 Euro pro Jahr oder (dividiert durch 
12) rund 855 Euro pro Monat. rund 681.000 Personen bzw. 8,3% der Bevölkerung haben ein Einkommen unter 
dem aus der Mindestpension berechneten Schwellenwert (siehe Übersicht 10). 
Weder die armutsgefährdungsschwelle noch die relative Zahl der Personen, deren Äquivalenzeinkommen unter-
halb dieser Schwelle liegt (die armutsgefährdungsquote), sagen etwas darüber aus, in welcher intensität Men-
schen von Einkommensarmut betroffen sind. Die armutsgefährdungslücke misst, ob die äquivalisierten Haus-
haltseinkommen der Betroffenen knapp unter die Schwelle fallen oder deutlich darunter liegen. als Maß für die 
intensität der armutsgefährdung drückt sie die Differenz zwischen dem Medianeinkommen der armuts-
gefährdeten und der armutsgefährdungsschwelle in Prozent dieser Schwelle aus. Laut Eu-SiLC 2008 haben 
armutsgefährdete Haushalte ein um rund 15% geringeres Einkommen als der Schwellenwert bei 60% des Medi-
ans. Für einen Einpersonenhaushalt beträgt die Einkommenslücke 2008 somit rund 146 Euro pro Monat (Über-
sicht 3). Dieser Wert hat sich für die Gesamtbevölkerung im Vergleich zum Vorjahr verringert (armutsgefähr-
dungslücke 2007: 17%), erfährt aber für einzelne Bevölkerungsgruppen im Jahresvergleich mit 2007 unterschied-
liche Veränderungen.10 So hat sich die armutsgefährdungslücke für Haushalte mit Pension als Haupt-
einkommensquelle um zwei Prozentpunkte vergrößert (2008: 14%), für Haushalte mit anderen Haupteinkom-
mensquellen hingegen verringert: Haushalte ohne kinder haben 2008 eine um 3 %-Punkte geringere armutsge-
fährdungslücke als 2007, für Haushalte mit kindern hat sich diese um 2%-Punkte verkleinert. Grund dafür, dass 
sich das Medianeinkommen der armutsgefährdeten in Haushalten ohne Pension an den Wert der armutsgefähr-
                                                
8 Zum Vergleich der armutsgefährdungsquoten von 2003 bis 2008 siehe auch kapitel 5 oder Bericht zu Eu-SiLC 2007 (Statistik 
austria 2009b), S. 31. 
9 Die zugrundeliegende Fehlerrechnung ist eine im Normalfall hinreichende annäherung an den tatsächlichen Wert. aufgrund 
der teilweise verbundenen Stichproben ist der Vergleich zwischen den Erhebungswellen besser abgesichert, als wenn unab-
hängige Querschnitte verglichen würden. Für Differenzen zwischen zwei Jahren gelten daher etwa dieselben Schwankungsbrei-
te wie bei Vergleichen innerhalb derselben Querschnittstichprobe (vgl. Verma 2001). 
10 Vgl. dazu tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d). 
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die zwischen eu-siLc 2007 und eu-siLc 2008 beobachtbare Zunahme der Armuts-
gefährdung8 (2007: 12,0%; 2008: 12,4%) liegt im Bereich der statistischen schwan-
kungsbreite (Überschneidung der 95%- Konfidenzintervalle) und kann nicht von 
zufallsbedingten Veränderungen unterschieden werden.9 Zeitreihenanalysen zeichnen 
ein relativ stabiles Bild der Armutsgefährdungsquote über den Berichtszeitraum (vgl. 
Kapitel 5). dies gilt für Personen in Privathaushalten bei gleichbleibender definition 
von Armutsgefährdung. Zu berücksichtigen ist hierbei auch, dass steigende Lebenser-
haltungskosten nicht einbezogen werden und (einkommens)daten aus eu-siLc 2008 
von märz bis september 2008, also vor dem Auftreten von folgen der finanz- und 
wirtschaftskrise, erhoben wurden.
die für international vergleichende statistiken gebräuchliche festlegung auf 60% 
des medians des äquivalenzeinkommens als zentrale Armutsgefährdungsschwelle 
ist nur eine mögliche definition der grenze für einkommensarmut. werden andere 
grenzwerte betrachtet, sind laut eu-siLc 2008 bei einer sehr niedrigen schwelle von 
40% des medians 2,4% der Bevölkerung armutsgefährdet, bei 50% des medians sind 
es 5,8%. 20,1% der Bevölkerung leben mit weniger als 13.307 euro äquivalisiertem 
Jahreseinkommen, dies entspricht 70% des medians.
Als Alternative zu konventionellen statistischen schwellen für Armutsgefährdung 
bieten sich politisch festgelegte schwellenwerte an. ein schwellenwert lässt sich 
beispielsweise auf Basis des Ausgleichszulagenrichtsatzes für Pensionen ableiten. 
dieser beträgt 2009 772 euro brutto 14-mal im Jahr, abzüglich der Krankenversicherung 
für Pensionistinnen und Pensionisten (2009: 5,1%). netto entspricht das 10.257 euro 
pro Jahr oder (dividiert durch 12) rund 855 euro pro monat. rund 681.000 Personen 
8 Zum Vergleich der Armutsgefährdungsquoten von 2003 bis 2008 siehe auch Kapitel 5 oder Bericht zu eu-siLc 2007 (statistik 
 Austria 2009b), s. 31.
9 die zugrundeliegende fehlerrechnung ist eine im normalfall hinreichende Annäherung an den tatsächlichen wert. Aufgrund der 
 teilweise verbundenen stichproben ist der Vergleich zwischen den erhebungswellen besser abgesichert, als wenn unabhängigen 
 Querschnitte verglichen würden. für differenzen zwischen zwei Jahren gelten daher etwa dieselben schwankungsbreite wie bei 




bzw. 8,3% der Bevölkerung haben ein einkommen unter dem aus der mindestpension 
berechneten schwellenwert (siehe Übersicht 10).
weder die Armutsgefährdungsschwelle noch die relative Zahl der Personen, deren äqui-
valenzeinkommen unterhalb dieser schwelle liegt (die Armutsgefährdungsquote), sagen 
etwas darüber aus, in welcher intensität menschen von einkommensarmut betroffen 
sind. die Armutsgefährdungslücke misst, ob die äquivalisierten haushaltseinkommen 
der Betroffenen knapp unter die schwelle fallen oder deutlich darunter liegen. Als 
maß für die intensität der Armutsgefährdung drückt sie die differenz zwischen dem 
medianeinkommen der Armutsgefährdeten und der Armutsgefährdungsschwelle in 
Prozent dieser schwelle aus. Laut eu-siLc 2008 haben armutsgefährdete haushalte 
ein um rund 15% geringeres einkommen als der schwellenwert bei 60% des medians. 
für einen einpersonenhaushalt beträgt die einkommenslücke 2008 somit rund 146 
euro pro monat (Übersicht 3). dieser wert hat sich für die gesamtbevölkerung im 
Vergleich zum Vorjahr verringert (Armutsgefährdungslücke 2007: 17%), erfährt aber 
für einzelne Bevölkerungsgruppen im Jahresvergleich mit 2007 unterschiedliche Ver-
änderungen.10 so hat sich die Armutsgefährdungslücke für haushalte mit Pension als 
haupteinkommensquelle um zwei Prozentpunkte vergrößert (2008: 14%), für haus-
halte mit anderen haupteinkommensquellen hingegen verringert: haushalte ohne 
Kinder haben 2008 eine um 3 %-Punkte geringere Armutsgefährdungslücke als 2007, 
für haushalte mit Kindern hat sich diese um 2%-Punkte verkleinert. grund dafür, dass 
sich das medianeinkommen der Armutsgefährdeten in haushalten ohne Pension an 
den wert der Armutsgefährdungsschwelle angenähert hat, könnte u.a. die gesunkene 
Zahl von Arbeitslosen und haushaltsführenden Personen sein.
in einer hypothetischen Berechnung wären insgesamt rund 1,75 milliarden euro - das 
entspricht 0,6% des Bruttoinlandsprodukts (BiP) 2008 - notwendig, um den materi-
10 Vgl. dazu tabellenband zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d).
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ellen Lebensstandard aller Armutsgefährdeten auf einen schwellenwert von 60% des 
medianeinkommens zu bringen. die Zahl zeigt den monetären Aufwand, der notwendig 
wäre, um ein „mindest“-einkommen in der höhe der Armutsgefährdungsschwelle 
zu ermöglichen und die Armutsgefährdungslücke zu schließen. diese rechnung ist 
allerdings nur statisch und kann etwaige Verhaltensänderungen, die durch derartige 
transfers ausgelöst würden, nicht berücksichtigen. Außerdem kann selbst unter dieser 
Prämisse die Armutsgefährdung in Österreich durch die genannte geldsumme nicht 
gänzlich beseitigt werden. gründe dafür sind unter anderem die nichterfassung von 
Anstaltshaushalten und wohnungslosen Personen sowie die wahl des äquivalenzein-
kommens zur Bestimmung des materiellen Lebensstandards. da teilhabechancen und 
soziale strukturen bei gleichem einkommen ganz unterschiedliche Lebensführungen 
ermöglichen, gilt das äquivalenzeinkommen lediglich als indirektes maß.
Übersicht 10: einkommen und Lücke der Armutsgefährdeten bei unterschiedlichen schwellen
dungsschwelle angenähert hat, könnte u.a. die gesunkene Zahl von arbeitslosen und haushaltsführenden Perso-
nen sein. 
in einer hypothetischen Berechnung wären insgesamt rund 1,75 Milliarden Euro - das entspricht 0,6% des Brutto-
inlandsprodukts (BiP) 2008 - notwendig, um den materiellen Lebensstandard aller armutsgefährdeten auf einen 
Schwellenwert von 60% des Medianeinkommens zu bringen. Die Zahl zeigt den monetären aufwand, der not-
wendig wäre, um ein „Mindest“-Einkommen in der Höhe der armutsgefährdungsschwelle zu ermöglichen und die 
armutsgefährdungslücke zu schließen. Diese rechnung ist allerdings nur statisch und kann etwaige Verhaltens-
änderungen, die durch derartige transfers ausgelöst würden, nicht berücksichtigen. außerdem kann selbst unter 
dieser Prämisse die armutsgefährdung in Österreich durch die genannte Geldsumme nicht gänzlich beseitigt 
werden. Gründe dafür sind unter anderem die Nichterfassung von anstaltshaushalten und wohnungslosen Per-
sonen sowie die Wahl des Äquivalenzeinkommens zur Bestimmung des materiellen Lebensstandards. Da teilha-
bechancen und soziale Strukturen bei gleichem Einkommen ganz unterschiedliche Lebensführungen ermögli-
chen, gilt das Äquivalenzeinkommen lediglich als indirektes Maß. 
Übersicht 10: Einkommen und Lücke der Armutsgefährdeten bei unterschiedlichen Schwellen 
armutsgefährdungsschwelle armutsgefährdung armutsgefährdungslücke 
Jahreswert Monatswert1)armutsgefährdung … 
in Eur 






in % in Mio. Eur
in % des 
BiP 2008 
bei 40% des Medians 7.604 634 2,4 201 6.057 20,6 309 0,1
bei 50% des Medians 9.505 792 5,8 474 8.161 14,3 727 0,3
bei 60% des Medians 11.406 951 12,4 1.018 9.662 15,3 1.752 0,6
bei 70% des Medians 13.307 1.109 20,1 1.654 10.675 19,8 3.532 1,3
„ausgleichszulage2) 2008 netto“ 10.257 855 8,3 681 8.893 13,4 1.027 0,4
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - 1) Monatswert entspricht 1/12 des Jahreswertes. - 2) Ohne zusätzliche Zahlungen wie Einmalzah-
lung und Energiekostenzuschuss. 
3.2. Entstehungszusammenhänge von Armutsgefährdung 
Den Ergebnissen von Eu-SiLC 2008 zufolge sind 12% der Bevölkerung in Österreich armutsgefährdet. Für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen ist das armutsrisiko deutlich höher, während andere relativ gut abgesichert sind. 
Grafik 3 veranschaulicht, welche Merkmale mit einer überdurchschnittlichen armutsgefährdungsquote (Überhang 
nach rechts) und welche mit einer unterdurchschnittlichen Gefährdung (Balken nach links) einhergehen.11
Das höchste armutsrisiko besteht 2008 für Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft. auch bei bereits 
Eingebürgerten aus Drittstaaten bleibt die armutsgefährdungsquote deutlich über dem Bevölkerungsschnitt. 
Ebenfalls stark armutsgefährdet sind Personen in Ein-Eltern-Haushalten. auf Grund der Möglichkeit, ein geringes 
oder kein Einkommen durch Einkommen anderer Haushaltsmitglieder auszugleichen, haben Mehrpersonenhaus-
halte eine geringere armutsgefährdungsquote als Einpersonenhaushalte. Frauen leben häufiger allein als Männer 
und haben öfter Einkommen unter der armutsgefährdungsschwelle. alleinlebende Pensionistinnen sowie alleinle-
bende Frauen ohne Pension sind daher eine weitere überdurchschnittlich armutsgefährdete Gruppe. Neben al-
leinlebenden haben Ein-Eltern-Haushalte und Familien mit drei oder mehr kindern ein erhöhtes armutsrisiko. 
Gute ausbildung, österreichische Herkunft und das Leben in Mehrpersonenhaushalten mit bis zu zwei kindern 
sind Merkmale, die mit unterdurchschnittlicher armutsgefährdung einhergehen.  
                                                
11 Zur umfassenden Darstellung der armutsgefährdung nach soziodemographischen Merkmalen sei auf tabelle 5.1 im tabel-




3.2. entstehungszusammenhänge von Armutsgefährdung
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Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - *) Personen in Haushalten.
Österr. Staatsbürgerschaft
Mehrpersonenhaushalt + 2 Kinder*)
Lehre/mittlere Schule
Mehrpersonenhaushalt + 1 Kind*)
Matura




Übersicht 11 ermöglicht den Vergleich einiger besonders von Armutsgefährdung betroffener Gruppen, die durch 
unterdurchschnittliche Me dianeinkommen c harakterisiert sind. Neben de m Me dian des  Äqu ivalenzeinkommens 
sind auch das Medianeinkommen der tatsächlich Armutsgefährdeten und die Armutsgefährdungslücke ausgewie-
sen. Das mittlere Einkommen von Armu tsgefährdeten liegt um 15% unter der Armutsgefährdungsschwelle, das 
bedeutet, umgerechnet stehen diesen Personen im Mittel 805 Euro im Monat zur Verfügung. Die Armutsgefähr-
dungslücke ist bei Haushalten mit langzeitarbeitslosen Personen mit 21% am höchsten. Auch alleinlebende Frau-
en ohne Pension (20%) und Haushalte mit Personen im Erwerbsalter mit  Behinderung, mit Sozialleistungen als 
Haupteinkommensquelle so wie H aushalte m it Migr antinnen un d Mi granten o hne EU-/E FTA-Staatsbürgerschaft 
sind in bes onderem Maß von Armutsgefähr dung betroffen.  In Prozent der Armutsgefährdungssch welle aus ge-
drückt sind die Medianeinkommen dieser Haushalte um 18% niedriger als der Schwellenwert. Mit dem niedrigsten 
mittleren Äq uivalenzeinkommen müsse n H aushalte mit Sozial leistungen als Hau pteinkommensquelle auskom-
men: Ihnen stehen im Mittel monatlich rund 1.000 Euro zur Verfügung, unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle 
hat die Hälfte von ihnen weniger als rund 780 Euro im Monat zur Verfügung. 














Gesamtbevölkerung 8.242 19.011 9.662 1.018 100 12 15
mit Langzeitarbeitslosigkeit 344 12.133 9.006 148 15 43 21
mit Sozialleistungen als Haupteinkommen*) 461 12.042 9.395 198 19 43 18
mit ausländischem Mitglied (aus Nicht-EU/EFTA) 948 14.392 9.376 249 24 26 18
mit Eingebürgerten (ohne ausländ. Mitglied) 294 15.102 9.483 66 6 22 17
mit Behinderung (bei Person im Erwerbsalter) 837 16.576 9.395 159 16 19 18
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 Kinder 754 14.853 9.552 151 15 20 16
mit jüngstem Kind 4 bis 6 Jahre 557 16.491 9.500 91 9 16 17
Ein-Eltern-Haushalt 320 14.472 9.532 92 9 29 16
Alleinlebende Frauen mit Pension 415 14.989 9.819 99 10 24 14
Alleinlebende Frauen ohne Pension 305 18.574 9.216 61 6 20 20
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - *) Ohne Haushalte mit Langzeitarbeitslosen. 
 
Übersicht 11 ermöglicht den Vergleich einiger besonders von Armutsgefährdung betrof-
fener gruppen, die durch unterdurchschnittliche medianeinkommen charakterisiert 
sind. neben dem median des äquivalenzeinko mens sind auch das medianeinkommen 
der tatsächlich Armutsgefährdeten und die Armutsgefährdungslücke ausgewiesen. 
das mittlere einkommen von Armutsgefährdeten liegt um 15% unter der Armutsge-
11 Zur umfassenden darstellung der Armutsgefährdung nach soziodemographischen merkmalen sei auf tabelle 5.1 im tabellenband
 zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d) verwiesen.
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fährdungsschwelle, das bedeutet, umgerechnet stehen diesen Personen im mittel 
805 euro im monat zur Verfügung. die Armutsgefährdungslücke ist bei haushalten 
mit langzeitarbeitslosen Personen mit 21% am höchsten. Auch alleinlebende frauen 
ohne Pension (20%) und haushalte mit Personen im erwerbsalter mit Behinderung, mit 
sozialleistungen als haupteinkommensquelle sowie haushalte mit migrantinnen und 
migranten ohne eu-/eftA-staatsbürgerschaft sind in besonderem maß von Armutsge-
fährdung betroffen. in Prozent der Armutsgefährdungsschwelle ausgedrückt sind die 
medianeinkommen dieser haushalte um 18% niedriger als der schwellenwert. mit dem 
niedrigsten mittleren äquivalenzeinkommen müssen haushalte mit sozialleistungen 
als haupteinkommensquelle auskommen: ihnen stehen im mittel monatlich rund 
1.000 euro zur Verfügung, unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle hat die hälfte 
von ihnen weniger als rund 780 euro im monat zur Verfügung.
Übersicht 11: einkommen und Armutsgefährdung von risikogruppen
Grafik 3: Armutsgefährdung nach soziodemographischen Merkmalen 
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Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - *) Personen in Haushalten.
Österr. Staatsbürgerschaft
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder*)
Lehre/mittle e Schule
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind*)
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Übersicht 11 ermöglicht den Vergleich einiger besonders von armutsgefährdung betroffener Gruppen, die durch 
unterdurchschnittliche Medianeinkommen charakterisiert sind. Neben dem Median des Äquivalenzeinkommens 
sind auch das Medianeinkommen der tatsächlich armutsgefährdeten und die armutsgefährdungslücke ausgewie-
sen. Das mittlere Einkommen von armutsgefährdeten liegt um 15% unter der armutsgefährdungsschwelle, das 
bedeutet, umgerechnet stehen diesen Personen im Mittel 805 Euro im Monat zur Verfügung. Die armutsgefähr-
dungslücke ist bei Haushalten mit langzeitarbeitslosen Personen mit 21% am höchsten. auch alleinlebende Frau-
en ohne Pension (20%) und Haushalte mit Personen im Erwerbsalter mit Behinderung, mit Sozialleistungen als 
Haupteinkommensqu lle sowie Ha shalte mit Migrantinnen und Migranten ohne Eu-/EFta-St atsbürgerschaft
sind in besonderem Maß von armutsgefährdung betroffen. in Prozent der armutsgefährdungsschwelle ausge-
drückt sind die Medianeinkommen dieser Ha shalte u  18% niedriger als der Schwellenwert. Mit dem niedrigsten 
mittleren Äquivalenzeinkommen müssen Haushalte mit Sozialleistungen als Haupteinkommensquelle auskom-
men: ihnen stehen im Mittel monatlich rund 1.000 Euro zur Verfügung, unterhalb der armutsgefährdungsschwelle 
hat die Hälfte von ihnen weniger als rund 780 Euro im Monat zur Verfügung. 














Gesamtbevölkerung 8.242 19.011 9.662 1.018 100 12 15
mit Langzeitarbeitslosigkeit 344 12.133 9.006 148 15 43 21
mit Sozialleistungen als Haupteinkommen*) 461 12.042 9.395 198 19 43 18
mit ausländischem Mitglied (aus Nicht-Eu/EFta) 948 14.392 9.376 249 24 26 18
mit Eingebürgerten (ohne ausländ. Mitglied) 294 15.102 9.483 66 6 22 17
mit Behinderung (bei Person im Erwerbsalter) 837 16.576 9.395 159 16 19 18
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 754 14.853 9.552 151 15 20 16
mit jüngstem kind 4 bis 6 Jahre 557 16.491 9.500 91 9 16 17
Ein-Eltern-Haushalt 320 14.472 9.532 92 9 29 16
alleinlebende Frauen mit Pension 415 14.989 9.819 99 10 24 14
alleinlebende Frauen ohne Pension 305 18.574 9.216 61 6 20 20




3.2.1. entstehungszusammenhang 1: erwerbsarbeit
im folgenden werden die entstehungszusammenhänge von Armut skizziert und drei 
der faktoren, die das Armutsrisiko beeinflussen, näher betrachtet. Zunächst jene, die 
als ausschlaggebend für die höhe des haushaltseinkommens bzw. des Armutsrisikos 
bei erwerbstätigkeit gelten: die Arbeitsmarktposition des einzelnen sowie die einbin-
dung des gesamten haushalts in den Arbeitsmarkt. dabei wird auch den so genannten 
prekären Beschäftigungsformen und der Armutsgefährdung trotz erwerbstätigkeit 
(„working poor“) Beachtung geschenkt.
erwerBstätige Personen im erwerBsALter
entscheidend für die Armutsgefährdung ist, ob und in welchem Ausmaß im Verlauf 
des referenzjahres 2007 eine erwerbstätigkeit ausgeübt wurde. Betrachtet man den 
Zusammenhang zwischen haupttätigkeit und Armutsgefährdung für Personen im 
erwerbsalter (Übersicht 12), zeigt sich die geringste Armutsgefährdungsquote bei 
erwerbstätigen Personen.
Übersicht 12: Armutsgefährdung nach haupttätigkeit 2007 von Personen im erwerbsalter
3.2.1. Entstehungszusammenhang 1: Erwerbsarbeit 
im Folgenden werden die Entstehungszusammenhänge von armut skizziert und drei der Faktoren, die das ar-
mutsrisiko beeinflussen, näher betrachtet. Zunächst jene, die als ausschlaggebend für die Höhe des Haus-
haltseinkommens bzw. des armutsrisikos bei Erwerbstätigkeit gelten: die arbeitsmarktposition des Einzelnen 
sowie di  Einbindung des gesamten Haushalts in d n arbeitsmarkt. Dab i wird auc  den so gena nten prekären 
Beschäftigungsformen und der armutsgefährdung trotz Erwerbstätigkeit ("working poor") Beachtung geschenkt. 
Erwerbstätige Personen im Erwerbsalter 
Entscheidend für die armutsgefährdung ist, ob und in welchem ausmaß im Verlauf des referenzjahres 2007 eine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt wurde. Betrachtet man den Zusammenhang zwischen Haupttätigkeit und armutsge-
fährdung für Personen im Erwerbsalter (Übersicht 12), zeigt sich die geringste armutsgefährdungsquote bei er-
werbstätigen Personen.  
Übersicht 12: Armutsgefährdung nach Haupttätigkeit 2007 von Personen im Erwerbsalter 
armutsgefährdung Gesamt in 
1.000 in 1.000 Quote in % anteil in % 
Insgesamt 5.050 542 11 100
Ganzjährig erwerbstätig 3.175 181 6 33
davon Vollzeit 2.609 129 5 24
davon teilzeit 566 52 9 10
Nicht ganzjährig erwerbstätig 504 66 13 12
arbeitslos (>= 6 Monate) 
3.927.000  
Erwerbsaktive 
248 97 39 18 
Ganzjährig nicht erwerbsaktiv 1.122 197 18 36
davon in Pension 507 59 12 11
davon in ausbildung 158 28 18 5
davon im Haushalt 
1.122.000  
nicht Erwerbsaktive  
457 110 24 20 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre). Ganzjährig erwerbstätig: 12 Monate 
erwerbstätig. Nicht ganzjährig erwerbstätig: weniger als 12 Monate erwerbstätig und weniger als sechs Monate arbeitslos. 
War eine Person 12 Monate hindurch voll- oder teilzeiterwerbstätig, liegt die armutsgefährdungsquote bei rund 
6%. Nicht ganzjährig erwerbstätige Personen haben demgegenüber mit 13% ein mehr als doppelt so hohes ar-
mutsrisiko. Personen, die 2007 mindestens sechs Monate lang arbeitslos waren, sind zu 39% armutsgefährdet.12
Nicht erwerbsaktive Personen mit ausnahme jener, die bereits im Erwerbsalter Pensionsleistungen beziehen, 
tragen ein überdurchschnittliches armutsrisiko: Haushaltsführende Personen sind zu 24% und Personen in aus-
bildung zu 18% betroffen.  
Die ausübung einer Erwerbstätigkeit gilt als Mittel zur reduktion des armutsrisikos, die Entlohnung und die kon-
tinuität der arbeit sowie die Zusammensetzung des Haushalts – besonders das ausmaß der Erwerbsintensität im 
Haushalt – sind zusätzliche Faktoren, die die Höhe des Haushaltseinkommens bestimmen. in Übersicht 13 sind 
erwerbstätige Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre) dargestellt, wobei zwischen armutsgefährdeten und nicht 
armutsgefährdeten Erwerbstätigen differenziert wird. So können unterschiede im Sozialprofil nach armutsrisiko 
analysiert werden. 
                                                
12 Sie werden ebenfalls zur „erwerbsaktiven“ Bevölkerung gezählt. Während die aMS Statistik nur bei den regionalen Ge-
schäftsstellen vorgemerkte Personen berücksichtigt, liegt in Eu-SiLC die Selbstzuordnung der jeweiligen Haupttätigkeit im 
Jahresverlauf zu Grunde, weshalb die hier ausgewiesene Zahl der arbeitslosen von der aMS Statistik abweichen kann.  
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war eine Person 12 monate hindurch voll- oder teilzeiterwerbstätig, liegt die Armuts-
gefährdungsquote bei rund 6%. nicht ganzjährig erwerbstätige Personen haben dem-
gegenüber mit 13% ein mehr als doppelt so hohes Armutsrisiko. Personen, die 2007 
mindestens sechs monate lang arbeitslos waren, sind zu 39% armutsgefährdet.12 nicht 
erwerbsaktive Personen mit Ausnahme jener, die bereits im erwerbsalter Pensionsleis-
tungen beziehen, tragen ein überdurchschnittliches Armutsrisiko: haushaltsführende 
Personen sind zu 24% und Personen in Ausbildung zu 18% betroffen.
die Ausübung einer erwerbstätigkeit gilt als mittel zur reduktion des Armutsrisikos, 
die entlohnung und die Kontinuität der Arbeit sowie die Zusammensetzung des haus-
halts – besonders das Ausmaß der erwerbsintensität im haushalt – sind zusätzliche 
faktoren, die die höhe des haushaltseinkommens bestimmen. in Übersicht 13 sind 
erwerbstätige Personen im erwerbsalter (20-64 Jahre) dargestellt, wobei zwischen 
armutsgefährdeten und nicht armutsgefährdeten erwerbstätigen differenziert wird. 
so können unterschiede im sozialprofil nach Armutsrisiko analysiert werden.
12 sie werden ebenfalls zur „erwerbsaktiven“ Bevölkerung gezählt. während die Ams statistik nur bei den regionalen geschäftsstel-
 len vorgemerkte Personen berücksichtigt, liegt in eu-siLc die selbstzuordnung der jeweiligen haupttätigkeit im Jahresverlauf zu 




Übersicht 13: soziodemographisches Profil von erwerbstätigen im erwerbsalter nach Armutsrisiko




Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet"working poor"1)
in 1.000 anteil in % in 1.000 anteil in %
Insgesamt 3.679 3.432 100 247 100
Männer
20-39 Jahre 940 884 46 56 43
40-64 Jahre 1.102 1.027 54 75 57
Frauen
20-39 Jahre 735 676 44 59 51
40-64 Jahre 902 845 56 56 49
Höchster Bildungsabschluss
Max. Pflichtschule 444 364 11 80 32
Lehre/mittlere Schule 1.955 1.849 54 107 43
Matura 763 718 21 44 18
universität 517 501 15 16 6
Erwerbsstatus 2007
Ganzjährig Vollzeit erwerbstätig 2.609 2.480 72 129 52
Ganzjährig teilzeit erwerbstätig 566 514 15 52 21
Nicht ganzjährig erwerbstätig 504 438 13 66 27
Berufliche Stellung 2008
Hilfsarbeit 719 642 19 77 31
Facharbeit 740 702 20 38 15
Mittlere tätigkeit, Meister 722 700 20 21 9
Höhere tätigkeit 425 417 12 (8) (3)
Hochqualifizierte tätigkeit 339 330 10 (9) (3)
Selbständig 448 394 11 53 22
Nicht erwerbstätig 286 246 7 40 16
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - 1) Personen im Erwerbsalter (20-64), die im Verlauf des referenzjahres 2007 
zumindest ein Monat Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig waren und armutsgefährdet sind. Ohne Personen, die 2007 mehr als 
sechs Monate arbeitslos waren. Erwerbsstatus 2007: ausmaß der Erwerbstätigkeit 2007. Derzeitige berufliche Stellung: 
Berufliche Stellung zum Befragungszeitpunkt 2008 - Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der rand-
verteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert. Zahlen, die auf randverteilun-
gen <20 beruhen, werden nicht ausgewiesen.
als "working poor" gelten im allgemeinen Personen, denen trotz ausübung einer Erwerbstätigkeit kein äquivali-
siertes Haushaltseinkommen über der armutsgefährdungsschwelle zur Verfügung steht. Gründe dafür können 
sowohl ein niedriges persönliches Einkommen als auch die Haushaltszusammensetzung und die Erwerbsintensi-
tät des Haushalts sein. Je nach Definition von Erwerbstätigkeit und Einschränkung auf bestimmte altersgruppen 
variiert die anzahl der Betroffenen. Bis zur Berichterstattung 2006 galten in Eu-SiLC aktuell (also zum Befra-
gungszeitpunkt) erwerbstätige Personen von 20 bis 64 Jahren, deren äquivalisiertes Haushaltseinkommen unter 
der armutsgefährdungsschwelle liegt, als "working poor". Da auch das zur Berechnung des armutsrisikos heran-
gezogene Haushaltseinkommen aus dem referenzjahr (also dem der Erhebung vorangegangenem kalender-
jahr13) stammt, wurde aus Gründen der konsistenz eine Änderung der nationalen Definition vorgenommen: ab 
der Berichterstattung 2007 werden jene armutsgefährdeten Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre) als "working 
poor" bezeichnet, die im Verlauf des Referenzjahres zumindest ein Monat Vollzeit- oder teilzeit erwerbstätig 
waren14
Nach dieser aktuellen EU-SILC Definition sind 2008 insgesamt rund 247.000 Personen "working poor" (vgl. Über-
sicht 13). Etwa 132.000 Männer (6%) und 116.000 Frauen (7%) im Erwerbsalter (20-64 Jahre) waren also im Jahr 
2007 erwerbstätig und dennoch armutsgefährdet. Mehr als die Hälfte von ihnen (53%) ist über 39 Jahre alt. ins-
gesamt leben 492.000 Personen in Haushalten mit “working poor”, 48.000 der trotz Erwerbstätigkeit armutsge-
fährdeten leben alleine. "Working poor" sind öfter unter Personen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen, unteren 
Berufsschichten und unter teilzeitbeschäftigten vertreten als die nicht armutsgefährdeten Erwerbstätigen. 
.
                                        
13 Für Eu-SiLC 2008 beispielsweise das Jahr 2007.
14 Nicht berücksichtigt werden Personen, die im referenzjahr 2007 mehr als sechs Monate arbeitslos waren.
Al  „ rking poor“ gelten im Allgemeinen Perso , denen trotz Ausübung einer r-
werbstätigk it kein äquivalisiertes haush ltseinkommen über der Armutsgefährdungs-
schwelle zur Verfügung steht. gründe dafür können sowohl ein niedriges persönliches 
einkommen als auch die haushaltszusammensetzung und die erwerbsintensität
d s haush lt  sein. Je nach definition von erwerb tätigkeit und einschränkung auf 
bestimmte Altersgruppen variiert die Anzahl der Betroffenen. Bis zur Berichterstat-
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tung 2006 galten in eu-siLc aktuell (also zum Befragungszeitpunkt) erwerbstätige 
Personen von 20 bis 64 Jahren, deren äquivalisiertes haushaltseinkommen unter der 
Armutsgefährdungsschwelle liegt, als „working poor“. da auch das zur Berechnung 
des Armutsrisikos herangezogene haushaltseinkommen aus dem referenzjahr (also 
dem der erhebung vorangegangenem Kalenderjahr13) stammt, wurde aus gründen der 
Konsistenz eine änderung der nationalen definition vorgenommen: Ab der Berichter-
stattung 2007 werden jene armutsgefährdeten Personen im erwerbsalter (20-64 Jahre) 
als „working poor“ bezeichnet, die im Verlauf des referenzjahres zumindest ein monat 
Vollzeit- oder teilzeit erwerbstätig waren14.
nach dieser aktuellen eu-siLc definition sind 2008 insgesamt rund 247.000 
Personen „working poor“ (vgl. Übersicht 13). etwa 132.000 männer (6%) und 116.000 
frauen (7%) im erwerbsalter (20-64 Jahre) waren also im Jahr 2007 erwerbstätig und 
dennoch armutsgefährdet. mehr als die hälfte von ihnen (53%) ist über 39 Jahre alt. 
insgesamt leben 492.000 Personen in haushalten mit „working poor”, 48.000 der 
trotz erwerbstätigkeit Armutsgefährdeten leben alleine. „working poor“ sind öfter 
unter Personen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen, unteren Berufsschichten und 
unter teilzeitbeschäftigten vertreten als die nicht armutsgefährdeten erwerbstätigen.
„working poor”15 stellen mit 46% die größte gruppe der Armutsgefährdeten im er-
werbsalter dar. Arbeitslose, die zwar ein erheblich höheres risiko tragen, repräsen-
tieren mit rund 18% eine deutlich kleinere gruppe. die große gruppe der „working 
poor“ lässt sich nach Ausmaß der erwerbsintensität differenzieren: Von den 181.000 
ganzjährig erwerbstätigen Personen, die von Armutsgefährdung betroffen sind, waren 
129.000 Vollzeit erwerbstätig. davon leben etwa 84% in mehrpersonenhaushalten. 
die gruppe jener, die alleine leben und trotz ganzjähriger erwerbstätigkeit armuts-
13 für eu-siLc 2008 beispielsweise das Jahr 2007.
14 nicht berücksichtigt werden Personen, die im referenzjahr 2007 mehr als sechs monate arbeitslos waren.
15 im folgenden bezeichnet der Begriff „working poor“ nach der aktuellen eu-siLc definition Personen im erwerbsalter (20-64 Jahre),
 die im Verlauf des referenzjahres 2007 zumindest ein monat Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig waren und armutsgefährdet sind. 




gefährdet sind, umfasst circa 21.000 Personen. Auch wenn die Armutsgefährdungsquote 
bei Personen in prekären Beschäftigungsformen deutlich höher ist, stellen Personen 
in einem normalarbeitsverhältnis die größte gruppe innerhalb der „working poor” dar. 
Armutsgefährdung trotz erwerbstätigkeit betrifft keineswegs nur Personen in vergleichs-
weise schlecht abgesicherten Jobs.
Übersicht 14: staatsbürgerschaft und haushaltstyp von erwerbstätigen im erwerbsalter nach Armutsrisiko
“Working poor”15
Übersicht 14: Staatsbürgerschaft und Haushaltstyp von Erwerbstätigen im Erwerbsalter nach Armutsrisiko
stellen mit 46% die größte Gruppe der armutsgefährdeten im Erwerbsalter dar. arbeitslose, die 
zwar ein erheblich höheres risiko tragen, repräsentieren mit rund 18% eine deutlich kleinere Gruppe. Die große 
Gruppe der "working poor" lässt sich nach ausmaß der Erwerbsintensität differenzieren: Von den 181.000 ganz-
jährig erwerbstätigen Personen, die von armutsgefährdung betroffen sind, waren 129.000 Vollzeit erwerbstätig. 
Davon leben etwa 84% in Mehrpersonenhaushalten. Die Gruppe jener, die alleine leben und trotz ganzjähriger 
Erwerbstätigkeit armutsgefährdet sind, umfasst circa 21.000 Personen. auch wenn die armutsgefährdungsquote 
bei Personen in prekären Beschäftigungsformen deutlich höher ist, stellen Personen in einem Normalarbeitsver-
hältnis die größte Gruppe innerhalb der “working poor” dar. armutsgefährdung trotz Erwerbstätigkeit betrifft kei-




Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet"working poor"1)
in 1.000 anteil in % in 1.000 anteil in %
Insgesamt 3.679 3.432 100 247 100
Staatsbürgerschaft
Österreich 3.282 3.096 90 186 75
davon:
seit Geburt 3.137 2.970 87 167 68
eingebürgert 145 126 4 19 8
Nicht Österreich 397 336 10 61 25
davon:
Eu/EFta 151 136 4 15 6
sonstiges ausland 246 200 6 45 18
Haushaltstyp (ohne Pension)*)
alleinlebende Männer 323 299 17 23 24
alleinlebende Frauen 230 206 12 24 24
MPH ohne kinder 1.336 1.285 72 51 52
Ein-Eltern-Haushalt 102 82 5 20 15
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 747 704 46 43 31
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 624 579 37 45 32
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 214 182 12 32 23
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - 1) Personen im Erwerbsalter (20-64), die im Verlauf des referenzjahres 2007 
zumindest ein Monat Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig waren und armutsgefährdet sind. Ohne Personen, die 2007 mehr als 
sechs Monate arbeitslos waren. - *) Personen in Haushalten.
Während 10% der nicht armutsgefährdeten Erwerbstätigen keine österreichische Staatsbürgerschaft haben, trifft 
dies auf ein Viertel der armutsgefährdeten zu (Übersicht 14). Die Verteilung auf die Haushaltstypen zeigt die 
bekannten Muster der Benachteiligung: “Working poor” sind überproportional oft in Mehrpersonenhaushalten mit 
mindestens drei kindern (13%), in Ein-Eltern-Haushalten (8%) und unter alleinlebenden Frauen (10%) vertreten.
Eine entsprechend hohe Entlohnung kann Erwerbstätige vor armutsgefährdung schützen. Grafik 4, die das mittle-
re Brutto-Monatseinkommen für unselbständig Erwerbstätige dargestellt16, zeigt, dass dies stark mit den Qualifi-
kationen und der beruflichen Stellung der Erwerbstätigen zusammenhängt. Das mittlere Bruttoeinkommen steigt 
mit der Qualifikation und der Stellung im Beruf, gleichzeitig sinkt das armutsrisiko. unselbständig Beschäftigte mit 
Matura verdienen beispielsweise durchschnittlich brutto um 312 Euro pro Monat mehr als Personen mit Lehrab-
schluss.17 rund 3% der Personen mit Pflichtschulabschluss bzw. 4% derjenigen, die eine Hilfstätigkeit ausüben, 
beziehen trotz Vollzeitbeschäftigung weniger als 1.000 Euro brutto, während so niedrige Einkommen bei Vollzeit-
beschäftigten in höheren Qualifikationsebenen praktisch nicht mehr vorkommen.18
                                        
15 im Folgenden bezeichnet der Begriff "Working poor" nach der aktuellen Eu-SiLC Definition Personen im Erwerbsalter (20-64
Jahre), die im Verlauf des referenzjahres 2007 zumindest ein Monat Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig waren und armutsge-
fährdet sind. Personen, die im referenzjahr 2007 mehr als sechs Monate arbeitslos waren sind nicht berücksichtigt.
Bereits in der mittleren Qualifi-
kationsebene wird eine im Vergleich zu allen Erwerbstätigen unterdurchschnittliche armutsgefährdung festge-
stellt.
16 Für Selbständige wurde kein aktuelles Monatseinkommen erhoben. ihr armutsrisiko beträgt 12% (siehe tabelle 5.1b im 
tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d)).
17 Für eine detaillierte Darstellung der unterschiede von Verdiensten der Frauen und Männer auf Basis der Verdienststrukturer-
hebung bzw. Lohnsteuerdaten siehe Statistik austria (2006) und rechnungshof (2008).
18 Vgl. tabelle 9.4 im tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d).
während 10% der nicht armutsgefährdeten erwerbstätigen keine österreichische staats-
bürgerschaft haben, trifft dies auf ein Viertel der Armutsgefährdeten zu (Übersicht 14). die 
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eine entsprechend hohe entlohnung kann erwerbstätige vor Armutsgefährdung schüt-
zen. grafik 4, die das mittlere Brutto-monatseinkommen für unselbständig erwerbstätige 
dargestellt16, zeigt, dass dies stark mit den Qualifikationen und der beruflichen stellung der 
erwerbstätigen zusammenhängt. das mittlere Bruttoeinkommen steigt mit der Qualifikation 
und der stellung im Beruf, gleichzeitig sinkt das Armutsrisiko. unselbständig Beschäftigte 
mit matura verdienen beispielsweise durchschnittlich brutto um 312 euro pro monat mehr 
als Personen mit Lehrabschluss.17 rund 3% der Personen mit Pflichtschulabschluss bzw. 
4% derjenigen, die eine hilfstätigkeit ausüben, beziehen trotz Vollzeitbeschäftigung we-
niger als 1.000 euro brutto, während so niedrige einkommen bei Vollzeitbeschäftigten in 
höheren Qualifikationsebenen praktisch nicht mehr vorkommen.18 Bereits in der mittleren 
Qualifikationsebene wird eine im Vergleich zu allen erwerbstätigen unterdurchschnittliche 
Armutsgefährdung festgestellt.
16 für selbständige wurde kein aktuelles monatseinkommen erhoben. ihr Armutsrisiko beträgt 12% (siehe tabelle 5.1b im tabellen
 band zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d)).
17 für eine detaillierte darstellung der unterschiede von Verdiensten der frauen und männer auf Basis der Verdienststrukturerhe-
 bung bzw. Lohnsteuerdaten siehe statistik Austria (2006) und rechnungshof (2008).




grafik 4: monatliches Bruttoeinkommen 2008 von aktuell unselbständig erwerbstätigen im 
erwerbsalter nach geschlecht
 

























































































































































































Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. Hauptsächlich erwerbstätige Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre), die in der der Erhebung vorange-
gangenen Kalenderwoche mind. eine Stunde als unselbständig Erwerbstätige/r gearbeitet haben. Bruttomonatseinkommen aus der Haupttätigkeit 




Neben der Qualifikation wirken sich auch Geschlecht und Herkunft auf das Ei nkommen aus. Grafik 4 zeigt, dass 
Männer i n allen Bi ldungsschichten m ehr ve rdienen a ls F rauen. D urchschnittlich ver dienen Arb eitnehmerinnen 
brutto monatlich 66% des Medianeinkommens der Männer. Der Einkommensunterschied besteht ungeachtet des 
Beschäftigungsausmaßes, w enngleich er b ei Teilzeiterwerbstätigen mit 253 E uro g eringer ist. Bei Vollzeiter-
werbstätigkeit verdienen Männer durchschnittlich um 445 Euro mehr als Frauen. Gründe dafür sind unter ande-
rem Untersc hiede im Ei nkommensniveau und in  der  Einkommensstruktur verschi edener W irtschaftsbereiche 
sowie das Beschäftigungsausmaß.  
Durch g eringe Bildu ng oder nicht a nerkannte Bild ungsabschlüsse un d d en Ei nsatz in wenig q ualifizierten Jo bs 
sind Personen mit ausländischer (nicht EU-/EFTA) Herkunft besonders benachteiligt. Sie verrichten zu 67% Hilfs-
arbeiten – z um Vergle ich: v on d en Österr eicherinnen und Österreich ern üb en n ur 19 % ein e Hi lfsarbeit a us.19 
Diese ungleiche Qualifikations- und Besc häftigungsstruktur von in- u nd ausländischen Beschäftigten findet ihren 
Niederschlag i n ein em bei nahe dr ei Mal so hoh en Arm utsrisiko für Er werbstätige mit nicht-öster reichischer 
Staatsbürgerschaft (Übersicht 15). 




 in 1.000 Anteil in % 
Monatl. Erwerbseinkom-
men brutto1) 
Median in EUR 
Armuts-
gefährdungsquote 
 in % 
Unselbständige insgesamt 3.006 100 1.900 7 
Staatsbürgerschaft 
Österreich 2.684 89 1.979 6 
darunter eingebürgert 130 4 1.448 12 
Nicht Österreich 322 11 1.503 14 
davon:   
EU/EFTA 114 4 1.800 (10) 
sonstiges Ausland 208 7 1.450 17 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Personen, die in der der Erhebung vorangegangenen Kalenderwoche mind. eine 
Stunde einer unselbständigen Erwerbstätigkeit nachgegangen sind. - 1) Bei ganzjähriger Beschäftigung in der Regel 14 Mal 
pro Jahr. 
 
                                                
19 Vgl. Tabelle 9.2 im Tabellenband zu EU-SILC 2008 (Statistik Austria 2009d). 
neben der Qualifikation wirken sich auch geschlecht und herkunft auf das einkom-
me  aus. grafik 4 zeigt, dass männer i  allen Bild ngsschic ten mehr verdiene  als 
frauen. durchschnittlich verdien n Arb itnehmerinnen brutto monatlich 66% des 
medianeinkom ens der männer. er inkom unte schied besteht ungeacht t 
des Beschäftigungsausmaßes, wenngleich er bei teilzeiterwerbstätigen mit 253 euro 
geringer ist. Bei Vollzeiterwerbstätigkeit verdi nen mä ner durchschnittlich um 445 
euro mehr als frauen. grü de dafür sind un er a derem nter chiede im einkommens-
niveau und in der inkommensstruktur verschiedener wirtschaftsbereiche sowie das 
Beschäftigungsausmaß.
durch geringe Bildung oder nicht anerkannte Bildungsabschlüsse und den einsatz in 
wenig qualifizierten Jobs sind Personen mit ausländischer (nicht eu-/eftA) herkunft 
besonders benachteiligt. sie verrichten zu 67% hilfsarbeiten – zum Vergleich: von 
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den Österreicherinnen und Österreichern üben nur 19% eine hilfsarbeit aus.19 diese 
ungleiche Qualifikations- und Beschäftigungsstruktur von in- und ausländischen 
Beschäftigten findet ihren niederschlag in einem beinahe drei mal so hohen Armuts-
risiko für erwerbstätige mit nicht-österreichischer staatsbürgerschaft (Übersicht 15).
Übersicht 15: Aktuelles erwerbseinkommen und Armutsgefährdung bei unselbständig erwerbs- 
tätigen im erwerbsalter nach staatsbürgerschaft
















































































































































































Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. Hauptsächlich erwerbstätige Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre), die in der der Erhebung vorange-
gangenen kalenderwoche mind. eine Stunde als unselbständig Erwerbstätige/r gearbeitet haben. Bruttomonatseinkommen aus der Haupttätigkeit 
zum Befragungszeitpunkt 2008, inkl. bezahlter Überstunden, ohne 13. und 14. Bezug und ohne Einmalzahlungen.
Arbeitszeit
Neben der Qualifikation wirken sich auch Geschlecht und Herkunft auf das Einkommen aus. Grafik 4 zeigt, dass 
Männer in allen Bildungsschichten mehr verdienen als Frauen. Durchschnittlich verdienen arbeitnehmerinnen 
brutto monatlich 66% des Medianeinkommens der Männer. Der Einkommensunterschied besteht ungeachtet des 
Beschäftigungsausmaßes, wenngleich er bei teilzeiterwerbstätigen mit 253 Euro geringer ist. Bei Vollzeiter-
werbstätigkeit verdienen Männer durchschnittlich um 445 Euro mehr als Frauen. Gründe dafür sind unter ande-
rem unterschiede im Einkommensniveau und in der Einkommensstruktur verschiedener Wirtschaftsbereiche 
sowie das Beschäftigungsausmaß.  
Durch geringe Bildung oder nicht anerkannte Bildungsabschlüsse und den Einsatz in wenig qualifizierten Jobs 
sind Personen mit ausländischer (nicht Eu-/EFta) Herkunft besonders benachteiligt. Sie verrichten zu 67% Hilfs-
arbeiten – zum Vergleich: von den Österreicherinnen und Österreichern üben nur 19% eine Hilfsarbeit aus.19
Diese ungleiche Qualifikations- und Beschäftigungsstruktur von in- und ausländischen Beschäftigten findet ihren 
Niederschlag in einem beinahe drei Mal so hohen armutsrisiko für Erwerbstätige mit nicht-österreichischer 
Staatsbürgerschaft (Übersicht 15). 
Übersicht 15: Aktuelles Erwerbseinkommen und Armutsgefährdung bei unselbständig Erwerbstätigen im Erwerbsalter 
nach Staatsbürgerschaft 
Gesamt 
 in 1.000 anteil in % 
Monatl. Erwerbseinkom-
men brutto1)
Median in Eur 
armuts-
gefährdungsquote 
 in % 
Unselbständige insgesamt 3.006 100 1.900 7
Staatsbürgerschaft 
Österreich 2.684 89 1.979 6
darunter eingebürgert 130 4 1.448 12
Nicht Österreich 322 11 1.503 14
davon:  
Eu/EFta 114 4 1.800 (10)
sonstiges ausland 208 7 1.450 17
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen, die in der der Erhebung vorangegangenen kalenderwoche mind. eine 
Stunde einer unselbständigen Erwerbstätigkeit nachgegangen sind. - 1) Bei ganzjähriger Beschäftigung in der regel 14 Mal 
pro Jahr. 
                                                
19 Vgl. tabelle 9.2 im tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d). neben geringer entlohnung ist unregelmäßige Beschäftigung von weniger als zehn 
monaten im referenzjahr ein weiteres merkmal prekärer Beschäftigungssituationen 
und einer unsicheren einkommenslage. Betroffen sind vor allem hilfsarbeiterinnen 
und hilfsarbeiter, aber auch „neue selbständige“ (tätigkeit unter werkvertrag) oder 
Personen mit freiem dienstvertrag. Beschäftigungsverhältnisse von weniger als zwölf 
Arbeitsstunden pro woche werden hier zu den prekären Beschäftigungsarten gezählt, 
da diese oft mit einem geringfügigen einkommen und wenig arbeits- und sozialrechtli-
chem schutz einhergehen. der Zusammenhang dieser Beschäftigungsformen mit einem 
erhöhten Armutsrisiko ist deutlich ersichtlich – auch wenn die einkommen anderer 
haushaltsmitglieder möglicherweise ausgleichend hinzukommen (siehe Übersicht 16).




Übersicht 16: Armutsgefährdung in prekären Beschäftigungsformen
Neben geringer Entlohnung ist unregelmäßige Beschäftigung von weniger als zehn Monaten im referenzjahr ein 
weiteres Merkmal prekärer Beschäftigungssituationen und einer unsicheren Einkommenslage. Betroffen sind vor 
allem Hilfsarbeiterinnen und Hilfsarbeiter, aber auch „neue Selbständige" (tätigkeit unter Werkvertrag) oder Per-
sonen mit freiem Dienstvertrag. Beschäftigungsverhältnisse von weniger als zwölf arbeitsstunden pro Woche 
werden hier zu den prekären Beschäftigungsarten gezählt, da diese oft mit einem geringfügigen Einkommen und 
wenig arbeits- und sozialrechtlichem Schutz einhergehen. Der Zusammenhang dieser Beschäftigungsformen mit 
einem erhöhten armutsrisiko ist deutlich ersichtlich – auch wenn die Einkommen anderer Haushaltsmitglieder 
möglicherweise ausgleichend hinzukommen (siehe Übersicht 16). 
Übersicht 16: Armutsgefährdung in prekären Beschäftigungsformen 
armutsgefährdung 
Gesamt in 1.000 
in 1.000 Quote in % 
Insgesamt 5.050 545 11
unregelmäßig beschäftigt 491 75 15
teilzeit <12h 118 18 16
Niedriglohnbeschäftigung 109 31 28
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre). unregelmäßig be-
schäftigt: 2007 oder aktuell Werk-/Dienstvertragsnehmerin oder 2007 weniger als 10 Monate Vollzeit oder 
teilzeit beschäftigt. Niedriglohnbeschäftigung: Der aktuelle Stundenlohn beträgt weniger als 5,77 €, d.h. 
hochgerechnet auf Vollzeitbeschäftigung beträgt der Monatslohn weniger als 1.000 €. 
Während die Erwerbsbeteiligung der Frauen in den letzten Jahren weiter angestiegen ist, ist nach wie vor teilzeit-
erwerbstätigkeit (Erwerbstätigkeit von weniger als 35h pro Woche) für Frauen im Erwerbsalter weitaus häufiger 
als für Männer: 83% aller aktuell teilzeitbeschäftigten sind weiblich, die teilzeitquote der Frauen beträgt 40%, bei 
den Männern 7%. 
Diese Ergebnisse finden sich auch im Mikrozensus20: im Jahresdurchschnitt 2008 gaben 43,1% der Frauen an, 
normalerweise weniger als 36 Stunden pro Woche zu arbeiten, bei den Männern traf dies nur auf 8,8% zu. insge-
samt wurde im Jahresdurchschnitt 2008 eine teilzeitquote von 23,3% erreicht (2007: 22,6%). Demzufolge wird 
das „male-breadwinner“-Modell (Frau im Haushalt, Mann alleinverdiener) immer häufiger von einem Modell abge-
löst, in dem die Frau durch ihre (teilzeit-) Erwerbstätigkeit zum Haushaltseinkommen beiträgt. teilzeitarbeit an 
sich bleibt nach wie vor weiblich besetzt. 
in Haushalten mit kindern gelten Betreuungspflichten und mangelnde außerfamiliäre Betreuungsangebote als 
Hinderungsgründe für die aufnahme einer (Vollzeit-)Erwerbstätigkeit für einen Elternteil. Die niedrige Erwerbsin-
tensität - vor allem von Frauen - ist mit alter und Zahl der kinder erklärbar. Während in Mehrpersonenhaushalten 
ohne kinder 68% der Frauen und in Mehrpersonenaushalten mit einem kind 65% der Frauen erwerbstätig sind, 
gehen in Haushalten mit drei und mehr kindern nur 39% der Frauen einer Erwerbstätigkeit nach (Übersicht 17). 
in Haushalten mit kindern bis drei Jahre sind 35% der Frauen erwerbstätig, mit dem Erreichen des kindergarten-
alters des jüngsten kindes liegt die weibliche Erwerbsbeteiligung bei fast zwei Drittel (64%), wobei teilzeitbe-
schäftigung vorherrscht (70%). Erst mit dem Schulalter überwiegt die Vollzeitbeschäftigung der Frauen ganz 
knapp (51%). 
                                                
20 Vgl. Statistik austria (2009a), S. 8. 
während die erwerbsbeteiligung der frauen in den letzten Jahren weiter ang stiegen 
ist, ist nach wie vor teilzeiterwerbstätigkeit (erwerbstätigkeit von weniger als 35h pro 
woche) für frauen im erwerbsalter weitaus häufiger als für männer: 83% aller aktuell 
teilzeitbeschäftigten sind weiblich, die teilzeitquote der frauen beträgt 40%, bei den 
männern 7%.
diese ergebnisse finden sich auch im mikrozensus20: im Jahresdurchschnitt 2008 gaben 
43,1% der frauen an, normalerweise weniger als 36 stunden pro woche zu arbeiten, 
bei den männern traf dies nur auf 8,8% zu. insgesamt wurde im Jahresdurchschnitt 
2008 eine teilz itquote von 23,3% erreicht (2007: 22,6%). demzufolge wird das 
„male-breadwinner“-modell (frau im haushalt, mann Alleinverdiener) immer häufiger 
von einem modell abgelöst, in em die frau urch ihr  (teilz it-) erwerbstätigkeit zum 
haushaltseinkommen beiträgt. teilzeitarbeit an sich bleibt nach wie vor weiblich besetzt.
in haushalten mit Kindern gelten Betreuungspflichten und mangelnde außerfamiliäre 
Betreuungsangebote als hinderungsgründe für die Aufnahme einer (Vollzeit-)erwerbs-
tätigkeit für einen elternteil. die niedrige erwerbsintensität - vor allem von frauen - ist 
20 Vgl. statistik Austria (2009a), s. 8.
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mit Alter und Zahl der Kinder erklärbar. während in mehrpersonenhaushalten ohne 
Kinder 68% der frauen und in mehrpersonenaushalten mit einem Kind 65% der frau-
en erwerbstätig sind, gehen in haushalten mit drei und mehr Kindern nur 39% der 
frauen einer erwerbstätigkeit nach (Übersicht 17). in haushalten mit Kindern bis drei 
Jahre sind 35% der frauen erwerbstätig, mit dem erreichen des Kindergartenalters 
des jüngsten Kindes liegt die weibliche erwerbsbeteiligung bei fast zwei drittel (64%), 
wobei teilzeitbeschäftigung vorherrscht (70%). erst mit dem schulalter überwiegt die 
Vollzeitbeschäftigung der frauen ganz knapp (51%).
Übersicht 17: erwerbsbeteiligung von frauen nach teilzeit-/Vollzeiterwerbstätigkeit und haus-
haltstyp
Übersicht 17: Erwerbsbeteiligung von Frauen nach Teilzeit-/Vollzeiterwerbstätigkeit und Haushaltstyp 
davon Erwerbs- 
beteiligung teilzeit Vollzeit Gesamt in 1.000
in % 
Frauen insgesamt 2.233 65 40 60
alleinlebend 287 77 19 81
in Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 800 68 29 71
in Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 463 65 52 48
in Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 394 60 62 38
in Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 165 39 51 49
in Ein-Eltern-Haushalt 126 62 44 56
Jüngstes kind bis 3 Jahre 330 35 66 34
Jüngstes kind 4 bis 6 Jahre 144 64 70 30
Jüngstes kind über 6 Jahre 674 71 49 51
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Frauen im Erwerbsalter (20-64 Jahre) in Haushalten ohne Pension. 
Erwerbsbeteiligung: anteil aktuell hauptsächlich erwerbstätiger Frauen (ohne arbeitslose) an Frauen im Erwerbsal-
ter. teilzeit: Erwerbstätigkeit von weniger als 35 Stunden pro Woche. 
Erwerbsbeteiligung des Haushalts 
armutsgefährdung ist neben dem individuellen Erwerbsstatus stark von der Zusammensetzung des Haushalts 
sowie dessen Einbindung in den arbeitsmarkt beeinflusst. Schlechte Einkommensverhältnisse eines Haushalts-
mitglieds können sich für den ganzen Haushalt nachteilig auswirken, oder aber auch durch die Erwerbseinkom-
men anderer und weitere Einkünfte (zum Beispiel Sozialleistungen oder Privattransfers) ausgeglichen werden. 
Sowohl der anteil der erwerbstätigen Personen im Haushalt (an allen Personen im Erwerbsalter) als auch deren 
Beschäftigungsintensität und -dauer (Vollzeit- oder teilzeitbeschäftigung und die Zahl der beschäftigten Monate 
im Einkommensreferenzjahr 2007) haben Einfluss darauf, über welche ressourcen der Haushalt verfügen kann. 
Beide Faktoren sind im indikator Erwerbsintensität zusammengefasst (Übersicht 18). Volle Erwerbsintensität 
eines Haushalts wird dann erreicht, wenn in einem Haushalt alle Personen zwischen 20 und 64 Jahren großteils 
vollzeiterwerbstätig sind. ist dies nicht der Fall, z.B. wenn eine Person das ganze Jahr über vollzeitbeschäftigt ist 
und ein zweites erwachsenes Haushaltsmitglied einer teilzeit- oder keiner Erwerbstätigkeit nachgeht, wird von 
teilweiser Erwerbsintensität gesprochen.  
Übersicht 18: Armutsgefährdung nach Erwerbsintensität des Haushalts 
Gesamt armutsgefährdung 
 in 1.000 anteil in %  in 1.000 anteil in % Quote in % 
Gesamt
keine Erwerbstätigkeit 772 11 270 32 35
teilweise Erwerbstätigkeit 3.019 42 387 47 13
Volle Erwerbstätigkeit 3.437 48 174 21 5
Einpersonenhaushalt 
keine Erwerbstätigkeit 215 27 81 59 38
teilweise Erwerbstätigkeit 109 14 33 24 30
Volle Erwerbstätigkeit 462 59 23 17 5
Mehrpersonenhaushalt 
keine Erwerbstätigkeit 557 9 189 27 34
teilweise Erwerbstätigkeit 2.910 45 354 51 12
Volle Erwerbstätigkeit 2.975 46 151 22 5
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten mit mind. einer Person im Erwerbsalter (20-64 
Jahre). Erwerbsintensität: anteil erwerbstätiger Monate an maximal möglichen Erwerbsmonaten aller Personen im 
Erwerbsalter im Haushalt im Jahr 2007. teilzeit erwerbstätige Monate werden als halbe Erwerbsmonate gerechnet. 
Volle Erwerbsintensität: Mehr als 75% Erwerbsintensität. teilweise Erwerbsintensität: bis zu 75% Erwerbsintensität. 
keine Erwerbsintensität: null Erwerbsmonate im Haushalt. 
in Haushalten mit mindestens einer Person im Erwerbsalter, in denen maximale Erwerbsintensität erreicht wird, 
liegt unterdurchschnittliche armutsgefährdung vor: Mehrpersonenhaushalte haben unter diesen Bedingungen 
eine armutsgefährdungsquote von 5% (151.000 Personen). auch 5% der Einpersonenhaushalte mit voller Er-
werbsintensität sind armutsgefährdet (23.000 Personen). Bei teilweiser Erwerbstätigkeit in Mehrpersonen-
haushalten ist das risiko in armut zu geraten durchschnittlich hoch (12%). Bei Einpersonenhaushalten, in denen 
nicht die volle Erwerbsintensität erreicht wird, beträgt das risiko 30%. am höchsten ist das armutsrisiko in Haus-
halten ohne Erwerbstätige: Wenn alleinlebende Personen im Erwerbsalter keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, 
sind sie zu 38% armutsgefährdet. in Mehrpersonenhaushalten, in denen keine Person im Erwerbsalter erwerbstä-
erwerBsBeteiLigung des hAushALts
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schlechte einkommensverhältnisse eines haushaltsmitglieds können sich für den 




anderer und weitere einkünfte (zum Beispiel sozialleistungen oder Privattransfers) 
ausgeglichen werden. sowohl der Anteil der erwerbstätigen Personen im haushalt 
(an allen Personen im erwerbsalter) als auch deren Beschäftigungsintensität und 
-dauer (Vollzeit- oder teilzeitbeschäftigung und die Zahl der beschäftigten monate 
im einkommensreferenzjahr 2007) haben einfluss darauf, über welche ressourcen 
der haushalt verfügen kann. Beide faktoren sind im indikator erwerbsintensität 
zusammengefasst (Übersicht 18). Volle erwerbsintensität eines haushalts wird dann 
erreicht, wenn in einem haushalt alle Personen zwischen 20 und 64 Jahren großteils 
vollzeiterwerbstätig sind. ist dies nicht der fall, z.B. wenn eine Person das ganze Jahr 
über vollzeitbeschäftigt ist und ein zweites erwachsenes haushaltsmitglied einer 
teilzeit- oder keiner erwerbstätigkeit nachgeht, wird von teilweiser erwerbsintensität 
gesprochen.
Übersicht 18: Armutsgefährdung nach erwerbsintensität des haushalts








Frauen insgesamt 2.233 65 40 60
alleinlebend 287 77 19 81
in Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 800 68 29 71
in Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 463 65 52 48
in Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 394 60 62 38
in Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 165 39 51 49
in Ein-Eltern-Haushalt 126 62 44 56
Jüngstes kind bis 3 Jahre 330 35 66 34
Jüngstes kind 4 bis 6 Jahre 144 64 70 30
Jüngstes kind über 6 Jahre 674 71 49 51
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Frauen im Erwerbsalter (20-64 Jahre) in Haushalten ohne Pension. 
Erwerbsbeteiligung: anteil aktuell hauptsächlich erwerbstätiger Frauen (ohne arbeitslose) an Frauen im Erwerbsal-
ter. teilzeit: Erwerbstätigkeit von weniger als 35 Stunden pro Woche.
Erwerbsbeteiligung des Haushalts
armutsgefährdung ist neben dem individuellen Erwerbsstatus stark von der Zusammensetzung des Haushalts 
sowie dessen Einbindung in den arbeitsmarkt beeinflusst. Schlechte Einkommensverhältnisse eines Haushalts-
mitglieds können sich für den ganzen Haushalt nachteilig auswirken, oder aber auch durch die Erwerbseinkom-
men anderer und weitere Einkünfte (zum Beispiel Sozialleistungen oder Privattransfers) ausgeglichen werden. 
Sowohl der anteil der erwerbstätigen Personen im Haushalt (an allen Personen im Erwerbsalter) als auch deren 
Beschäftigungsintensität und -dauer (Vollzeit- oder teilzeitbeschäftigung und die Zahl der beschäftigten Monate
im Einkommensreferenzjahr 2007) haben Einfluss darauf, üb r welche re sourcen der Haushalt verfügen kann. 
Beide Faktoren sind im indikator Erwerbsintensität zusammengefasst (Übersicht 18). Volle Erwerbsintensität 
eines Haushalts wird dann erreicht, wenn in einem Haushalt alle Personen zwischen 20 und 64 Jahren großteils 
vollzeiterwerbstätig sind. ist dies nicht der Fall, z.B. wenn eine Person das ganze Jahr über vollzeitbeschäftigt ist 
und ein zweites erwachsenes Haushaltsmitglied einer teilzeit- oder keiner Erwerbstätigkeit nachgeht, wird von 
teilweiser Erwerbsintensität gesprochen. 
Übersicht 18: Armutsgefährdung nach Erwerbsintensität des Haushalts
Gesamt armutsgefährdung
in 1.000 anteil in % in 1.000 anteil in % Quote in %
Gesamt
keine Erwerbstätigkeit 772 11 270 32 35
teilweise Erwerbstätigkeit 3.019 42 387 47 13
Volle Erwerbstätigkeit 3.437 48 174 21 5
Einpersonenhaushalt
keine Erwerbstätigkeit 215 27 81 59 38
teilweise Erwerbstätigkeit 109 14 33 24 30
Volle Erwerbstätigkeit 462 59 23 17 5
Mehrpersonenhaushalt
keine Erwerbstätigkeit 557 9 189 27 34
teilweise Erwerbstätigkeit 2.910 45 354 51 12
Volle Erwerbstätigkeit 2.975 46 151 22 5
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten mit mind. einer Person im Erwerbsalter (20-64
Jahre). Erwerbsintensität: anteil erwerbstätiger Monate an maximal möglichen Erwerbsmonaten aller Personen im 
Erwerbsalter im Haushalt im Jahr 2007. teilzeit erwerbstätige Monate werden als halbe Erwerbsmonate gerechnet. 
Volle Erwerbsintensität: Mehr als 75% Erwerbsintensität. teilweise Erwerbsintensität: bis zu 75% Erwerbsintensität. 
keine Erwerbsintensität: null Erwerbsmonate im Haushalt.
in Haushalten mit mindestens einer Person im Erwerbsalter, in denen maximale Erwerbsintensität erreicht wird, 
liegt unterdurchschnittliche armutsgefährdung vor: Mehrpersonenhaushalte haben unter diesen Bedingungen 
eine armutsgefährdungsquote von 5% (151.000 Personen). auch 5% der Einpersonenhaushalte mit voller Er-
werbsintensität sind armutsgefährdet (23.000 Personen). Bei teilweiser Erwerbstätigkeit in Mehrpersonen-
haushalten ist das risiko in armut zu geraten durchschnittlich hoch (12%). Bei Einpersonenhaushalten, in denen 
nicht die volle Erwerbsintensität erreicht wird, beträgt das risiko 30%. am höchsten ist das armutsrisiko in Haus-
halten ohne Erwerbstätige: Wenn alleinlebende Personen im Erwerbsalter keiner Erwerbstätigkeit nachgehen,
sind sie zu 38% armutsgefährdet. in Mehrpersonenhaushalten, in denen keine Person im Erwerbsalter erwerbstä-
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in haushalten mit mindestens einer Person im erwerbsalter, in denen maximale 
erwerbsintensität erreicht wird, liegt unterdurchschnittliche Armutsgefährdung vor: 
mehrpersonenhaushalte haben unter diesen Bedingungen eine Armutsgefährdungsquote 
von 5% (151.000 Personen). Auch 5% der einpersonenhaushalte mit voller erwerbsin-
tensität sind armutsgefährdet (23.000 Personen). Bei teilweiser erwerbstätigkeit in 
mehrpersonenhaushalten ist das risiko in Armut zu geraten durchschnittlich hoch 
(12%). Bei einpersonenhaushalten, in denen nicht die volle erwerbsintensität erreicht 
wird, beträgt das risiko 30%. Am höchsten ist das Armutsrisiko in haushalten ohne 
erwerbstätige: wenn alleinlebende Personen im erwerbsalter keiner erwerbstätigkeit 
nachgehen, sind sie zu 38% armutsgefährdet. in mehrpersonenhaushalten, in denen 
keine Person im erwerbsalter erwerbstätig ist, ist es etwas mehr als ein drittel. die 
haushalte ohne erwerbsintensität21 setzen sich folgendermaßen zusammen:
 » Alleinlebende im erwerbsalter mit Pension als haupteinkommensquelle (d.h. 
jünger als 65 Jahre): 22.000 männer und 71.000 frauen.
 » Alleinlebende, bei denen die Pension nicht die haupteinkommensquelle aus-
macht: 70.000 männer und 53.000 frauen. hier werden von mehr als drei Viertel 
hauptsächlich sozialleistungen bezogen: es handelt sich dabei vorwiegend um 
jüngere Personen in Ausbildung oder ältere Personen am ende des erwerbsle-
bens, die noch keine Pension beziehen bzw. arbeitslos sind.
 » mehrpersonenhaushalte: Über die hälfte der mehrpersonenhaushalte sind 
haushalte mit Pension als haupteinkommensquelle (316.000 Personen), einen 
nicht unerheblichen Anteil machen auch ein-eltern- haushalte aus, in denen die 
erwachsene Person keiner erwerbstätigkeit nachgeht (63.000 Personen). der 
rest sind haushalte mit Arbeitslosigkeit oder am Übergang vom erwerbsleben 
zur Pension.




3.2.2. entstehungszusammenhang 2: familie, Lebensformen und Kinder
die haushaltszusammensetzung beeinflusst die möglichkeiten, sich am erwerbsleben 
zu beteiligen und steht so über die erwerbsintensität in Zusammenhang mit der höhe 
des haushaltseinkommens. der einfluss dieser beiden größen auf die Armutsge-
fährdung bestimmter haushaltstypen wird im folgenden Abschnitt näher untersucht.
weil in einpersonenhaushalten keine einsparungspotentiale auf grund gemeinsamer 
haushaltsführung gegeben sind, verzeichnen alleinlebende Personen generell ein 
überdurchschnittliches Armutsrisiko. dass in mehrpersonenhaushalten etwa beim 
wohnen oder beim Kauf von nahrungsmitteln durch gemeinsames wirtschaften Kosten 
gespart werden können, wird durch die äquivalisierung des haushaltseinkommens 
berücksichtigt. ebenso hat das einkommen anderer haushaltsmitglieder einfluss auf die 
finanzielle situation der einzelnen. im gegensatz dazu wirken sich einkommensnach-
teile und soziale risken auf alleinlebende Personen unmittelbar aus, ohne Ausgleich 
im einkommen anderer haushaltsmitglieder finden zu können. Alleinlebende frauen 
mit Pension haben deshalb eine der höchsten Armutsgefährdungsquoten, rund ein 
Viertel ist betroffen. mit 99.000 armutsgefährdeten Personen bzw. einem Zehntel aller 
Armutsgefährdeten sind sie auch absolut gesehen eine nicht zu vernachlässigende 
gruppe. die Armutsgefährdungslücke von alleinlebenden frauen mit Pensionsbezug 
ist mit 14% allerdings vergleichsweise gering.
Bei Alleinlebenden aller Altersgruppen fällt der unterschied zwischen den geschlechtern 
auf: Alleinlebende frauen haben mit 22% eine deutlich höhere Armutsgefährdungs-
quote als männer (16%). in haushalten mit Pensionsbezug fällt der nachteil der frauen 
mit 24% zu 16% stärker aus, wobei auch bei den jüngeren alleinlebenden Personen 
4%-Punkte unterschied zwischen frauen und männern bestehen.
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ergänzend zur obigen Analyse der erwerbsbeteiligung von frauen und der Auswirkung 
mangelnder erwerbsintensität im haushalt auf die Armutsgefährdung, wird in Übersicht 
19 die Armutsgefährdung von familien dargestellt. dabei wird deutlich, dass familien 
mit bis zu zwei Kindern relativ gut vor Armutsrisiken geschützt sind (mit einem Kind 
9% Armutsgefährdung). für familien mit zwei Kindern beträgt das Armutsrisiko 10%, 
bei drei oder mehr Kindern im haushalt überdurchschnittliche 20%. in ein-eltern-
haushalten lebende Personen sind zu 29% von Armutsgefährdung betroffen. Auch in 
ein-eltern-haushalten mit voller erwerbstätigkeit liegt die Armutsgefährdungsquote 
mit 14% über dem durchschnitt.
Übersicht 19: Armutsgefährdung nach haushaltstyp und Alter der Kinder
Übersicht 19: Armutsgefährdung nach Haushaltstyp und Alter der Kinder 
Gesamt armutsgefährdung 
 in 1.000 anteil in %  in 1.000 Quote in % 
Insgesamt 8.242 100 1.018 12
Haushalt mit Pension 
alleinlebend männlich 128 2 20 16
alleinlebend weiblich 415 5 99 24
Mehrpersonenhaushalt 1.096 13 139 13
Haushalt ohne Pension 
alleinlebende Männer 412 5 68 16
alleinlebende Frauen 305 4 61 20
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 1.957 24 113 6
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 1.351 16 120 9
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 1.502 18 156 10
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 754 9 151 20
Ein-Eltern-Haushalt 320 4 92 29
Haushalt nach Alter der Kinder 
Jüngstes kind bis 3 Jahre 1.258 15 171 14
Jüngstes kind 4 bis 6 Jahre 557 7 91 16
Jüngstes kind über 6 Jahre 2.204 27 273 12
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. 
Der Einfluss des alters der kinder auf Betreuungsnotwendigkeiten im Haushalt und die Erwerbstätigkeit der 
Frauen zeigt sich unmittelbar im armutsrisiko: ist das jüngste kind im kindergarten- bzw. Vorschulalter, beträgt 
die armutsgefährdung 14% bzw. 16%. Erst wenn das jüngste kind im schulpflichtigen alter ist, wird in vielen 
Haushalten wieder teilweise oder volle Erwerbsintensität erreicht. Das armutsrisiko entspricht dann mit 12% dem 
Durchschnitt und ist geringer als bei Familien mit kindern im kleinkind- oder Vorschulalter.  
Dabei ist der Effekt der Frauenerwerbsbeteiligung auf das armutsrisiko in Mehrpersonenhaushalten ohne Pensi-
on deutlich nachweisbar: Wenn die Frauen im Haushalt keine Erwerbstätigkeit ausüben, liegt die armuts-
gefährdungsquote bei 21%, sind sie hingegen erwerbstätig, nur bei 7%. Die höchste armutsgefährdungsquote 
zeigt sich für nicht erwerbstätige alleinlebende Frauen mit kind(ern). in dieser konstellation beträgt das armuts-
risiko 60% (Übersicht 20).  
Die Erwerbspartizipation von Frauen ist ein entscheidendes Mittel, um Familien ein Einkommen über der armuts-
gefährdungsschwelle zu ermöglichen. in allen betrachteten Haushaltsformen, mit ausnahme der Ein-Eltern-
Haushalte und Familien mit drei und mehr kindern, liegt das armutsrisiko unter dem Bevölkerungsdurchschnitt,
wenn die Frauen erwerbstätig sind. Vor allem Vollzeiterwerbstätigkeit von Frauen bedeutet ein geringeres ar-
mutsrisiko. Besonders in Ein-Eltern-Haushalten und in Haushalten, in denen das jüngste kind maximal drei Jahre 
alt ist, ist die armutsgefährdungsquote deutlich niedriger, wenn die Frauen statt teilzeit Vollzeit erwerbstätig sind. 
Eine hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen durch leistbare, zeitlich flexible und qualitativ hochwertige kinderbe-
treuung zu ermöglichen ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer reduzierung von armutsrisiken für Famili-
en. Zu beachten ist, dass Personen in Ein-Eltern-Haushalten und in Mehrpersonenhaushalten mit drei und mehr 
kindern auch bei hoher Erwerbsbeteiligung ein überdurchschnittliches armutsrisiko tragen. Erwerbseinkommen 
und Sozialtransfers reichen hier nicht aus, um über ein äquivalisiertes Haushaltseinkommen über der armutsge-
fährdungsschwelle zu verfügen.  
der einfluss des Alters der Kinder auf Betreuungsnotwendigkeiten im haushalt und die 
erwerbstätigkeit der frauen zeigt sich unmittelbar im Armutsrisiko: ist das jüngste Kind 




wenn das jüngste Kind im schulpflichtigen Alter ist, wird in vielen haushalten wieder 
teilweise oder volle erwerbsintensität erreicht. das Armutsrisiko entspricht dann mit 
12% dem durchschnitt und ist geringer als bei familien mit Kindern im Kleinkind- oder 
Vorschulalter.
dabei ist der effekt der frauenerwerbsbeteiligung auf das Armutsrisiko in mehrper-
sonenhaushalten ohne Pension deutlich nachweisbar: wenn die frauen im haushalt 
keine erwerbstätigkeit ausüben, liegt die Armutsgefährdungsquote bei 21%, sind sie 
hingegen erwerbstätig, nur bei 7%. die höchste Armutsgefährdungsquote zeigt sich 
für nicht erwerbstätige alleinlebende frauen mit Kind(ern). in dieser Konstellation 
beträgt das Armutsrisiko 60% (Übersicht 20).
die erwerbspartizipation von frauen ist ein entscheidendes mittel, um familien ein 
einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle zu ermöglichen. in allen betrachte-
ten haushaltsformen, mit Ausnahme der ein-eltern- haushalte und familien mit drei 
und mehr Kindern, liegt das Armutsrisiko unter dem Bevölkerungsdurchschnitt, wenn 
die frauen erwerbstätig sind. Vor allem Vollzeiterwerbstätigkeit von frauen bedeutet 
ein geringeres Armutsrisiko. Besonders in ein-eltern-haushalten und in haushalten, 
in denen das jüngste Kind maximal drei Jahre alt ist, ist die Armutsgefährdungsquo-
te deutlich niedriger, wenn die frauen statt teilzeit Vollzeit erwerbstätig sind. eine 
hohe erwerbsbeteiligung von frauen durch leistbare, zeitlich flexible und qualitativ 
hochwertige Kinderbetreuung zu ermöglichen ist ein wichtiger schritt auf dem weg 
zu einer reduzierung von Armutsrisiken für familien. Zu beachten ist, dass Personen 
in ein-eltern-haushalten und in mehrpersonenhaushalten mit drei und mehr Kindern 
auch bei hoher erwerbsbeteiligung ein überdurchschnittliches Armutsrisiko tragen. 
erwerbseinkommen und sozialtransfers reichen hier nicht aus, um über ein äquiva-
lisiertes haushaltseinkommen über der Armutsgefährdungsschwelle zu verfügen.
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Übersicht 20: erwerbstätigkeit von frauen und Armutsgefährdung in mehrpersonenhaushalten




in 1.000 Quote in %
Mehrpersonenhaushalt ohne Kinder
Frau erwerbstätig 1.393 51 4
Frau nicht erwerbstätig 376 51 14
Mehrpersonenhaushalt + 1 Kind
Frau erwerbstätig 1.084 62 6
Frau nicht erwerbstätig 255 51 20
Mehrpersonenhaushalt + 2 Kinder
Frau erwerbstätig 1.059 78 7
Frau nicht erwerbstätig 435 78 18
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 Kinder
Frau erwerbstätig 434 61 14
Frau nicht erwerbstätig 320 90 28
Ein-Eltern-Haushalt1)
Frau erwerbstätig 223 48 21
Frau nicht erwerbstätig 68 41 60
Jüngstes Kind bis 3 Jahre
Frau erwerbstätig 613 45 7
Frau nicht erwerbstätig 614 111 18
Jüngstes Kind 4 bis 6 Jahre
Frau erwerbstätig 392 37 10
Frau nicht erwerbstätig 157 51 32
Jüngstes Kind über 6 Jahre
Frau erwerbstätig 1.795 166 9
Frau nicht erwerbstätig 309 98 32
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Mehrpersonenhaushalten ohne Pension mit mind. 
einer Frau im Erwerbsalter (20-64 Jahre). Frau erwerbstätig: Zumindest eine Frau im Haushalt war im 
referenzjahr 2007 erwerbstätig. Frau nicht erwerbstätig: keine Frau im Haushalt war im referenzjahr 2007 
erwerbstätig. - 1) alleinlebende Frauen mit mind. einem kind.
Lebensstandard von Kindern, Jugendlichen und finanziell abhängigen jungen Erwachsenen
Die Bestimmung des Lebensstandards über die finanzielle Situation des gesamten Haushalts erlaubt keine Be-
funde über die ressourcenverteilung innerhalb des Haushalts. im Fall von kindern, die finanziell zur Gänze von 
erwachsenen Haushaltsmitgliedern abhängig sind und ihre Lage nicht selbst beeinflussen können, gestaltet sich 
die Beurteilung der Lebensbedingungen also schwierig. kindern, die in armut aufwachsen, stehen weniger res-
sourcen für den zukünftigen Lebensweg zur Verfügung als jenen, die diese Erfahrung nicht teilen. So besuchen 
39% der nicht armutsgefährdeten, aber nur 24% der armutsgefährdeten kinder zwischen zehn und 14 Jahren 
eine aHS. analysen der Soziodemographie von Eltern armutsgefährdeter kinder können die intergenerationale 
Weitergabe von armut zu einem gewissen Grad abbilden22
kinder unter 16 Jahren werden in Eu-SiLC nicht persönlich zu ihrer Lebenssituation befragt, Jugendliche und 
junge Erwachsene unter 27 Jahren, die auf Grund einer ausbildung finanziell noch vom elterlichen Haushalt ab-
hängig sind, werden in der Berichterstattung nicht als Erwachsene ausgewiesen. Laut Eu-SiLC 2008 leben in 




12% der kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit österreichischer Staatsbürgerschaft sind armutsge-
fährdet (Übersicht 21). unter den jungen Leuten mit einer anderen Staatsbürgerschaft sind es deutlich mehr, 
nämlich 38%. Sie stellen mit 84.000 Betroffenen fast ein Drittel der armutsgefährdung dieser altersgruppe dar 
(32%). 17% der kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 26 Jahre leben in Haushalten mit mindestens 
einer Person ohne Eu-/EFta Staatsbürgerschaft. 98.000 von ihnen sind armutsgefährdet. Das armutsrisiko von 
Zuwandererkindern ist damit mit 31% fast drei Mal so groß wie das Gleichaltriger in österreichischen Haushalten 
ohne ausländischen oder eingebürgerten Mitglied (11%).
. kinder machen damit mehr als ein Viertel der armutsgefährdeten in Österreich aus und sind in 
allen altersgruppen überdurchschnittlich betroffen. Das armutsrisiko ist für kinder unter 16 Jahren insgesamt mit 
15% in etwa gleich hoch wie für ältere bis 26 Jahre (14%). 
                                        
22 Vgl. hierzu im Bericht zu Eu-SiLC 2005 (Statistik austria 2007) das Modul „intergenerationale soziale Mobilität“, S. 59ff.




LeBensstAndArd Von Kindern, JugendLichen und finAnZieLL ABhängigen 
Jungen erwAchsenen
die Bestimmung des Lebensstandards über die finanzielle situation des gesamten 
haushalts erlaubt keine Befunde über die ressourcenverteilung innerhalb des haushalts. 
im fall von Kindern, die finanziell zur gänze von erwachsenen haushaltsmitgliedern 
abhängig sind und ihre Lage nicht selbst beeinflussen können, gestaltet sich die Be-
urteilung der Lebensbedingungen also schwierig. Kindern, die in Armut aufwachsen, 
stehen weniger ressourcen für den zukünftigen Lebensweg zur Verfügung als jenen, die 
diese erfahrung nicht teilen. so besuchen 39% der nicht armutsgefährdeten, aber nur 
24% der armutsgefährdeten Kinder zwischen zehn und 14 Jahren eine Ahs. Analysen 
der soziodemographie von eltern armutsgefährdeter Kinder können die intergenera-
tionale weitergabe von Armut zu einem gewissen grad abbilden22.
Kinder unter 16 Jahren werden in eu-siLc nicht persönlich zu ihrer Lebenssituation 
befragt, Jugendliche und junge erwachsene unter 27 Jahren, die auf grund einer Aus-
bildung finanziell noch vom elterlichen haushalt abhängig sind, werden in der Bericht-
erstattung nicht als erwachsene ausgewiesen. Laut eu-siLc 2008 leben in Österreich 
1.787.000 Kinder, Jugendliche und abhängige junge erwachsene. 264.000 von ihnen 
sind armutsgefährdet (15%)23. Kinder machen damit mehr als ein Viertel der Armuts-
gefährdeten in Österreich aus und sind in allen Altersgruppen überdurchschnittlich 
betroffen. das Armutsrisiko ist für Kinder unter 16 Jahren insgesamt mit 15% in etwa 
gleich hoch wie für ältere bis 26 Jahre (14%).
12% der Kinder, Jugendlichen und jungen erwachsenen mit österreichischer staats-
bürgerschaft sind armutsgefährdet (Übersicht 21). unter den jungen Leuten mit einer 
anderen staatsbürgerschaft sind es deutlich mehr, nämlich 38%. sie stellen mit 
22 Vgl. hierzu im Bericht zu eu-siLc 2005 (statistik Austria 2007) das modul „intergenerationale soziale mobilität“, s. 59ff.
23 Vgl. tab. 8.1 und tab. 8.2 im tabellenband zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d).
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84.000 Betroffenen fast ein drittel der Armutsgefährdung dieser Altersgruppe dar 
(32%). 17% der Kinder, Jugendlichen und jungen erwachsenen bis 26 Jahre leben in 
haushalten mit mindestens einer Person ohne eu-/eftA staatsbürgerschaft. 98.000 
von ihnen sind armutsgefährdet. das Armutsrisiko von Zuwandererkindern ist damit 
mit 31% fast drei mal so groß wie das gleichaltriger in österreichischen haushalten 
ohne ausländischen oder eingebürgerten mitglied (11%).
wird im haushalt volle erwerbsintensität erzielt, sind unterdurchschnittliche 8% der 
Kinder, Jugendlichen und abhängigen jungen erwachsenen armutsgefährdet. sind die 
eltern jedoch nur teilweise (Vollzeit) erwerbstätig, verdoppelt sich das Armutsrisiko 
beinahe (15%). Bei keiner erwerbsbeteiligung im haushalt leben rund zwei drittel 
(67%) der jungen Leute unter der Armutsgefährdungsschwelle. einen besonders 
niedrigen Lebensstandard haben neben jungen menschen in haushalten mit Personen 
ausländischer herkunft auch rund 77.000 Kinder, Jugendliche und junge erwachse-
ne in haushalten, wo sozialleistungen die haupteinkommensquelle ausmachen24 
(Armutsgefährdungsquote 56%). Auch in haushalten mit Langzeitarbeitslosen (44%) 
und wenn ein haushaltsmitglied im erwerbsalter durch eine Krankheit oder eine dauer-
hafte gesundheitliche einschränkung gehandicapt ist (32%), sind finanziell abhängige 
Personen bis 26 Jahre einem erhöhten Armutsrisiko ausgesetzt.




Übersicht 21: Armutsgefährdung von Kindern, Jugendlichen und abhängigen jungen erwachsenen 
bis 26 Jahren
Wird im Haushalt volle Erwerbsintensität erzielt, sind unterdurchschnittliche 8% der kinder, Jugendlichen und ab-
hängigen jungen Erwachsenen armutsgefährdet. Sind die Eltern jedoch nur teilweise (Vollzeit) erwerbstätig, ver-
doppelt sich das armutsrisiko beinahe (15%). Bei keiner Erwerbsbeteiligung im Haushalt leben rund zwei Drittel 
(67%) der jungen Leute unter der armutsgefährdungsschwelle. Einen besonders niedrigen Lebensstandard ha-
ben neben jungen Menschen in Haushalten mit Personen ausländischer Herkunft auch rund 77.000 kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Haushalten, wo Sozialleistungen die Haupteinkommensquelle ausmachen24
(armutsgefährdungsquote 56%). auch in Haushalten mit Langzeitarbeitslosen (44%) und wenn ein Haushaltsmit-
glied im Erwerbsalter durch eine krankheit oder eine dauerhafte gesundheitliche Einschränkung gehandicapt ist 
(32%), sind finanziell abhängige Perso en bis 26 Jahre ei em erhöhten armutsrisiko ausge tzt. 
Übersicht 21: Armutsgefährdung von Kindern, Jugendlichen und abhängigen jungen Erwachsenen bis 26 Jahren 
Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet 




Insgesamt 1.787 1.523 100 85 264 100 15
Staatsbürgerschaft 
Österreich 1.565 1.385 91 88 180 68 12
Nicht Österreich 222 138 9 62 84 32 38 
Haushalt*) mit Kindern (ohne Pension)
Ein-Eltern-Haushalt 189 136 9 72 53 20 28
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 406 369 25 91 37 14 9 
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 714 639 43 89 75 29 11 
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 447 353 24 79 94 36 21 
Erwerbsintensität des Haushalts*) (Referenzjahr: 2007)
keine Erwerbstätigkeit 93 31 2 33 62 23 67 
teilweise Erwerbstätigkeit 944 804 53 85 140 53 15 
Volle Erwerbstätigkeit 748 688 45 92 60 23 8 
Haupteinkommensquelle des Haushalts*)
unselbständige arbeit 1.353 1.235 81 91 118 45 9 
Selbständige arbeit 172 146 10 85 26 10 15 
Sozialleistungen 187 77 5 41 110 42 59
Pensionen 33 41 3 84 (8) (3) (16)
Private Einkommen 22 24 2 92 (2) (1) (8) 
In Risikohaushalt …*)
mit Langzeitarbeitslosigkeit 86 48 3 56 38 14 44 
mit Sozialleistungen als Haupteinkommen (ohne 
Langzeitarbeitslose) 137 60 4 44 77 29 56 
mit ausländischem Mitglied (aus Nicht-Eu/EFta) 311 213 14 69 98 37 31 
mit Eingebürgerten (ohne ausländ. Mitglied) 93 69 5 74 24 9 26 
mit Behinderung (bei Person im Erwerbsalter) 125 85 6 68 40 15 32 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - *) Personen in Haushalten. - Erwerbsintentsität des Haushalts: Die kategorie 
"keine Person im Erwerbsalter" ist aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen. - Zahlen in klammern beruhen auf 
geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird ge-
klammert. Zahlen, die auf randverteilungen <20 beruhen, werden nicht ausgewiesen. 
3.2.3. Entstehungszusammenhang 3: Staatliche Sozialleistungen 
Sozialleistungen tragen zum Erhalt eines gewissen Lebensstandards bei und leisten so indirekt einen großen 
Beitrag zur Verringerung von armutsgefährdung. Neben primär zur armutsreduktion konzipierten Leistungen wie 
der Sozialhilfe und anderen bedarfsorientierten Leistungen (z.B. Wohnbeihilfe), wirken auch andere transfers 
ergänzend zum Erwerbseinkommen oder im Fall von Pensionierung, krankheit bzw. invalidität oder arbeits-
losigkeit als Einkommensersatz. Sie stellen so vielfach - gerade für Haushalte mit niedrigem Einkommen - einen 
wichtigen Bestandteil des Gesamthaushaltseinkommens dar. Wichtig in diesem Zusammenhang sind auch Sozi-
alleistungen, die in bestimmten Lebensphasen zur abdeckung zusätzlicher kosten ausgezahlt werden, wie Pfle-
gegeld und Familienbeihilfen.  
Laut Eu-SiLC 2008 tragen altersleistungen mit 35,3 Mrd. Euro zum Bruttoeinkommen der privaten Haushalte bei, 
Sozialleistungen machen 13 Mrd. Euro der Haushaltseinkommen aus.25 Übersicht 22 zeigt die unterschiedliche 
                                                
24 Haushalte mit Langzeitarbeitslosen werden als eigene kategorie ausgewiesen und sind hier nicht berücksichtigt. 
25 Vgl. tabelle 11.1b im tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d). 
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3.2.3. entstehungszusammenhang 3: staatliche sozialleistungen
sozialleistungen tragen zum erhalt eines gewissen Lebensstandards bei und leisten so 
indirekt einen großen Beitrag zur Verringerung von Armutsgefährdung. neben primär 
zur Armutsreduktion konzipierten Leistungen wie der sozialhilfe und anderen bedarfs-
orientierten Leistungen (z.B. wohnbeihilfe), wirken auch andere transfers ergänzend 
zum erwerbseinkommen oder im fall von Pensionierung, Krankheit bzw. invalidität oder 
Arbeitslosigkeit als einkommensersatz. sie stellen so vielfach - gerade für haushalte mit 
niedrigem einkommen - einen wichtigen Bestandteil des gesamthaushaltseinkommens 
dar. wichtig in diesem Zusammenhang sind auch sozialleistungen, die in bestimmten 
Lebensphasen zur Abdeckung zusätzlicher Kosten ausgezahlt werden, wie Pflegegeld
und familienbeihilfen.
Laut eu-siLc 2008 tragen Altersleistungen mit 35,3 mrd. euro zum Bruttoeinkommen der 
privaten haushalte bei, sozialleistungen machen 13 mrd. euro der haushaltseinkommen 
aus.25 Übersicht 22 zeigt die unterschiedliche Bedeutung von sozialleistungen und 
Pensionen für die verfügbaren haushaltseinkommen verschiedener haushaltstypen. 
durchschnittlich 36% des netto-einkommens der österreichischen Privathaushalte 
stammen aus Leistungen der öffentlichen hand. mehr als die hälfte davon sind Pen-
sionen, die 21% des verfügbaren haushaltseinkommens ausmachen.




Übersicht 22: Anteil der sozialleistungen und Pensionen am verfügbaren einkommen
Bedeutung von Sozialleistungen und Pensionen für die verfügbaren Haushaltseinkommen verschiedener Haus-
haltstypen. Durchschnittlich 36% des Netto-Einkommens der österreichischen Privathaushalte stammen aus 
Leistungen der öffentlichen Hand. Mehr als die Hälfte davon sind Pensionen, die 21% des verfügbaren Haus-
haltseinkommens ausmachen.  
Übersicht 22: Anteil der Sozialleistungen und Pensionen am verfügbaren Einkommen 














Jahr in Eur 
in % 
Insgesamt 8.242 28.592 15 21 36
Haushalt mit Pension 1.640 21.260 3 89 92 
alleinlebend männlich 128 17.534 1 97 98
alleinlebend weiblich  415 14.984 1 97 98
Mehrpersonenhaushalt 1.096 28.966 4 85 89
Haushalt ohne Pension 6.602 32.529 18 4 22 
alleinlebende Männer 412 19.172 19 0 19
alleinlebende Frauen  305 18.550 16 3 19
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 1.957 39.390 11 9 20
Haushalt mit Kindern (ohne Pension) 3.927 38.614 21 2 23 
Ein-Eltern-Haushalt 320 22.418 36 1 37
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 1.351 40.231 14 3 17
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 1.502 41.599 19 2 21
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 754 41.540 31 3 34
Haushalt mit jüngstem Kind…
bis 3 Jahre 1.258 35.374 28 3 31
4 bis 6 Jahre 557 35.510 23 3 26
über 6 Jahre 2.204 42.718 16 4 20
Haushalt mit …
Behinderung 1.409 24.886 20 39 59
arbeitslosigkeit      
kurzzeit <6 Monate 798 30.505 21 6 27
Langzeit >= 12 Monate 344 19.211 58 9 67
ausländischem Mitglied (Nicht Eu/EFta) 948 28.562 27 5 32
Eingebürgerten (ohne ausländ. Mitglied) 294 26.136 27 13 40
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. Personen in Haushalten. Haushalte mit ausländischen Mitgliedern und Haushalte mit 
Eingebürgerten sind nicht überschneidend: Haushalte mit Eingebürgerten (aus Nicht-Eu/EFta) enthalten per Definition keine 
ausländerinnen und ausländer. Sozialleistungen umfassen Familien-, Bildungs-, arbeitslosen-, Gesundheitsleistungen, Sozial-
hilfe und Wohnbeihilfen sowie Pensionen von Personen im Erwerbsalter. 
in armutsgefährdeten Haushalten mit Pension als Haupteinkommensquelle machen Pensionen 93%, Sozialleis-
tungen 4% des verfügbaren Haushaltseinkommens aus. in nicht armutsgefährdeten Haushalten mit Pension 
entfallen 89% des Haushaltseinkommens auf Pensionen und 2% auf Sozialleistungen (Übersicht 23). in armuts-
gefährdeten Haushalten mit anderen Haupteinkommensquellen machen Sozialleistungen etwas weniger als die 
Hälfte (46%) des verfügbaren Haushaltseinkommens aus, lediglich 1% entfällt auf Pensionen. in nicht armuts-
gefährdeten Haushalten ohne Pension als Haupteinkommensquelle stammen im Durchschnitt 14% aus Sozial-
leistungen und 4% aus Pensionen. 
in armutsgefährdeten haushalten mit Pension als haup einkommensquelle machen 
Pensionen 93%, sozialleistungen 4% des verfügbaren haushaltseinkommens aus. in 
nicht armutsgefährdeten haushalten mit Pension entfallen 89% des haushaltseinkom-
mens auf Pensionen und 2% auf sozialleistungen (Übersicht 23). in armutsgefährdeten 
haushalten mit anderen haupteinkommensquellen machen sozialleistungen etwas 
Armutsgefährdung in Österreich Armutsgefährdung in Österreich
77
weniger als die hälfte (46%) des verfügbaren haushaltseinkommens aus, lediglich 
1% entfällt auf Pensionen. in nicht armutsgefährdeten haushalten ohne Pension als 
haupteinkommensquelle stammen im durchschnitt 14% aus sozialleistungen und 
4% aus Pensionen.
Übersicht 23: Anteil der sozialleistungen und Pensionen am verfügbaren einkommen nach Armuts-
gefährdungÜbersicht 23: Anteil der Sozialleistungen und Pensionen am verfügbaren Einkommen nach Armutsgefährdung 
relativer anteil am verfügbaren Haushaltseinkommen 








Jahr in Eur in % 
Insgesamt 8.242 28.592 15 21 36
Armutsgefährdung
Haushalt mit Pension 
Nicht armutsgefährdet 1.381 23.874 2 89 91
armutsgefährdet 258 10.514 4 93 97
Haushalt ohne Pension 
Nicht armutsgefährdet 5.842 35.709 14 4 18
armutsgefährdet 760 11.528 46 1 47
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. Personen in Haushalten. Sozialleistungen umfassen Familien-, Bildungs-, arbeitslo-
sen-, Gesundheitsleistungen, Sozialhilfe und Wohnbeihilfen sowie Pensionen von Personen im Erwerbsalter. 
um die Verringerung des armutsrisikos durch Sozialleistungen festzustellen, werden im Folgenden die Sozialleis-
tungen von den Gesamteinkommen der Haushalte abgezogen (Übersicht 24). Dadurch wird sichtbar, wie viele 
Personen armutsgefährdet wären, wenn dem Haushalt nur Einkünfte aus arbeit und Vermögen (Primäreinkom-
men) und aus privaten transfers zur Verfügung stünden. Die armutsgefährdungsschwelle bleibt für diese Be-
rechnung auf Haushaltseinkommen inklusive Primäreinkommen und private transferleistungen bezogen, beträgt 
also beispielsweise für einen Einpersonenhaushalt 951 Euro pro Monat. Mit Sozialleistungen beträgt die armuts-
gefährdungsquote 12%, ohne Sozialleistungen befänden sich mit 24% doppelt so viele Menschen unterhalb der 
armutsgefährdungsschwelle, ohne Pensionen und Sozialleistungen läge die armutsgefährdung sogar bei 43%. 
Demnach verringert sich die Zahl der armutsgefährdeten durch staatliche interventionen von rund 3,5 Millionen 
auf knapp unter eine Million. 
Bei Familien ist der anteil der Sozialleistungen überdurchschnittlich hoch, vor allem wenn es kinder bis drei Jahre 
im Haushalt gibt, ebenso bei Ein-Eltern-Haushalten und bei Familien mit drei oder mehr kindern. Hauptursache 
hierfür ist die geringere Erwerbsbeteiligung (der Frauen) in diesen Haushaltsformen, wodurch den Sozialtransfers 
– v.a. Familienleistungen wie kinderbetreuungsgeld und Familienbeihilfe – größere Bedeutung zukommt. Das 
erhöhte armutsrisiko für Ein-Eltern-Haushalte und Familien mit drei oder mehr kindern macht jedoch auch deut-
lich, dass diese Leistungen angesichts des höheren Einkommensbedarfs kein gleichwertiger Ersatz für fehlende 
Erwerbseinkommen sind. 
trotzdem können speziell Familienleistungen in Haushalten mit kindern die armutsgefährdung um mehr als die 
Hälfte reduzieren. in Haushalten mit einem kind sinkt die armutsgefährdung auf Grund der Sozialleistungen von 
19% auf 9%, in Haushalten mit zwei kindern von 27% auf 10% und in Haushalten mit drei und mehr kindern von 
54% auf 20%. Das armutsrisiko von Haushalten mit mehr als zwei kindern bleibt also auch nach Berücksichti-
gung von Sozialleistungen stark erhöht. Ein-Eltern-Haushalte sind in besonders hohem Maße von staatlichen 
Leistungen abhängig. Ohne Sozialtransfers wäre die Zahl der Personen in armutsgefährdeten Ein-Eltern-
Haushalten beinahe doppelt so hoch. Jedoch auch mit Sozialtransfers verbleiben 29% unterhalb der armuts-
gefährdungsschwelle. Nach dem alter des jüngsten kindes zeigt sich die größte Bedeutung von Familienleistun-
gen zur reduktion des armutsrisikos bei Haushalten mit kleinkindern bis drei Jahren. 
um die Verringerung des Ar utsrisikos durch sozialleistungen festzustellen, werden im 
folgenden die sozialleistungen von den gesamteinkommen der haushalte abgezogen 
(Übersicht 24). dadurch wird sichtbar, wie viele Person  armutsg fährdet wäre , wenn 
d m haushalt nur einkünfte aus Arbeit und Vermögen (Primäreinkomm n) und aus 
privaten transfers zur Verfügung stünden. die Armutsgefährdungsschwelle bleibt für 
diese Berechnung auf haushaltseinkommen inklusive Primäreinkommen und private 
transferleistungen bezogen, beträg  also beispielsweise für einen einp rsone haushalt 
951 euro pro monat. mit sozialleistungen beträgt die Armutsgefährdungsquote 12%, 
ohne sozialleistungen befänden sich mit 24% doppelt so viele menschen unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwell , o ne Pensionen und soziall istunge  läge die Armuts-
gefährdung sogar bei 43%. demnach verringert sich die Zahl der Armutsgefährdeten 




Bei familien ist der Anteil der sozialleistungen überdurchschnittlich hoch, vor allem 
wenn es Kinder bis drei Jahre im haushalt gibt, ebenso bei ein-eltern-haushalten 
und bei familien mit drei oder mehr Kindern. hauptursache hierfür ist die geringere 
erwerbsbeteiligung (der frauen) in diesen haushaltsformen, wodurch den sozialtrans-
fers – v.a. familienleistungen wie Kinderbetreuungsgeld und familienbeihilfe – größere 
Bedeutung zukommt. das erhöhte Armutsrisiko für ein-eltern-haushalte und famili-
en mit drei oder mehr Kindern macht jedoch auch deutlich, dass diese Leistungen 
angesichts des höheren einkommensbedarfs kein gleichwertiger ersatz für fehlende 
erwerbseinkommen sind.
trotzdem können speziell familienleistungen in haushalten mit Kindern die Armuts-
gefährdung um mehr als die hälfte reduzieren. in haushalten mit einem Kind sinkt die 
Armutsgefährdung auf grund der sozialleistungen von 19% auf 9%, in haushalten mit 
zwei Kindern von 27% auf 10% und in haushalten mit drei und mehr Kindern von 54% 
auf 20%. das Armutsrisiko von haushalten mit mehr als zwei Kindern bleibt also auch 
nach Berücksichtigung von sozialleistungen stark erhöht. ein-eltern-haushalte sind 
in besonders hohem maße von staatlichen Leistungen abhängig. ohne sozialtrans-
fers wäre die Zahl der Personen in armutsgefährdeten ein-eltern-haushalten beinahe 
doppelt so hoch. Jedoch auch mit sozialtransfers verbleiben 29% unterhalb der Ar-
mutsgefährdungsschwelle. nach dem Alter des jüngsten Kindes zeigt sich die größte 
Bedeutung von familienleistungen zur reduktion des Armutsrisikos bei haushalten 
mit Kleinkindern bis drei Jahren.
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Übersicht 24: Armutsgefährdung vor und nach sozialleistungen und Pensionen nach haushaltszu-
sammensetzung



































Insgesamt 8.242 12 43 31 24 20 15 15 13
Haushalt mit Pension 1.640 16 96 95 18 16 17 16 17
alleinlebende Männer 128 16 98 98 16 16 16 16 16
alleinlebende Frauen 415 24 100 100 26 24 24 24 26
Mehrpersonenhaushalt 1.096 13 94 94 16 14 14 14 13
Haushalt ohne Pension 6.602 12 29 15 26 21 14 14 12
alleinlebend männlich 412 16 29 17 29 18 22 21 19
alleinlebend weiblich 305 20 32 25 28 22 23 23 22
Mehrpersonenhaushalt 
ohne kinder 1.957 6 20 11 14 7 8 11 6
Haushalt mit Kindern 
(ohne Pension) 3.927 13 34 15 31 28 16 15 14
Ein-Eltern-Haushalt 320 29 55 30 54 49 35 33 34
Mehrpersonenhaushalt +  
1 kind 1.351 9 20 10 19 15 11 11 9
Mehrpersonenhaushalt +  
2 kinder 1.502 10 30 12 27 23 13 11 11
Mehrpersonenhaushalt + 
mind. 3 kinder 754 20 57 25 54 50 23 21 21
Haushalt mit jüngstem Kind… 
bis 3 Jahre 1.258 14 44 17 42 41 17 14 14
4 bis 6 Jahre 557 16 37 19 34 29 23 17 20
über 6 Jahre 2.204 12 29 17 25 20 14 14 13
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. - Pensionen: alters- und Hinterbliebenenleistungen. Familienleistungen: 
Familienbeihilfe, Wochengeld, kinderbetreuungsgeld, staatl. unterhaltsvorschüsse. Bildungsleistungen: Stipendien und Studienbeihilfen, Stu-
diengebührenrückerstattung, sonstige Bildungsleistungen. arbeitslosenleistungen: arbeitslosengeld, Notstandshilfe, altersteilzeit (Betrag vom 
aMS), Leistung zur Deckung des Lebensunterhalts, vorzeitige alterspension wegen arbeitslosigkeit, andere arbeitslosenleistungen. Gesund-
heitsleistungen: krankengeld; unfallrente, Pflegegeld, invaliditätspension von Personen unterhalb des Pensionsalters, sonstige unfall- und 
krankenleistungen. Sozialhilfe: Einmalzahlungen und Dauerleistungen.  
Lesehilfe Übersicht 24 und Übersicht 25: Die armutsgefährdung beträgt in der Gesamtbevölkerung laut Eu-SiLC 
2008 12%. Würde man bei gleichbleibender Schwelle die armutsgefährdung anhand des Einkommens ohne 
Sozialtransfers und Pensionen berechnen, würde sie 43% betragen (nur ohne Pensionen und Hinterbliebenen-
leistungen 31% bzw. nur ohne Sozialtransfers 24%). Ohne Familien- und Bildungsleistungen, aber mit allen ande-
ren Leistungen, würde die armutsgefährdung 20% betragen, nur abzüglich arbeitslosenleistungen 15% usw. 
in Haushalten ohne Pension und ohne kinder sind es vor allem Leistungen im Zusammenhang mit Gesundheit 
und arbeitslosigkeit, die die armutsgefährdung senken: Für Mehrpersonenhaushalte reduziert sich das risiko 
durch Sozialleistungen um mehr als die Hälfte. Letztendlich hat diese Gruppe eine armutsgefährdungsquote von 
nur 6%. unter alleinlebenden ohne Pension wären Männer ohne Sozialleistungen zu 29% (statt 16%) und Frauen 
zu 28% (statt 20%) armutsgefährdet.
Eine geringe Bedeutung haben Sozialleistungen für Haushalte mit Pensionsbezug (3%). Pensionen machen 
hingegen 89% des Haushaltseinkommens aus. Ohne Pensionen wären praktisch alle Pensionistinnen und Pensi-
onisten armutsgefährdet. Die unterschiedliche armutsgefährdung zwischen Männern (16%) und Frauen (24%) ist 
auf die höhere Zahl der Mindestpensionen vor allem bei Witwen zurückzuführen. 
Für Haushalte mit einer Person mit Behinderung im Erwerbsalter sind Pensionen (39%) und Sozialleistungen 
(20%) wichtige Einkommensquellen (Übersicht 22). Somit entstammt insgesamt mehr als die Hälfte ihres Ein-
kommens aus öffentlichen transferleistungen. Zu beachten ist, dass das Pflegegeld hier als Einkommensbe-
standteil geführt wird. Diese Leistung ist allerdings als Ersatz für mit krankheit und Behinderung einhergehende 
Zusatzkosten zu betrachten und erhöht den Lebensstandard nicht im gleichen ausmaß. Ohne Sozialtransfers und 
Pensionen wären statt 17% rund zwei Drittel dieser Haushalte armutsgefährdet (Übersicht 25). 
Lesehilfe Übersicht 24 und Übersicht 25: die Armutsgefährdung beträgt in der gesamtbevölkeru g 
laut eu-siLc 2008 12%. würde man bei gleichbleibender schwelle die Armutsgefährdung anha d d s 
einkommens ohne sozialtransfers und Pensionen berechnen, würde sie 43% betragen (nur ohne Pen-
sionen und hinterbliebenenleistungen 31% bzw. nur ohne sozialtransfers 24%). ohne familien- und 
Bildungsleistungen, aber mit allen anderen Leistungen, würde die Armutsgefährdung 20% betragen, 




in haushalten ohne Pension und ohne Kinder sind es vor allem Leistungen im Zusam-
menhang mit gesundheit und Arbeitslosigkeit, die die Armutsgefährdung senken: für 
mehrpersonenhaushalte reduziert sich das risiko durch sozialleistungen um mehr 
als die hälfte. Letztendlich hat diese gruppe eine Armutsgefährdungsquote von nur 
6%. unter Alleinlebenden ohne Pension wären männer ohne sozialleistungen zu 29% 
(statt 16%) und frauen zu 28% (statt 20%) armutsgefährdet.
eine geringe Bedeutung haben sozialleistungen für haushalte mit Pensionsbezug (3%). 
Pensionen machen hingegen 89% des haushaltseinkommens aus. ohne Pensionen 
wären praktisch alle Pensionistinnen und Pensionisten armutsgefährdet. die unter-
schiedliche Armutsgefährdung zwischen männern (16%) und frauen (24%) ist auf die 
höhere Zahl der mindestpensionen vor allem bei witwen zurückzuführen.
für haushalte mit einer Person mit Behinderung im erwerbsalter sind Pensionen 
(39%) und sozialleistungen (20%) wichtige einkommensquellen (Übersicht 22). somit 
entstammt insgesamt mehr als die hälfte ihres einkommens aus öffentlichen trans-
ferleistungen. Zu beachten ist, dass das Pflegegeld hier als einkommensbestandteil 
geführt wird. diese Leistung ist allerdings als ersatz für mit Krankheit und Behinderung 
einhergehende Zusatzkosten zu betrachten und erhöht den Lebensstandard nicht im 
gleichen Ausmaß. ohne sozialtransfers und Pensionen wären statt 17% rund zwei 
drittel dieser haushalte armutsgefährdet (Übersicht 25).
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Übersicht 25: Armutsgefährdung vor und nach sozialleistungen und Pensionen in risikogruppen



































Insgesamt 8.242 12 43 31 24 20 15 15 13 
Haushalt mit … 
Behinderung 1.409 17 65 51 32 20 22 23 18
arbeitslosigkeit
kurzzeit <6 Monate 798 15 42 22 35 26 23 17 17
Langzeit >= 12 Monate 344 43 88 53 80 54 70 50 47
ausländischem Mitglied 
(Nicht Eu/EFta) 948 26 55 31 50 43 32 28 28
Eingebürgerten (ohne 
ausländ. Mitglied) 294 22 55 31 46 39 30 26 27
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. Haushalte mit ausländischen Mitgliedern und Haushalte mit Eingebürger-
ten sind nicht überschneidend: Haushalte mit Eingebürgerten (aus Nicht-Eu/EFta) enthalten per Definition keine ausländerinnen und auslän-
der. - Pensionen: alters- und Hinterbliebenenleistungen. Familienleistungen: Familienbeihilfe, Wochengeld, kinderbetreuungsgeld, staatl. 
unterhaltsvorschüsse. Bildungsleistungen: Stipendien und Studienbeihilfen, Studiengebührenrückerstattung, sonstige Bildungsleistungen. 
arbeitslosenleistungen: arbeitslosengeld, Notstandshilfe, altersteilzeit (Betrag vom aMS), Leistung zur Deckung des Lebensunterhalts, vorzeiti-
ge alterspension wegen arbeitslosigkeit, andere arbeitslosenleistungen. Gesundheitsleistungen: krankengeld; unfallrente, Pflegegeld, invalidi-
tätspension von Personen unterhalb des Pensionsalters, sonstige unfall- und krankenleistungen. Sozialhilfe: Einmalzahlungen und Dauerleis-
tungen. 
in Langzeitarbeitslosenhaushalten machen sozialleistungen durchschnittlich 58% des 
einkommens aus. ein großteil des einkommens stammt aus Arbeitslosenleistungen. 
durch diese und andere sozialleistungen (v. a. auch familienbezogene Leistungen) 
wird das Armutsrisiko von 80% auf 43% gesenkt. die immer noch extrem hohe Armuts-
gefährdungsquote verdeutlicht jedoch, dass diese Leistungen, die relativ gesehen 
den größten teil des einkommens bilden, absolut gesehen beinahe der hälfte der 
haushalte kein einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle ermöglichen können.
gegenüber der gesamtbevölkerung, für die sich im schnitt das risiko um mehr als 
zwei drittel reduziert, erfahren Personen in haushalten mit migrantinnen und mig-
ranten keine so deutliche reduktion ihres Armutsrisikos durch sozialleistungen und 
Pensionen. haushalte mit mindestens einer ausländischen Person (aus einem nicht-
eu/eftA-staat) beziehen über ein Viertel ihres einkommens aus sozialleistungen (27%). 
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Pensionen spielen bei ihnen auf grund der Altersstruktur eine untergeordnete rolle 
(5%). der Anteil von sozialleistungen und Pensionen zusammen bleibt bei dieser gruppe 
unter dem durchschnitt. Bei haushalten mit eingebürgerten (ohne Ausländerinnen und 
Ausländer) ist der Anteil der Pensionen etwas höher (13%). insgesamt führen staatli-
che Leistungen bei haushalten mit migrantinnen und migranten (nicht aus dem eu/
eftA-raum) zu einer senkung des Armutsrisikos von 50% auf 26%. familienleistungen 
kommt gefolgt von Arbeitslosen- und gesundheitsleistungen die größte Bedeutung 
zu. Auch in haushalten, in denen mindestens eine eingebürgerte Person, aber keine 
Person ohne österreichische staatsbürgerschaft lebt, verhält es sich, abgesehen von 
einer größeren Bedeutung von Pensionsleistungen, sehr ähnlich: der effekt von sozi-
alleistungen und Pensionen auf die Armutsgefährdung ist etwas geringer als bei der 
gesamtbevölkerung, aber auch ihr Armutsrisiko wäre ohne transferleistungen noch
deutlich höher (55%).
diese Analyse bringt die wichtige einkommensfunktion von sozialtransfers und 
Pensionen zum Ausdruck und es wird deutlich, wie abhängig einkommensschwa-
che haushalte und haushalte mit speziellen Bedürfnissen von sozialtransfers sind. 
Prinzipiell ist der Anteil der sozialtransfers bei haushalten mit geringen einkommen 
höher – was aber nicht mit einem absolut höheren Leistungsniveau verwechselt wer-
den darf. wenn auch die primäre Zielsetzung von sozialleistungen (mit Ausnahme der 
bedarfsabhängigen Leistungen) nicht in der reduktion von Armut liegt, werden durch 
sozialleistungen Armutsrisiken verringert. Bedarfsabhängige Leistungen wie z.B. der 
heizkostenzuschuss sind vom Aufwand her eher unbedeutend – für die Beziehenden 
sind sie aber von umso größerer wichtigkeit.
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Als kritischer wert für Armutsgefährdung in der europäischen union wurden 60% 
vom median des gewichteten Jahreseinkommens (äquivalenzeinkommens) in der 
politischen diskussion festgelegt. tatsächliche Lebenslagen und Kostenstrukturen 
der haushalte werden über das einkommen als indirektes maß für Armutslagen nicht 
berücksichtigt. deshalb kann in Zusammenhang mit niedrigem einkommen auch nur 
von Armutsgefährdung gesprochen werden, tatsächliche Armut ist über das einkommen 
nicht messbar. einkommen steht trotzdem häufig im Zentrum der Berichterstattung. 
mit ein grund dafür ist, dass Armut in modernen wohlfahrtsstaaten häufig durch 
geldzuwendungen begegnet wird.
sichtbar werden Benachteiligungen aber vor allem im Alltagsleben. der vom britischen 
Armutsforscher Peter townsend (1979) geprägte Armutsbegriff verbindet eingeschränk-
ten Lebensstandard und mangelnde ressourcen. seine Annahme ist, dass erst durch 
genügend materielle ressourcen die teilnahme am gesellschaftlichen Leben möglich 
wird. für einschränkungen der täglichen Lebensführung aufgrund mangelnder res-
sourcen hat sich der Begriff der deprivation etabliert.26 
dieser Zusammenhang wird im vorliegenden Kapitel in verschiedenen dimensionen 
untersucht. eine besondere Position nehmen dabei Benachteiligungen ein, die auf 
beschränkte finanzielle ressourcen zurückzuführen sind. Verschiedene Lebenslagen 
ergeben sich aus der Kombination dieser Benachteiligungen und armutsgefährden-
dem einkommen. im unterschied zur explizit finanziell bedingten deprivation gibt es 
andere Benachteiligungen, die nicht direkt aus mangelndem einkommen entstehen, 
zum Beispiel gesundheitliche einschränkungen und mangelnde wohnintegration.
26 Vgl. z.B. Lamei, n./till-tentschert, u. (2005).
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4.1. Kriterien finanzieller deprivation und Ausmaß manifester Armut
finanzielle einschränkungen in zentralen Lebensbereichen werden in eu-siLc über die 
Leistbarkeit einer reihe von gütern und Verhaltensweisen erhoben. Benachteiligte 
Lebensbedingungen können dadurch aus verschiedenen Perspektiven betrachtet 
werden. eine zentrale frage für die Analyse ist die Auswahl jener merkmale, die in 
einer gesellschaft als deprivation gelten können.
die 2007 eingeführte definition finanzieller deprivation geht von einem konsensualen 
Ansatz zur Bestimmung von Benachteiligungen aus: Jene merkmale, die von einer mehr-
heit der Bevölkerung als „absolut notwendig“ für einen angemessenen Lebensstandard 
in Österreich bezeichnet werden, werden zur Abbildung von deprivierten Lebenslagen 
in Österreich verwendet.27 diese gesellschaftlich wahrgenommenen notwendigkeiten 
zeigen die grenzen der erträglichen ungleichheit auf und lassen schlussfolgern: wer 
sich diese dinge nicht leisten kann, gilt als aus zentralen gesellschaftlichen Bereichen 
ausgeschlossen.28 
durch die erhebung der Leistbarkeit bestimmter güter und Verhaltensweisen kann 
finanzielle deprivation trennscharf von sekundären sowie gesundheitlichen und durch 
die wohnsituation bedingten Benachteiligungen unterschieden werden. für Verglei-
che mit den Vorjahren ist anzumerken, dass „finanzielle deprivation“ teilweise mit 
der bis zur Berichterstattung zu eu-siLc 2006 verwendeten definition von „primären 
Benachteiligungen“29 überlappt. Lediglich die „möglichkeit, eine woche urlaub zu 
machen“ hat sich als nicht konsensfähiges merkmal für einen mindestlebensstan-
dard erwiesen und wurde daher in der seit eu-siLc 2007 verwendeten definition nicht 
berücksichtigt. ergänzt wurde hingegen die Leistbarkeit von notwendigen Arzt- oder 
27 ergebnisse des Projekts „Armutslagen und chancen für soziale eingliederung in Österreich“, das in Kooperation von statistik
 Austria, dem institut für soziologie der universität wien und synthesis forschung abgewickelt wurde. Vgl. dazu: till- tentschert/ 
 weiss (2008).
28 für eine genauere Beschreibung des Auswahlverfahrens vgl. Bericht zu eu-siLc 2007 (statistik Austria 2009b).
29 Vgl. Bericht zu eu-siLc 2003 (statistik Austria 2005), s. 40.
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Zahnarztbesuchen sowie freunde oder Verwandte nach hause zum essen einladen 
zu können.
der so festgelegte mindestlebensstandard in Österreich besteht damit aus der Leist-
barkeit folgender güter und Verhaltensweisen:
 » die wohnung angemessen warm zu halten
 » regelmäßige Zahlungen (wohnkosten, Kreditrückzahlungen) rechtzeitig zu be-
gleichen
 » notwendige Arzt- oder Zahnarztbesuche in Anspruch zu nehmen
 » unerwartete Ausgaben bis zu 900 euro zu finanzieren (z.B. für reparaturen)30
 » Bei Bedarf neue Kleidung zu kaufen
 » Jeden zweiten tag fleisch, fisch oder eine vergleichbare vegetarische speise zu 
essen
 » freunde oder Verwandte einmal im monat zum essen einzuladen.
Je mehr Benachteiligungen zutreffen, desto eher ist von einer deprivierten Lebensfüh-
rung auszugehen. Als finanziell depriviert gilt, wer sich auf grund geringer finanzieller 
mittel mindestens zwei der genannten merkmale nicht leisten kann. das Konzept der 
finanziellen deprivation ist eine wichtige ergänzung zum Konzept der Armutsgefähr-
dung, da dadurch sichtbar wird, wie gut menschen mit ihrem einkommen auskommen 
können. finanzielle deprivation kann etwa Personen betreffen, deren einkommen über 
der Armutsgefährdungsschwelle liegt, die aber mit hohen Lebenshaltungskosten oder 
schulden kämpfen.
das Ausmaß finanzieller deprivation ist in Übersicht 26 dargestellt. ein fünftel der 
Bevölkerung kann sich zwei oder mehr der erhobenen merkmale nicht leisten und 
30 der Betrag entspricht der gerundeten monatlichen Armutsgefährdungsschwelle aus eu-siLc 2006 (statistik Austria 2008).
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damit nicht am mindestlebensstandard teilhaben. das ist ein höherer Anteil als im 
Vorjahr, wo 15% betroffen waren. der Anstieg zeigt sich besonders beim merkmal, sich 
nicht leisten zu können, einmal im monat freunde oder familie zum essen einzuladen 
(14%, 2007: 10%) und dem Problem, sich aus finanziellen gründen nicht ausgewogen 
ernähren zu können (13%, 2007: 8%). unverändert viele Personen können unerwartete 
Ausgaben nicht tätigen (29%). für 10% ist es nicht möglich, neue Kleidung zu kaufen, 
7% der Bevölkerung sind mit Zahlungen im rückstand und die heizkosten sind für 4% 
nicht leistbar. für den großteil der Bevölkerung ist die Leistbarkeit von notwendigen 
Arztbesuchen möglich, 3% können sich diese medizinische grundversorgung aller-
dings nicht leisten.
Übersicht 26: merkmale finanzieller deprivation
Je mehr Benachteiligungen zutreffen, desto eher ist von einer deprivierten Lebensführung auszugehen. als finan-
ziell depriviert gilt, wer sich auf Grund geringer finanzieller Mittel mindestens zwei der genannten Merkmale nicht 
leisten kann. Das konzept der finanziellen Deprivation ist eine wichtige Ergänzung zum konzept der armutsge-
fährdung, da dadurch sichtbar wird, wie gut Menschen mit ihrem Einkommen auskommen können. Finanzielle 
Deprivation kann etwa Personen betreffen, deren Einkommen über der armutsgefährdungsschwelle liegt, die 
aber mit hohen Lebenshaltungskosten oder Schulden kämpfen. 
Das ausmaß finanzieller Deprivation ist in Übersicht 26 dargestellt. Ein Fünftel der Bevölkerung kann sich zwei 
oder mehr der erhobenen Merkmale nicht leisten und damit nicht am Mindestlebensstandard teilhaben. Das ist 
ein höherer anteil als im Vorjahr, wo 15% betroffen waren. Der anstieg zeigt sich besonders beim Merkmal, sich 
nicht leisten zu können, einmal im Monat Freunde oder Familie zum Essen einzuladen (14%, 2007: 10%) und 
dem Problem, sich aus finanziellen Grü den nicht ausgewogen ernähren zu können (13%, 2007: 8%). unverän-
dert viele Personen können unerwartete ausgaben nicht tätigen (29%). Für 10% ist es nicht möglich, neue klei-
dung zu kaufen, 7% der Bevölkerung sind mit Zahlungen im rückstand und die Heizkosten sind für 4% nicht 
leistbar. Für den Großteil der Bevölkerung ist die Leistbarkeit von notwendigen arztbesuchen möglich, 3% kön-
nen sich diese medizinische Grundversorgung allerdings nicht leisten. 
Übersicht 26: Merkmale finanzieller Deprivation 
Gesamt Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet 
in 1.000 in % in 1.000  in %  in 1.000  in %  
Finanziell depriviert (mit mind. 2 Benachteili-
gungen)1) 1.641 20 1.150 16 492 48
Haushalt kann sich nicht leisten… 
unerwartete ausgaben zu tätigen 2.430 29 1.793 25 637 63 
Freunde zum Essen einzuladen 1.188 14 819 11 369 36 
jeden 2. tag Fleisch, Fisch oder eine vegeta-
rische Speise  1.106 13 788 11 318 31 
neue kleider zu kaufen  820 10 538 7 282 28 
Zahlungen rechtzeitig zu begleichen  559 7 402 6 158 15 
die Wohnung angemessen warm zu halten  333 4 204 3 129 13 
notwendigen arztbesuch 233 3 182 3 51 5
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. - 1) können sich 2 der angeführten Merkmale nicht 
leisten. - im Vergleich zur "Primären Deprivation" in der Berichterstattung bis 2006 sind statt der Leistbarkeit von urlaub die
Leistbarkeit von arztbesuchen und Einladungen zum Essen berücksichtigt. 
Einschränkungen und finanzielle Probleme in zentralen Lebensbereichen sind häufiger bei Personen mit niedri-
gem Einkommen zu beobachten. Laut Eu-SiLC 2008 hat knapp die Hälfte der armutsgefährdeten zumindest zwei 
Probleme im Bereich der finanziellen Deprivation. Der teil der Bevölkerung mit einem Einkommen über der ar-
mutsgefährdungsschwelle ist hingegen nur zu 16% vom Mindestlebensstandard ausgeschlossen.  
Die Erfassung der Leistbarkeit der oben genannten Güter und Verhaltensweisen beruht auf der subjektiven Be-
wertung bezüglich der insgesamt verfügbaren ressourcen, was auch einen unterschied zur Messung des Ein-
kommens darstellt. implizit kann so berücksichtigt werden, ob Menschen mit einem niedrigen Einkommen ihren 
Bedarf auf Grund anderer ressourcen decken können, z.B. durch Ersparnisse, den Zugang zu krediten oder 
informelle unterstützung.  
Vier unterschiedliche Lebenslagen können durch die gemeinsame Betrachtung von Einkommenssituation und  
Lebensbedingungen dargestellt werden.31 als Einkommensmangel wird eine armutslage mit armutsgefährden-
dem Einkommen, aber ohne deprivierte Lebensführung aus finanziellen Gründen bezeichnet. teilhabemangel 
besteht dann, wenn jemand schweren finanziellen Einschränkungen ausgesetzt ist, das Haushaltseinkommen 
jedoch über der armutsgefährdungsschwelle liegt. Von manifester armut sind jene Personen betroffen, die so-
wohl armutsgefährdet als auch finanziell depriviert sind. kein Mangel liegt vor, wenn weder armutsgefährdung 
noch finanzielle Deprivation eine Benachteiligung erkennen lassen. in Übersicht 27 ist die Häufigkeit des auftre-
tens dieser armutslagen dargestellt. 
                                                
31 in der Berichterstattung zu Eu-SiLC 2007 wurde diese typologie geändert, so dass die armutslagen mit den Berichten bis 
Eu-SiLC 2006 nicht vergleichbar sind. Die Deprivation wurde dabei auf die Leistbarkeit des Mindestlebensstandards einge-
grenzt und statt der Leistbarkeit von urlaub die Leistbarkeit von arztbesuchen und Einladungen zum Essen berücksichtigt. 
Sekundäre Deprivation, Gesundheit und Wohnen werden in der Definition der armutslagen nicht mehr berücksichtigt. 
einschränkungen und finanzielle Probleme in zentralen Lebensbereichen ind äufiger 
bei Personen mit niedrigem einkommen zu beobachten. Laut eu-siLc 2008 hat knapp 
die hälfte der Armutsgefährdeten zumindest zwei Probleme im Bereich der finanziellen 
d privation. der t il der Bevölkerung mit inem inkommen über der Armutsgefähr-
dungsschwelle ist hingegen nur zu 16% vom mindestlebensstandard ausgeschlossen.
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die erfassung der Leistbarkeit der oben genannten güter und Verhaltensweisen beruht 
auf der subjektiven Bewertung bezüglich der insgesamt verfügbaren ressourcen, was 
auch einen unterschied zur messung des einkommens darstellt. implizit kann so 
berücksichtigt werden, ob menschen mit einem niedrigen einkommen ihren Bedarf 
auf grund anderer ressourcen decken können, z.B. durch ersparnisse, den Zugang 
zu Krediten oder informelle unterstützung.
Vier unterschiedliche Lebenslagen können durch die gemeinsame Betrachtung von 
einkommenssituation und Lebensbedingungen dargestellt werden.31 Als einkom-
mensmangel wird eine Armutslage mit armutsgefährdendem einkommen, aber ohne 
deprivierte Lebensführung aus finanziellen gründen bezeichnet. teilhabemangel 
besteht dann, wenn jemand schweren finanziellen einschränkungen ausgesetzt ist, 
das haushaltseinkommen jedoch über der Armutsgefährdungsschwelle liegt. Von 
manifester Armut sind jene Personen betroffen, die sowohl armutsgefährdet als auch 
finanziell depriviert sind. Kein mangel liegt vor, wenn weder Armutsgefährdung noch 
finanzielle deprivation eine Benachteiligung erkennen lassen. in Übersicht 27 ist die 
häufigkeit des Auftretens dieser Armutslagen dargestellt.
Übersicht 27: Zusammenhang von Armutsgefährdung und finanzieller deprivation32











Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008.
Von den 12% der Bevölkerung, die armutsgefährdet sind, ist rund die Hälfte gleichzeitig mit finanzieller Depri-
vation konfrontiert (492.000 Personen). aufgrund des zuvor gezeigten anstiegs der finanziellen Deprivation steigt 
auch die manifeste armut auf rund 6% im Jahr 2008. Bei der anderen Hälfte mit niedrigem Einkommen (527.000 
Personen) ist die Lebenssituation nicht eingeschränkt, sie werden als von Einkommensmangel betroffen bezeich-
net. 14% der Bevölkerung (rund 1,15 Mio. Personen) haben zwar ein Einkommen über der armutsgefährdungs-
schwelle, sind aber finanziell depriviert, d.h. sie sind von teilhabemangel betroffen. Die restlichen 74% der Be-
völkerung haben nach dieser Definition keinen Mangel. 
Die analyse der Situation der von teilhabemangel betroffenen Personen ist neben der untersuchung von ar-
mutsgefährdung von hoher relevanz. Die für die armutsgefährdung definierte Einkommensschwelle von 60% des 
Medians liefert keine aussagen zur Bedarfsgerechtigkeit. Deprivierte Lebenslagen aufgrund besonderer Lebens-
umstände (kleine kinder, krankheit etc.), Verschuldung oder geringem sozialen kapital (z.B. bei ausländerinnen 
und ausländern) können auch bei einem Einkommen über der armutsgefährdungsschwelle auftreten.
Die sichtbare Manifestierung von niedrigem Einkommen und finanzieller Deprivation tritt bei manchen Gruppen 
häufiger auf als bei anderen. Frauen sind etwas stärker von manifester armut betroffen als Männer33
Übersicht 28
. in Haushal-
ten, in denen es nur eine Verdienerin oder einen Verdiener geben kann, führt niedriges Einkommen wesentlich 
öfter zu manifester armut als in Mehrpersonenhaushalten, wie aus ersichtlich ist. Ein-Eltern-
Haushalte haben das höchste risiko, manifest arm zu sein (20%), gefolgt von alleinlebenden Pensionistinnen 
(13%). aber auch alleinlebende Frauen ohne Pensionsbezug (11%) und alleinlebende Männer (10% mit Pension 
bzw. 9% ohne Pension) sind überdurchschnittlich oft manifest arm. Mehrpersonenhaushalte mit mindestens drei 
kindern stellen bei einer Quote von 10% manifest armen mit rund 73.000 Personen die absolut größte Gruppe 
der manifest armen nach dem Haushaltstyp. 
Wenn geringes Einkommen nur vorübergehend auftritt, schlägt sich in der Mehrzahl der Fälle das niedrige Ein-
kommen in diesem Zeitraum nicht in einem niedrigeren Lebensstandard nieder und die Quote der manifest ar-
men ist in diesen Haushalten unterdurchschnittlich. Dies ist etwa bei Familien mit mehr als einer erwachsenen 
Person und höchstens zwei kindern der Fall, bei denen aufgrund von Betreuungspflichten die Erwerbseinbindung 
vorübergehend eingeschränkt ist.
                                        
32 im Vergleich zu armutslagen in der Berichterstattung bis 2006 wird sekundäre Deprivation, Gesundheit und Wohnen für die 
Definition der armutslagen nicht mehr verwendet. Finanzielle Deprivation entspricht großteils primärer Deprivation, statt der 
Leistbarkeit von urlaub wird jedoch die Leistbarkeit von arztbesuchen und Einladungen zum Essen berücksichtigt.
33 Vgl. tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d).
31 in der Berichterstattung zu eu-siLc 2007 wurde diese typologie geändert, so dass die Armutslagen mit den Berichten bis eu-siLc
 2006 nicht vergleichbar sind. die deprivation wurde dabei auf die Leistbarkeit des mindestlebensstandards eingegrenzt und statt 
 der Leistbarkeit von urlaub die Leistbark it v n Arztbesuchen d einladungen zum ssen b rücksich gt. sekundäre deprivatio ,
 gesundheit und wohnen werden in der definition der Armutslagen nicht mehr berücksichtigt.
32 im Vergleich zu Armutslagen in der Berichterstattung bis 2006 wird sekundäre deprivation, gesundheit und wohnen für die defi-
 nition der Armutslagen nicht mehr verwendet. finanzielle deprivation entspricht großteils primärer deprivation, statt der Leistbar- 
 k i  von urlaub wird jedoch die Leistbarkeit von Arztbesuchen und einladungen zum essen berücksichtigt.
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Von den 12% der Bevölkerung, die armutsgefährdet sind, ist rund die hälfte gleichzeitig 
mit finanzieller deprivation konfrontiert (492.000 Personen). Aufgrund des zuvor ge-
zeigten Anstiegs der finanziellen deprivation steigt auch die manifeste Armut auf rund 
6% im Jahr 2008. Bei der anderen hälfte mit niedrigem einkommen (527.000 Personen) 
ist die Lebenssituation nicht eingeschränkt, sie werden als von einkommensmangel 
betroffen bezeichnet. 14% der Bevölkerung (rund 1,15 mio. Personen) haben zwar ein 
einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle, sind aber finanziell depriviert, d.h. 
sie sind von teilhabemangel betroffen. die restlichen 74% der Bevölkerung haben nach 
dieser definition keinen mangel.
die Analyse der situation der von teilhabemangel betroffenen Personen ist neben der 
untersuchung von Armutsgefährdung von hoher relevanz. die für die Armutsgefähr-
dung definierte einkommensschwelle von 60% des medians liefert keine Aussagen 
zur Bedarfsgerechtigkeit. deprivierte Lebenslagen aufgrund besonderer Lebensum-
stände (kleine Kinder, Krankheit etc.), Verschuldung oder geringem sozialen Kapital 
(z.B. bei Ausländerinnen und Ausländern) können auch bei einem einkommen über 
der Armutsgefährdungsschwelle auftreten.
die sichtbare manifestierung von niedrigem einkommen und finanzieller deprivation 
tritt bei manchen gruppen häufiger auf als bei anderen. frauen sind etwas stärker 
von manifester Armut betroffen als männer33. in haushalten, in denen es nur eine 
Verdienerin oder einen Verdiener geben kann, führt niedriges einkommen wesentlich
öfter zu manifester Armut als in mehrpersonenhaushalten, wie aus Übersicht 28 
ersichtlich ist. ein-eltern-haushalte haben das höchste risiko, manifest arm zu sein 
(20%), gefolgt von alleinlebenden Pensionistinnen (13%). Aber auch alleinlebende 
frauen ohne Pensionsbezug (11%) und alleinlebende männer (10% mit Pension bzw. 
9% ohne Pension) sind überdurchschnittlich oft manifest arm. mehrpersonenhaus-
33 Vgl. tabellenband zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d).
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halte mit mindestens drei Kindern stellen bei einer Quote von 10% manifest Armen 
mit rund 73.000 Personen die absolut größte gruppe der manifest Armen nach dem 
haushaltstyp.
wenn geringes einkommen nur vorübergehend auftritt, schlägt sich in der mehrzahl 
der fälle das niedrige einkommen in diesem Zeitraum nicht in einem niedrigeren 
Lebensstandard nieder und die Quote der manifest Armen ist in diesen haushalten 
unterdurchschnittlich. dies ist etwa bei familien mit mehr als einer erwachsenen Person 
und höchstens zwei Kindern der fall, bei denen aufgrund von Betreuungspflichten die 
erwerbseinbindung vorübergehend eingeschränkt ist.
Übersicht 28: Betroffenheit von manifester Armut nach haushaltstyp
Übersicht 28: Betroffenheit von manifester Armut nach Haushaltstyp  
Manifeste armut 
in 1.000 Quote in % 
Insgesamt  492 6
Haushaltstyp 
Ein-Eltern-Haushalt 63 20
alleinlebende Frauen mit Pension   52 13
alleinlebende Frauen ohne Pension 33 11
alleinlebende Männer mit Pension   13 10
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder  73 10
alleinlebende Männer ohne Pension 39 9
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder  63 4
Mehrpersonenhaushalt mit Pension  44 4
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind  51 4
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder  59 3
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. 
Wenn ein Haushaltstyp unterdurchschnittliches Medianeinkommen und überdurchschnittliche armutsgefährdung 
aufweist, wird von einer risikogruppe gesprochen. Neben der Haushaltszusammensetzung und der Hauptein-
kommensquelle, dem Gesundheitszustand und Langzeitarbeitslosigkeit ist in diesem Zusammenhang auch eine 
Person mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft im Haushalt oder die Einbürgerung eines Haushaltsmitglieds 
Hinweis auf eine benachteiligte Lebenssituation. risikogruppen sind auch häufiger von manifester armut betrof-
fen: Der Wert in der Gesamtbevölkerung liegt bei 6%, während je nach risikogruppe der anteil bei 9 bis 30% 
liegt.
Grafik 5 zeigt die armutslagen der risikogruppen gereiht nach der Häufigkeit des auftretens manifester armut. 
Bei Haushalten mit Langzeitarbeitslosen geht das niedrige Einkommen mit 60% am häufigsten mit dem 
Nicht-Erreichen des gesellschaftlich anerkannten Mindestlebensstandards einher. 30% sind manifest arm, weitere 
30% sind von teilhabemangel betroffen. Nur ein Viertel der Personen in Haushalten mit Langzeitarbeitslosen 
erreicht den Mindestlebensstandard und hat ein Einkommen über der armutsgefährdungsschwelle.  
Von Personen in Haushalten ohne Langzeitarbeitslose, die ihr Einkommen hauptsächlich aus Sozialleistungen 
beziehen, ist nur ein Drittel von keinem Mangel betroffen. Mehr als drei Mal so viele Personen wie in der Gesamt-
bevölkerung sind in dieser Gruppe manifest arm (25%). in Ein-Eltern-Haushalten ist der anteil ähnlich hoch (20%) 
und in beiden Gruppen ist der anteil höher als im Vorjahr.  
26% aller manifest armen haben keine österreichische Staatsbürgerschaft. in Haushalten von ausländerinnen 
und ausländern ist demnach auch ein überdurchschnittlicher anteil der Personen manifest arm (15%). in Haus-
halten ohne ausländische Mitglieder, aber mit eingebürgerten Personen sind 11% manifest arm. in Haushalten, 
wo alle Haushaltsmitglieder die österreichische Staatsbürgerschaft seit der Geburt innehaben, sind nur 4% mani-
fest arm. 
wenn ein haushaltstyp unterdurchschnittliches medianeinkommen und überdurch-
schnittliche Armutsgefährdung aufweist, wird von einer risikogruppe gesprochen. neben 
der haushaltszusammens tzung und der haupteinkommensquelle, dem gesundheits-
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zustand und Langzeitarbeitslosigkeit ist in diesem Zusammenhang auch eine Person 
mit nicht-österreichischer staatsbürgerschaft im haushalt oder die einbürgerung eines 
haushaltsmitglieds hinweis auf eine benachteiligte Lebenssituation. risikogruppen 
sind auch häufiger von manifester Armut betroffen: der wert in der gesamtbevölkerung 
liegt bei 6%, während je nach risikogruppe der Anteil bei 9 bis 30% liegt.
grafik 5 zeigt die Lebenslagen der risikogruppen gereiht nach der häufigkeit des Auf-
tretens manifester Armut. Bei haushalten mit Langzeitarbeitslosen geht das niedrige 
einkommen mit 60% am häufigsten mit dem nicht-erreichen des gesellschaftlich 
anerkannten mindestlebensstandards einher. 30% sind manifest arm, weitere 30% 
sind von teilhabemangel betroffen. nur ein Viertel der Personen in haushalten mit 
Langzeitarbeitslosen erreicht den mindestlebensstandard und hat ein einkommen 
über der Armutsgefährdungsschwelle.
Von Personen in haushalten ohne Langzeitarbeitslose, die ihr einkommen hauptsächlich 
aus sozialleistungen beziehen, ist nur ein drittel von keinem mangel betroffen. mehr 
als drei mal so viele Personen wie in der gesamtbevölkerung sind in dieser gruppe 
manifest arm (25%). in ein-eltern-haushalten ist der Anteil ähnlich hoch (20%) und 
in beiden gruppen ist der Anteil höher als im Vorjahr.
26% aller manifest Armen haben keine österreichische staatsbürgerschaft. in haus-
halten von Ausländerinnen und Ausländern ist demnach auch ein überdurchschnitt-
licher Anteil der Personen manifest arm (15%). in haushalten ohne ausländische 
mitglieder, aber mit eingebürgerten Personen sind 11% manifest arm. in haushalten, 
wo alle haushaltsmitglieder die österreichische staatsbürgerschaft seit der geburt 
innehaben, sind nur 4% manifest arm.
finAnZieLLe dePriVAtion und ArmutsLAgen finAnZieLLe dePriVAtion und ArmutsLAgen
91
grafik 5: Armutsgefährdung und manifeste Armut bei risikogruppen
 
Grafik 5: Armutsgefährdung und manifeste Armut bei Risikogruppen  
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Haushalt mit AusländerInnen (Nicht EU/EFTA)
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Haushalt mit hauptsächlich Sozialleistungen*)
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Insgesamt
64 7 19 9
67 10 13 10
63 9 17 11
52 11 26 11
57 11 19 13
53 6 28 13
50 11 24 15
49 9 23 20
32 18 25 25
26 13 30 30
74 6 14 6
Kein Mangel Einkommensmangel Teilhabemangel Manifeste Armut
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. -  Personen in Haushalten. Haushalte mit ausländischen Mitgliedern und Haushalte mit Eingebürgerten 
sind nicht überschneidend: Haushalte mit Eingebürgerten (aus Nicht-EU/EFTA) enthalten per Definition keine Ausländerinnen und Ausländer. 
Sozialleistungen umfassen Familien-, Bildungs-, Arbeitslosen-, Gesundheitsleistungen, Sozialhilfe und Wohnbeihilfen sowie Pensionen von 
Personen im Erwerbsalter. *) Ohne Langzeitarbeitslose.
 in %
 
Haushalte mit Personen mit Behinderung (13%) und alleinlebende Frauen (Pensionistinnen 13%, andere 11%) 
zeigen eine rund doppelt so hohe Betroffenheit wie die Gesamtbevölkerung. Haushalte mit mehr als dr ei Kindern 
sind ü berdurchschnittlich oft armutsgefährdet, jedoch et wa im selbe n Maß e finanz iell depr iviert (23 %) wie d er 
Bevölkerungsdurchschnitt (20%). Haushalte, deren jüngstes Kind zwischen vier und sechs Jahre alt ist, weisen im 
Vergleich zu den ki nderreichen Familien ungefähr den gleichen Ante il benachteiligter Personen auf ( 35% bzw. 
33%), in ersterer Gruppe überwiegt Teilhabemangel aber gegenüber Einkommensmangel. 
Bei Kindern und wirtschaftlich abhängigen Jugendlichen bi s 26 Jahre sin d die Antei le der Armutslagen ähn lich 
verteilt wie in der Gesamtbevölkerung (Übersicht 29). Das bedeutet, dass 130.000 Kinder manifest arm sind (7%), 
also in einem Haushalt mit niedrigem Einkommen leben und der einen gesellschaftlichen Mindestlebensstandard 
unterschreitet. W eitere 23 2.000 Kin der l eiden unter T eilhabemangel (1 3%) un d 13 4.000 (7 %) leb en in ei nem 
Haushalt mit einem Einkomm en unt er der A rmutsgefährdungsschwelle, w o s ich der Einkommensmangel noc h 
nicht in den in EU-SILC erfassten finanziellen Benachteiligungen manifestiert hat. 72% der Kinder sind von keiner 
dieser Benachteiligungen betroffen.  
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  Armutsgefährdung 12,4% 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - 1) Im Vergleich zu Armutslagen in 
der Berichterstattung bis 2006 wird sekundäre Deprivation, Gesundheit und 
Wohnen für die Definition der Armutslagen nicht mehr verwendet. Finanzielle 
Deprivation entspricht großteils primärer Deprivation, statt der Leistbarkeit von 
Urlaub wird jedoch die Leistbarkeit von Arztbesuchen und Einladungen zum 
Essen berücksichtigt.  
 
Auch in Haushalten, die nach dieser Typologie weder als manifest arm noch als von Teilhabemangel betroffen 
gelten, können finanzielle Problemlagen auftreten (Übersicht 30). Die Struktur der Ben achteiligungen ist mit jener 
der Gesamtbevölkerung vergleichbar, Kinder aus armutsgefährdeten Haushalten sind von diesen Benachteiligun-
gen verstärkt betroffen. Kinder leben aber häufiger in Haushalten, die unerwartete Ausgaben nicht tätigen können 
(33%; 29% in der Gesamtbe völkerung). Vor allem im Z usammenhang mit Armutsgefäh rdung verschärft sich die -
ses Problem für Kinder mit mehr als zwei Drittel Betroffenen (Gesamtbevölkerung 63%). Regelmäßige Zahlungen 
können eher b eglichen werden a ls u nerwartete Z ahlungen, armutsgef ährdete K inder sind aber von  Zahlungs-
haushalte mit Personen mit Behinderung (13%) und alleinlebende frauen (Pensio-
nistinnen 13%, andere 11%) zeigen eine rund doppelt so hohe Betroffenheit wie die 
gesamtbevölkerung. haushalte mit mehr als drei Kindern sind überdurchschnittlich 
oft armutsgefährdet, jedoch etwa im selben maße finanziell depriviert (23%) wie der 
Bevölkerungsdurchschnitt (20%). haushalte, deren jüngstes Kind zwischen vier und 
sechs Jahre alt ist, weisen im Vergleich zu den kinderreichen familie  ungefähr de  
gle chen Antei  benachteiligter Personen auf (35% bzw. 33%), in ersterer gruppe 
überwiegt teilhabemangel aber gegenüber einkommensmangel.
Bei Kindern und wirtschaftlich abhängigen Jugendlichen bis 26 Jahre sind die Anteile 
der Armutslagen ähnlich verteilt wie i  der gesamtbevölkerung (Übersicht 29). das 
bedeutet, dass 130.000 Kinder manifest arm sind (7%), also in einem haushalt mit 
niedrigem einkommen leben und der einen gesellschaftlichen mindestlebensstandard
unterschreitet. weitere 232.000 Kinder leiden unter teilhabemangel (13%) und 134.000 
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(7%) leben in einem haushalt mit einem einkommen unter der Armutsgefährdungs-
schwelle, wo sich der einkommensmangel noch nicht in den in eu-siLc erfassten 
finanziellen Benachteiligungen manifestiert hat. 72% der Kinder sind von keiner dieser 
Benachteiligungen betroffen.
Übersicht 29: finanzielle deprivation und Armutsgefährung von Kindern, Jugendlichen und abhängigen 
jungen erwachsenen bis 26 Jahren
Grafik 5: Armutsgefährdung und manifeste Armut bei Risikogruppen 
Haushalte mit Personen mit Behinderung (13%) und alleinlebende Frauen (Pensionistinnen 13%, andere 11%) 
zeigen eine rund doppelt so hohe Betroffenheit wie die Gesamtbevölkerung. Haushalte mit mehr als drei kindern 
sind überdurchschnittlich oft armutsgefährdet, jedoch etwa im selben Maße finanziell depriviert (23%) wie der 
Bevölkerungsdurchschnitt (20%). Haushalte, der n jüngstes kind zwisch n vier und sechs Jahre alt ist, weisen im 
Vergleich zu den kinderreichen Familien ungefähr den gleichen anteil benachteiligter Personen auf (35% bzw. 
33%), in ersterer Gruppe überwiegt t ilhabemangel aber gegenüber Einkommensmangel.
Bei kindern und wirtschaftlich abhängigen Jugendlichen bis 26 Jahre sind die anteile der armutslagen ähnlich 
verteilt wie in der Gesamtbevölkerung (Übersicht 29). Das bedeutet, dass 130.000 kinder manifest arm sind (7%), 
also in einem Haushalt mit niedrigem Einkommen leben und der einen gesellschaftlichen Mindestlebensstandard 
unterschreitet. Weitere 232.000 kinder leiden unter teilhabemangel (13%) und 134.000 (7%) leben in einem 
Haushalt mit einem Einkommen unter der armutsgefährdungsschwelle, wo sich der Einkommensmangel noch 
nicht in den  Eu-SiLC erfasste fi anziellen Benachteiligungen manifestiert at. 72% der kinder sind von keiner 
dieser Benachteiligungen betroffen. 











Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - 1) im Vergleich zu armutslagen in 
der Berichterstattung bis 2006 wird sekundäre Deprivation, Gesundheit und 
Wohnen für die Definition der armutslagen nicht mehr verwendet. Finanzielle 
Deprivation entspricht großteils primärer Deprivation, statt der Leistbarkeit von 
urlaub wird jedoch die Leistbarkeit von arztbesuchen und Einladungen zum 
Essen berücksichtigt. 
auch in Haushalten, die nach dieser typologie weder als manifest arm noch als von teilhabemangel betroffen 
gelten, können finanzielle Problemlagen auftreten (Übersicht 30). Die Struktur der Benachteiligungen ist mit jener 
der Gesamtbevölkerung vergleichbar, kinder aus armutsgefährdeten Haushalten sind von diesen Benachteiligun-
gen verstärkt betroffen. kinder leben aber häufiger in Haushalten, die unerwartete ausgaben nicht tätigen können 
(33%; 29% in der Gesamtbevölkerung). Vor allem im Zusammenhang mit armutsgefährdung verschärft sich die-
ses Problem für kinder mit mehr als zwei Drittel Betroffenen (Gesamtbevölkerung 63%). regelmäßige Zahlungen 
können eher beglichen werden als unerwartete Zahlungen, armutsgefährdete kinder sind aber von Zahlungs-
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insgesamt
64 7 19 9
67 10 13 10
63 9 17 11
52 11 26 11
57 11 19 13
53 6 28 13
50 11 24 15
49 9 23 20
32 18 25 25
26 13 30 30
74 6 14 6
kein Mangel Einkommensmangel teilhabemangel Manifeste armut
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. -  Personen in Haushalten. Haushalte mit ausländischen Mitgliedern und Haushalte mit Eingebürgerten 
sind nicht überschneidend: Haushalte mit Eingebürgerten (aus Nicht-Eu/EFta) enthalten per Definition keine ausländerinnen und ausländer. 
Sozialleistungen umfassen Familien-, Bildungs-, arbeitslosen-, Gesundheitsleistungen, Sozialhilfe und Wohnbeihilfen sowie Pensionen von 
Personen im Erwerbsalter. *) Ohne Langzeitarbeitslose.
 in %
Auch in haushalten, die nach dieser typologie weder als manifest arm noch als von 
teilhabemangel betroffen gelten, können finanzielle Problemlagen auftreten (Über-
sicht 30). d e struktur d r B nachteiligungen ist it jener der gesamtbevölkerung 
vergleichbar, Kinder aus armutsgefährdeten haushalten sind von diesen Benachteili-
gungen verstärkt betroffen. Kinder leben aber häufiger in haushalten, die unerwartete 
Ausgaben nicht tätigen können (33%; 29% in der gesamtbevölkerung). Vor allem im 
Zusammenhang mit Armutsgefährdung verschärft sich dieses Problem für Kinder mit 
mehr als zwei drittel Betroffenen (gesamtbevölkerung 63%). regelmäßige Zahlungen 
können eher beglichen werden als unerwartete Zahlungen, armutsgefährdete Kinder 
sind aber von Zahlungsrückständen bei regelmäßigen Ausgaben wie etwa wohnkosten 
stärker betroffen (22%) als armutsgefährdete Personen insgesamt (15%).
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Übersicht 30: finanzielle deprivation von Kindern, Jugendlichen und abhängigen jungen 
erwachsenen bis 26 Jahren
 
rückständen bei regelmäßigen Ausgab en wie et wa Wohnkosten stärker  betroffen (22%) als armuts gefährdete 
Personen insgesamt (15%).  
Übersicht 30: Finanzielle Deprivation von Kindern, Jugendlichen und abhängigen jungen Erwachsenen bis 26 Jahren 
Gesamt Nicht armutsgefährdet Armutsgefährdet 
  
in 1.000 in % in 1.000  in %  in 1.000  in %  
Insgesamt 1.788 100 1.523 100 264 100 
Finanziell depriviert (mit mind. 2 Benachtei-
ligungen)1) 363 20 232 15 130 49 
Haushalt kann sich nicht leisten… 
unerwartete Ausgaben zu tätigen 585 33 404 27 181 68 
Freunde zum Essen einzuladen 235 13 142 9 93 35 
jeden 2. Tag Fleisch, Fisch oder eine 
vegetarische Speise  234 13 160 11 74 28 
neue Kleider zu kaufen  189 11 114 7 75 28 
Zahlungen rechtzeitig zu begleichen  154 9 96 6 59 22 
die Wohnung angemessen warm zu halten  58 3 30 2 28 11 
notwendigen Arztbesuch 40 2 30 2 10 4 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Personen in Haushalten. - 1) Können sich mind. 2 der angeführten Merkmale nicht 
leisten. - Im Vergleich zur "Primären Deprivation" in der Berichterstattung bis 2006 sind statt der Leistbarkeit von Urlaub die 
Leistbarkeit von Arztbesuchen und Einladungen zum Essen berücksichtigt. 
 
4.2. Sekundäre Benachteiligungen 
Benachteiligungen der Leb enssituation können auc h in a nderen B ereichen als dem o ben definierten Mind est-
lebensstandard auftreten. Unter der Annahme, dass sich Menschen zuerst bei sekundären, also weniger notwen-
digen Bedürfnissen einschränken, würde in diesen Bereichen ein Ressourcenmangel deutlicher sichtbar werden. 
Gleichzeitig ist zu bedenken, dass be i einem bestehenden hohen Ausstattungsgrad erst bei langfristig niedrigem 
Einkommen Mängel in diesem Bereich auftreten. Die finanzielle Situation des Haushalts wird indirekt am erzwun-
genen, nicht freiwilligen Verzicht von folgenden langlebigen Konsumgütern gemessen, die aus finanziellen Grün-
den nicht angeschafft werden können:  
• PC  
• H andy 
• Internet-Anschluss 
• DVD-Pla yer 
• Geschirrspülm aschine 
• PKW 
Sekundäre Benachteiligung w ird ang enommen, wenn dr ei der g enannten Ge brauchsgüter nicht l eistbar sin d. 
Übersicht 31 zeigt, welche Konsumgüter in armutsgefährdeten und in n icht armutsgefährdeten Haushalten aus 
finanziellen Gründen nicht vorhanden sind.  
Übersicht 31: Merkmale sekundärer Deprivation in armutsgefährdeten und nicht armutsgefährdeten Haushalten 
Gesamt N icht armutsgefährdet Armutsgefä hrdet 
 
in 1.000 in %  in 1.000  in %  in 1.000  in %  
Insgesamt 8.242 100 7.223 100 1.018 100 
Sekundär depriviert  
(mit mind. 3 fehlenden Gütern1) 424 5 232 3 192 19 
Haushalt kann sich nicht leisten...  
PKW 587 7 340 5 247 24 
Geschirrspülmaschine 534 6 322 4 212 21 
Internet 661 8 449 6 212 21 
PC 497 6 335 5 162 16 
DVD-Player 398 5 253 4 145 14 
Q: STATISTIK AUSTRIA,  EU-SILC 2008. - Personen in Haushalten. - 1) Können sich zumindest drei der Konsumgüter nicht 
leisten. Die Nicht-Leistbarkeit von Handys wird wegen ihrer geringen Bedeutung nicht ausgewiesen. 
 
19% d er Armu tsgefährdeten können sic h zumin dest dre i der in unserer Gesellsch aft ein em mittlere n Leb ens-
standard zu gehörigen Kons umgüter n icht l eisten, j edoch nur 3 % d er n icht Armutsgef ährdeten. Als  besonders 
trennscharf erweisen sich PKW, Internetverbindung und Geschirrspüler. Der Antei l derjenigen, di e ge rne einen 
Internetzugang zu Hause hätt en, sich ihn a ber nicht leis ten können, bleibt konstant, ob wohl das Vorhandensein 
4.2. sekundäre Benachteiligungen
Benachteiligungen der Lebenssituation können auch in anderen Bereichen als dem 
oben definierten mindestleb nsstandard auftreten. unter der Ann hme, dass sich 
menschen zuerst bei sekundären, also weniger notwendigen Bedürfnissen einschrän-
ken, würde in diesen Bereichen ein ressourcenmangel deutlicher sichtbar werden. 
gleichzeitig ist zu bedenken, dass bei einem bestehenden hohen Ausstattungsgrad 
erst bei langfristig niedrigem einkommen mängel in diesem Bereich auftreten. die 
finanzielle situation des haushalts wird indirekt am erzwungenen, nicht freiwilligen 
Verzicht von folgenden langlebigen Konsumgütern gemessen, die aus finanziellen 




finAnZieLLe dePriVAtion und ArmutsLAgen
94




sekundäre Benachteiligung wird angenommen, wenn drei der genannten gebrauchsgüter 
nicht leistbar sind. Übersicht 31 zeigt, welche Konsumgüter in armutsgefährdeten und 
in nicht armutsgefährdeten haushalten aus finanziellen gründen nicht vorhanden sind.
Übersicht 31: merkmale sekundärer deprivation in armutsgefährdeten und nicht armutsgefährdeten 
haushalten
rückständen bei regelmäßigen ausgaben wie etwa Wohnkosten stärker betroffen (22%) als armutsgefährdete 
Personen insgesamt (15%).  
Übersicht 30: Finanzielle Deprivation von Kindern, Jugendlichen und abhängigen jungen Erwachsenen bis 26 Jahren 
Gesamt Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet 
in 1.000 in % in 1.000 in %  in 1.000 in %  
Insgesamt 1.788 100 1.523 100 264 100
Finanziell depriviert (mit mind. 2 Benachtei-
ligungen)1) 363 20 232 15 130 49
Haushalt kann sich nicht leisten… 
unerwartete ausgaben zu tätigen 585 33 404 27 181 68
Freunde zum Essen einzuladen 235 13 142 9 93 35
jeden 2. tag Fleisch, Fisch oder eine 
vegetarische Speise  234 13 160 11 74 28
neue kleider zu kaufen  189 11 114 7 75 28
Zahlungen rechtzeitig zu begleichen  154 9 96 6 59 22
die Wohnung angemessen warm zu halten  58 3 30 2 28 11
notwendigen arztbesuch 40 2 30 2 10 4
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. - 1) können sich mind. 2 der angeführten Merkmale nicht 
leisten. - im Vergleich zur "Primären Deprivation" in der Berichterstattung bis 2006 sind statt der Leistbarkeit von urlaub die
Leistbarkeit von arztbesuchen und Einladungen zum Essen berücksichtigt. 
4.2. Sekundäre Benachteiligungen 
Benachteiligungen der Lebenssituation können auch in anderen Bereichen als dem oben definierten Mindest-
lebensstandard auftreten. unter der annahme, dass sich Menschen zuerst bei sekundären, also weniger notwen-
digen Bedürfnissen einschränken, würde in diesen Bereichen ein ressourcenmangel deutlicher sichtbar werden. 
Gleichzeitig ist zu bedenken, dass bei einem bestehenden hohen ausstattungsgrad erst bei langfristig niedrigem 
Einkommen Mängel in diesem Bereich auftreten. Die finanzielle Situation des Haushalts wird indirekt am erzwun-
genen, nicht freiwilligen Verzicht von folgenden langlebigen konsumgütern gemessen, die aus finanziellen Grün-
den nicht angeschafft werden können:  
• PC 
• Handy 




Sekundäre Benachteiligung wird angenommen, wenn drei der genannten Gebrauchsgüter nicht leistbar sind. 
Übersicht 31 zeigt, welche konsumgüter in armutsgefährdeten und in nicht armutsgefährdeten Haushalten aus 
finanziellen Gründen nicht vorhanden sind.  
Übersicht 31: Merkmale sekundärer Deprivation in armutsgefährdeten und nicht armutsgefährdeten Haushalten 
Gesamt Nicht armutsgefährdet armutsgefährdet 
in 1.000 in %  in 1.000  in %  in 1.000  in %  
Insgesamt 8.242 100 7.223 100 1.018 100
Sekundär depriviert  
(mit mind. 3 fehlenden Gütern1) 424 5 232 3 192 19
Haushalt kann sich nicht leisten...  
PkW 587 7 340 5 247 24
Geschirrspülmaschine 534 6 322 4 212 21
internet 661 8 449 6 212 21
PC 497 6 335 5 162 16
DVD-Player 398 5 253 4 145 14
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. - 1) können sich zumindest drei der konsumgüter nicht 
leisten. Die Nicht-Leistbarkeit von Handys wird wegen ihrer geringen Bedeutung nicht ausgewiesen. 
19% der armutsgefährdeten können sich zumindest drei der in unserer Gesellschaft einem mittleren Lebens-
standard zugehörigen konsumgüter nicht leisten, jedoch nur 3% der nicht armutsgefährdeten. als besonders 
trennscharf erweisen sich PkW, internetverbindung und Geschirrspüler. Der anteil derjenigen, die gerne einen 
internetzugang zu Hause hätten, sich ihn aber nicht leisten können, bleibt konstant, obwohl das Vorhandensein 
19% der Armutsgefährdeten können sich zumindest drei der in unserer gesellschaft 
einem mittleren Lebensstandard zugehörigen Konsumgüter nicht leisten, jedoch 
nur 3% der nicht Armutsgefährdeten. Als besonders trennscharf erweisen sich PKw, 
internetverbindung und geschirrspüler. der Anteil derjenigen, die gerne einen internet-
zugang zu hause hätten, sich ihn aber nicht leisten können, bleibt konstant, obwohl 
das Vorhandensein von internetverbindungen weiter zugenommen hat. mit zunehmen-
der Bedeutung von Pc und internet für die berufliche und schulische weiterbildung, 
Arbeitssuche, aber auch für soziale teilhabe bedeutet das für die Betroffenen eine 
zunehmende Benachteiligung.
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4.3. einschränkungen im Alltag aufgrund von Krankheit oder Behinderung
die (finanzielle) situation von haushalten wird zum einen durch flexible Aspekte wie 
individuelle Konsumpräferenzen bestimmt, zum anderen können bestimmte Lebensum-
stände notwendige Ausgaben zur folge haben, die nicht nach Belieben verändert oder 
„optimiert“ werden können. ein Beispiel dafür ist das Auftreten von gesundheitlichen 
Problemen, das zu erhöhten Ausgaben für medizinische Versorgung führt. menschen 
mit niedrigem einkommen sind von diesen Ausgaben stärker belastet, da sie einen 
höheren Anteil ihres einkommens dafür aufwenden müssen. gleichzeitig schränken 
gesundheitliche Probleme erwerbschancen ein oder machen die Beteiligung am 
erwerbsleben ganz unmöglich und können so auch zu weniger einkommen führen. 
die einkommenssituation ist durch eu-siLc belegbar, die Ausgaben-seite wird durch 
die erhebung nicht direkt erfasst.
in Übersicht 32 wird einerseits das Auftreten einer mindestens ein halbes Jahr an-
dauernden einschränkung bei tätigkeiten des normalen Alltagslebens aufgrund 
von Krankheit oder Behinderung dargestellt, andererseits auch der Zusammenhang 
zwischen diesen gesundheitlichen Problemen und den Lebenslagen gezeigt.34 dabei 
wird zwischen Personen im erwerbsalter und im Pensionsalter unterschieden, da das 
Auftreten gesundheitlicher Beeinträchtigung in den verschiedenen Altersstufen unter-
schiedlich häufig vorkommt. Auf die ursache-wirkungs-mechanismen, insbesondere 
auf die richtung des Zusammenhangs zwischen finanziellen Benachteiligungen und
dem gesundheitszustand kann aus dieser darstellung nicht geschlossen werden.
34 weitere tabellen zum gesundheitszustand sind im tabellenband zu eu-siLc 2008 (statistik Austria 2009d), Kapitel 4 enthalten.
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Übersicht 32: einschränkungen im Alltag durch gesundheitsprobleme in Armutslagen
von internetverbindungen weiter zugenommen hat. Mit zunehmender Bedeutung von PC und internet für die 
berufliche und schulische Weiterbildung, arbeitssuche, aber auch für soziale teilhabe bedeutet das für die Betrof-
fenen eine zunehmende Benachteiligung.
4.3. Einschränkungen im Alltag aufgrund von Krankheit oder Behinderung 
Die (finanzielle) Situation von Haushalten wird zum einen durch flexible aspekte wie individuelle konsumpräfe-
renzen bestimmt, zum anderen können bestimmte Lebensumstände notwendige ausgaben zur Folge haben, die 
nicht nach Belieben verändert oder "optimiert" werden können. Ein Beispiel dafür ist das auftreten von gesund-
heitlichen Problemen, das zu erhöhten ausgaben für medizinische Versorgung führt. Menschen mit niedrigem 
Einkommen sind von diesen ausgaben stärker belastet, da sie einen höheren anteil ihres Einkommens dafür 
aufwenden müssen. Gleichzeitig schränken gesundheitliche Probleme Erwerbschancen ein oder machen die 
Beteiligung am Erwerbsleben ganz unmöglich und können so auch zu weniger Einkommen führen. Die Einkom-
menssituation ist durch Eu-SiLC belegbar, die ausgaben-Seite wird durch die Erhebung nicht  direkt erfasst. 
in Übersicht 32 wird einerseits das auftreten einer mindestens ein halbes Jahr andauernden Einschränkung bei 
tätigkeiten des normalen alltagslebens aufgrund von krankheit oder Behinderung dargestellt, andererseits auch 
der Zusammenhang zwischen diesen gesundheitlichen Problemen und den armutslagen gezeigt.34
Übersicht 32: Einschränkungen im Alltag durch Gesundheitsprobleme in Armutslagen
Dabei wird 
zwischen Personen im Erwerbsalter und im Pensionsalter unterschieden, da das auftreten gesundheitlicher Be-
einträchtigung in den verschiedenen altersstufen unterschiedlich häufig vorkommt. auf die ursache-Wirkungs-
Mechanismen, insbesondere auf die richtung des Zusammenhangs zwischen finanziellen Benachteiligungen und 
dem Gesundheitszustand kann aus dieser Darstellung nicht geschlossen werden.
Durch Gesundheitsprobleme im alltag eingeschränkte Personen*)
insgesamt Erwerbsalter (20-64) Pensionsalter (65+)
in 1.000 anteil in % 
Quote 









Insgesamt 717 100 11 373 100 7 344 100 25
kein Mangel 394 55 8 177 47 5 217 63 22
Einkommensmangel 47 6 12 23 6 9 23 7 19
teilhabemangel 188 26 21 113 30 16 75 22 37
Manifeste armut 89 12 24 60 16 21 29 9 34
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - Personen ab 20 Jahren. - *) Einschränkungen durch Gesundheitsprobleme: 
mindestens ein halbes Jahr lang andauernde Einschränkung bei tätigkeiten des normalen alltagslebens aufgrund von 
krankheit oder Behinderung.
im Erwerbsalter sind insgesamt 7% der Personen durch Gesundheitsprobleme in ihrem alltag eingeschränkt. 
Manifest arme Personen sind mit 21% drei Mal so häufig betroffen, Personen mit teilhabemangel doppelt so 
häufig (16%). Gesundheitsprobleme treten also häufiger bei finanziell deprivierten Personen auf. im Pensionsalter 
schwächen sich die unterschiede zwischen den armutslagen etwas ab. Personen, die vom Mindestlebensstan-
dard ausgeschlossen sind (Personen mit teilhabemangel und manifest arme) sind 1,5 Mal so häufig durch ge-
sundheitliche Probleme eingeschränkt (37% bzw. 34%) wie der Bevölkerungsdurchschnitt (25%).
Von den Personen, die in ihrem alltag durch gesundheitliche Probleme eingeschränkt sind, sind im Erwerbsalter 
rund die Hälfte von zusätzlichen Benachteiligungen betroffen. 16% sind manifest arm, 30% sind von teilhabe-
mangel betroffen und 6% von Einkommensmangel. im Pensionsalter gehen gesundheitliche Probleme seltener 
mit den armutslagen einher. Fast zwei Drittel der eingeschränkten Personen leiden nicht unter einem weiteren 
durch die armutslagen erfassten Mangel. Es sind rund halb so viele Personen mit gesundheitlichen Problemen 
manifest arm (9%) als im Erwerbsalter, auch die Betroffenheit von teilhabemangel ist niedriger (22%). 
4.4. Wohnprobleme
Wohnen ist nicht nur ein Grundbedürfnis, sondern die Wohnung ist auch der räumliche Mittelpunkt des familiären 
und sozialen Lebens. Benachteiligungen in diesem Bereich und im Wohnungsumfeld sind daher besonders 
schwerwiegend und können weitreichende auswirkungen haben. Folgende Merkmale werden in Eu-SiLC erho-
ben und für die Darstellung von Wohnungsproblemen und mangelhafter ausstattung herangezogen:
• kein Bad oder WC in der Wohnung
• Schimmel oder Feuchtigkeit
• Dunkle räume
                                        
34 Weitere tabellen zum Gesundheitszustand sind im tabellenband zu Eu-SiLC 2008 (Statistik austria 2009d), kapitel 4 enthal-
ten.
im erwerbsalter sind insg samt 7% d r Personen durch gesundh itsprobleme in 
ihrem Alltag eingeschränkt. manifest arme Personen sind mit 21% drei mal so häufig 
betroffen, Personen mit teilhabemangel doppelt so häufig (16%). gesundheitspro-
bleme treten also häufiger bei finanziell deprivierte  Personen auf. im Pensionsalter 
schwächen sich die u t schiede etwas ab. P rsonen, di  vom mindestl bensstandard 
ausgeschlossen sind (Personen mit teilhabemangel und manifest Arme) sind 1,5 mal 
so häufig durch gesundheitliche Probleme eingeschränkt (37% bzw. 34%) wie der 
Bevölkerungsdurchschnitt (25%).
Von den Personen, die in ihrem Alltag durch gesundheit ich  Probleme eingeschränkt 
sind, sind im erwerbsalter rund die hälfte von zusätzlichen Benachteiligungen be-
troffen. 16% sind manifest arm, 30% sind von teilhabemangel betroffen und 6% von 
einkommensmangel. im Pensionsalter gehen gesundheitliche Probleme seltener mit 
den Armutslagen einher. fast zwei drittel der eingeschränkten Personen leiden nicht 
unter einem weiteren durch die Armutslagen erfassten mangel. es sind rund halb so 
viele Personen mit gesundheitlichen Problemen manifest arm (9%) als im erwerbsalter, 
auch die Betroffenheit von teilhabemangel ist niedriger (22%).
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4.4. wohnprobleme nach Armutslagen
wohnen ist nicht nur ein grundbedürfnis, sondern die wohnung ist auch der räum-
liche mittelpunkt des familiären und sozialen Lebens. Benachteiligungen in diesem 
Bereich und im wohnungsumfeld sind daher besonders schwerwiegend und können 
weitreichende Auswirkungen haben. folgende merkmale werden in eu-siLc erhoben
und für die darstellung von wohnungsproblemen und mangelhafter Ausstattung 
herangezogen:
 » Kein Bad oder wc in der wohnung
 » schimmel oder feuchtigkeit
 » dunkle räume
 » Keine waschmaschine
Probleme im wohnumfeld liegen vor bei Auftreten von:
 » Lärmbelästigung
 » Luft- oder wasserverschmutzung durch Verkehr oder industrie
 » Kriminalität, gewalt, Vandalismus
Zusätzlich sind auch die Platzverhältnisse in der wohnung und die Leistbarkeit indika-
toren für wohnprobleme. Überbelag wird auf Basis der wohnnutzfläche, der Zahl der 
wohnräume und der Personenanzahl in der wohnung definiert (vgl. erläuterungen und 
definitionen). die Leistbarkeit wird über den Anteil der wohnkosten inklusive energie- 
und instandhaltungskosten am haushaltseinkommen bewertet. ein wohnkostenanteil 
von mehr als 25% wird als hoch definiert.
Personen mit einkommensmangel sind etwas häufiger von grundlegenden wohnpro-
blemen betroffen als Personen ohne mangel, aber nicht so stark wie Personen mit 
teilhabemangel - mit einem einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle - und 
manifest Arme (Übersicht 33). feuchtigkeit und schimmel ist mit 14% das am häufigs-
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ten auftretende Problem. Bei teilhabemangel und manifester Armut kommen diese 
gesundheitsgefährdenden Probleme mehr als doppelt so oft vor wie bei Personen ohne 
mangel. Auch dunkle räume sind für Personen mit teilhabemangel fast in gleichem maße 
problematisch wie für Personen in manifester Armut. 7% der manifest Armen leben in 
wohnungen, in denen es kein Bad oder wc gibt. in den anderen Armutslagen müssen
4% der haushalte mit diesem Problem leben.
Als prekäre wohnqualität ist das Auftreten von mindestens zwei dieser Probleme 
definiert. sowohl einkommensmangel als auch finanzielle deprivation gehen mit 
einer solchen Konzentration der wohnprobleme einher. Jene Personen, bei denen 
kein mangel auftritt, sind nur zu 2% von prekärer wohnqualität betroffen, während in 
den anderen gruppen 7 bis 8% betroffen sind. das zeigt, dass niedriges einkommen 
vermehrt mit einer deutlich benachteiligten wohnsituation einhergeht. Aber auch bei 
einem einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle kann eine gruppe identifiziert 
werden, die finanzielle einschränkungen und eine prekäre wohnsitutionen aufweisen. 
für eine Beurteilung des Lebensstandards bedarf es neben der Berücksichtigung des 
laufenden einkommens also auch der einbeziehung zusätzlicher faktoren, wie Vermö-
gen, schulden und lebenszyklischer Bedürfnisse. mit der erfassung von deprivations-
merkmalen kann zumindest indirekt auf diese Kontextfaktoren hingewiesen werden.
wie in Übersicht 33 ersichtlich ist, fühlt sich ein fünftel der Personen in Privathaus-
halten in der wohnumgebung durch Lärm beeinträchtigt, 11% durch Kriminalität und 
Vandalismus und 8% durch Luft- und umweltverschmutzung. die unterschiede zwi-
schen den Armutslagen sind nicht so ausgeprägt wie bei der wohnqualität. stärker 
belastet sind Personen mit teilhabemangel und in manifester Armut. unter wohnum-
gebungsbelastung, also mindestens zwei dieser Probleme, leiden 15% der manifest 
Armen und 14% der von teilhabemangel Betroffenen. Personen ohne mangel bzw. mit 
einkommensmangel sind zu 8% bzw. 10% betroffen.
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Übersicht 33: wohnprobleme nach Armutslagen
• Dunkle Räume 
• Keine Waschmaschine 
Probleme im Wohnumfeld liegen vor bei auftreten von: 
• Lärmbelästigung 
• Luft- oder Wasserverschmutzung durch Verkehr oder Industrie 
• Kriminalität, Gewalt, Vandalismus 
Zusätzlich sind auch die Platzverhältnisse in der Wohnung und die Leistbarkeit indikatoren für Wohnprobleme. 
Überbelag wird auf Basis der Wohnnutzfläche, der Zahl der Wohnräume und der Personenanzahl in der Woh-
nung definiert (vgl. Erläuterungen und Definitionen). Die Leistbarkeit wird über den anteil der Wohnkosten inklusi-
ve Energie- und instandhaltungskosten am Haushaltseinkommen bewertet. Ein Wohnkostenanteil von mehr als 
25% wird als hoch definiert. 
Personen mit Einkommensmangel sind etwas häufiger von grundlegenden Wohnproblemen betroffen als Perso-
nen ohne Mangel, aber nicht so stark wie Personen mit teilhabemangel - mit einem Einkommen über der ar-
mutsgefährdungsschwelle - und manifest arme (Übersicht 33). Feuchtigkeit und Schimmel ist mit 14% das am 
häufigsten auftretende Problem. Bei teilhabemangel und manifester armut kommen diese gesundheitsgefähr-
denden Probleme mehr als doppelt so oft vor wie bei Personen ohne Mangel. auch dunkle räume sind für Per-
sonen mit teilhabemangel fast in gleichem Maße problematisch wie für Personen in manifester armut. 7% der 
manifest armen leben in Wohnungen, in denen es kein Bad oder WC gibt. in den anderen armutslagen müssen 
4% der Haushalte mit diesem Problem leben.  
als prekäre Wohnqualität ist das auftreten von mindestens zwei dieser Probleme definiert. Sowohl Einkommens-
mangel als auch finanzielle Deprivation gehen mit einer solchen konzentration der Wohnprobleme einher. Jene 
Personen, bei denen kein Mangel auftritt, sind nur zu 2% von prekärer Wohnqualität betroffen, während in den 
anderen Gruppen 7 bis 8% betroffen sind. Das zeigt, dass niedriges Einkommen vermehrt mit einer deutlich be-
nachteiligten Wohnsituation einhergeht. aber auch bei einem Einkommen über der armutsgefährdungsschwelle 
kann eine Gruppe identifiziert werden, die finanzielle Einschränkungen und eine prekäre Wohnsitutionen aufwei-
sen. Für eine Beurteilung des Lebensstandards bedarf es neben der Berücksichtigung des laufenden Einkom-
mens also auch der Einbeziehung zusätzlicher Faktoren, wie Vermögen, Schulden und lebenszyklischer Bedürf-
nisse. Mit der Erfassung von Deprivationsmerkmalen kann zumindest indirekt auf diese kontextfaktoren hinge-
wiesen werden.  










Prekäre Wohnqualität  
(mind. 2 Probleme) 4 2 7 7 8 
Feuchtigkeit, Schimmel 14 11 17 24 22
Dunkle räume 7 5 8 13 14
kein Bad/WC 2 1 4 3 7
keine Waschmaschine 1 (0) (1) 2 5
Wohnumgebungsbelastung  
(mind. 2 Probleme) 9 8 10 14 15 
Lärmbelästigung 22 20 20 30 30
kriminalität, Vandalismus 11 10 9 15 16
Luft-, umweltverschmutzung 8 7 7 13 13
Überbelag1) 8 5 28 13 30
Wohnkostenanteil >25% 18 11 47 23 66
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - 1) Überbelag wird nur für Haushalte mit mehr als einer Person berechnet. - 
Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 
20 Fälle vorhanden, wird geklammert. Zahlen, die auf randverteilungen <20 beruhen, werden nicht ausgewiesen. 
Ein Fünftel der Personen in Privathaushalten fühlt sich in der Wohnumgebung durch Lärm beeinträchtigt, 11% 
durch kriminalität und Vandalismus und 8% durch Luft- und umweltverschmutzung. Die unterschiede zwischen 
den armutslagen sind nicht so ausgeprägt wie bei der Wohnqualität. Stärker belastet sind Personen mit teilha-
bemangel und in manifester armut. unter Wohnumgebungsbelastung, also mindestens zwei dieser Probleme, 
leiden 15% der manifest armen und 14% der von teilhabemangel Betroffenen. Personen ohne Mangel bzw. mit 
Einkommensmangel sind zu 8% bzw. 10% betroffen. 
Überbelag tritt in der gesamtbevölkerung bei 8% der Personen auf. Personen mit 
niedrigem einkommen leben zu mehr als einem Viertel in zu kleinen wohnunge  
und damit rund sechsmal so häufig wie je e o ne gel (5%). Vo  teilhabemangel 
betroffene Personen leben zu 13% in wohnungen mit Überbelag.
hohe wohnkosten in relation zum haushaltseinkommen treten bei 11% der Personen 
auf, die unter keinem mangel leiden. Personen mit teilhabemangel sind rund doppelt 
so oft betroffen (23%). eine erhebliche Belastung durch die wohnkosten ist für die 
hälfte aller Personen mit einkommensmangel gegeben, bei manifest Armen sogar für 
zwei drittel.
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5. trends, dAuerhAftigKeit und dynAmiK der Armutsgefährdung
die erhebung eu-siLc wird in Österreich seit dem Jahr 2003 durchgeführt, seit dem Jahr 
2004 erfolgt die erhebung mit einem integrierten Quer- und Längsschnittdesign. das 
heißt drei Viertel der haushalte werden im nächsten Jahr wieder befragt und ein Viertel 
kommt neu in die stichprobe. insgesamt verbleibt jeweils ein Viertel der haushalte über 
vier Jahre in der Befragung. somit können einerseits jährliche Querschnittsergebnisse 
repräsentativ für die Bevölkerung in Privathaushalten in Österreich und andererseits 
Längsschnittauswertungen über vier Jahre dargestellt werden. erstmals können somit 
in dieser Publikation Längsschnittauswertungen für die Jahre 2004 - 2007 präsentiert 
werden.
im ersten Abschnitt dieses Kapitels geben Zeitreihen einen Überblick über die zeitliche 
entwicklung zentraler Kennwerte von eu-siLc. datengrundlage sind die Querschnitts-
datensätze von eu-siLc 2004 bis 2008. dabei wird auch auf notwendig gewordene 
nachträgliche revisionen in den datensätzen von eu-siLc 2004, 2005 und 2007 
eingegangen.
der zweite Abschnitt beschäftigt sich mit der dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung, 
also mit der frage, wie oft bzw. wie lange Personen innerhalb von vier Jahren von Ar-
mutsgefährdung betroffen waren. grundlage hierfür ist der eu-indikator „dauerhafte 
Armutsgefährdung“, der zum ersten mal auf der Basis von eu-siLc für Österreich 
berechnet wurde. die Analyse zur dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung beruht auf 
den Längsschnittdaten von eu-siLc 2004 - 200735.
die dynamik der Armutsgefährdung - also die frage „wer gerät wann (und aus welchen 
gründen) in Armutsgefährdung?“ und: „welche faktoren gehen mit einem Ausstieg 
35 der Längsschnitt bis zum Jahr 2008 kann noch nicht analysiert werden, weil das dafür benötigte Längsschnittgewicht noch nicht 
 zur Verfügung steht.
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einher?“ - wird im dritten Abschnitt behandelt. die Analyse der Übertritte in und aus 
Armutsgefährdung erfolgt auf Basis der Jahre 2006 und 2007.
5.1. trends 2004 - 2008
der folgende Abschnitt stellt die Querschnittsergebnisse der Jahre 2004 - 2008 ver-
gleichend dar.36 Aufgrund von Zufallsschwankungen zwischen den Jahren sind kleinere 
Veränderungen meist nicht interpretierbar. erst wenn ergebnisse über mehrere Jahre 
einen trend verzeichnen, kann von einer realen Veränderung gesprochen werden.
die Querschnittsergebnisse sind nicht aus den jeweiligen Jahrespublikationen über-
nommen, da mit der erhebung 2006 das gewichtungskonzept für eu-siLc umgestellt 
und für eu-siLc 2007 eine datenrevision vorgenommen wurde.
die Veränderung der gewichtung betrifft die Anpassung an die randverteilungen der 
grundgesamtheit (Kalibrierung). im Jahr 2006 wurden erstmalig auch die staatsbürger-
schaft und der Bezug von Arbeitslosenleistungen für die Kalibrierung berücksichtigt.37 
um für trendauswertungen konsistente gewichte für alle Jahre zu erhalten, wurden für 
die Jahre 2004 und 2005 die Querschnittsgewichte nach diesem gewichtungskonzept 
neu berechnet. dadurch verändern sich die ergebnisse für eu-siLc 2004 und eu-siLc 
2005 gegenüber den bisher publizierten.
für die daten von eu-siLc 2007 wurde folgende änderung implementiert: um den Vorga-
ben von eurostat zu entsprechen, wurde die finanzielle Bewertung von sachleistungen 
mit Ausnahme des privat genutzten firmen-PKw bei unselbständiger erwerbstätigkeit 
nicht mehr für die einkommen aus unselbständiger tätigkeit berücksichtigt. dadurch 
verringert sich die höhe dieser einkommen und auch die haushaltseinkommen und 
36 das Jahr 2003 wird nicht in die trendanalyse einbezogen, da nicht alle Variablen direkt vergleichbar sind.
37 Vgl. Bericht zu eu-siLc 2006 (statistik Austria, 2008).
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die darauf basierenden indikatoren werden geringfügig verändert (vgl. methoden und 
Vergleiche zu eu-siLc 2008, statistik Austria 2009c).
in Übersicht 34 werden neben den vergleichbaren werten für 2004 bis 2008 zu haus-
haltseinkommen und Armutsgefährdung auch die Veränderungen durch die gewichtung 
und die revision 2007 vergleichend dargestellt. durch die neugewichtung sowie durch 
die datenrevision 2007 ergibt sich eine leichte Verringerung der äquivalenzeinkommen
und haushaltseinkommen gegenüber den in den jeweiligen Jahren publizierten ergeb-
nissen. dadurch verringert sich ebenfalls der wert der Armutsgefährdungsschwelle 
(60% des medians des äquivalenzeinkommens). für die Jahre 2004 und 2005 erhöht 
sich die Armutsgefährdungsquote um 0,2 bzw. 0,4 Prozentpunkte, für das Jahr 2007 
ergibt sich keine Veränderung der Armutsgefährdungsquote.
Übersicht 34: Zentrale maßzahlen 2004 - 2008
Übersicht 34: Zentrale Maßzahlen 2004 - 2008 
2004 2005 2006 2007 2008 
Vor revision 16.969 17.993 18.242Median des Äquivalenzeinkommens 
in Eur Nach revision 16.856 17.750 17.852 18.153 19.011 
Vor revision 25.784 27.913 27.971Median des Haushaltseinkommens in 
Eur Nach revision 25.514 27.577 27.371 27.819 28.592 
Vor revision 10.182 10.796 10.945armutsgefährdungsschwelle in Eur 
Nach revision 10.114 10.650 10.711 10.892 11.406 
Vor revision 12,8 12,3 12,0armutsgefährdungsquote in % 
Nach revision 13,0 12,7 12,6 12,0 12,4 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. 
Nach aktueller Berechnung steigen die in Eu-SiLC erfassten Haushaltseinkommen zwischen 2004 und 2008 um 
12%, die Äquivalenzeinkommen steigen im gleichen Zeitraum um 13%. Die jährliche Steigerung beträgt also im 
Durchschnitt in etwa 3%. Damit steigt auch die armutsgefährdungsschwelle über den gesamten Zeitraum um 
etwa 13%. Für die armutsgefährdungsquote lässt sich kein trend beobachten, diese beträgt durchschnittlich über 
den gesamten Beobachtungszeitraum 12,5%. 
aufgrund der Steigerung der Äquivalenzeinkommen kann nicht direkt auf eine Steigerung des Lebensstandards 
geschlossen werden, da inflation und Entwicklung der Lebenserhaltungskosten nicht berücksichtigt sind. inwie-
weit verschiedene Bevölkerungsgruppen an dieser Einkommensentwicklung teilgenommen haben, kann durch 
einen Vergleich des Medians von untergruppen zur Gesamtbevölkerung in jedem Jahr dargestellt werden. 
Übersicht 35 zeigt den trend des relativen Lebensstandards für verschiedene Gruppen im Berichtszeitraum 2004 
bis 2008. insgesamt sind die unterschiede der Veränderungen zwischen den Gruppen und über die Jahre relativ 
gering. Das heißt, jene Personen, die einen unterdurchschnittlichen bzw. überdurchschnittlichen Lebensstandard 
im Vergleich zur Gesamtbevölkerung verzeichnen, behalten diesen über die Jahre auch bei.  
Übersicht 35: Relativer Medianlebensstandard nach Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 2004 - 2008 
Median des Äquivalenzeinkommens 
2004 2005 2006 2007 2008 
in Eur 
Insgesamt  16.856 17.750 17.852 18.153 19.011 
in % 
Insgesamt  100 100 100 100 100
Männer 
Zusammen 102 102 102 103 103
Bis 19 Jahre 91 90 91 91 92
20 bis 39 Jahre 104 106 104 105 104
40 bis 64 Jahre 108 108 110 110 110
65 Jahre + 101 105 102 101 100
Frauen
Zusammen 98 98 98 98 97
Bis 19 Jahre 90 90 89 90 88
20 bis 39 Jahre 99 100 99 97 97
40 bis 64 Jahre 108 106 108 109 109
65 Jahre + 91 92 90 91 89
Staatsbürgerschaft 
Österreich 102 102 102 103 103
darunter eingebürgert (Nicht Eu/EFta) 82 88 79 82 81
Nicht Österreich 79 80 79 82 79
davon Eu/EFta 87 98 101 95 97
davon sonstiges ausland 77 75 76 75 73
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. 
relativ betrachtet liegt der Lebensstandard von Männern ab dem Erwerbsalter immer über jenem von Frauen. 
Eine annäherung ist aus den Daten nicht abzulesen. kinder und Jugendliche bis 19 Jahre und Frauen ab 65 
Jahren verzeichnen ein unterdurchschnittliches Einkommen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung.  
nach aktueller Berechnung steigen die in eu-siLc erfassten haushaltseinkommen 
zwischen 2004 und 2008 um 12%, die äquivalenzeinkommen steigen im gleichen 
Z itraum um 13%. die jährliche steigerung beträgt also im durchschnitt in etwa 3%. 
damit steigt auch die Armutsgefährdungsschwelle über den gesamten Z itraum um 
etwa 13%. für die Armutsgefährdungsquote lässt sich kein trend beobachten, diese 
beträgt durchschnittlich über den gesamten Beobachtungszeitraum 12,5%.
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Aufgrund der steigerung der äquivalenzeinkommen kann nicht direkt auf eine stei-
gerung des Lebensstandards geschlossen werden, da inflation und entwicklung der 
Lebenserhaltungskosten nicht berücksichtigt sind. inwieweit verschiedene Bevölke-
rungsgruppen an dieser einkommensentwicklung teilgenommen haben, kann durch 
einen Vergleich des medians von untergruppen zur gesamtbevölkerung in jedem Jahr 
dargestellt werden.
Übersicht 35: relativer medianlebensstandard nach geschlecht, Alter und staatsbürgerschaft 
2004-2008
Übersicht 34: Zentrale Maßzahlen 2004 - 2008 
2004 2005 2006 2007 2008 
Vor revision 16.969 17.993 18.242Median des Äquivalenzeinkommens 
in Eur Nach revision 16.856 17.750 17.852 18.153 19.011 
Vor revision 25.784 27.913 27.971Median des Haushaltseinkommens in 
Eur Nach revision 25.514 27.577 27.371 27.819 28.592 
Vor revision 10.182 10.796 10.945armutsgefährdungsschwelle in Eur 
Nach revision 10.114 10.650 10.711 10.892 11.406 
Vor revision 12,8 12,3 12,0armutsgefährdungsquote in % 
Nach revision 13,0 12,7 12,6 12,0 12,4 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. 
Nach aktueller Berechnung steigen die in Eu-SiLC erfassten Haushaltseinkommen zwischen 2004 und 2008 um 
12%, die Äquivalenzeinkommen steigen im gleichen Zeitraum um 13%. Die jährliche Steigerung beträgt also im 
Durchschnitt in e wa 3%. Damit steigt auch die armutsg fährdungss hwelle über den gesamten Zeitraum um 
etwa 13%. Für die armutsgefährdungsquote lässt sich kein trend beobachten, diese beträgt durchschnittlich über 
den gesamten Beobachtungszeitraum 12,5%. 
aufgrund der Steigerung der Äquivalenzeinkommen kann nicht direkt auf eine Steigerung des Lebensstandards 
geschlossen werden, da inflation und Entwicklung der Leb nserhaltungskosten nicht berücksichtigt sind. inwie-
weit verschiedene Bevölkerungsgruppen an dieser Einkommensentwicklung teilgenommen haben, kann durch 
einen Vergleich des Medians von untergruppen zur Gesamtbevölkerung in jedem Jahr dargestellt werden. 
Übersicht 35 zeigt den trend des relativen Lebensstandards für verschiedene Gruppen im Berichtszeitraum 2004 
bis 2008. insgesamt sind die unterschiede der Veränderungen zwischen den Gruppen und über die Jahre relativ 
gering. Das heißt, jene Personen, die einen unterdurchschnittlichen bzw. überdurchschnittlichen Lebensstandard 
im Vergleich zur Gesa tbevölkerung verzeichnen, behalten diesen über die Jahre auch bei.  
Übersicht 35: Relativer Medianlebensstandard nach Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 2004 - 2008 
Median des Äquivalenzeinkommens 
2004 2005 2006 2007 2008 
in Eur 
Insgesamt  16.856 17.750 17.852 18.153 19.011 
in % 
Insgesamt  100 100 100 100 100
Männer 
Zusammen 102 102 102 103 103
Bis 19 Jahre 91 90 91 91 92
20 bis 39 Jahre 104 106 104 105 104
40 bis 64 Jahre 108 108 110 110 110
65 Jahre + 101 105 102 101 100
Frauen
Zusammen 98 98 98 98 97
Bis 19 Jahre 90 90 89 90 88
20 bis 39 Jahre 99 100 99 97 97
40 bis 64 Jahre 108 106 108 109 109
65 Jahre + 91 92 90 91 89
Staatsbürgerschaft 
Österreich 102 102 102 103 103
darunter eingebürgert (Nicht Eu/EFta) 82 88 79 82 81
Nicht Österreich 79 80 79 82 79
davon Eu/EFta 87 98 101 95 97
davon sonstiges ausland 77 75 76 75 73
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. 
relativ betrachtet liegt der Lebensstandard von Männern ab dem Erwerbsalter immer über jenem von Frauen. 
Eine annäherung ist aus den Daten nicht abzulesen. kinder und Jugendliche bis 19 Jahre und Frauen ab 65 
Jahren verzeichnen ein unterdurchschnittliches Einkommen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung.  
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Übersicht 35 zeigt den trend des relativen Lebensstandards für verschiedene gruppen 
im Berichtszeitraum 2004 bis 2008. insgesamt sind die unterschiede der Veränderun-
gen zwischen den gruppen und über die Jahre relativ gering. das heißt, jene Personen, 
die einen unterdurchschnittlichen bzw. überdurchschnittlichen Lebensstandard im 
Vergleich zur gesamtbevölkerung verzeichnen, behalten diesen über die Jahre auch bei.
relativ betrachtet liegt der Lebensstandard von männern ab dem erwerbsalter immer 
über jenem von frauen. eine Annäherung ist aus den daten nicht abzulesen. Kinder 
und Jugendliche bis 19 Jahre und frauen ab 65 Jahren verzeichnen ein unterdurch-
schnittliches einkommen im Vergleich zur gesamtbevölkerung.
einen besonders niedrigen medianlebensstandard haben unverändert seit 2008 
Personen mit migrationshintergrund aus nicht-eu-/eftA-Ländern. Bei jenen, die im 
Zuge der einbürgerung die österreichische staatsbürgerschaft erhalten haben, kann 
ein etwas höherer Lebensstandard beobachtet werden. gemeinsam mit ein-eltern-
haushalten, alleinlebenden frauen in Pension und mehrpersonenhaushalten mit 
drei und mehr Kindern verzeichnen Personen mit migrationshintergrund somit den 
niedrigsten Lebensstandard in Österreich.
mit einem um rund ein fünftel höheren einkommen als im durchschnitt haben mehr-
personenhaushalte ohne Kinder im gesamten Zeitverlauf einen deutlich überdurch-
schnittlichen Lebensstandard (Übersicht 36). wenn Kinder im mehrpersonenhaushalt 
leben, haben haushalte mit zwei Kindern einen geringfügig unterdurchschnittlichen, 
mit einem Kind einen leicht überdurchschnittlichen Lebensstandard.
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Übersicht 36: relativer medianlebensstandard nach haushaltsform 2004 - 2008
Einen besonders niedrigen Medianlebensstandard haben unverändert seit 2008 Personen mit Migrationshin-
tergrund aus Nicht-Eu-/EFta-Ländern. Bei jenen, die im Zuge der Einbürgerung die österreichische Staatsbür-
gerschaft erhalten haben, kann ein etwas höherer Lebensstandard beobachtet werden. Gemeinsam mit Ein-
Eltern-Haushalten, alleinlebenden Frauen in Pension und Mehrpersonenhaushalten mit drei und mehr kindern 
verzeichnen Personen mit Migrationshintergrund somit den niedrigsten Lebensstandard in Österreich. 
Mit einem um rund ein Fünftel höheren Einkommen als im Durchschnitt haben Mehrpersonenhaushalte ohne 
kinder im gesamten Zeitverlauf einen deutlich überdurchschnittlichen Lebensstandard (Übersicht 36). Wenn kin-
der im Mehrpersonenhaushalt leben, haben Haushalte mit zwei kindern einen geringfügig unterdurchschnittli-
chen, mit einem kind einen leicht überdurchschnittlichen Lebensstandard.  
Übersicht 36: Relativer Medianlebensstandard nach Haushaltsform 2004 - 2008 
Median des Äquivalenzeinkommens 
2004 2005 2006 2007 2008 
in Eur 
Insgesamt  16.856 17.750 17.852 18.153 19.011 
in % 
Insgesamt  100 100 100 100 100
Haushalt mit Pension 
Zusammen 95 96 95 94 92
alleinlebende Männer 113 114 104 95 92
alleinlebende Frauen 81 80 79 78 79
Mehrpersonenhaushalt 99 102 100 99 98
Haushalt ohne Pension 
Zusammen 101 101 101 102 102
alleinlebende Männer 98 100 100 103 101
alleinlebende Frauen 92 99 94 98 98
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 117 119 122 120 119
Haushalt mit Kindern (ohne Pension) 
Zusammen 96 93 93 94 96
Ein-Eltern-Haushalt 78 81 76 75 76
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 106 106 106 105 108
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 96 91 92 95 97
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 81 81 85 81 78
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. - Personen in Haushalten. 
auch hinsichtlich der armutsgefährdungsquoten bleiben die unterschiede zwischen verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen im Berichtszeitraum 2004 bis 2008 stabil (Übersicht 37). abweichungen in einzelnen Jahren ("aus-
reißer") können aufgrund statistischer Zufallsschwankungen nicht ohne weiteres als reale Veränderungen inter-
pretiert werden. Personen aus Eu-/EFta-Staaten haben ein armutsrisiko zwischen 19% und 14%. Ein möglicher 
Grund für diese Schwankungen kann in der sich ändernden Zusammensetzung dieser Personengruppe liegen. 
Das bedeutet, dass weder in Bezug auf alter, Geschlecht oder Herkunft eine ab- oder Zunahme von armutsge-
fährdung zwischen 2004 und 2008 beobachtet werden kann. Somit verbleiben kinder, Pensionistinnen und Per-
sonen mit Migrationshintergrund über alle Jahre als jene Gruppen mit einem erhöhten armutsrisiko. 
Auch hinsichtlich der Armutsgefährdungsquoten bleiben die unterschiede zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen im Berichtszeitraum 2004 bis 2008 stabil 
(Üb rsicht 37). Abw ichungen in einzelnen Jahr  („A reißer“) können aufgrund 
statistischer Zufallsschwankungen nicht ohne weiteres als reale Veränderungen inter-
pretiert werden. Personen aus eu-/eftA-staaten haben ein Armutsrisiko zwischen 19% 
und 14%. ein möglicher grund für diese schwankungen kann in der sich ändernden 
Zusammensetzung dieser Personengruppe liegen.
das bedeutet, dass weder in Bezug auf Alter, geschlecht oder herkunft eine Ab- oder 
Zunahme von Armutsgefährdung zwischen 2004 und 2008 beobachtet werden kann. 
somit verbleiben Kinder, Pensionistinnen und Personen mit migrationshintergrund 
über alle Jahre als jene gruppen mit einem erhöhten Armutsrisiko.
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Übersicht 37: Armutsgefährdungsquote nach geschlecht, Alter und staatsbürgerschaft 2004 - 2008
Übersicht 37: Armutsgefährdungsquote nach Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 2004 - 2008 
armutsgefährdungsquote in % 
2004 2005 2006 2007 2008 Ø 
Insgesamt 13 13 13 12 12 13
Männer 
Zusammen 12 12 11 11 11 11
Bis 19 Jahre 14 16 14 14 14 14
20 bis 39 Jahre 11 12 10 10 9 11
40 bis 64 Jahre 10 10 10 10 10 10
65 Jahre + 13 10 11 9 12 11
Frauen
Zusammen 14 13 14 13 13 14
Bis 19 Jahre 16 15 15 14 16 15
20 bis 39 Jahre 13 13 14 14 12 13
40 bis 64 Jahre 11 11 10 10 11 10
65 Jahre + 19 17 20 18 17 18
Staatsbürgerschaft 
Österreich 12 11 11 11 11 11
darunter eingebürgert (Nicht 
Eu/EFta) 21 21 21 22 21 21 
Nicht Österreich 26 25 24 23 26 25
davon Eu/EFta 19 15 14 15 17 16
davon sonstiges ausland 28 28 28 27 30 28
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. 
auch hinsichtlich der Haushaltszusammensetzung zeigen sich in den armutsgefährdungsquoten nur wenige 
Veränderungen innerhalb des Zeitraums 2004 bis 2008 (Übersicht 38). Größere Schwankungen gibt es bei allein-
lebenden Männern mit Pension, alleinlebenden Frauen ohne Pension, Ein-Eltern-Haushalten und Mehrpersonen-
haushalten mit drei und mehr kindern. teilweise lassen sich diese Schwankungen wiederum auf die geringe 
Größe der Stichprobe zurückführen, zum teil auch auf Veränderungen innerhalb der erfassten Personengruppe. 
So nimmt etwa der anteil der Erwerbstätigen bei alleinlebenden Frauen ohne Pension von 65% im Jahr 2004 auf 
73% im Jahr 2008 zu, und die armutsgefährdung von 27 auf 20% ab. Der anteil der Erwerbstätigen steigt auch 
bei alleinlebenden Männern ohne Pension und auch in dieser Personengruppe kann ein leichtes Sinken der ar-
mutsgefährdungsquote zwischen 2004 und 2008 festgestellt werden.  
Übersicht 38: Armutsgefährdungsquote nach Haushaltsform 2004 - 2008 
armutsgefährdungsquote in % 
2004 2005 2006 2007 2008 Ø 
Haushalt mit Pension 
Zusammen 15 14 16 15 16 15
alleinlebende Männer (6) (12) (9) 11 16 11
alleinlebende Frauen 24 24 28 26 24 25
Mehrpersonenhaushalt 12 10 12 11 13 11
Haushalt ohne Pension 
Zusammen 13 14 12 11 12 12
alleinlebende Männer 20 12 19 15 16 17
alleinlebende Frauen 27 24 22 22 20 22
Mehrpersonenhaushalt ohne 
kinder 9 10 8 6 6 7 
Haushalt mit Kindern (ohne Pension) 
Zusammen 12 14 12 13 13 13
Ein-Eltern-Haushalt 25 27 27 32 29 28
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 8 10 8 8 9 8
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 9 11 11 9 10 10
Mehrpersonenhaushalt + mind.  
3 kinder 24 20 16 19 20 20 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. - Personen in Haushalten. 
Erwerbstätigkeit wurde in den vergangenen Jahren als einer der wesentlichsten Mechanismen zur Vermeidung 
von armutsgefährdung dargestellt. Nicht zuletzt deshalb gilt die besondere aufmerksamkeit jenen Personen, die 
Auch hinsichtlich der haushaltszusa mensetzung zeigen sich in den Armutsgefährdungs-
quoten nur wenige Veränderungen in rhalb des Zeitraums 2004 bis 2008 (Übersicht 
38). größere schwankungen gibt es bei alleinlebenden männern mit Pension, allein-
lebenden frauen ohne Pension, ein-eltern-haushalten und mehrpersonenhaushalten
mit drei und mehr Ki dern. teilweise lassen sich diese schwa k ngen wiederum auf 
die geringe größe der stichprobe zurückführen, zum teil auch auf Veränderungen in-
nerhalb der erfassten Personengruppe. so nimmt etwa der Anteil der erwerbstätigen 
bei alleinlebenden frauen ohne Pension von 65% im Jahr 2004 auf 73% im Jahr 2008 
zu, und die Armutsgefährdung von 27 auf 20% ab. der Anteil der erwerbstätigen steigt 
auch b i alleinlebenden männern ohne Pension und auch in dieser Personengruppe 
kann ein leichtes sinken der Armutsgefährdungsquote zwischen 2004 und 2008 
festgestellt werden.
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Übersicht 38: Armutsgefährdungsquote nach haushaltsform 2004 - 2008
Übersicht 37: Armutsgefährdungsquote nach Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 2004 - 2008
armutsgefährdungsquote in %
2004 2005 2006 2007 2008 Ø
Insgesamt 13 13 13 12 12 13
Männer
Zusammen 12 12 11 11 11 11
Bis 19 Jahre 14 16 14 14 14 14
20 bis 39 Jahre 11 12 10 10 9 11
40 bis 64 Jahre 10 10 10 10 10 10
65 Jahre + 13 10 11 9 12 11
Frauen
Zusammen 14 13 14 13 13 14
Bis 19 Jahre 16 15 15 14 16 15
20 bis 39 Jahre 13 13 14 14 12 13
40 bis 64 Jahre 11 11 10 10 11 10
65 Jahre + 19 17 20 18 17 18
Staatsbürgerschaft
Österreich 12 11 11 11 11 11
darunter eingebürgert (Nicht 
Eu/EFta) 21 21 21 22 21 21
Nicht Österreich 26 25 24 23 26 25
davon Eu/EFta 19 15 14 15 17 16
davon sonstiges ausland 28 28 28 27 30 28
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008.
auch hinsichtlich der Haushaltszusammensetzung zeigen sich in den armutsgefährdungsquoten nur wenige 
Veränderungen innerhalb des Zeitraums 2004 bis 2008 (Übersicht 38). Größere Schwankungen gibt es bei allein-
lebenden Männern mit Pension, alleinlebenden Frauen ohne Pension, Ein-Eltern-Haushalten und Mehrpersonen-
haushalten mit drei und mehr kindern. teilweise lassen sich diese Schwankungen wiederum auf die geringe
Größe der Stichprobe zurückführen, zum teil auch auf Veränderungen innerhalb der erfassten Personengruppe. 
So nimmt etwa der anteil der Erwerbstätigen bei alleinlebenden Frauen ohne Pension von 65% im Jahr 2004 auf 
73% im Jahr 2008 zu, und die armutsgefährdung von 27 auf 20% ab. Der anteil der Erwerbstätigen steigt auch 
bei alleinlebenden Männern ohne Pension und auch in dieser Personengruppe kann ein leichtes Sinken der ar-
mutsgefährdungsquote zwischen 2004 und 2008 festgestellt werden. 
Übersicht 38: Armutsgefährdungsquote nach Haushaltsform 2004 - 2008
armutsgefährdungsquote in %
2004 2005 2006 2007 2008 Ø
Haushalt mit Pension
Zusammen 15 14 16 15 16 15
alleinlebende Männer (6) (12) (9) 11 16 11
alleinlebende Frauen 24 24 28 26 24 25
Mehrpersonenhaushalt 12 10 12 11 13 11
Haushalt ohne Pension
Zusammen 13 14 12 11 12 12
alleinlebende Männer 20 12 19 15 16 17
alleinlebende Frauen 27 24 22 22 20 22
Mehrpersonenhaushalt ohne 
kinder 9 10 8 6 6 7
Haushalt mit Kindern (ohne Pension)
Zusammen 12 14 12 13 13 13
Ein-Eltern-Haushalt 25 27 27 32 29 28
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 8 10 8 8 9 8
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 9 11 11 9 10 10
Mehrpersonenhaushalt + mind. 
3 kinder 24 20 16 19 20 20
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. - Personen in Haushalten.
Erwerbstätigkeit wurde in den vergangenen Jahren als einer der wesentlichsten Mechanismen zur Vermeidung 
von armutsgefährdung dargestellt. Nicht zuletzt deshalb gilt die besondere aufmerksamkeit jenen Personen, die 
erwerbstätigkeit wurde in den vergangenen Jahren als einer der wesentlichsten me-
chanismen zur Vermeidung von Armutsgefährdung dargestellt. nicht zuletzt deshalb 
gilt die besondere Aufmerksamkeit jenen Personen, die trotz erwerbstätigkeit in 
Armutsgefährdung geraten, den so genannten „working poor“. in Übersicht 39 wird 
der indikator „working poor“ von erwerbstätigen und armutsgefährdeten Personen im 
erwerbsalter dargestellt (zur definition „working poor“ vgl. auch Kapitel 3).
im Berichtszeitraum 2004 bis 2008 liegt die Armutsgefährdung von erwerbstätigen 
zu Beginn knapp unter 8%, im Jahr 2008 knapp unter 7%. die Armutsgefährdung von 
männlichen erwerbstätigen liegt in den Jahren 2004 und 2005 über der Armutsgefähr-
dung von weiblichen erwerbstätigen, in späteren Jahren darunter. Bei der interpretation 
ist zu berücksichtigen, dass frauen eine geringere erwerbsquote haben und nicht 
erwerbstätige frauen gar nicht mit eingerechnet werden. insgesamt waren im Jahr 
• Dunkle Räume 
• Keine Waschmaschine 
Probleme im Wohnumfeld liegen vor bei auftreten von: 
• Lärmbelästigung 
• Luft- oder Wasserverschmutzung durch Verkehr oder Industrie 
• Kriminalität, Gewalt, Vandalismus 
Zusätzlich sind auch die Platzverhältnisse in der Wohnung und die Leistbarkeit indikatoren für Wohnprobleme. 
Überbelag wird auf Basis der Wohnnutzfläche, der Zahl der Wohnräume und der Personenanzahl in der Woh-
nung definiert (vgl. Erläuterungen und Definitionen). Die Leistbarkeit wird über den anteil der Wohnkosten inklusi-
ve Energie- und instandhaltungskosten am Haushaltseinkommen bewertet. Ein Wohnkostenanteil von mehr als 
25% wird als hoch definiert. 
Personen mit Einkommensmangel sind etwas häufiger von grundlegenden Wohnproblemen betroffen als Perso-
nen ohne Mangel, aber nicht so stark wie Personen mit teilhabemangel - mit einem Einkommen über der ar-
mutsgefährdungsschwelle - und manifest arme (Übersicht 33). Feuchtigkeit und Schimmel ist mit 14% das am 
häufigsten auftretende Problem. Bei teilhabemangel und manifester armut kommen diese gesundheitsgefähr-
denden Probleme mehr als doppelt so oft vor wie bei Personen ohne Mangel. auch dunkle räume sind für Per-
sonen mit teilhabemangel fast in gleichem Maße problematisch wie für Personen in manifester armut. 7% der 
manifest armen leben in Wohnungen, in denen es kein Bad oder WC gibt. in den anderen armutslagen müssen 
4% der Haushalte mit diesem Problem leben.  
als prekäre Wohnqualität ist das auftreten von mindestens zwei dieser Probleme definiert. Sowohl Einkommens-
mangel als auch finanzielle Deprivation gehen mit einer solchen konzentration der Wohnprobleme einher. Jene 
Personen, bei denen kein Mangel auftritt, sind nur zu 2% von prekärer Wohnqualität betroffen, während in den 
anderen Gruppen 7 bis 8% betroffen sind. Das zeigt, dass niedriges Einkommen vermehrt mit einer deutlich be-
nachteiligten Wohnsituation einhergeht. aber auch bei einem Einkommen über der armutsgefährdungsschwelle 
kann eine Gruppe identifiziert werden, die finanzielle Einschränkungen und eine prekäre Wohnsitutionen aufwei-
sen. Für eine Beurteilung des Lebensstandards bedarf es neben der Berücksichtigung des laufenden Einkom-
mens also auch der Einbeziehung zusätzlicher Faktoren, wie Vermögen, Schulden und lebenszyklischer Bedürf-
nisse. Mit der Erfassung von Deprivationsmerkmalen kann zumindest indirekt auf diese kontextfaktoren hinge-
wiesen werden.  










Prekäre Wohnqualität  
(mind. 2 Probleme) 4 2 7 7 8 
Feuchtigkeit, Schimmel 14 11 17 24 22
Dunkle räume 7 5 8 13 14
kein Bad/WC 2 1 4 3 7
ein  Waschmaschine 1 (0) (1) 2 5
Wohnumgebungsbelastung  
(mind. 2 Probleme) 9 8 10 14 15 
Lärmbelästigung 22 20 20 30 30
kriminalität, Vandalismus 11 10 9 15 16
Luft-, umweltverschmutzung 8 7 7 13 13
Überbelag1) 8 5 28 13 30
Wohnkostenanteil >25% 18 11 47 23 66
: i i  i ,  Eu-SiLC 2 08. - 1) Überbelag wird n r für Haushalte mit mehr als einer Person berechnet. - 
Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 
20 Fälle vorhanden, wird geklammert. Zahlen, die auf randverteilungen <20 beruhen, werden nicht ausgewiesen. 
Ein Fünftel der Personen in Privathaushalten fühlt sich in der Wohnumgebung durch Lärm beeinträchtigt, 11% 
durch kriminalität und Vandalismus und 8% durch Luft- und umweltverschmutzung. Die unterschiede zwischen 
den ar utslagen sind nicht so ausgeprägt wie bei der Wohnqualität. Stärker belastet sind Personen mit teilha-
bemangel und in manifester armut. unter Wohnumgebungsbelastung, also mindestens zwei dieser Probleme, 
leiden 15% der manifest armen und 14% der von teilhabemangel Betroffenen. Personen ohne Mangel bzw. mit 
Einkommensmangel sind zu 8% bzw. 10% betroffen. 
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2004 277.000 erwerbstätige Personen von Armutsgefährdung betroffen, 2008 waren 
es mit 247.000 etwa 30.000 Personen weniger. dies ist vor allem auf die sinkende 
Anzahl betroffener erwerbstätiger männer zurückzuführen. der Anteil der von Armuts-
gefährdung betroffenen erwerbstätigen frauen steigt im Beobachtungszeitraum von 
rund 42% auf etwa 47%.
Übersicht 39: “working Poor” 2004 – 2008
trotz Erwerbstätigkeit in armutsgefährdung geraten, den so genannten „working Poor“. in Übersicht 39 wird der 
indikator „working poor“ von erwerbstätigen und armutsgefährdeten Personen im Erwerbsalter dargestellt (zur 
Definition „working poor“ vgl. auch kapitel 3). 
im Berichtszeitraum 2004 bis 2008 liegt die armutsgefährdung von Erwerbstätigen zu Beginn knapp unter 8%, im 
Jahr 2008 knapp unter 7%. Die armutsgefährdung von männlichen Erwerbstätigen liegt in den Jahren 2004 und 
2005 über der armutsgefährdung von weiblichen Erwerbstätigen, in späteren Jahren darunter. Bei der interpreta-
tion ist z  berücksichtigen, dass Frauen eine geringere Erwerbsquote haben nd nicht erwerbstätige Frauen gar 
nicht mit eingerechnet werden. insgesamt waren im Jahr 2004 277.000 erwerbstätige Personen von armutsge-
fährdung betroffen, 2008 waren es mit 247.000 etwa 30.000 Personen weniger. Dies ist vor allem auf die sinken-
de anzahl betroffener erwerbstätiger Männer zurückzuführen. Der anteil der von armutsgefährdung betroffenen 
erwerbstätigen Frauen steigt im Beobachtungszeitraum von rund 42% auf etwa 47%. 
Übersicht 39: “Working Poor” 2004 – 2008 
Working poor 
2004 2005 2006 2007 2008 
in 1.000 in % in 1.000 in % in 1.000 in % in 1.000 in % in 1.000 in % 
Insgesamt 277 7,8 257 7,2 243 6,8 231 6,4 247 6,7 
Männer 162 8,1 158 7,7 134 6,7 127 6,4 132 6,5 
Frauen 115 7,4 99 6,4 110 7,0 104 6,5 116 7,1 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2008. - Working poor: Personen im Erwerbsalter (20-64), die im Verlauf des refe-
renzjahres  zumindest ein Monat Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig waren und armutsgefährdet sind. Ohne Personen, die im 
referenzjahr mehr als sechs Monate arbeitslos waren.  
5.2. Dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung38
Die Stichprobengröße im ersten Vier-Jahres-Panel der Erhebungen Eu-SiLC 2004 bis 2007 beträgt 3.118 Perso-
nen. Diese stammen aus 1.291 Haushalten. Diese Zahl umfasst all jene Personen, die vier Jahre in Folge befragt 
wurden und wo somit für jedes Erhebungsjahr Daten zu armutsgefährdung vorliegend sind. Dies entspricht mit 
dem Gewicht für den Längsschnitt hochgerechnet 7.618.000 Personen oder 93% der Bevölkerung. Die Differenz 
zur Gesamtbevölkerung in Privathaushalten 2007 liegt bei rund 596.000 Personen. im vierjährigen Panel nicht 
erfasst sind Personen, die zwischen 2003 und 2007 entweder erst geboren oder nach Österreich zugezogen sind. 
auch Personen, die nach 2004 in die befragten Haushalte zugezogen sind, können nicht miteinbezogen werden. 
Weiters reduziert sich die Bevölkerungszahl um jene Personen, die in diesen vier Jahren verstorben, ins ausland 
oder in einen institutionshaushalt verzogen sind oder für ein Jahr abwesend waren. Personen, die innerhalb des 
vierjährigen Befragungszeitraums in einen anderen Privathaushalt in Österreich umziehen, werden im neuen 
Haushalt weiter befragt, sofern es sich nicht um unter 15-Jährige handelt, die bei einem Wegzug aus dem ur-
sprungshaushalt in der Erhebung nicht weiterverfolgt werden. 
Die Bevölkerungsstruktur des Längsschnitts wurde mittels Gewichtung so weit wie möglich an die Querschnitts-
bevölkerung 2007 angepasst. Geringe abweichungen der Längsschnittergebnisse zu den Querschnittsergebnis-
sen können sich dennoch ergeben. Dies ist zum Beispiel im Bezug auf die armutsgefährdung festzustellen: Für 
die Längsschnittpopulation werden die armutsgefährdungsschwellen gemäß der Vorgabe des indikators dauer-
hafte armutsgefährdung auf Basis der reduzierten Stichprobe neu berechnet. in den Längsschnittergebnissen 
sind zwar nicht immer alle Personen des letzten Jahres (also 2007) eines Haushalts mit einberechnet (wenn 
diese nicht alle Jahre im Haushalt waren), für die Beurteilung des Lebensstandards wird aber ihr Haushaltsein-
kommen miteinbezogen und in der Bedarfsgewichtung berücksichtigt. 
5.2.1. Die Relevanz der Längsschnittperspektive für die Armutsberichterstattung 
Der folgende abschnitt beschäftigt sich mit der Dauerhaftigkeit der armutsgefährdung, also mit der Frage, wie oft 
bzw. wie lange Personen innerhalb von vier Jahren von armutsgefährdung betroffen waren. Der indikator "dauer-
hafte armutsgefährdung", der als Primärindikator des Portfolios von sozialen Eingliederungsindikatoren hohen 
Stellenwert in der armutsberichterstattung hat, kann anhand der Daten 2004 bis 2007 berechnet werden und wird 
im folgenden vorgestellt. 
Die Betrachtung des Jahreshaushaltseinkommens und der daraus ermittelten armutsgefährdungsquoten ent-
spricht einer kurzfristigen Perspektive, wie sie für rasch verfügbare politische kennwerte unerlässlich ist. Es ist 
aber nachweisbar, dass der Lebensstandard eines Haushalts, dessen Einkommen unter die armutsgefährdungs-
schwelle sinkt, erst allmählich und bei längerfristigem Verbleib auf niedrigem Einkommensniveau fällt (vgl. Gor-
                                                
38 Der Beitrag ist entnommen dem artikel Lamei, Nadja, till-tentschert, ursula (2010). Dauerhafte armutsgefährdung in Öster-
reich 2004 bis 2007. in: Statistische Nachrichten 01/2010, Wien. 
5.2. dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung38 
die stichprobengröße im ersten Vier-Jahres-Panel der erhebungen eu-siLc 2004 bis 
2007 beträgt 3.118 Persone . diese stammen aus 1.291 haushalten. diese Zahl m-
fasst all jene Personen, die vier Jahre in folge befragt wurden u d wo somit für jedes 
erhebungsjahr daten zu Armutsgefährdung vorliegend sind. dies entspricht mit dem 
gewicht für den Längsschnitt hochgerechnet 7.618.000 Personen oder 93% der Bevöl-
ker ng. di  differenz zur gesamtbevölkerung in Privathaushalten 2007 liegt bei rund 
596.000 Personen. im vierjährigen Panel nicht erfasst sind Personen, die zwischen 
2003 und 2007 entweder erst geboren oder nach Österreich zugezogen sind. Auch 
P rsonen, die nach 2004 in die befragten haushalte zugezogen sind, können nicht 
miteinbezogen werden. weiters reduziert sich die Bevölker ngsza l um jene Personen, 
die in diesen vier Jahren verstorben, ins Ausland oder in einen institutionshaushalt 
38 der Beitrag ist entnommen dem Artikel Lamei, nadja, till-tentschert, ursula (2010). dauerhafte Armutsgefährdung in Österreich
 2004 bis 2007. in: statistische nachrichten 01/2010, wien.
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verzogen sind oder für ein Jahr abwesend waren. Personen, die innerhalb des vierjäh-
rigen Befragungszeitraums in einen anderen Privathaushalt in Österreich umziehen, 
werden im neuen haushalt weiter befragt, sofern es sich nicht um unter 15-Jährige 
handelt, die bei einem wegzug aus dem ursprungshaushalt in der erhebung nicht 
weiterverfolgt werden.
die Bevölkerungsstruktur des Längsschnitts wurde mittels gewichtung so weit wie 
möglich an die Querschnittsbevölkerung 2007 angepasst. geringe Abweichungen der 
Längsschnittergebnisse zu den Querschnittsergebnissen können sich dennoch erge-
ben. dies ist zum Beispiel im Bezug auf die Armutsgefährdung festzustellen: für die 
Längsschnittpopulation werden die Armutsgefährdungsschwellen gemäß der Vorgabe 
des indikators dauerhafte Armutsgefährdung auf Basis der reduzierten stichprobe 
neu berechnet. in den Längsschnittergebnissen sind zwar nicht immer alle Personen 
des letzten Jahres (also 2007) eines haushalts mit einberechnet (wenn diese nicht 
alle Jahre im haushalt waren), für die Beurteilung des Lebensstandards wird aber ihr 
haushaltseinkommen miteinbezogen und in der Bedarfsgewichtung berücksichtigt.
5.2.1. die relevanz der Längsschnittperspektive für die Armutsberichterstattung
der folgende Abschnitt beschäftigt sich mit der dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung, 
also mit der frage, wie oft bzw. wie lange Personen innerhalb von vier Jahren von 
Armutsgefährdung betroffen waren. der indikator „dauerhafte Armutsgefährdung“, 
der als Primärindikator des Portfolios von sozialen eingliederungsindikatoren hohen 
stellenwert in der Armutsberichterstattung hat, kann anhand der daten 2004 bis 2007 
berechnet werden und wird im folgenden vorgestellt.
die Betrachtung des Jahreshaushaltseinkommens und der daraus ermittelten Ar-
mutsgefährdungsquoten entspricht einer kurzfristigen Perspektive, wie sie für rasch 
verfügbare politische Kennwerte unerlässlich ist. es ist aber nachweisbar, dass der 
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Lebensstandard eines haushalts, dessen einkommen unter die Armutsgefährdungs-
schwelle sinkt, erst allmählich und bei längerfristigem Verbleib auf niedrigem einkom-
mensniveau fällt (vgl. gordon et al. 2000). sparsamkeit, Aufbrauchen von rücklagen 
usw. können plötzliche einkommensverluste für die erste Zeit abfedern. Andererseits 
dauert es bis zum „sozialen Aufstieg“ bei einer verbesserten finanziellen situation 
eine Zeit, da gewisse Anschaffungen und Verhaltensweisen erst bei längerfristigem 
Verbleib auf dem neuen, höheren einkommensniveau getätigt werden (können) und 
möglicherweise auch schulden zurückzuzahlen sind.
die grafik verdeutlicht, dass die einbeziehung des faktors „Zeit“ in die Analyse zu 
einer besseren Abbildung von (niedrigem) Lebensstandard verhilft, als es die bloße 
punktuelle Betrachtung des einkommens vermag. Zu den Zeitpunkten 0, 2 und 4 ist 
das einkommen des Beispielhaushalts ein valider indikator für dessen Lebensstandard 
(die beiden Kurven liegen eng beieinander). im Zeitpunkt des Absinkens unter bzw. 
Aufstiegs über die Armutsschwelle (1, 3) fallen einkommenssituation und Lebensstan-
dard aber auseinander. Berücksichtigt man nur einzelne messungen von einkommen, 
kann keine adäquate Angabe zur sozialen Lage eines haushaltes gemacht werden.
grafik 6: einkommen und Lebensstandard im Zeitverlauf für einen Beispielhaushalt
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5.2.2. Häufigkeit von Armutsgefährdung zwischen 2004 und 2007 
Knapp drei Viertel der P anelpersonen39 waren in ke inem der vier Erh ebungsjahre armutsgefährdet – d as heiß t 
umgekehrt, dass rund 27% in mindestens einem Jahr von Armutsrisiko betroffen waren. Diese Zahl liegt um mehr 
als das do ppelte über de n für je weils ein E rhebungsjahr beric hteten Ar mutsgefährdungsquoten (12- 13%) u nd 
deutet darauf hin, dass  Einkommensarmut einer starken Dynamik unterliegt und bei der Beurteilung eine länger-
fristige Perspektive wesentlich ist. 
In allen vier hier betrachteten Jahren waren knapp 3%, in einem einzigen Jahr 15% der Bevölkerung armutsge-
fährdet. Bei denjenigen, die zwei bzw. drei Jahre armutsgefährdet waren (6 bzw. 3%), kann das Armutsrisiko in 
aufeinanderfolgenden Jahr en aufgetrete n s ein, es kö nnen aber a uch e in oder z wei Ja hre der fi nanziellen Ent-
spannung eingetreten sein, bevor erneut Armutsrisiko vorlag. In der kumulierten Betrachtung (z.B. diejenigen, die 
drei Jahre armutsgefährdet waren, sind auch „zumindest ein Jahr“ und „zumindest zwei Jahre“ armutsgefährdet) 
stellt sich die Betroffenheit von Armutsgefä hrdung an hand der gle ichen Z ahlen noc h drastisch er dar : 27% der  
Bevölkerung waren in mindestens einem Jahr, 12% in mindestens zwei Jahren und 6% in mindestens drei Jahren 
armutsgefährdet. 
                                                
39 Eine Beschreibung der Stichprobe und Gewichtung des Panels 2004-2007 siehe Methoden und Vergleiche zu EU-SILC 2008 
(Statistik Austria 2009c). 
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5.2.2. häufigkeit von Armutsgefährdung zwischen 2004 und 2007
Knapp drei Viertel der Panelpersonen39 waren in keinem der vier erhebungsjahre ar-
mutsgefährdet – das heißt umgekehrt, dass rund 27% in mindestens einem Jahr von 
Armutsrisiko betroffen waren. diese Zahl liegt um mehr als das doppelte über den 
für jeweils ein erhebungsjahr berichteten Armutsgefährdungsquoten (12-13%) und 
deutet darauf hin, dass einkommensarmut einer starken dynamik unterliegt und bei 
der Beurteilung eine längerfristige Perspektive wesentlich ist.
in allen vier hier betrachteten Jahren waren knapp 3%, in einem einzigen Jahr 15% 
der Bevölkerung armutsgefährdet. Bei denjenigen, die zwei bzw. drei Jahre armuts-
gefährdet waren (6 bzw. 3%), kann das Armutsrisiko in aufeinanderfolgenden Jahren 
aufgetreten sein, es können aber auch ein oder zwei Jahre der finanziellen entspannung 
eingetreten sein, bevor erneut Armutsrisiko vorlag. in der kumulierten Betrachtung 
(z.B. diejenigen, die drei Jahre armutsgefährdet waren, sind auch „zumindest ein 
Jahr“ und „zumindest zwei Jahre“ armutsgefährdet) stellt sich die Betroffenheit von 
Armutsgefährdung anhand der gleichen Zahlen noch drastischer dar: 27% der Bevöl-
kerung waren in mindestens einem Jahr, 12% in mindestens zwei Jahren und 6% in 
mindestens drei Jahren armutsgefährdet.
39 eine Beschreibung der stichprobe und gewichtung des Panels 2004-2007 siehe methoden und Vergleiche zu eu-siLc 2008
 (statistik Austria 2009c).
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Übersicht 40: häufigkeit des Auftretens von Armutsgefährdung 2004-2007
Übersicht 40: Häufigkeit des Auftretens von Armutsgefährdung 2004-2007 
Häufigkeit
in 1.000 Prozent kumuliert Prozent 
nie 5.542 73 nie 73
in einem Jahr 1.172 15 zumindest 1 Jahr 27
in zwei Jahren 466 6 zumindest 2 Jahre 12
in drei Jahren 245 3 zumindest 3 Jahre 6
in vier Jahren 194 3 in vier Jahren 3
Gesamt 7.618 100 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier 
Jahren im Panel waren. 
5.2.3. Dauerhafte Armutsgefährdung 2004-2007 
als „dauerhafte armutsgefährdung“ wird ein armutsrisiko in mindestens drei von vier Jahren definiert. Gegenüber 
der oberen Betrachtung ist die Gruppe aber enger definiert, indem sie sich auf diejenigen beschränkt, die auch im 
letzten Jahr des Panels (2007) armutsgefährdet waren. Die jährlichen armutsgefährdungsschwellen werden nach 
Berechnungsvorgabe von Eurostat für diesen indikator auf Basis der Längsschnittpopulation in vier Jahren be-
rechnet und unterscheiden sich somit von den oberhalb für die Querschnittsdaten ausgewiesenen Schwellenwer-
ten.
als dauerhaft armutsgefährdet wird also jener Prozentsatz der Bevölkerung ausgewiesen, der am Ende des Beo-
bachtungszeitraums, das heißt im aktuellsten Jahr und in mindestens zwei von drei vorhergehenden Jahren, in 
Haushalten mit einem Äquivalenzeinkommen unter der armutsgefährdungsschwelle des jeweiligen Jahres lebt. 
Einbezogen werden, wie eingangs beschrieben, nur Personen, die alle vier Jahre im Panel waren und erfolgreich 
befragt wurden.  
Spricht man von dauerhaft armutsgefährdeten Personen, sind die in folgender Übersicht angeführten kombinati-
onsmöglichkeiten der armutslagen in den betrachteten vier Jahren möglich. t bezeichnet das aktuellste Jahr, in 
der vorliegenden analyse also das Jahr 2007. konzeptionell heißt das, dass dieser indikator eine teilmenge aller 
potentiell dauerhaft armutsgefährdeten darstellt, indem das Jahr 2007 als referenzpunkt festgelegt wird: Nicht 
einbezogen sind beispielsweise diejenigen, die in den ersten drei Jahren (2004-2006) armutsgefährdet waren und 
es nur im letzten Jahr (2007) nicht sind oder auch jene, die 2006 und 2007 armutsgefährdet waren und dies auch 
2008, also nach Ende des referenzjahres 2007, wurden. 
Übersicht 41: Typen dauerhafter Armutsgefährdung 
Dauer der armuts-
gefährdung t t-1 t-2 t-3 
4 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet 
3 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet nicht armutsgefährdet 
3 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet nicht armutsgefährdet armutsgefährdet 
3 Jahre armutsgefährdet nicht armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet 
rund 5% der hochgerechneten Panelpopulation sind nach dieser Definition dauerhaft armutsgefährdet. Die Zahl 
der insgesamt dauerhaft Gefährdeten ist auf die Bevölkerung in Privathaushalten hochgerechnet 389.000 Betrof-
fene, wobei es sich wie erwähnt um eine etwas eingeschränkte Population handelt, die sich tatsächlich während 
vier Jahren im Panel befindet.40
in Grafik 7 sind dauerhafte und zeitweilige Betroffenheit für die armutsgefährdungsschwellen bei 60% und 70% 
des Medians gegenübergestellt. als zeitweilig armutsgefährdet werden all jene Personen bezeichnet, die im Be-
trachtungszeitraum 2004 bis 2007 mindestens ein Jahr lang armutsgefährdet waren, aber nach der verwendeten 
Definition nicht dauerhaft armutsgefährdet sind. 
5% der hier erfassten Bevölkerung hatten im letzten Jahr und in zwei der vorhergehenden drei Jahre ein Ein-
kommen unter der armutsgefährdungsschwelle von 60% des Medians, weitere 6% befanden sich nur knapp aber 
dauerhaft über der armutsgefährdungsschwelle. Das heißt doppelt so viele (11%) befanden sich in dauerhafter 
armutsgefährdung bei einer etwas höher angelegten Schwelle von 70% des Medians. Beim Vergleich der zeitwei-
ligen armutsgefährdung ist der unterschied wesentlich geringer. Weitere 27% befinden sich zeitweilig unter der 
70% armutsgefährdungsschwelle, 22% unter der 60% armutsgefährdungsschwelle.  
                                                
40 im Folgenden wird daher auf die Darstellung von absolutzahlen verzichtet.  
5.2.3. dauerhafte Armutsgefährdung 2004-2007
Als „dauerhafte Armutsgefährdung“ wird ein Armutsrisiko in mindestens drei von vier 
Jahren definiert. gegenüber der oberen Betrachtung ist die gruppe aber enger definiert, 
indem sie sich auf diejenigen beschränkt, die auch im letzten Jahr des Panels (2007) 
armutsgefährdet waren. die jährlichen Armutsgefährdungsschwellen werden nach 
Berechnungsvorgabe von eurostat für diesen indikator auf Basis der Längsschnittpo-
pulation in vier Jahren berechnet und unterscheiden sich somit von den oberhalb für 
die Querschnittsdaten ausgewiesenen schwellenwerten.
Als dauerhaft armutsgefährdet wird also jener Prozentsatz der Bevölkerung ausge-
wiesen, der am ende des Beobachtungszeitraums, das heißt im aktuellsten Jahr und 
in mindestens zwei von drei vorhergehenden Jahren, in haushalten mit einem äqui-
valenzeinkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle des jeweiligen Jahres lebt. 
einbezogen werden, wie eingang  beschrieben, nur Personen, die alle vie  Jahre im 
Panel waren und erfolgreich befragt wurden.
spricht man von dauerhaft armutsgefährdeten Personen, sind die in folgender Über-
sicht angefüh ten Kombinationsmöglichkeiten der Armutslagen in den betrachteten 
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vier Jahren möglich. t bezeichnet das aktuellste Jahr, in der vorliegenden Analyse also 
das Jahr 2007. Konzeptionell heißt das, dass dieser indikator eine teilmenge aller po-
tentiell dauerhaft Armutsgefährdeten darstellt, indem das Jahr 2007 als referenzpunkt 
festgelegt wird: nicht einbezogen sind beispielsweise diejenigen, die in den ersten 
drei Jahren (2004-2006) armutsgefährdet waren und es nur im letzten Jahr (2007) nicht 
sind oder auch jene, die 2006 und 2007 armutsgefährdet waren und dies auch 2008, 
also nach ende des referenzjahres 2007, wurden.
Übersicht 41: typen dauerhafter Armutsgefährdung
Übersicht 40: Häufigkeit des Auftretens von Armutsgefährdung 2004-2007
Häufigkeit
in 1.000 Prozent kumuliert Prozent
nie 5.542 73 nie 73
in einem Jahr 1.172 15 zumindest 1 Jahr 27
in zwei Jahren 466 6 zumindest 2 Jahre 12
in drei Jahren 245 3 zumindest 3 Jahre 6
in vier Jahren 194 3 in vier Jahren 3
Gesamt 7.618 100
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier 
Jahren im Panel waren.
5.2.3. Dauerhafte Armutsgefährdung 2004-2007
als „dauerhafte armutsgefährdung“ wird ein armutsrisiko in mindestens drei von vier Jahren definiert. Gegenüber 
der oberen Betrachtung ist die Gruppe aber enger definiert, indem sie sich auf diejenigen beschränkt, die auch im 
letzten Jahr des Panels (2007) armutsgefährd t waren. Die jährlichen ar utsgefährdungsschwellen werden nach 
Berechnungsvorgabe von Eurostat für diesen indikator auf Basis der Längsschnittpopulation in vier Jahren be-
rechnet und unterscheiden sich somit von den oberhalb für die Querschnittsdaten ausgewiesenen Schwellenwer-
ten.
als dau rhaft armutsgefährdet wird also jener Proz ntsatz der Be ölkerung ausgewiesen, der am Ende des Beo-
bachtungszeitraums, das heißt im aktuellsten Jahr und in mindestens zwei von drei vorhergehenden Jahren, in 
Haushalten mit einem Äquivalenzeinkommen unter der armutsgefährdungsschwelle des jeweiligen Jahres lebt. 
Einbezogen werden, wie eingangs beschrieben, nur Personen, die alle vier Jahre im Panel waren und erfolgreich 
befragt wurden. 
Spricht man von dauerhaft armutsgefährdeten Personen, sind die in folgender Übersicht angeführten kombinati-
onsmöglichkeiten der armutslagen in den betrachteten vier Jahren möglich. t bezeichnet das aktuellste Jahr, in 
der vorliegenden analyse also das Jahr 2007. konzeptionell heißt das, dass dieser indikator eine teilmenge aller 
potentiell dauerhaft armutsgefährdeten darstellt, indem das Jahr 2007 als referenzpunkt festgelegt wird: Nicht 
einbezogen sind b ispi lsw ise diej nigen, die in den ersten drei Jahren (2004-2006) armutsgefährdet waren und 
es nur im letzten Jahr (2007) nicht sind oder auch jene, die 2006 und 2007 armutsgefährdet waren und dies auch 
2008, also nach Ende des referenzjahres 2007, wurden.
Übersicht 41: Typen dauerhafter Armutsgefährdung
Dauer der armuts-
gefährdung t t-1 t-2 t-3
4 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet
3 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet nicht armutsgefährdet
3 Jahre armutsgefährdet armutsgefährdet nicht armutsgefährdet armutsgefährdet
3 Jahre armutsgefährdet nicht armutsgefährdet armutsgefährdet armutsgefährdet
rund 5% der hochgerechneten Panelpopulation sind nach dieser Definition dauerhaft armutsgefährdet. Die Zahl 
der insgesamt dauerhaft Gefährdeten ist auf die Bevölkerung in Privathaushalten hochgerechnet 389.000 Betrof-
fene, wobei es sich wie erwähnt um eine etwas eingeschränkte Population handelt, die sich tatsächlich während 
vier Jahren im Panel befindet.40
in Grafik 7 sind dauerhafte und zeitweilige Betroffenheit für die armutsgefährdungsschwellen bei 60% und 70% 
des Medians gegenübergestellt. als zeitweilig armutsgefährdet werden all jene Personen bezeichnet, die im Be-
trachtungszeitraum 2004 bis 2007 mindestens ein Jahr lang armutsgefährdet waren, aber nach der verwendeten 
Definition nicht dauerhaft armutsgefährdet sind.
5% der hier erfassten Bevölkerung hatten im letzten Jahr und in zwei der vorhergehenden drei Jahre ein Ein-
kommen unter der armutsgefährdungsschwelle von 60% des Medians, weitere 6% befanden sich nur knapp aber 
dauerhaft über der armutsgefährdungsschwelle. Das heißt doppelt so viele (11%) befanden sich in dauerhafter 
armutsgefährdung bei einer etwas höher angelegten Schwelle von 70% des Medians. Beim Vergleich der zeitwei-
ligen armutsgefährdung ist der unterschied wesentlich geringer. Weitere 27% befinden sich zeitweilig unter der 
70% armutsgefährdungsschwelle, 22% unter der 60% armutsgefährdungsschwelle. 
                                        
40 im Folgenden wird daher auf die Darstellung von absolutzahlen verzichtet. 
rund 5% der hochgerechneten Panelpopulation sind nach dieser definition dauerhaft 
armutsgefährdet. die Zahl der insg samt d u rhaft gefährdeten ist auf die Bevölkerung 
in Privathaushalten hochgerechnet 389.000 Betroffene, wobei es sich wie erwähnt 
um eine etwas eingeschränkte Population handelt, die sich tatsächlich während vier 
Jahren im Panel befindet.40 
in grafik 7 sind dauerhafte und zeitweilige Betroffenheit für die Armutsgefährdungs-
schw llen bei 60% und 70% des medians gegenübergestellt. Als z itweilig armutsge-
fährdet werden all jene Personen bezeichnet, die im Betrachtungszeitraum 2004 bis 
2007 mindestens ein Jahr lang armutsgefährdet waren, aber nach der verwendeten 
definition nicht dauerhaft armutsgefährdet sind.
40 im folgenden wird daher auf die darstellung von Absolutzahlen verzichtet.
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5% der hier erfassten Bevölkerung hatten im letzten Jahr und in zwei der vorherge-
henden drei Jahre ein einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle von 60% 
des medians, weitere 6% befanden sich nur knapp aber dauerhaft über der Armuts-
gefährdungsschwelle. das heißt doppelt so viele (11%) befanden sich in dauerhafter 
Armutsgefährdung bei einer etwas höher angelegten schwelle von 70% des medians. 
Beim Vergleich der zeitweiligen Armutsgefährdung ist der unterschied wesentlich gerin-
ger. weitere 27% befinden sich zeitweilig unter der 70% Armutsgefährdungsschwelle, 
22% unter der 60% Armutsgefährdungsschwelle.
grafik 7: dauerhafte und zeitweilige Armutsgefährdung bei 60 und 70% des medians
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Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, 
die in allen vier Jahren im Panel waren.
Armutsgefährdung
in Grafik 8 unterhalb werden jene 11% dauerhaft armutsgefährdeten bei 70% des Medians näher betrachtet. Wie 
schon in der vorigen abbildung ersichtlich, ist rund die Hälfte auch dauerhaft bei 60% des Medians gefährdet. Für 
die andere Hälfte stellt sich die Frage, ob diese „nur“ eine Gruppe mit relativ niedrigem Einkommen aber einer 
stabilen Einkommenssituation repräsentiert oder es sich um Ein- und austritte in die armutsgefährdung handelt. 
Es zeigt sich, dass die meisten der nur bei 70% des Medians dauerhaft armutsgefährdeten zumindest einmal in 
vier Jahren auch ein Einkommen unter der armutsgefährdungsschwelle von 60% hatten. Nur 5% der bei 70% des 
Medians dauerhaft armutsgefährdeten bleiben konstant über der armutsgefährdungsschwelle von 60%. Die Er-
gebnisse legen nahe, bei der Messung von dauerhafter armutsgefährdung auch auf jene Personen zu fokussie-
ren, die sich nur knapp über bzw. zeitweilig unter der armutsgefährdungsschwelle befinden. 
Grafik 8: Dauerhafte Armutsgefährdung bei 70% des Medians nach Armutsgefährdung bei 60% des Medians 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007.- Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren.
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Zeitweilige und dauerhafte Betroffenheit von Armutsgefährdung für verschiedene Gruppen 
in der folgenden Übersicht sind die Quoten von zeitweiliger und dauerhafter Betroffenheit von armutsgefährdung 
nach zentralen soziodemographischen Merkmalen dargestellt und der anteil jener, der nie von armutserfahrun-
gen betroffen war. Die typen „dauerhaft“ und „zeitweilig“ betroffen lassen sich zur kategorie „jemals von armuts-
risiko betroffen“ aufsummieren, was vor allem bei kleinen Gruppen von analytischem Vorteil sein kann. Die Glie-
derungsmerkmale beziehen sich jeweils auf das aktuellste Erhebungsjahr, in diesem Fall 2007. Dies ist bei ver-
änderlichen Merkmalen wie Haushaltszusammensetzung oder Haupteinkommensquelle zu bedenken. 
in grafik 8 unterhalb werden jene 11% dau-
erhaft Armutsgefährdeten bei 70% des me-
dians näher betrachtet. wie schon in der 
vorigen Abbildung ersichtlich, ist rund die 
hälfte auch dauerhaft bei 60% des medians 
gefährdet. für die andere hälfte stellt sich die 
frage, ob diese „nur“ eine gruppe mit relativ 
niedrigem einkommen aber einer stabilen 
einkommenssituation repräsentiert oder es 
sich um ein- und Austritte in die Armutsge-
fährdung handelt. es zeigt sich, dass die 
meisten der nur bei 70% des medians dau-
erhaft Armutsgefährdeten zumindest einmal in vier Jahren auch ein einkommen unter 
der Armutsgefährdungsschwelle von 60% hatten. nur 5% der bei 70% des medians 
dauerhaft Armutsgefährdeten bleiben konstant über der Armutsgefährdungsschwelle 
von 60%. die ergebnisse legen nahe, bei der messung von dauerhafter Armutsgefähr-
dung auch auf jene Personen zu fokussieren, die sich nur knapp über bzw. zeitweilig 
unter der Armutsgefährdungsschwelle befinden.
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grafik 8: dauerhafte Armutsgefährdung bei 70% des medians nach Armutsgefährdung bei 60% des 
medians
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Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2004-2007. - Nur Personen, 
die in allen vier Jahren im Panel waren.
Armutsgefährdung
 
In Grafik 8 unterhalb werden jene 11% dauerhaft Armutsgefährdeten bei 70% des Medians näher betrachtet. Wie 
schon in der vorigen Abbildung ersichtlich, ist rund die Hälfte auch dauerhaft bei 60% des Medians gefährdet. Für 
die andere Hälfte stellt sich d ie Frage, ob diese „nur“ e ine Gruppe mit rel ativ niedrigem Einkomm n aber einer 
stabilen Einkommenssituation repräsentiert oder es sich um Ein- u nd Austritte in di e Armutsgefährdung handelt. 
Es zeigt sich, dass die meisten der nur bei 70% des Medians dauerhaft Armutsgefährdeten zumindest einmal in 
vier Jahren auch ein Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle von 60% hatten. Nur 5% der bei 70% des 
Medians dauerhaft Armutsgefährdeten bleiben konsta nt über der Armutsgefährdu ngsschwelle von 60%. Die Er-
gebnisse legen nahe, bei der Messung von dauerhafter Armutsgefährdung auch auf jene Personen zu fokussie-
ren, die sich nur knapp über bzw. zeitweilig unter der Armutsgefährdungsschwelle befinden. 
Grafik 8: Dauerhafte Armutsgefährdung bei 70% des Medians nach Armutsgefährdung bei 60% des Medians 
Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2004-2007.- Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren.
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Zeitweilige und dauerhafte Betroffenheit von Armutsgefährdung für verschiedene Gruppen 
In der folgenden Übersicht sind die Quoten von zeitweiliger und dauerhafter Betroffenheit von Armutsgefährdung 
nach zentralen soziodemographischen Merkmalen dargestellt und der A nteil jener, der nie von Armutserfahrun-
gen betroffen war. Die Typen „dauerhaft“ und „zeitweilig“ betroffen lassen sich zur Kategorie „jemals von Armuts-
risiko betroffen“ aufsummieren, was vor allem bei kleinen Gruppen von analytischem Vorteil sein kann. Die Glie-
derungsmerkmale beziehen sich jeweils auf das aktuellste Erhebungsjahr, in dies em Fall 2007. D ies ist bei ver-
änderlichen Merkmalen wie Haushaltszusammensetzung oder Haupteinkommensquelle zu bedenken. 
Zeitw iLige und dAu rhA te Betroffenh it Vo  A mutsg fäh du g fÜr 
Verschiede e gruPPen
in der folgenden Übersicht sind die Quoten von zeitweiliger und dauerhafter Betrof-
fenheit von Armutsgefährdung nach zentralen soziodemographischen merkmalen 
dargestellt und der Anteil jener, der nie von Armutserfahrungen betroffen war. die 
typen „dauerhaft“ und „zeitweilig“ betroffen lassen sich zur Kategorie „jemals von 
Armutsrisiko betroffen“ aufsummieren, was vor allem bei kleinen gruppen von ana-
lytischem Vorteil sein kann. die gliederungsmerkmale beziehen sich jeweils auf das 
aktuellste erhebungsjahr, in diesem fall 2007. dies ist bei veränderlichen merkmalen 
wie haushaltszusammensetzung oder haupteinkommensquelle zu bedenken.
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Übersicht 42: dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach soziodemographischen merkmalen
Übersicht 42: Dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach soziodemographischen Merkmalen 
Betroffenheit von armutsgefährdung 2004-2007 





Soziodemographische Merkmale 2007 
in % 
Insgesamt 73 22 5 27
Geschlecht
Männer 76 21 3 24
Frauen 70 23 7 30
Alter 
Bis 19 Jahre 68 28 4 32
20 bis 39 Jahre 70 25 6 30
40 bis 64 Jahre 79 19 3 21
65 Jahre und älter 71 18 10 29
Höchster Bildungsabschluss (Pers. ab 16 Jahren) 
Max. Pflichtschule 59 28 12 41
Lehre/mittlere Schule 77 20 3 23
Matura 78 18 (4) 22
universität 82 16 (2) 18
Staatsbürgerschaft 
Österreich 74 21 5 26
darunter Eingebürgerte (Nicht Eu/EFta) 51 39 (10) 49
Nicht Österreich 55 36 (9) 45
davon Eu/EFta (66) (21) (13) (34)
davon sonstiges ausland 51 42 (7) 49
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren. – Lesebeispiel: in 
den Jahren 2004 bis 2007 waren 73% der Personen insgesamt nie, 22% zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdet. Die 
22% zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdeten, ergeben 27%, die jemals armutsgefährdet waren. - Nie= keine armuts-
gefährdung in den Jahren 2004 bis 2007, zeitweilig= mindestens ein Jahr mit armutsgefährdung aber nicht dauerhaft; dauer-
haft= 2007 und in mindestens zwei der vorangehenden Jahre armutsgefährdet. - Die Zahlen in klammern beruhen auf gerin-
gen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert.  
Nach dem alter zeigt sich vor allem ein durch die Erwerbstätigkeit vermittelter Effekt: Jüngere und ältere Perso-
nen haben in der reinen Querschnittsbetrachtung überdurchschnittliche armutsgefährdungsquoten, im mittleren 
bis späten Erwerbsalter (40 bis 64 Jahre) ist der besten Schutz vor armutsrisiken gegeben. Während es bei den 
Personen unter 20 Jahren vielfach nur zeitweilige armutsepisoden sind (28% zeitweilige und 4% dauerhafte ar-
mutsgefährdung), also die Dynamik der armut hier hoch ist, haben ältere Personen ab 65 Jahren viel eher dauer-
hafte armutslagen zu vergegenwärtigen (10%). Ein Hauptgrund ist, dass sie wegen ihrem ausstieg aus dem 
Erwerbsleben in den meisten Fällen keinen Einkommensanstieg mehr zu erwarten haben. Bei den Jungen ist 
hingegen ein ausstiegsszenario durch aufnahme einer neuen oder besser bezahlten Erwerbstätigkeit wahr-
scheinlicher. 
Wie in den Querschnittsanalysen aus Eu-SiLC bereits vielfach belegt, hat Bildung einen großen Einfluss auf 
Erwerbschancen, Qualität und Bezahlung der Erwerbsarbeit. Der Zusammenhang zwischen Bildungsgrad und 
armutsgefährdung ist auch in der Längsschnittbetrachtung eindeutig: Den größten anteil dauerhafter armutsge-
fährdung haben Personen, die maximal über einen Pflichtschulabschluss verfügen (12%), während bereits nach 
abschluss einer Lehrausbildung die Quote dauerhafter armutsgefährdung unter den Durchschnitt sinkt und bei 
3% liegt. Eine weitere Differenzierung im höheren Bildungsbereich ist auf Grund der kleinen Fallzahlen nur be-
dingt möglich, es ist aber ersichtlich, dass universitätsabgängerinnen und –abgänger mit 18% den geringsten 
anteil von jemals Betroffenen aufweisen. 
Eingebürgerte und nicht-österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger aus anderen als Eu- und EFta-
Staaten haben deutlich höhere Quoten bei zeitweiliger Betroffenheit (39 bzw. 42%) als Österreicherinnen und 
Österreicher (21%). 
nach dem Alter zeigt sich vor allem ein durch die erwerbstätigkeit vermittelter effekt: 
Jüngere und ältere Personen haben in der reinen Querschnittsbetrachtung überdurch-
schnittlic e Armut gefährdungsquoten, im mittleren bis späten erwerbs lter (40 bis 64 
Jahre) ist der besten schutz vor Armutsrisiken gegeben. während es bei den Personen 
unter 20 Jahren vielfach nur zeitweilige Armutsepisoden sind (28% zeitweilige und 
4% dauerhafte Armutsgefährdung), also die dynamik der Armut hier hoch ist, haben 
älter  Person ab 65 Jahren viel eher dauerhafte Armutslagen zu ver egenwärtigen 
(10%). ein hauptgrund ist, dass sie wegen ihrem Ausstieg aus dem erwerbsleben in den 
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meisten fällen keinen einkommensanstieg mehr zu erwarten haben. Bei den Jungen ist
hingegen ein Ausstiegsszenario durch Aufnahme einer neuen oder besser bezahlten 
erwerbstätigkeit wahrscheinlicher.
wie in den Querschnittsanalysen aus eu-siLc bereits vielfach belegt, hat Bildung einen 
großen einfluss auf erwerbschancen, Qualität und Bezahlung der erwerbsarbeit. der 
Zusammenhang zwischen Bildungsgrad und Armutsgefährdung ist auch in der Längs-
schnittbetrachtung eindeutig: den größten Anteil dauerhafter Armutsgefährdung haben 
Personen, die maximal über einen Pflichtschulabschluss verfügen (12%), während 
bereits nach Abschluss einer Lehrausbildung die Quote dauerhafter Armutsgefährdung 
unter den durchschnitt sinkt und bei 3% liegt. eine weitere differenzierung im höheren 
Bildungsbereich ist auf grund der kleinen fallzahlen nur bedingt möglich, es ist aber 
ersichtlich, dass universitätsabgängerinnen und –abgänger mit 18% den geringsten 
Anteil von jemals Betroffenen aufweisen.
eingebürgerte und nicht-österreichische staatsbürgerinnen und staatsbürger aus 
anderen als eu- und eftA-staaten haben deutlich höhere Quoten bei zeitweiliger 
Betroffenheit (39 bzw. 42%) als Österreicherinnen und Österreicher (21%).
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Übersicht 43: dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach haushaltstypÜbersicht 43: Dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach Haushaltstyp 
Betroffenheit von armutsgefährdung 2004-2007 







Insgesamt 73 22 5 27
Haushalt mit Pension 1)
Zusammen 73 17 10 27
alleinlebende Männer (80) (20) (0) (20) 
alleinlebende Frauen 56 23 21 44
Mehrpersonenhaushalte 79 14 7 21
Haushalt ohne Pension 2)
Zusammen 73 24 4 27
alleinlebende Männer 72 (23) (5) (28) 
alleinlebende Frauen 54 27 (19) 46
Mehrpersonenhaushalte ohne kinder 80 18 (2) 20
Haushalt mit Kindern (ohne Pension) 
Zusammen 70 26 4 30
Ein-Eltern-Haushalt 41 43 (16) 59
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 80 20 (0) 20
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 76 21 (4) 24
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder 61 37 (2) 39
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren. - Lesebeispiel: in den 
Jahren 2004 bis 2007 waren 73% der Personen insgesamt nie, 22% zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdet. Die 22% 
zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdeten ergeben 27%, die jemals armutsgefährdet waren. - Nie: keine armutsgefähr-
dung in den Jahren 2004 bis 2007. Zeitweilig: mindestens ein Jahr mit armutsgefährdung aber nicht dauerhaft. Dauerhaft: 
2007 und in mindestens zwei der vorangehenden Jahre armutsgefährdet. - 1) mindestens 50% des Haushaltseinkommens 
sind Pensionen. - 2) weniger als 50% des Haushaltseinkommens sind Pensionen. - Die Zahlen in klammern beruhen auf 
geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird ge-
klammert.  
armutsgefährdung wird aus dem Haushaltseinkommen ermittelt und damit implizit angenommen, dass alle Mit-
glieder des Haushalts den gleichen Lebensstandard teilen - dass also einerseits das Einkommen allen gleicher-
maßen zugute kommt und andererseits armutsgefährdung alle in gleichem Maße betrifft. aus diesem Grund sind 
individuelle Merkmale immer im Haushaltskontext zu verstehen. Das trifft zum Beispiel auf das Merkmal Ge-
schlecht zu: Geschlechterunterschiede zu ungunsten der Frauen spiegeln vor allem eine höhere Betroffenheit 
von zeitweiliger und dauerhafter armutsgefährdung bei alleinlebenden Frauen wider. Die dauerhafte armutsge-
fährdungsquote bei alleinstehenden Pensionistinnen etwa ist mit fast 21% vier Mal so hoch wie für die Bevölke-
rung im Durchschnitt (5%). Die ausgleichszulage für die Mindestpension liegt immer rund 10% unter der armuts-
gefährdungsschwelle. Ein Einkommensanstieg aufgrund geänderter Lebensumstände ist bei dieser Gruppe nicht 
zu erwarten. Eine reduktion der dauerhaften armutsgefährdung kann somit nur durch eine Erhöhung der aus-
gleichszulage über das Niveau der armutsgefährdungsschwelle erzielt werden.  
Beinahe die Hälfte (44%) aller alleinlebenden Frauen ohne Pension war mindestens in einem Jahr von armutsge-
fährdung betroffen. Die benachteiligte Einkommenssituation von Frauen wird auch bei einer Betrachtung nach 
dem Geschlecht der hauptverdienenden Person im Haushalt ersichtlich. Personen in Haushalten mit einer Frau 
als Hauptverdienerin sind mit 13% wesentlich häufiger dauerhaft armutsgefährdet als Männer (2%) und befinden 
sich auch deutlich öfter zeitweilig (29% zu 20%) in armutsgefährdung. 
Nach der art der Haushaltszusammensetzung muss zunächst nach der Haupteinkommensquelle differenziert 
werden: Zwar zeigen Haushalte, wo Pensionen weniger als die Hälfte des Haushaltseinkommens ausmachen, mit 
24% eine höhere zeitweilige armutsgefährdung als Haushalte mit hauptsächlich Pension (17%), es ist aber bei 
10% der Pensionshaushalte eine längerfristige armutsgefährdung zu konstatieren – bei den anderen Haushalten 
nur zu 4%. 
Die schwierige soziale Lage von Ein-Eltern-Haushalten wird in der Quote der zeitweiligen Betroffenheit sichtbar 
(43%). Mehr als die Hälfte (59%) aller kinder und Erwachsenen in dieser Haushaltskonstellation hat in den ver-
gangenen vier Jahren schon einmal mit Einkommen unter der armutsgefährdungsschwelle leben müssen. Für die 
dauerhafte armutsgefährdung sind die Daten statistisch nicht gesichert, sie deuten aber auf eine etwa drei Mal so 
hohe Quote verglichen mit dem Durchschnitt hin. in Haushalten mit mehreren Erwachsenen und einem oder zwei 
kindern liegt die dauerhafte armutsgefährdung wie auch das zeitweilige auftreten von armutsrisiken unter dem 
Ar fährdung wird aus dem haushaltseinkommen rmittelt und dami implizit ange-
nommen, dass alle mitglieder des haushalts den gleichen Lebensstandard teilen - dass 
also einerseits das einkommen allen gleichermaßen zugute kommt und andererseits 
Armutsgefährd g alle in gleichem maße betrifft. Aus di sem grund sind individ lle 
merk ale immer im haushaltskontext zu verstehen. das trifft zum Beispiel auf das 
merkmal geschlecht zu: geschlechterunterschiede zu ungunsten der frauen spiegeln vor 
allem eine höhere Betroffenheit von zeitweiliger und dauerhafter Armutsgefährdung bei 
alleinlebenden frauen wider. die dauerhafte Armutsgefährdungsquote bei alleinstehen-
den Pensionistinnen etwa ist mit fast 21% vier mal so hoch wie für die Bevölkerung im 
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durchschnitt (5%). die Ausgleichszulage für die mindestpension liegt immer rund 10% 
unter der Armutsgefährdungsschwelle. ein einkommensanstieg aufgrund geänderter Le-
bensumstände ist bei dieser gruppe nicht zu erwarten. eine reduktion der dauerhaften 
Armutsgefährdung kann somit nur durch eine erhöhung der Ausgleichszulage über das 
niveau der Armutsgefährdungsschwelle erzielt werden.
Beinahe die hälfte (44%) aller alleinlebenden frauen ohne Pension war mindestens in einem 
Jahr von Armutsgefährdung betroffen. die benachteiligte einkommenssituation von frauen 
wird auch bei einer Betrachtung nach dem geschlecht der hauptverdienenden Person im 
haushalt ersichtlich. Personen in haushalten mit einer frau als hauptverdienerin sind mit 
13% wesentlich häufiger dauerhaft armutsgefährdet als männer (2%) und befinden sich 
auch deutlich öfter zeitweilig (29% zu 20%) in Armutsgefährdung.
nach der Art der haushaltszusammensetzung muss zunächst nach der haupteinkommens-
quelle differenziert werden: Zwar zeigen haushalte, wo Pensionen weniger als die hälfte des 
haushaltseinkommens ausmachen, mit 24% eine höhere zeitweilige Armutsgefährdung als 
haushalte mit hauptsächlich Pension (17%), es ist aber bei 10% der Pensionshaushalte eine 
längerfristige Armutsgefährdung zu konstatieren – bei den anderen haushalten nur zu 4%.
die schwierige soziale Lage von ein-eltern-haushalten wird in der Quote der zeitweiligen 
Betroffenheit sichtbar (43%). mehr als die hälfte (59%) aller Kinder und erwachsenen 
in dieser haushaltskonstellation hat in den vergangenen vier Jahren schon einmal mit 
einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle leben müssen. für die dauerhafte Ar-
mutsgefährdung sind die daten statistisch nicht gesichert, sie deuten aber auf eine etwa 
drei mal so hohe Quote verglichen mit dem durchschnitt hin. in haushalten mit mehreren 
erwachsenen und einem oder zwei Kindern liegt die dauerhafte Armutsgefährdung wie auch 
das zeitweilige Auftreten von Armutsrisiken unter dem durchschnitt. Bei familien mit drei 
oder mehr Kindern ist das risiko, im Betrachtungszeitraum dauerhaft in Armut geraten zu 
sein, mit 39% deutlich erhöht.
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Übersicht 44: dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach haushaltsmerkmalen
Durchschnitt. Bei Familien mit drei oder mehr kindern ist das risiko, im Betrachtungszeitraum dauerhaft in armut 
geraten zu sein, mit 39% deutlich erhöht. 
Übersicht 44: Dauerhaftigkeit von Armutsgefährdung nach Haushaltsmerkmalen 
Betroffenheit von armutsgefährdung 2004-2007 







Insgesamt 73 22 5 27
Haupteinkommensquelle 1)
unselbständige arbeit 77 21 2 23
Selbständige arbeit 75 25 (1) 24
Sozialleistungen 40 44 16 60
Pensionen 73 18 9 27
Private Einkommen (41) (38) (21) (59)
Haushalt mit 
männlichem Hauptverdiener 78 20 2 22
weiblicher Hauptverdienerin 59 29 13 41
Erwerbsintensität des Haushalts 2)
keine Erwerbstätigkeit 62 23 15 38
teilweise Erwerbstätigkeit 68 29 4 32
Volle Erwerbstätigkeit 81 18 (1) 17
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren. - Lesebeispiel: in den 
Jahren 2004 bis 2007 waren 73% der Personen insgesamt nie, 22% zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdet. Die 22% 
zeitweilig und 5% dauerhaft armutsgefährdeten ergeben 27%, die jemals armutsgefährdet waren. - Nie: keine armutsgefähr-
dung in den Jahren 2004 bis 2007. Zeitweilig: mindestens ein Jahr mit armutsgefährdung aber nicht dauerhaft. Dauerhaft: 
2007 und in mindestens zwei der vorangehenden Jahre armutsgefährdet. - 1) Die Einkommensquelle, die den größten Bei-
trag zum Haushaltseinkommen leistet. - 2) anteil erwerbstätiger Personen nach anzahl im referenzjahr 2006 erwerbstätiger 
Monate an allen Personen im Erwerbsalter (20-64 Jahre) unter Berücksichtigung von Voll- oder teilzeit. - Die Zahlen in 
klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle 
vorhanden, wird geklammert.  
Den besten Schutz vor armutsgefährdung – sei sie zeitweilig oder dauerhaft – stellt Erwerbsarbeit dar: Personen 
in Haushalten mit der Haupteinkommensquelle aus unselbständiger Erwerbsarbeit weisen die geringste dauerhaf-
ter armutsgefährdung auf (2%), über drei Viertel waren in den letzten vier Jahren nie armutsgefährdet. Haushalte 
mit voller Erwerbsbeteiligung aller Personen im Erwerbsalter (20 bis 64 Jahre) haben kurz- und langfristig gese-
hen geringe armutsrisiken. Bei Personen, die hauptsächlich auf Sozialleistungen angewiesen sind, ist ein Verwei-
len in armutsgefährdung über drei oder mehr Jahre zu 16% anzunehmen. Pensionen als Haupteinkommensquel-
le sind wie bereits dargelegt mit einer geringen Dynamik im Einkommen gekennzeichnet, etwa drei Viertel (73%) 
haben in den letzten Jahren keine armutserfahrung gemacht, diejenigen, die eine niedrige Pension beziehen, 
verweilen aber über mehrere Jahre unter der armutsgefährdungsschwelle (9% dauerhafte armutsgefährdung). 
Mangelnde Teilhabechancen im Zusammenhang mit Dauer der Armutsgefährdung 
Wie eingangs beschrieben hängt der materielle Lebensstandard, der Besitz bestimmter konsumgüter aber auch 
die teilhabe an gebräuchlichen Praktiken des sozialen Lebens mit dem Einkommen zusammen. Längerfristiger 
Einkommensmangel schlägt sich in der Nichtleistbarkeit von vielen Dingen des „normalen“ alltagslebens nieder. 
den ten schutz vor Armutsgefährdung – s i sie zeitweilig oder dauerhaft – st llt 
erwerbsarbeit ar: Personen in haushalten mit der haupteinkomm squelle aus un-
selbständiger erwerbsarbeit weisen die geringste dauerhafter Armutsgefährdung auf 
(2%), über drei Viertel waren in den letzten vier Jahren nie ar utsgefährdet. haushalte 
mit voller rw rbsbeteiligung aller Persone  im erwerbsalter (20 bis 64 Jahre) haben 
kurz- und langfristig gesehen geringe Armutsrisiken. Bei Personen, die hauptsächlich 
auf sozialleistungen angewiesen sind, ist ein Verweilen in Armutsgefährdung über 
dr i oder mehr Jahre zu 16% anzunehmen. P sionen als haupteinkommensqu lle 
sind wie bereits dargelegt mit einer geringen dynamik im einkommen gekennzeichnet, 
etwa drei Viertel (73%) haben in den letzten Jahren keine Armutserfahrung gemacht, 
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diejenigen, die eine niedrige Pension beziehen, verweilen aber über mehrere Jahre 
unter der Armutsgefährdungsschwelle (9% dauerhafte Armutsgefährdung).
mAngeLnde teiLhABechAncen im ZusAmmenhAng mit dAuer 
der Armutsgefährdung
wie eingangs beschrieben hängt der materielle Lebensstandard, der Besitz bestimmter 
Konsumgüter aber auch die teilhabe an gebräuchlichen Praktiken des sozialen Lebens 
mit dem einkommen zusammen. Längerfristiger einkommensmangel schlägt sich in 
der nichtleistbarkeit von vielen dingen des „normalen“ Alltagslebens nieder.
Übersicht 45: teilhabemängel nach dauerhaftigkeit der ArmutsgefährdungÜbersicht 45: Teilhabemängel nach Dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung 
Betroffenheit von armutsgefährdung 2004-2007 
Gesamt Nie Zeitweilig Dauerhaft 
in % 
Insgesamt 100 100 100 100
Kann sich nicht leisten… 
urlaub zu machen 21 14 34 61
jeden 2.tag Fleisch, Fisch zu essen 7 4 13 23
neue kleider zu kaufen 3 2 6 (12)
die Wohnung angemessen warm zu halten 2 1 (2) (10)
unerwartete ausgaben zu tätigen 26 18 45 71
notwendigen arztbesuch 1 (1) (1) (4)
1x pro Monat Freunde od. Verwandte einzuladen 9 6 13 36
ist mit Zahlungen im rückstand 2 (0) (4) (12) 
Kann sich nicht leisten… 
telefon 3 2 5 (6)
Handy 1 (1) (1) (4) 
PC 4 2 6 (18)
internet 6 4 8 (20)
DVD 3 2 (5) (4) 
Geschirrspülmaschine 4 2 10 (10)
PkW 3 (1) 7 (18) 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren. - Lesebei-
spiel: Für 21% der Personen insgesamt trifft zu, dass sich ihr Haushalt keinen urlaub leisten kann; für Personen in 
Haushalten, die zwischen 2004 und 2007 nie armutsgefährdet waren, trifft dies auf 14%, für Personen in zeitweilig 
armutsgefährdeten Haushalten zu 34% und für Personen in dauerhaft armutsgefährdeten Haushalten zu 61% zu. - 
Nie: keine armutsgefährdung in den Jahren 2003 bis 2007. Zeitweilig: mindestens ein Jahr mit armutsgefährdung 
aber nicht dauerhaft. Dauerhaft: 2007 und in mindestens zwei der vorangehenden Jahre armutsgefährdet. - Die 
Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle 
weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert. 
So können sich Personen in längerfristig von armut bedrohten Haushalten in der regel keinen urlaub leisten 
(61%), bei den zeitweilig von armut bedrohten Personen sind es 34%. Bei denen, die sich in den vergangenen 
vier Jahren nie unter der armutsschwelle befunden haben, sind es dagegen 14%. Ein ähnliches Bild zeigt sich 
auch bei der Nichtleistbarkeit von Fleisch oder Fisch an jedem zweiten tag, beim Ersetzen abgetragener klei-
dung, beim Heizen – dauerhafte armutsgefährdung geht mit wesentlich höheren Deprivationsquoten einher als 
kurzfristige armutslagen. Die angespannte finanzielle Lage in dauerhaft armutsgefährdeten Haushalten bedingt, 
dass unerwartete ausgaben nicht bewältigt werden können (71%) und Zahlungsrückstände wesentlich häufiger 
auftreten als bei kurzfristig oder nicht armutsgefährdeten. auch im sozialen Bereich wird eine Benachteiligung 
sichtbar: Die Frage, ob sie wenigstens einmal im Monat Freunde oder Verwandte zu sich zum Essen einladen 
können, muss gut ein Drittel der dauerhaft armutsgefährdeten verneinen. 
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so können sich Personen in längerfristig von Armut bedrohten haushalten in der regel 
keinen urlaub leisten (61%), bei den zeitweilig von Armut bedrohten Personen sind es 
34%. Bei denen, die sich in den vergangenen vier Jahren nie unter der Armutsschwelle 
befunden haben, sind es dagegen 14%. ein ähnliches Bild zeigt sich auch bei der nicht-
leistbarkeit von fleisch oder fisch an jedem zweiten tag, beim ersetzen abgetragener 
Kleidung, beim heizen – dauerhafte Armutsgefährdung geht mit wesentlich höheren 
deprivationsquoten einher als kurzfristige Armutslagen. die angespannte finanzielle 
Lage in dauerhaft armutsgefährdeten haushalten bedingt, dass unerwartete Ausgaben 
nicht bewältigt werden können (71%) und Zahlungsrückstände wesentlich häufiger 
auftreten als bei kurzfristig oder nicht Armutsgefährdeten. Auch im sozialen Bereich 
wird eine Benachteiligung sichtbar: die frage, ob sie wenigstens einmal im monat 
freunde oder Verwandte zu sich zum essen einladen können, muss gut ein drittel der 
dauerhaft Armutsgefährdeten verneinen.
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Übersicht 46: wohnbedingungen und gesundheit nach dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung
Übersicht 46: Wohnbedingungen und Gesundheit nach Dauerhaftigkeit der Armutsgefährdung 
Betroffenheit von armutsgefährdung 2004-2007 
Gesamt Nie Zeitweilig Dauerhaft 
in % 
Insgesamt 100 100 100 100
Rechtsverhältnis an der Wohnung 
Hauseigentum 51 55 45 23
Wohnungseigentum 10 11 6 (3) 
Gemeindewohnung 6 5 5 (22)
Genossenschaftswohnung 12 12 12 15
Sonst. Haupt-/untermiete 15 11 25 (22)
Mietfreie Wohnung/Haus 6 6 6 15
Wohnkostenbelastung 
Starke Belastung 11 7 21 31
Wohnkostenanteil >25% 18 11 33 67
Wohnprobleme 
Überbelag 7 4 13 18
Feuchtigkeit, Schimmel 9 6 13 20
Dunkle räume 5 3 7 (13)
Lärm 20 18 23 24
Luft-, umweltverschmutzung 7 7 7 (12)
kriminalität, Vandalismus 15 16 14 (15)
Gesundheitsprobleme 
in schlechtem/sehr schlechtem Gesundheitszustand 6 5 9 (8)
Chronisch krank 19 18 17 25
Stark beeinträchtigt durch Behinderung 8 7 10 (11)
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2004-2007. - Nur Personen, die in allen vier Jahren im Panel waren. - Lesebei-
spiel: Für 51% der Personen insgesamt trifft zu, dass der Haushalt ein Haus in Eigentum bewohnt; für Personen in 
Haushalten, die zwischen 2004 und 2007 nie armutsgefährdet waren, trifft dies auf 55%, für Personen in zeitweilig 
armutsgefährdeten Haushalten zu 45% und für Personen in dauerhaft armutsgefährdeten Haushalten zu 23% zu. - 
Nie: keine armutsgefährdung in den Jahren 2003 bis 2007. Zeitweilig: mindestens ein Jahr mit armutsgefährdung 
aber nicht dauerhaft. Dauerhaft: 2007 und in mindestens zwei der vorangehenden Jahre armutsgefährdet. - Die 
Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle 
weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert. 
Wohnkosten werden in Eu-SiLC nicht vom verfügbaren Einkommen abgezogen. umso wichtiger ist es, zumin-
dest die subjektive Belastung des Haushaltsbudgets durch Wohnkosten zu berücksichtigen. Es ist ein sehr deutli-
cher Zusammenhang zwischen dem rechtsverhältnis an der Wohnung, der subjektiven Wohnkostenbelastung 
und der armutsgefährdung ersichtlich. Dauerhafte armutsrisiken gehen sehr häufig mit Mietverhältnissen einher. 
Nur knapp ein Viertel der dauerhaft Gefährdeten besitzt seine Wohnung oder sein Haus, während diejenigen, die 
in allen vier Jahren ein Einkommen über der armutsschwelle hatten, eher Haus- oder Wohnungseigentum haben 
(61%). Bedenkt man also, dass dauerhaft armutsgefährdete Haushalte auch noch zu einem großen teil relativ zu 
ihrem Einkommen von hohen Wohnkosten betroffen sind, verschärft sich das Bild von sozialer Benachteiligung. 
Zwei Drittel (67%) aller dauerhaft armutsgefährdeten müssen mehr als ein Viertel ihres gesamten Haushaltsein-
kommens für das Wohnen aufwenden, 31% empfinden die Wohnkosten als starke Belastung. Bei den nie ar-
mutsgefährdeten sind es nur 11% mit hohem Wohnkostenanteil bzw. 7% mit subjektiv hoher Belastung. Die 
nachteiligen Wohnverhältnisse von Menschen mit niedrigem Haushaltseinkommen setzen sich auch in Faktoren 
wie Überbelag oder feuchten räumen fort. 
Bei der Betrachtung des Gesundheitszustands ist immer das alter mitzuberücksichtigen. Wie gezeigt ist bei älte-
ren Menschen dauerhafte armutsgefährdung häufiger anzutreffen, diese sind auch eher chronisch krank oder 
durch Behinderungen beeinträchtigt. 
Wirft man abschließend einen Blick auf das subjektive Wohlbefinden, muss man feststellen, dass armutsgefähr-
dung vor allem in ihrer persistenten Form eine geringere Lebenszufriedenheit bedeutet. im Mittel einer sechsstu-
figen Skala zu Zufriedenheit geben dauerhaft armutsgefährdete mit 4,5 einen signifikant niedrigeren Wert als in 
der Gesamtbevölkerung an (5,1). kein überraschendes Ergebnis zwar, aber ein Hinweis darauf, dass der hier 
vorgestellte und zum ersten Mal mit Daten aus Eu-SiLC berechnete indikator dauerhafte armutsgefährdung hohe 
relevanz für die Erfassung von marginalisierten Lebensbedingungen hat. 
wohnkosten werden in eu-siLc nicht vom verfügbaren einkommen abgezogen. umso 
wichtiger ist s, zumindest die subj ktive Be astung des haushaltsbudgets durch 
wohnkosten zu berücksichtigen. es ist ein sehr deutlicher Zusammenhang zwischen 
dem rechtsverhältnis a  der wohnung, der subjektiven wohnkostenbelastung und 
der Armutsgefährdung ersichtlich. dauerhafte Armutsrisiken gehen sehr häufig mit 
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mietverhältnissen einher. nur knapp ein Viertel der dauerhaft gefährdeten besitzt seine 
wohnung oder sein haus, während diejenigen, die in allen vier Jahren ein einkommen 
über der Armutsschwelle hatten, eher haus- oder wohnungseigentum haben (61%). 
Bedenkt man also, dass dauerhaft armutsgefährdete haushalte auch noch zu einem 
großen teil relativ zu ihrem einkommen von hohen wohnkosten betroffen sind, ver-
schärft sich das Bild von sozialer Benachteiligung. Zwei drittel (67%) aller dauerhaft 
Armutsgefährdeten müssen mehr als ein Viertel ihres gesamten haushaltseinkommens 
für das wohnen aufwenden, 31% empfinden die wohnkosten als starke Belastung. 
Bei den nie Armutsgefährdeten sind es nur 11% mit hohem wohnkostenanteil bzw. 
7% mit subjektiv hoher Belastung. die nachteiligen wohnverhältnisse von menschen 
mit niedrigem haushaltseinkommen setzen sich auch in faktoren wie Überbelag oder 
feuchten räumen fort.
Bei der Betrachtung des gesundheitszustands ist immer das Alter mitzuberücksichtigen. 
wie gezeigt ist bei älteren menschen dauerhafte Armutsgefährdung häufiger anzutref-
fen, diese sind auch eher chronisch krank oder durch Behinderungen beeinträchtigt.
wirft man abschließend einen Blick auf das subjektive wohlbefinden, muss man fest-
stellen, dass Armutsgefährdung vor allem in ihrer persistenten form eine geringere 
Lebenszufriedenheit bedeutet. im mittel einer sechsstufigen skala zu Zufriedenheit 
geben dauerhaft Armutsgefährdete mit 4,5 einen signifikant niedrigeren wert als 
in der gesamtbevölkerung an (5,1). Kein überraschendes ergebnis zwar, aber ein 
hinweis darauf, dass der hier vorgestellte und zum ersten mal mit daten aus eu-siLc 
berechnete indikator dauerhafte Armutsgefährdung hohe relevanz für die erfassung 
von marginalisierten Lebensbedingungen hat.
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5.3. Übertritte in und aus Armutsgefährdung
im vorhergehenden Abschnitt konnte gezeigt werden, dass Armutsgefährdung kein 
statisches Phänomen ist, sondern je nach Lebenslage entweder zeitweilig auftritt oder 
dauerhaft ist. der folgende Abschnitt analysiert nun die dynamik von Armutsgefährdung 
zwischen 2006 und 2007, indem Veränderungen, die sich für eine Person bzw. einen 
haushalt zwischen diesen beiden Jahren ergeben, dargestellt werden. es handelt sich 
bei diesen Analysen um „echte“ Längsschnittbetrachtungen, bei denen individuelle 
informationen für die zwei erhebungsjahre verglichen werden.
für die Analyse kommen nur jene haushalte und Personen in Betracht, die in beiden 
Jahren tatsächlich in der stichprobe vorhanden waren und erfolgreich befragt wurden. 
Ausgeschlossen werden dadurch Personen, die zwischen den beiden erhebungszeit-
punkten geboren wurden, verstorben sind oder aus Österreich ausgewandert bzw. 
nach Österreich eingewandert sind.
die hochgerechneten ergebnisse beziehen sich somit nur auf Personen, die sowohl 
2006 als auch 2007 in Österreich aufhältig waren („Längsschnittbevölkerung“). dies 
sind mit 7,96 millionen Personen um rund 250.000 Personen weniger als in der „Quer-
schnittsbevölkerung“ von eu-siLc 2007.
für die Analyse der Übertritte in und aus Armutsgefährdung im Jahr 2007 wird der 
status von Personen in haushalten im Jahr 2006 mit dem von 2007 verglichen. war ein 
haushalt im Jahr 2006 nicht armutsgefährdet hat aber im Jahr 2007 ein einkommen 
unter der Armutsgefährdungsschwelle, so spricht man von einem „eintritt in Armuts-
gefährdung“. gelingt es im Jahr 2007 eine 2006 bestehende Armutsgefährdung zu 
überwinden, so spricht man von einem „Austritt aus Armutsgefährdung“.
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Von den 13% Armutsgefährdeten im Jahr 2006 kann bei 48% im Jahr 2007 ein Aus-
tritt aus der Armutsgefährdung beobachtet werden. umgekehrt wurden von den 87% 
nicht-Armutsgefährdeten aus dem Jahr 2006 6% im Jahr 2007 armutsgefährdet. 
Zusammen mit den 6%, die in beiden Jahren armutsgefährdet sind, ergibt dies 12% 
Armutsgefährdete im Jahr 2007.41 
Vergleicht man den Prozentanteil der eintritte bzw. Austritte für verschiedene Bevöl-
kerungsgruppen in relation zur gesamtbevölkerung, so lassen sich Aussagen zum 
„relativen eintrittsrisiko“ bzw. der „relativen Austrittschance“ treffen. dafür wird der 
Übertrittsanteil der gesamtbevölkerung mit dem wert 100 festgelegt, und die Anteils-
werte für untergruppen relativ dazu angegeben. Liegt dieser indexwert unter 100, treten 
bei der untergruppe weniger Übertritt auf als im Bevölkerungsdurchschnitt, liegt er 
über 100, so sind mehr Übertritte zu verzeichnen.
die ein- und Austritte können allerdings nur bedingt miteinander verglichen werden. 
dies hängt mit der unterschiedlichen größe der Ausgangsbevölkerung zusammen. die 
chance, die Armutsgefährdung 2007 zu überwinden, berechnet sich an der gesamtheit 
der Armutsgefährdeten 2006: in dieser gruppe gelingt etwa der hälfte ein Austritt 
aus Armutsgefährdung (dies entspricht 6% der gesamtbevölkerung). die chance des 
Überwindens der Armutsgefährdung ist demnach relativ gesehen groß. im gegensatz 
dazu ist der eintritt in Armutsgefährdung von 2006 auf 2007, gemessen an der nicht 
armutsgefährdeten Bevölkerung 2006, ein relativ seltenes ereignis, obwohl wiederum 
etwa 6% der gesamtbevölkerung davon betroffen sind.
in Übersicht 47 wird das relative risiko, in Armutsgefährdung zu geraten, dargestellt. 
die ersten beiden spalten geben Auskunft über jene, die 2006 nicht armutsgefährdet 
waren und es 2007 nicht werden. in der dritten und vierten spalte wird der Anteil jener, 
41 tatsächlich gab es von 2006 auf 2007 einen rückgang in der Armutsgefährdungsquote von 12,6 auf 12,0. diese Veränderung ist
 bei einer 95%-Vertrauenswahrscheinlichkeit nicht signifikant.
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die in Armutsgefährdung eintreten, und das relative risiko des eintritts in relation zur 
gesamtbevölkerung ausgewiesen.
frauen haben ein leicht überdurchschnittliches, männer ein leicht unterdurchschnittli-
ches eintrittsrisiko in die Armutsgefährdung. nach Alter betrachtet haben insbesondere 
junge Leute bis 19 Jahre ein überdurchschnittliches risiko, Personen zwischen 40 und 
64 Jahre hingegen – unabhängig vom geschlecht – ein unterdurchschnittliches risi-
ko, armutsgefährdet zu werden. für Personen über 64 Jahre zeigt sich ein deutlicher 
unterschied nach dem geschlecht: frauen diesen Alters haben ein um 29% höheres 
relatives risiko, männer ein um 29% geringeres relatives risiko als die gesamtbevöl-
kerung eines Übertritts in Armutsgefährdung.
nach der staatsbürgerschaft betrachtet sieht man, dass relativ zur gesamtbevölkerung 
in Österreich Personen aus nicht-eu-/eftA-staaten mehr als doppelt so oft in Armuts-
gefährdung geraten. für eingebürgerte Personen aus diesen herkunftsländern ist ein 
eineinhalb mal so hohes risiko festzustellen.
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Übersicht 47: eintritte in Armutsgefährdung und relatives eintrittsrisiko nach geschlecht, Alter und 
staatsbürgerschaft 2007Übersicht 47: Eintritte in Armutsgefährdung und relatives Eintrittsrisiko nach Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 
2007





in % index in % index 
Insgesamt 94 100 6 100
Männer 
Zusammen 95 101 5 88
Bis 19 Jahre 92 97 8 142
20 bis 39 Jahre 96 102 4 66
40 bis 64 Jahre 96 101 4 78
65 Jahre + 96 102 4 71
Frauen
Zusammen 94 99 6 112
Bis 19 Jahre 91 97 9 156
20 bis 39 Jahre 93 99 7 120
40 bis 64 Jahre 96 101 4 75
65 Jahre + 93 98 7 129
Staatsbürgerschaft 
Österreich 95 101 5 91
darunter eingebürgert (Nicht 
Eu/EFta) 91 97 9 157 
Nicht Österreich 89 94 11 201
davon Eu/EFta 92 98 8 136
davon sonstiges ausland 87 92 13 229
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2006-2007. 
Die folgende Grafik stellt das relative Eintrittsrisiko nach der Haushaltsform dar. alle Personen in Mehrpersonen-
haushalten, mit ausnahme von Mehrpersonenhaushalten mit drei und mehr kindern und Ein-Eltern-Haushalten, 
weisen ein geringeres relatives risiko des Eintritts in armutsgefährdung auf als die Gesamtbevölkerung. Bei 
Mehrpersonenhaushalten ohne kinder und ohne Pension als Haupteinkommensquelle ist das relative risiko 
weniger als halb so groß wie für die Gesamtbevölkerung.  
in Ein-Eltern-Haushalten ist das risiko, von 2006 auf 2007 in armutsgefährdung zu geraten, vier mal so hoch wie 
für den Bevölkerungsdurchschnitt. Die zweithöchste Eintrittswahrscheinlichkeit haben Mehrpersonenhaushalte 
mit drei und mehr kindern. Bei alleinlebenden Personen weisen Frauen ein höheres relatives risiko auf als Män-
ner. Haushalte mit Pension (und ohne kinder) als Haupteinkommensquelle haben höhere Eintrittsrisiken als 
Haushalte mit einer anderen Haupteinkommensquelle. 
die folgende grafik stellt das relative eintrittsrisiko nach der haushaltsform dar. Alle 
Personen in mehrpersonenhaushalten, mit Ausnahme von mehrpersonenhaushalten 
mit drei und mehr Kindern und ein- ltern-haushalten, weisen ein geringeres relatives 
risiko des eintritts in Armutsgefährdung auf als die gesamtbevölkerung. Bei mehrper-
sonenhaushalten ohne Kinder und ohne Pension als haupteinkommensquelle ist das 
relative risiko wenig r als halb s  groß wi  für die gesamtbevölker ng.
in ein-eltern-haushalten ist das risiko, von 2006 auf 2007 in Armutsgefährdung zu 
geraten, vier mal so hoch wie für den Bevölkerungsdurchschnitt. die zweithöchste 
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eintrittswahrscheinlichkeit haben mehrpersonenhaushalte mit drei und mehr Kindern. 
Bei alleinlebenden Personen weisen frauen ein höheres relatives risiko auf als männer. 
haushalte mit Pension (und ohne Kinder) als haupteinkommensquelle haben höhere 
eintrittsrisiken als haushalte mit einer anderen haupteinkommensquelle.
grafik 9: relatives eintrittsrisiko in Armutsgefährdung nach haushaltsform 2007
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Analog zum re lativen Risiko, in Armutsgefä hrdung zu ger aten, können auch die rel ativen Chancen des Austritts 
aus Armutsgefährdung dargestellt werden. Das h eißt, dass Personen, die im Jahr 2006 von Armutsgefährdung 
betroffen waren, im darauf folgenden Jahr diese überwinden konnten. In Relation zur Gesamtbevölkerung werden 
wieder indexiert die relativen Austrittschancen berechnet.  
Männer weisen im Vergleich zu Frauen eine etwas größere relative Chance auf, die Armutsgefährdung im Folge-
jahr zu verlassen. Im Vergleich der Altersgruppen haben jüngere Personen eine relative höhere Chance als Älte-
re, über die Armutsgefährdungsschwelle zu kommen. Die geringsten relativen Chancen weisen Personen über 64 
Jahre auf. Die größte Dy namik in Bez ug auf Armutsgef ährdung zeigt sich somit be i Kindern und J ugendlichen 
unter 1 9 Ja hren, die s owohl ein überdurchschnittliches Eintrittsrisiko als auch höhere A ustrittschancen aus Ar-
mutsgefährdung ha ben. Für F rauen ab 65 Jahren ist d as Ris iko, in Ar mutsgefährdung zu ver bleiben, um 36 % 
höher als f ür die Gesamtbevölkerung. Zusätzlich haben sie ein überdurchschnittliches Eintrittsrisiko. Das stimmt 
auch mit dem im vorhergehenden Abschnitt präsentierten Befund überein, dass Frauen im Pensionsalter häufiger 
von dauerhafter Armutsgefährdung betroffen sind. 
Personen aus Nicht-EU-/EFTA-Staaten haben eine unterdurchschnittliche Chance der Überwindung der Armuts-
gefährdung, u nabhängig dav on, ob s ie e ingebürgert wurden oder nich t. Deutlich üb erdurchschnittlich ist die 
Wahrscheinlichkeit des Verlassens von Armutsgefährdung für Personen aus dem EU-/EFTA-Raum. Diese haben 
allerdings auch ein ü berdurchschnittliches Risiko, in Armutsgefährdung zu geraten. Be i dieser Personengruppe 
kann angenommen werden, dass Armutsgefährdung vor a llem ein zeitlich vorübergehender Zustand ist - im Ge-
gensatz zur S ituation von Ausländern und Ausländerinnen aus dem Nicht-EU-/EFTA-Raum, die, auch wenn sie 
schon längere Zeit in  Österreich sind oder d ie österreichische Staatsbürgerschaft erhalten haben, ein erhöhtes 
Risiko haben in Armutsgefährdung zu verbleiben. 
Analog zum relativen risiko, in Armutsgefährdung zu geraten, können a ch die re-
lativen chancen des Austritts us Armutsgefährdung dargestellt werden. das heißt, 
dass Personen, die im Jahr 2006 von Armutsgefährdu g betroffen waren, im darauf 
folgenden Jahr di se überwind n k nnten. in relation zur ges mtbevölkerung werden 
wieder indexiert die relativen Austrittsc ancen berechnet.
männer weisen im Vergleich zu frauen eine etwas größere relative chance auf, die 
Armutsgefährdung im folgejahr zu verlassen. im Vergl ic  d r Altersgruppen haben 
jüngere Personen eine relati e höhere c ance als ältere, üb r die Armutsgefährdungs-
schwelle zu komm n. die geringsten relativen cha c n weisen Personen über 64 Jahre 
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auf. die größte dynamik in Bezug auf Armutsgefährdung zeigt sich somit bei Kindern 
und Jugendlichen unter 19 Jahren, die sowohl ein überdurchschnittliches eintrittsrisiko 
als auch höhere Austrittschancen aus Armutsgefährdung haben. für frauen ab 65 
Jahren ist das risiko, in Armutsgefährdung zu verbleiben, um 36% höher als für die 
gesamtbevölkerung. Zusätzlich haben sie ein überdurchschnittliches eintrittsrisiko. das 
stimmt auch mit dem im vorhergehenden Abschnitt präsentierten Befund überein, dass 
frauen im Pensionsalter häufiger von dauerhafter Armutsgefährdung betroffen sind.
Personen aus nicht-eu-/eftA-staaten haben eine unterdurchschnittliche chance der 
Überwindung der Armutsgefährdung, unabhängig davon, ob sie eingebürgert wurden 
oder nicht. deutlich überdurchschnittlich ist die wahrscheinlichkeit des Verlassens 
von Armutsgefährdung für Personen aus dem eu-/eftA-raum. diese haben allerdings 
auch ein überdurchschnittliches risiko, in Armutsgefährdung zu geraten. Bei dieser 
Personengruppe kann angenommen werden, dass Armutsgefährdung vor allem ein 
zeitlich vorübergehender Zustand ist - im gegensatz zur situation von Ausländern und 
Ausländerinnen aus dem nicht-eu-/eftA-raum, die, auch wenn sie schon längere Zeit 
in Österreich sind oder die österreichische staatsbürgerschaft erhalten haben, ein 
erhöhtes risiko haben in Armutsgefährdung zu verbleiben.
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Übersicht 48: Austritt aus Armutsgefährdung und relative Austrittschance nach geschlecht, Alter 







in % index in % index 
Insgesamt 52 100 48 100
Männer 
Zusammen 50 95 50 106
Bis 19 Jahre 47 91 53 110
20 bis 39 Jahre 40 76 60 127
40 bis 64 Jahre 54 104 46 96
65 Jahre + 62 118 38 80
Frauen
Zusammen 54 104 46 96
Bis 19 Jahre 40 76 60 126
20 bis 39 Jahre 48 92 52 109
40 bis 64 Jahre 53 100 47 99
65 Jahre + 71 136 29 61
Staatsbürgerschaft 
Österreich 53 101 47 99
darunter eingebürgert (Nicht Eu/EFta) 57 109 43 90
Nicht Österreich 51 97 49 103
davon Eu/EFta 35 67 65 136
davon sonstiges ausland 56 107 44 93
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2006-2007. 
in Grafik 10 wird die relative austrittschance aus armutsgefährdung nach Haushaltsform dargestellt. unterdurch-
schnittlich häufig verbleiben Personen in Haushalten mit Pension als Haupteinkommensquelle und ohne kinder, 
Ein-Eltern-Haushalte und alleinlebende Personen in armutsgefährdung. alleinlebende Personen und Ein-Eltern-
Haushalte weisen somit ein höheres relatives risiko auf, in armutsgefährdung zu geraten, bei gleichzeitig unter-
durchschnittlicher Chance, diese auch wieder zu verlassen. Dies trifft vor allem für Frauen zu. Eine höhere Chan-
ce, die 2006 aufgetretene armutsgefährdung im darauffolgenden Jahr zu überwinden, haben Mehrpersonen-
haushalte ohne Pension sowohl mit als auch ohne kinder. 
Etwas veränderlicher zeigt sich das armutsrisiko für Haushalte mit drei und mehr kindern: Die armutsgefährdung 
ist für diese Gruppe immer überdurchschnittlich hoch42, scheint jedoch eher ein vorübergehender Zustand zu 
sein. Das überdurchschnittliche risiko des Eintritts in armutsgefährdung geht mit einer überdurchschnittlichen 
Chance einher, diese auch wieder zu verlassen. 
Für Mehrpersonenhaushalte ohne Pension und ohne bzw. mit ein bis zwei kindern verbindet sich ein unterdurch-
schnittliches risiko, in armutsgefährdung zu geraten, mit einer hohen Chance, diese im Folgejahr wieder zu 
überwinden. 
                                                
42 Zuletzt 20%, vgl. dazu kapitel 3. 
in grafik 10 wird die e ative Austrittschance aus Armutsgefährdung nach haushaltsform 
dargestellt. unterdurchschnittlich häufig verbleiben Personen in haushalten mit Pension 
als haupteinkommensquelle und ohne Kinder, ein-eltern-haushalte und alleinlebende 
Personen in Armut gefährdung. Alleinlebe de Personen und ein-eltern-haushalte 
weisen somit ein höheres relatives risiko auf, in Armutsgefährdung zu geraten, bei 
gleichzeitig unterdurchschnittlicher chance, diese auch wieder zu verlassen. dies trifft 
vor allem für frauen zu. eine höhere chance, die 2006 aufgetretene Armutsgefährdung 
im darauffolgenden Jahr zu überwinden, haben mehrpersonenhaushalte ohne Pension 
sowohl mit als auch ohne Kinder.
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etwas veränderlicher zeigt sich das Armutsrisiko für haushalte mit drei und mehr Kin-
dern: die Armutsgefährdung ist für diese gruppe immer überdurchschnittlich hoch42, 
scheint jedoch eher ein vorübergehender Zustand zu sein. das überdurchschnittliche 
risiko des eintritts in Armutsgefährdung geht mit einer überdurchschnittlichen chance 
einher, diese auch wieder zu verlassen.
für mehrpersonenhaushalte ohne Pension und ohne bzw. mit ein bis zwei Kindern 
verbindet sich ein unterdurchschnittliches risiko, in Armutsgefährdung zu geraten, 
mit einer hohen chance, diese im folgejahr wieder zu überwinden.
grafik 10: relative Austrittschance aus Armutsgefährdung nach haushaltsform 2007
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42 Zuletzt 20%, vgl. dazu Kapitel 3.
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6. VerschuLdung, ÜBerschuLdung und finAnZieLLe AusgrenZung43 
im rahmen von eu-siLc werden seit 2003 Basisinformationen zur Verschuldung öster-
reichischer Privathaushalte erhoben. die bisherigen fragenprogramme fokussierten auf 
Zahlungsrückstände und laufende Kreditverbindlichkeiten für wohnraum oder Konsum. 
mittels umfangreicherer daten aus dem eu-siLc-sondermodul 2008 „Überschuldung 
und finanzielle Ausgrenzung“ ist erstmals eine differenzierte Analyse zur Verschuldung 
österreichischer haushalte auf Basis von mikrodaten möglich.44 
Aufgrund der mehrdimensionalität und interdisziplinarität des themas existiert eine 
Vielzahl von definitionen für Ver- und Überschuldung. für den folgenden Beitrag wird 
Verschuldung definiert, „wenn ein haushalt schulden hat“ (streuli 2003, s. 294).
ein unterbegriff von Verschuldung ist Überschuldung, womit eine problematische Ver-
schuldungssituation bezeichnet werden kann, die eine finanzielle Belastung eines Ak-
teurs oder haushalts bedeutet. im Zentrum vorhandener definitionen zur Überschuldung 
steht der Aspekt der Liquidität (vgl. streuli 2003). Überschuldung meint dann, „daß der 
monatlich verbleibende freie einkommensrest geringer ist als die zur Begleichung der 
monatlichen Verbindlichkeiten notwendige summe“ (Backert 2001, s. 243). eine folge 
bzw. ein weiteres merkmal der Überschuldung sind Zahlungsrückstände (vgl. european 
commission 2008a).
mittels des eu-siLc-sondermoduls 2008 kann über die erhebung von (i) Zahlungsrück-
ständen eine objektivquantitative und mittels der Variablen zu den (ii) finanziellen 
schwierigkeiten und zur finanziellen Belastung eine subjektive, d.h. der Perspektive des 
individuums entsprechende, operationalisierung von Überschuldung angewendet werden.
43 der Beitrag ist entnommen dem Artikel Angel, stefan; einböck, marina; heitzmann, Karin (alle institut für sozialpolitik der wirt-
 schaftsuniversität wien) und till-tentschert, ursula (statistik Austria) (2009). Verschuldung, Überschuldung finanzielle Ausgren- 
 zung österreichischer Privathaushalte. ergebnisse aus eu-siLc 2008. in: statistische nachrichten 12/2009, wien.
44 weitere empirische studien zur Privatverschuldung in Österreich auf Basis von mikrodaten wurden u.a. von Böhm (1987), schön-
 bauer (1990), Brandner/mooslechner (1992) und Beer/schürz (2007) durchgeführt.
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die Angaben im Kapitel zu Verschuldung beziehen sich zunächst auf Personen bzw. 
haushalte mit Kreditverbindlichkeiten. gemäß den oben angeführten Konzepten von 
Verschuldung gelten jedoch auch Personen mit Zahlungsrückständen als verschuldet. 
Als „schuldnerinnen“ werden deshalb darauffolgend erstens Personen bzw. haushalte 
mit Kreditverbindlichkeiten und zweitens zusätzlich Personen bzw. haushalte ohne 
Kreditverbindlichkeiten aber mit Zahlungsrückständen bezeichnet (siehe auch erläu-
terungen und definitionen).
Bei der interpretation der ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass mit eu-siLc die 
Bestandsgröße des Vermögens nicht erhoben wird, sondern nur die aus dem Vermögen 
erwachsenden einkommen (dividenden, Zinsen etc.). Aussagen über das nettovermögen 
(schulden – Vermögen) und damit über das reservepotential der haushalte, schulden zu 
begleichen, sind dadurch de facto kaum möglich. unter der Annahme, dass haushalte 
ihren laufenden schuldenstand mit dem laufenden einkommen und Vermögen verglei-
chen, können die fragen zur subjektiven Belastung durch rückzahlungsverpflichtungen 
sowie zu finanziellen schwierigkeiten jedoch zumindest als Proxy-Variablen für die 
Beurteilung dieses reservepotentials herangezogen werden.
6.1. Verschuldung
insgesamt waren im Jahr 2008 38% der haushalte verschuldet, bzw. lebten 46% der 
wohnbevölkerung in verschuldeten haushalten. Verschuldung bezieht sich hierbei 
auf das Vorhandensein von entweder Kreditverbindlichkeiten für wohnraum oder von 
sonstigen rückzahlungsverpflichtungen („Konsum“). werden auch jene haushalte 
inkludiert, in denen zumindest ein mitglied sein Konto überzogen hat, erhöht sich der 
Anteil der Personen in verschuldeten haushalten auf 51%. Am häufigsten verbreitet 
sind Kreditschulden für eigentum. 48% der Bewohnerinnen und Bewohner von eigenen 
häusern bzw. eigentumswohnungen (entspricht 30% der gesamten wohnbevölkerung) 
leben in haushalten mit laufenden Krediten für diesen wohnraum. insgesamt lässt 
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sich somit festhalten, dass die hälfte der Personen mit eigentum ihren wohnraum 
derzeit mit fremdkapital finanziert. die zweithäufigste bzw. dritthäufigste form der 
Verschuldung stellen Konsumkredite mit einem Anteil von 19% der wohnbevölkerung 
und Kontokorrentkredite (Kontoüberziehung) mit einem Anteil von 18% dar. Auch für die 
finanzierung (schaffung/sanierung) von mietwohnungen mussten 11% der mieterinnen 
und mieter Kredite aufnehmen, was 4% der gesamten wohnbevölkerung entspricht.
innerhalb der gruppe der Verschuldeten kann zwischen haushalten mit unterschied-
lichen Kombinationen von Kreditverbindlichkeiten differenziert werden. eine Kombi-
nation mehrerer unterschiedlicher Kreditarten tritt bei insgesamt 31% der verschul-
deten haushalte auf, wobei 6% gleichzeitig sowohl wohnkredite, Konsumkredite und 
Kontokorrentkredite aufweisen (grafik 11).
grafik 11: Kreditstruktur verschuldeter haushalte
 
Grafik 11: Kreditstruktur verschuldeter Haushalte 
















Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Privathaushalte in Österreich.
nur Wohnkredit
 
Eine Aufschlüsselung der Verschuldungshäufigkeit fü r spezifische sozioökonomische und soziodemographische 
Gruppen liefert Hinweise für i nhaltliche Zusammenhänge und bedingte Verschu ldungswahrscheinlichkeiten. Die 
Verbreitung von Verschuldung bei bestimmten Gruppen spiegelt e inerseits den L iquiditätsbedarf, aber anderer-
seits auch den Zugang zu Kreditinstrumenten wider. 
Übersicht 49 veranschaulicht, dass  der  Anteil von Personen in verschuldeten Haushalten mit dem Lebensalter 
abnimmt. Darü ber h inaus ist auch der A nteil von P ersonen in v erschuldeten H aushalten mit Pe nsion de utlich 
geringer als in Haushalten ohne Pension. 52% bzw. 57% (inkl. Kontokorrentkredit) der 20- bis 39-Jährigen lebten 
2008 in Haushalten mit Kr editverbindlichkeiten, während d ies n ur auf 1 5% der P ersonen im Alter v on 65 und 
darüber zutrifft. Eine Diskrepanz zeigt sich vor al lem bei den Krediten für Eigentum: Der Unterschied beim relati-
ven Anteil von Personen in verschuldeten Haushalten an der Gesamtbevölkerung zwischen der jüngsten (jünger 
als 1 9 J ahre) und der  ält esten B evölkerungsgruppe (6 5 Jahre un d älter) beträ gt be i Kreditverbindlichkeiten für  
Eigentum 53 Prozentpunkte und bei Konsumkrediten 19 Prozentpunkte. 
 
VerschuLdung, ÜBerschuLdung und finAnZieLLe AusgrenZung 
136
VerschuLdung, ÜBerschuLdung und finAnZieLLe AusgrenZung 
eine Aufschlüsselung der Verschuldungshäufigkeit für spezifische sozioökonomische 
und soziodemographische gruppen liefert hinweise für inhaltliche Zusammenhänge 
und bedingte Verschuldungswahrscheinlichkeiten. die Verbreitung von Verschuldung 
bei bestimmten gruppen spiegelt einerseits den Liquiditätsbedarf, aber andererseits 
auch den Zugang zu Kreditinstrumenten wider.
Übersicht 49 veranschaulicht, dass der Anteil von Personen in verschuldeten haushal-
ten mit dem Lebensalter abnimmt. darüber hinaus ist auch der Anteil von Personen 
in verschuldeten haushalten mit Pension deutlich geringer als in haushalten ohne 
Pension. 52% bzw. 57% (inkl. Kontokorrentkredit) der 20- bis 39-Jährigen lebten 2008 
in haushalten mit Kreditverbindlichkeiten, während dies nur auf 15% der Personen im 
Alter von 65 und darüber zutrifft. eine diskrepanz zeigt sich vor allem bei den Krediten 
für eigentum: der unterschied beim relativen Anteil von Personen in verschuldeten 
haushalten an der gesamtbevölkerung zwischen der jüngsten (jünger als 19 Jahre) 
und der ältesten Bevölkerungsgruppe (65 Jahre und älter) beträgt bei Kreditverbind-
lichkeiten für eigentum 53 Prozentpunkte und bei Konsumkrediten 19 Prozentpunkte.
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Personen in haushalten mit Kindern und ohne Pension haben um ca. acht Prozent-
punkte häufiger Kreditverbindlichkeiten als haushalte ohne Kinder bzw. um 45 Pro-
zentpunkte häufiger als haushalte mit Pension. ordnet man die haushaltstypen jeweils 
nach der häufigkeit von Krediten für wohnraum und Konsum an, ergeben sich kaum 
unterschiede in der reihenfolge zwischen diesen beiden Kreditformen. Am wenigsten 
oft sind alleinlebende frauen (28%), gefolgt von alleinlebenden männern (38%) mit 
schulden konfrontiert. Personen in mehrpersonenhaushalten mit zwei Kindern sind 
am häufigsten verschuldet. ein-elternhaushalte weisen allerdings deutlich weniger oft 
Kreditverbindlichkeiten auf als mehrpersonenhaushalte mit Kindern. dies kann mit 
einem schlechteren Zugang zu Kreditdienstleistungen sowie mit geringeren finanziellen 
möglichkeiten zur Kredittilgung zusammenhängen. das zeigt sich auch darin, dass 
ein-elternhaushalte mit 27% am häufigsten ihr Konto überzogen haben.
Personen mit nicht-österreichischer staatsbürgerschaft verzeichnen sowohl bei Krediten 
für eigentum als auch bei Konsumkrediten größere relative häufigkeiten als Personen 
mit österreichischer staatsbürgerschaft. der unterschied beträgt jeweils ca. zehn 
Prozentpunkte. insgesamt leben Personen mit österreichischer staatsbürgerschaft 
jedoch geringfügig häufiger in verschuldeten haushalten (46%) als Personen mit 
nicht-österreichischer staatsbürgerschaft (43%).45
für die niedrigen einkommensgruppen mit 28% ist in Übersicht 49 eine geringere 
Verbreitung von Krediten (ohne Kontoüberziehung) ausgewiesen als für mittlere bzw. 
hohe einkommensgruppen, von denen 48% bzw. 50% Kreditverbindlichkeiten auf-
genommen haben. Andererseits kommt es bei den niedrigen einkommensgruppen 
(bzw. Armutsgefährdeten) mit 23% häufiger zu Kontoüberziehungen als bei Personen 
aus der höchsten einkommensgruppe (13%), deren äquivalenzeinkommen bei mehr 
als 180% des medians liegt. es kann angenommen werden, dass haushalte bzw. 
45 dies ist dadurch erklärbar, dass Personen mit nicht-österreichischer staatsbürgerschaft häufiger sowohl für Konsum als auch für
 eigentum verschuldet sind und dadurch weniger Personen in die Zählung der gesamtzahl eingehen.
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Personen mit niedrigen einkommen weniger stark mit zukünftigen mehreinkünften 
rechnen und deshalb weniger häufig zur Kreditverschuldung neigen. Zweitens spie-
gelt die geringere häufigkeit bei den niedrigen einkommensgruppen möglicherweise 
restriktionen bei der Vergabe von Krediten wider. eine Aufschlüsselung nach den 
Kreditformen zeigt, dass die differenzen zwischen den einkommensgruppen vor allem 
bei den wohnraumverbindlichkeiten auftreten, wohingegen die unterschiede bei 
den Konsumkrediten gering ausfallen. eine häufigere Verschuldung bei den hohen 
einkommensgruppen kann somit auch auf eine größere Anzahl von wohn- und haus-
eigentum in dieser gruppe zurückzuführen sein. Verschuldung kommt bei Personen, 
die von einem teilhabemangel betroffen sind, mehr als doppelt so häufig vor (57%) 
wie bei Personen mit einkommensmangel (23%). Betrachtet man ausschließlich die 
Konsumkreditverbindlichkeiten, so sind Personen mit teilhabemangel dreimal so oft 
verschuldet wie Personen mit einkommensmangel.
Übersicht 50: Kreditverbindlichkeiten nach einkommensgruppen und Lebenslagen
Übersicht 1: Einschränkungen im Alltag durch Gesundheitsprobleme in Armutslagen 
Durch Gesundheitsprobleme im alltag eingeschränkte Personen*) 
insgesamt Erwerbsalter (20-64) Pensionsalter (65+) 
in 1.000 anteil  in %  
Quote  
in %  in 1.000 
anteil 
in %  
Quote 
in %  in 1.000 
anteil  
in %  
Quote  
in %  
Insgesamt 717 100 11 373 100 7 344 100 25
Lebenslagen 
kein Mangel 394 55 8 177 47 5 217 63 22
Einkommensmangel 47 6 12 23 6 9 23 7 19
teilhabemangel 188 26 21 113 30 16 75 22 37
Manifeste armut 89 12 24 60 16 21 29 9 34
Q: StatiStik auStria,  Eu-SiLC 2008. - Personen ab 20 Jahren. - *) Einschränkungen durch Gesundheitsprobleme: 
mindestens ein halbes Jahr lang andauernde Einschränkung bei tätigkeiten des normalen alltagslebens aufgrund von 
krankheit oder Behinderung. 
Übersicht 2: Kreditverbindlichkeiten nach Einkommensgruppen und Armutslagen 















1.000 in % 
 in 
1.000 in % 
 in 
1.000 in % 
 in 
1.000 in % 
 in 
1.000 in % 
 in 
1.000 in % 
Insgesamt  8.242 3.778 46 4.197 51 2.483 48 325 11 1.552 19 1.509 18
Einkommensgruppen4)
Niedrig (= armutsgefährdet) 1.018 289 28 412 40 122 27 30 5 163 16 239 23
Mittel  6.474 3.116 48 3.397 52 2.085 50 277 12 1.252 19 1.172 18
Hoch  749 373 50 387 52 276 50 18 9 137 18 98 13
Lebenslagen 
kein Mangel  6.076 2.834 47 3.024 50 2.042 48 217 12 998 16 772 13
Einkommensmangel  529 124 23 177 34 69 24 17 7 50 10 91 17
teilhabemangel  1.147 655 57 760 66 320 60 78 13 391 34 498 43
Manifeste armut  489 165 34 235 48 53 31 13 4 113 23 148 30
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - 1) prozentuiert nur auf Eigentümerinnen Wohnung und Haus. - 2) prozentuiert nur auf Mieterinnen. - 
3) kontokorrentkredit. - 4) Äquivalenzeinkommen: niedrig:<60% Median, mittel:>=60%-180% des Medians, hoch: >180% des Medians. 
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6.2. finanzielle schwierigkeiten
die daten von eu-siLc 2008 zeigen, dass in Österreich 2008 55% der Bevölkerung 
in Privathaushalten lebten, die in der Vergangenheit ernsthafte oder immer wieder 
kleinere finanzielle schwierigkeiten hatten. dabei existieren beträchtliche unterschie-
de zwischen sozioökonomischen gruppen. 71% der Personen mit hohen einkommen 
(>180% des medianen äquivalenzeinkommens) waren noch niemals mit finanziellen 
schwierigkeiten konfrontiert, während dies bei niedrigen einkommensgruppen nur auf 
jeden vierten haushalt zutrifft. ebenso hatten 19% der Personen mit einem äquiva-
lenzeinkommen von weniger als 60% des medians, das heißt einem einkommen unter 
der Armutsgefährdungsschwelle in den letzten fünf Jahren46 „ernsthafte finanzielle 
schwierigkeiten“, während dies nur bei 5% der Personen mit hohem einkommen der 
fall war. 24% der ein-elternhaushalte gegenüber 13% der mehrpersonenhaushalte mit 
einem Kind berichteten von ernsthaften finanziellen schwierigkeiten im selben Zeitraum.
grafik 12: finanzielle schwierigkeiten
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Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008. - Personen in Haushalten mit finanziellen Schwierigkeiten.
Auftreten von finanziellen Schwierigkeiten
 
 
Wenn Versc huldung u nd fi nanzielle Sc hwierigkeiten g leichzeitig auftreten, kann d ies e in Ausdr uck vo n Li quidi-
tätsproblemen sein u nd in e ine pro blematische Versch uldungslage führe n. Bleibt di eser Z ustand län gere Z eit 
aufrecht, wird die Verfestigung einer Überschuldungslage begünstigt. 15% (642.000 Personen) bzw. 11% hatten 
in den letzten fünf Jahren zumindest einmal oder v or mehr als fünf J ahren ernsthafte finanzielle Schwierigkeiten 
(Grafik 12). K napp 4 0% sta nden imm er wieder k leineren Pr oblemen ge genüber. 3 4% aller Sch uldner u nd 
Schuldnerinnen waren ni emals mit fina nziellen Sch wierigkeiten konfro ntiert. Bei ei ner disag gregierten Betrac h-
tung e inzelner Schuldnergruppen zeigt sich,  dass 2 9% der Personen in verschuldeten E in-Eltern-Haushalten in 
den l etzten fü nf Jahre n erns thafte Sch wierigkeiten ha tten, gefol gt von v erschuldeten a lleinstehenden Männer n 
ohne Pension (26%). Am seltensten traf dies auf verschuldete Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder (14%) sowie 
auf Mehrpersonenhaushalte mit zwei oder mehr Kindern zu (13%). Bei Berücksichtigung der Einkom menshöhe 
zeigt sich ein starker Zusammenhang mit dem Auftreten von finanziellen Schwierigkeiten. 63% der Personen aus 
der hohen Einkommensgruppe leben in ve rschuldeten Haushalten, die niemals mit finanzi ellen Schwierigkeiten 
konfrontiert waren, während dies nur auf 11% der Personen in der niedrigen Einkommensgruppe zutrifft.  
Zur Bewältigung finanzieller Schwierigkeiten im Falle von Verschuldung können die betroffenen Haushalte unter-
schiedliche Strategien verfolgen und informelle/private sowie forme lle/öffentliche Hi lfsquellen heranziehen. Wird 
der Zugang zu bzw. die Nutzung von entsprechenden Unterstützungsangeboten differenziert betrachtet, gewinnt 
die Thematik auch an sozialpolitischer Relevanz. Übersicht 51 bezieht sich auf Personen in verschuldeten Haus-
halten mit immer wieder kleineren oder in der Vergangenheit ernsthaften finanziellen Schwierigkeiten. 41% d er 
Schuldnerinnen und Schuldner haben mindestens e inmal beim Auftreten von fin anziellen Sch wierigkeiten Ge ld 
von Freundinnen, Freunden oder Verwandten erhalten (geliehen oder geschenkt). Umschuldungen oder sonstige 
Vereinbarungen mit Geld instituten wurden von 42% der Verschuldeten versucht. Weitaus seltener suchten ver-
schuldete Personen mit finanziellen Schwierigkeiten schon einmal eine Beratungsstelle (z. B. Schuldnerberatung) 
auf (7%). Letzteres Angebot wurde bzw. wird vor allem in Wien (14% der Verschuldeten mit finanziellen Schwie-
rigkeiten im V ergleich zu 4% in Regionen mit weniger als 10.000 E inwohnerinnen und Einwohnern) in Anspruch 
genommen. Verschuldete Personen aus der niedrigsten Einkommensgruppe suchen im Falle finanzieller Schwie-
rigkeiten weitaus häufiger im Freundes- oder Verwandtenkreis um finanzielle Unterstützung (52%) als Personen 
aus der höchsten Einkommensgruppe (35%). Ein ähnliches Muster zeigt sich auch bei der Inanspruchnahme von 
Beratungsstellen, wobei d ie Differenzen zwischen den Einkommensgruppen h ier geringer ausfa llen. F inanzielle 
Schwierigkeiten mithilfe ei nes Geldinstitutes zu regel n, wird von de n ausgewiesenen Einkommensgruppen al ler-
dings im gle ichen Ausm aß versucht. 48% der versch uldeten Person en mit nicht-österr eichischer Sta atsbürger-
schaft wenden sich b ei finanziellen Schwierigkeiten an Freunde oder Verwandte, wohingegen dies auf 40% der 
verschuldeten Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft zutrifft.  
                                                
46 Fünf Jahre vor dem Befragungszeitpunkt 2008. 
46 fünf Jahre vor dem Befragungszeitpunkt 2008.
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wenn Verschuldung und finanzielle schwierigkeiten gleichzeitig auftreten, kann dies 
ein Ausdruck von Liquiditätsproblemen sein und in eine problematische Verschul-
dungslage führen. Bleibt dieser Zustand längere Zeit aufrecht, wird die Verfestigung 
einer Überschuldungslage begünstigt. 15% (642.000 Personen) bzw. 11% hatten in den 
letzten fünf Jahren zumindest einmal oder vor mehr als fünf Jahren ernsthafte finanzielle 
schwierigkeiten (grafik 12). Knapp 40% standen immer wieder kleineren Problemen 
gegenüber. 34% aller schuldner und schuldnerinnen waren niemals mit finanziellen 
schwierigkeiten konfrontiert. Bei einer disaggregierten Betrachtung einzelner schuld-
nergruppen zeigt sich, dass 29% der Personen in verschuldeten ein-eltern-haushalten 
in den letzten fünf Jahren ernsthafte schwierigkeiten hatten, gefolgt von verschuldeten 
alleinstehenden männern ohne Pension (26%). Am seltensten traf dies auf verschuldete 
mehrpersonenhaushalte ohne Kinder (14%) sowie auf mehrpersonenhaushalte mit zwei 
oder mehr Kindern zu (13%). Bei Berücksichtigung der einkommenshöhe zeigt sich 
ein starker Zusammenhang mit dem Auftreten von finanziellen schwierigkeiten. 63% 
der Personen aus der hohen einkommensgruppe leben in verschuldeten haushalten, 
die niemals mit finanziellen schwierigkeiten konfrontiert waren, während dies nur auf 
11% der Personen in der niedrigen einkommensgruppe zutrifft.
Zur Bewältigung finanzieller schwierigkeiten im falle von Verschuldung können die 
betroffenen haushalte unterschiedliche strategien verfolgen und informelle/private 
sowie formelle/öffentliche hilfsquellen heranziehen. wird der Zugang zu bzw. die 
nutzung von entsprechenden unterstützungsangeboten differenziert betrachtet, 
gewinnt die thematik auch an sozialpolitischer relevanz. Übersicht 51 bezieht sich 
auf Personen in verschuldeten haushalten mit immer wieder kleineren oder in der 
Vergangenheit ernsthaften finanziellen schwierigkeiten. 41% der schuldnerinnen und 
schuldner haben mindestens einmal beim Auftreten von finanziellen schwierigkeiten 
geld von freundinnen, freunden oder Verwandten erhalten (geliehen oder geschenkt). 
umschuldungen oder sonstige Vereinbarungen mit geldinstituten wurden von 42% der 
Verschuldeten versucht. weitaus seltener suchten verschuldete Personen mit finan-
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ziellen schwierigkeiten schon einmal eine Beratungsstelle (z. B. schuldnerberatung)
auf (7%). Letzteres Angebot wurde bzw. wird vor allem in wien (14% der Verschuldeten 
mit finanziellen schwierigkeiten im Vergleich zu 4% in regionen mit weniger als 10.000 
einwohnerinnen und einwohnern) in Anspruch genommen. Verschuldete Personen aus 
der niedrigsten einkommensgruppe suchen im falle finanzieller schwierigkeiten weitaus 
häufiger im freundes- oder Verwandtenkreis um finanzielle unterstützung (52%) als 
Personen aus der höchsten einkommensgruppe (35%). ein ähnliches muster zeigt sich 
auch bei der inanspruchnahme von Beratungsstellen, wobei die differenzen zwischen 
den einkommensgruppen hier geringer ausfallen. finanzielle schwierigkeiten mithilfe 
eines geldinstitutes zu regeln, wird von den ausgewiesenen einkommensgruppen 
allerdings im gleichen Ausmaß versucht. 48% der verschuldeten Personen mit nicht-
österreichischer staatsbürgerschaft wenden sich bei finanziellen schwierigkeiten an 
freunde oder Verwandte, wohingegen dies auf 40% der verschuldeten Personen mit 
österreichischer staatsbürgerschaft zutrifft.
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Übersicht 51: umgang mit finanziellen schwierigkeiten von schuldnern und schuldnerinnen
Übersicht 51: Umgang mit finanziellen Schwierigkeiten von Schuldnern und Schuldnerinnen



























Insgesamt 2.803 1.160 41 1.178 42 200 7 963 34
Einwohnerzahl in der Region
Wien 539 293 54 246 46 74 14 135 25
>100.000 264 162 61 75 29 27 10 66 25
>10.000 446 180 40 222 50 35 8 142 32
<=10.000 1.554 525 34 635 41 64 4 620 40
Staatsbürgerschaft
Österreich 2.417 976 40 1.015 42 166 7 855 35
davon eingebürgert (Nicht Eu/EFta) 117 63 54 69 59 21 18 24 21
Nicht Österreich 386 184 48 163 42 34 9 108 28
davon Eu/EFta 95 54 56 38 40 (8) (9) 27 29
davon sonstiges ausland 291 131 45 125 43 26 9 80 28
Haushaltstyp
Haushalt ohne Pension 2.599 1.093 42 1.094 42 191 7 886 34
alleinlebende Männer 135 74 55 70 52 (14) (11) 28 21
alleinlebende Frauen 74 37 51 23 31 (7) (9) 23 31
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder 652 232 36 317 49 39 6 222 34
Haushalt mit kindern 1.737 750 43 684 39 130 7 613 35
Ein-Eltern-Haushalt 154 100 65 65 42 15 10 38 24
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind 591 234 40 237 40 33 6 225 38
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder 621 260 42 239 39 49 8 222 36
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 
kinder 371 156 42 143 39 33 9 128 35
Einkommensgruppen1)
Niedrig (= armutsgefährdet) 384 198 52 154 40 74 19 106 28
Mittel 2.277 912 40 965 42 119 5 799 35
Hoch 143 49 35 59 41 (7) (5) 58 41
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten mit finanziellen Schwierigkeiten. Schuldnerin: zumindest 
1 kredit für Haus, Wohnung, sonstiges oder aktuell rückstände bei fälligen Zahlungen oder konto überzogen. - 1) Äquiva-
lenzeinkommen: niedrig: <60% Median; mittel: >=60%-180% des Medians; hoch: >180% des Medians. - Die Zahlen in klam-
mern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle 
vorhanden, wird geklammert.
Bezogen auf den Haushaltstyp ergeben sich die größten Gruppenunterschiede bei der Möglichkeit, sich Geld im 
Freundes- oder Verwandtenkreis auszuborgen. Dies stellt vor allem für verschuldete Ein-Eltern-Haushalte eine 
verbreitete Strategie im umgang mit finanziellen Schwierigkeiten dar und wird doppelt so häufig genutzt wie von 
verschuldeten Mehrpersonenhaushalten ohne kinder. Von den betrachteten Haushaltstypen nehmen verschulde-
te Ein-Eltern-Haushalte auch am häufigsten das Hilfsangebot von Beratungsstellen in anspruch. 
6.3. Überschuldung
Überschuldung, als problematische Verschuldungssituation kann – wie oben erläutert – unter anderem über Vari-
ablen zu Zahlungsrückständen operationalisiert werden. 9% der österreichischen Bevölkerung lebten in Haushal-
ten, die zum Zeitpunkt der Befragung und/oder während der davorliegenden zwölf Monate zumindest einmal 
Zahlungsrückstände aufwiesen (Übersicht 52). 6% waren mit nur einer Zahlung in Verzug, 3% mit mindestens 
zwei Zahlungen. Die meisten der erfassten Personen wiesen Zahlungsrückstände für laufende Wohnkosten aus 
(447.000 oder 5%). immerhin 112.000 Personen konnten Zahlungen für die Wohnraumbeschaffung nicht mehr 
leisten, bei 456.000 Personen sind sonstige rechnungen oder kredite offen.
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Bezogen auf den haushaltstyp ergeben sich die größten gruppenunterschiede bei der 
möglichkeit, sich geld im freundes- oder Verwandtenkreis auszuborgen. dies stellt vor 
allem für verschuldete ein-eltern-haushalte eine verbreitete strategie im umgang mit 
finanziellen schwierigkeiten dar und wird doppelt so häufig genutzt wie von verschul-
deten mehrpersonenhaushalten ohne Kinder. Von den betrachteten haushaltstypen 
nehmen verschuldete ein-eltern-haushalte auch am häufigsten das hilfsangebot von 
Beratungsstellen in Anspruch.
6.3. Überschuldung
Überschuldung, als problematische Verschuldungssituation kann – wie oben erläutert 
– unter anderem über Variablen zu Zahlungsrückständen operationalisiert werden. 
9% der österreichischen Bevölkerung lebten in haushalten, die zum Zeitpunkt der 
Befragung und/oder während der davorliegenden zwölf monate zumindest einmal 
Zahlungsrückstände aufwiesen (Übersicht 52). 6% waren mit nur einer Zahlung in 
Verzug, 3% mit mindestens zwei Zahlungen. die meisten der erfassten Personen wie-
sen Zahlungsrückstände für laufende wohnkosten aus (447.000 oder 5%). immerhin 
112.000 Personen konnten Zahlungen für die wohnraumbeschaffung nicht mehr leisten, 
bei 456.000 Personen sind sonstige rechnungen oder Kredite offen.
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mit Blick auf die staatsbürgerschaft zeigt sich ein im Vergleich zu Österreicherinnen 
und Österreichern (8%) knapp dreimal so hohes Überschuldungsrisiko von drittstaats-
angehörigen (22%). etliche von ihnen können Zahlungen für laufende wohnkosten 
(15%) bzw. für sonstige rechnungen oder Kredite (13%) nicht vornehmen. Zudem 
sind sie – im Vergleich zur durchschnittsbevölkerung – mehr als doppelt so häufig 
mit mindestens zwei Zahlungen im Verzug.
das Verschuldungsrisiko variiert stark mit dem sozioökonomischen status. so geht ein 
höherer Bildungsabschluss mit einer geringeren Überschuldungswahrscheinlichkeit 
einher: 12% aller Personen mit Pflichtschulabschluss, die mit Zahlungen im Verzug 
waren, stehen 4% mit universitätsabschluss gegenüber. Bei voller erwerbstätigkeit aller 
haushaltsmitglieder im erwerbsalter (20 bis 64 Jahre) beträgt die Überschuldungsquote 
8%, bei teilweiser erwerbstätigkeit bereits 11%. ist keiner der erwachsenen erwerbstätig, 
beläuft sich das Überschuldungsrisiko auf 17%. Besonders drastisch ist die situation 
für haushalte, deren haupteinkommensquelle aus sozialtransfers (ohne Pensionen) 
besteht: 28% der Personen in einem derartigen haushalt sind überschuldet. Zusätzlich 
zeigt sich, dass bei 10% der Personen der haushalt mit zumindest zwei Zahlungen im 
rückstand war (im Vergleich zu 3% in der gesamtbevölkerung). der überproportional 
hohe Anteil an Zahlungsrückständen für laufende wohnkosten (19%) und für sonstige 
Zahlungen und Kredite (18%) unterstreicht die prekäre Lage dieser Personengruppe.
waren 4% der Personen mit sehr hohen einkommen zum Befragungszeitpunkt und/
oder den vorhergehenden zwölf monaten mit Zahlungen im rückstand, so war das 
entsprechende risiko bei armutsgefährdeten Personengruppen mit 20% fünfmal 
so hoch. diese gruppe ist auch mehr als doppelt so häufig wie der durchschnitt mit 
mindestens zwei Zahlungen in Verzug. Bei länger andauernden einkommensverhält-
nissen unter der Armutsgefährdungsschwelle kann es auch zu einer Verfestigung der 
Armutslage kommen. Von manifester Armut wird gesprochen, wenn zusätzlich zu ei-
nem niedrigen einkommen einschränkungen in zentralen Lebensbereichen auftreten,
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wenn z.B. heizen oder dringende Ausgaben nicht mehr leistbar sind. unter den Armuts-
gefährdeten weisen manifest arme Personen mit 39% ein noch einmal verdoppeltes 
Überschuldungsrisiko auf. Bemerkenswert ist zudem der hohe Anteil von manifest armen 
Personen, die mit Zahlungen für die wohnraumbeschaffung im rückstand sind (3%). 
dabei handelt es sich um eine äußerst heikle form der Überschuldung, die nicht zuletzt 
zum Verlust der wohnung und zur delogierung führen könnte. Bedenklich ist zudem, 
dass immerhin 15% der manifest armen Personen mit mindestens zwei Zahlungen 
im rückstand waren (ein fünfmal höherer Anteil als in der Bevölkerung insgesamt).
während eine gruppenspezifische Analyse der Verbreitung von Zahlungsrückständen 
einen hinweis auf die Verteilung des Überschuldungsproblems in der österreichischen 
Bevölkerung gibt, kann die relative höhe der Überschuldung einen hinweis auf die 
intensität des Problems geben. im rahmen der eu-siLc-Befragung gaben haushalte 
Auskunft über die höhe ihrer aktuellen Zahlungsrückstände sowie über die höhe eines 
eventuell überzogenen Kontos.
5% oder 380.000 Personen leben in haushalten, in denen zum Befragungszeitpunkt 
Zahlungsrückstände vorlagen (Übersicht 54). der mittlere Anteil (median) des aktuellen 
Zahlungsrückstandes belief sich dabei auf 65% des gesamten verfügbaren monatli-
chen haushaltseinkommens. mit anderen worten: Bei der hälfte der überschuldeten 
Privathaushalte machten die Zahlungsrückstände mehr als 65% ihres laufenden 
einkommens aus, bei der anderen hälfte weniger.
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im hinblick auf die soziodemographische Zusammensetzung jener gruppen, die – 
im Vergleich zur durchschnittsbevölkerung – einen höheren Überschuldungsgrad 
aufwiesen, ergeben sich überraschende erkenntnisse: so sind zum teil jene grup-
pen, die eine überproportional hohe Überschuldungswahrscheinlichkeit haben, in 
geringerem Ausmaß überschuldet als Personen, deren Überschuldungsrisiko geringer 
ist. Beispielsweise entspricht der mittlere Anteil des aktuellen Zahlungsrückstandes 
am haushaltseinkommen bei jungen Personen dem durchschnitt (64% bei den bis 
19-Jährigen) bzw. ist er sogar unterdurchschnittlich (53% bei den 20- bis 39- Jährigen). 
Personen, die in haushalten mit hauptsächlich Pensionseinkommen haben mit 1% am 
seltensten rückstände, das Überschuldungsausmaß ist aber deutlich höher als in der 
gesamtbevölkerung. Auch bei spezifischen familienformen zeigen überproportional 
überschuldete haushalte, wie ein-eltern-haushalte, unterdurchschnittliche werte im 
hinblick auf die (mittlere) Überschuldungshöhe, wohingegen familien mit zwei Kin-
dern Zahlungsrückstände aufwiesen, die ihr haushaltseinkommen um das dreifache 
überstiegen. Auch im hinblick auf die staatsbürgerschaft zeigt sich, dass das Ausmaß 
der Überschuldung von drittstaatsangehörigen (48%) doch deutlich geringer als jenes 
von Österreicherinnen und Österreichern ist (67%). ebenso sind Personen mit maximal 
Pflichtschulabschluss mit einem Überschuldungsgrad von 58%, gemessen am gesam-
ten verfügbaren monatlichen haushaltseinkommen, unterdurchschnittlich belastet.
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Übersicht 54: Anteil der aktuellen Zahlungsrückstände am aktuellen monatlichen haushaltseinkommen
Übersicht 54: Anteil der aktuellen Zahlungsrückstände am aktuellen monatlichen Haushaltseinkommen 
Haushalt ist aktuell 
mit Zahlungen im 
rückstand
Haushalt hat konto 


















Insgesamt  8.242 380 5 1.509 18 65 51
Alter 
Bis 19 Jahre  1.816 110 6 450 25 64 50
20 bis 39 Jahre  2.153 127 6 464 22 53 53
40 bis 64 Jahre  2.897 133 5 513 18 92 55
65 Jahre und älter 1.376 (10) (1) 82 6 . . 
Staatsbürgerschaft 
Österreich  7.367 272 4 1.268 17 67 52
Nicht Österreich  874 109 12 241 28 56 50
Davon Eu/EFta  270 (13) (5) 57 21 . .
Davon sonstiges ausland  604 96 16 185 31 48 50
Haushaltstyp 
Haushalt mit Pension 1.640 14 1 93 6 (120) (41)
Haushalt ohne Pension 6.602 366 6 1.416 21 65 53
darunter Haushalt mit kindern  3.927 224 6 928 24 65 50
Ein-Eltern-Haushalt  320 29 9 87 27 68 85
Mehrpersonenhaushalt +  
1 kind  1.351 61 5 316 23 47 41 
Mehrpersonenhaushalt +  
2 kinder  1.502 68 5 320 21 304 47 
Mehrpersonenhaushalt + mind. 
3 kinder  754 66 9 205 27 65 55 
Erwerbsintensität des Haushalts 
keine Person im erwerbsfähigen 
alter im HH  1.014 (7) (1) 55 5 . . 
keine Erwerbstätigkeit  772 78 10 110 14 100 57
teilweise Erwerbstätigkeit  3.019 162 5 665 22 65 57
Volle Erwerbstätigkeit  3.437 134 4 680 20 38 48
Einkommensgruppen 
Niedrig (= armutsgefährdet) 1.018 126 12 239 23 100 63
Davon Manifeste armut 489 124 25 148 30 100 80
Mittel  6.474 246 4 1.172 18 45 50
Hoch 749 (8) (1) 98 13 . . 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Personen in Haushalten. - als anteil der Zahlungsrückstände wird der mittlere 
anteil (Median) ausgewiesen. - Erwerbsintensität: anteil erwerbstätiger Monate an maximal möglichen Erwerbsmonaten aller 
Personen im Erwerbsalter im Haushalt im Jahr 2007. teilzeit erwerbstätige Monate werden als halbe Erwerbsmonate gerech-
net. Volle Erwerbstätigkeit: Mehr als 75%. teilweise: bis zu 75%. keine: null Erwerbsmonate im Haushalt. - Die Zahlen in 
klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Fälle 
vorhanden, wird geklammert. Zahlen, die auf randverteilungen < 20 beruhen, werden nicht ausgewiesen. 
im Hinblick auf sozioökonomische Merkmale gibt es zwischen den überproportionalen Überschuldungsrisiken und 
der Überschuldungshöhe allerdings sehr wohl einen Zusammenhang. Das zeigt sich etwa im Hinblick auf die 
Erwerbsintensität. Bei voller Erwerbstätigkeit aller Personen im erwerbsfähigen alter beträgt der mittlere anteil 
des aktuellen Zahlungsrückstands am gesamten verfügbaren monatlichen Haushaltseinkommen lediglich 38%, 
bei keiner Erwerbstätigkeit entspricht er dem laufenden Einkommen. auch armutsgefährdete Personen in Privat-
haushalten weisen ein überproportional hohes Überschuldungsausmaß auf, das sich in der Höhe ihres aktuellen 
Haushaltseinkommens bewegt. 
18% oder 1,5 Millionen Menschen lebten in Privathaushalten, in denen zumindest ein Haushaltsmitglied sein 
konto überzogen hatte. Der mittlere anteil des kontoüberzugs, wieder gemessen am verfügbaren gesamten 
monatlichen Haushaltseinkommen, betrug 51%. in der regel knüpfen Banken bzw. Finanzdienstleister sowohl 
die Möglichkeit zur kontoüberziehung als auch ihre maximale Höhe an das Einkommenspotenzial ihrer kundin-
nen und kunden: insofern ist der potenziellen Höhe des kontoüberzugs eine Grenze gesetzt. Dessen ungeachtet 
gibt es einige Bevölkerungsgruppen, bei denen der mittlere anteil des kontoüberzugs doch deutlich höher als im 
Durchschnitt ist. auffallend ist dies insbesondere bei Personen in Ein-Eltern-Haushalten (85%). 
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im hinblick auf sozioökonomische merkmale gibt es zwischen den überproportio-
nalen Überschuldungsrisiken und der Überschuldungshöhe allerdings sehr wohl 
einen Zusammenhang. das zeigt sich etwa im hinblick auf die erwerbsintensität. Bei 
voller erwerbstätigkeit aller Personen im erwerbsfähigen Alter beträgt der mittlere 
Anteil des aktuellen Zahlungsrückstands am gesamten verfügbaren monatlichen 
haushaltseinkommen lediglich 38%, bei keiner erwerbstätigkeit entspricht er dem 
laufenden einkommen. Auch armutsgefährdete Personen in Privathaushalten weisen 
ein überproportional hohes Überschuldungsausmaß auf, das sich in der höhe ihres 
aktuellen haushaltseinkommens bewegt.
18% oder 1,5 millionen menschen lebten in Privathaushalten, in denen zumindest ein 
haushaltsmitglied sein Konto überzogen hatte. der mittlere Anteil des Kontoüberzugs, 
wieder gemessen am verfügbaren gesamten monatlichen haushaltseinkommen, betrug 
51%. in der regel knüpfen Banken bzw. finanzdienstleister sowohl die möglichkeit zur 
Kontoüberziehung als auch ihre maximale höhe an das einkommenspotenzial ihrer 
Kundinnen und Kunden: insofern ist der potenziellen höhe des Kontoüberzugs eine 
grenze gesetzt. dessen ungeachtet gibt es einige Bevölkerungsgruppen, bei denen 
der mittlere Anteil des Kontoüberzugs doch deutlich höher als im durchschnitt ist. 
Auffallend ist dies insbesondere bei Personen in ein-eltern-haushalten (85%).
6.4. finanzielle exklusion
finanzielle exklusion bedeutet, keinen oder nur erschwerten Zugang zu wesentlichen 
finanzdienstleistungen in einer gesellschaft zu haben. Als teilbereich der sozialen 
Ausgrenzung sind davon Personen bzw. Personengruppen betroffen, die durch die 
exklusion von finanziellen Produkten und dienstleistungen nur erschwert ein normales, 
d. h. dem durchschnittlichen Lebensstandard eines Landes entsprechendes Leben 
führen können (vgl. european commission 2008b, s. 9). der Zugang zu einem Basis-
konto ist zentral, um Überweisungen tätigen und Zahlungsdienste in Anspruch nehmen
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zu können. finanzielle Ausgrenzung ist besonders hier zu beobachten: Kein Konto zu 
besitzen erschwert es, gehalt oder andere einkünfte zu empfangen. Personen ohne 
Konten sind außerdem Benachteiligungen im täglichen Leben ausgesetzt. so können 
regelmäßige Zahlungen wie miete, heizung, internet, fernsehen oder Versicherungen
nicht per Überweisung über das Konto erfolgen. Zusätzlich sind diese Personen auch 
einem höheren Kosten- und Zeitaufwand ausgesetzt: Jede einzelne ihrer Zahlungs-
verpflichtungen muss per Zahlschein eingezahlt bzw. bar ausbezahlt werden. Auch 
für den Zugang zu formellen sparmöglichkeiten ist ein Konto relevant. Keinen Zugang 
zu einem Konto zu haben, erschwert somit geld für geplante Ausgaben zu sparen.
Jede 55. Person in Österreich (2% der Bevölkerung in Privathaushalten) lebt in einem 
haushalt ohne Konto (Übersicht 55). Am häufigsten davon betroffen sind Armutsgefähr-
dete (6%) und Personen in der Altersgruppe 65+ (5%). so besitzen 59.000 Personen 
aus der niedrigen einkommensgruppe (i.e. armutsgefährdete Personen) und 30.000 
alleinlebende frauen mit Pension kein Konto (7%). ein nicht vorhandenes Konto tritt 
häufiger bei Personen in haushalten ohne erwerbstätigkeit (5%) auf als bei Personen, in 
deren haushalt zumindest teilweise erwerbstätigkeit (1%) gegeben ist. gerade armuts-
gefährdete Personengruppen sind jene, die am häufigsten kein Konto besitzen: unter 
den manifest Armen, also jenen Personen, die sowohl einem niedrigen einkommen als
auch einem niedrigen Lebensstandard ausgesetzt sind, gaben 8% an, kein Konto zu 
besitzen.
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Übersicht 55: finanzielle exklusion
6.4. Finanzielle Exklusion 
Finanzielle Exklusion bedeutet, keinen oder nur erschwerten Zugang zu wesentlichen Finanzdienstleistungen in 
einer Gesellschaft zu haben. als teilbereich der sozialen ausgrenzung sind davon Personen bzw. Personen-
gruppen betroffen, die durch die Exklusion von finanziellen Produkten und Dienstleistungen nur erschwert ein 
normales, d. h. dem durchschnittlichen Lebensstandard eines Landes entsprechendes Leben führen können (vgl. 
European Commission 2008b, S. 9).  
Der Zugang zu einem Basiskonto ist zentral, um Überweisungen tätigen und Zahlungsdienste in anspruch neh-
men zu können. Finanzielle ausgrenzung ist besonders hier zu beobachten: kein konto zu besitzen erschwert es, 
Gehalt oder andere Einkünfte zu empfangen. Personen ohne konten sind außerdem Benachteiligungen im tägli-
chen Leben ausgesetzt. So können regelmäßige Zahlungen wie Miete, Heizung, internet, Fernsehen oder Versi-
cherungen nicht per Überweisung über das konto erfolgen. Zusätzlich sind diese Personen auch einem höheren 
kosten- und Zeitaufwand ausgesetzt: Jede einzelne ihrer Zahlungsverpflichtungen muss per Zahlschein einge-
zahlt bzw. bar ausbezahlt werden. auch für den Zugang zu formellen Sparmöglichkeiten ist ein konto relevant. 
keinen Zugang zu einem konto zu haben, erschwert somit Geld für geplante ausgaben zu sparen.  
Übersicht 55: Finanzielle Exklusion 
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in 1.000 in 1.000 in % in 1.000 in % in 1.000 in % 
Insgesamt  8.242 150 2 461 6 3.882 47 
Alter 
Bis 19 Jahre  1.816 24 1 126 7 844 46 
20 bis 39 Jahre  2.153 25 1 133 6 938 44 
40 bis 64 Jahre  2.897 36 1 159 5 1.225 42 
65 Jahre und älter 1.376 64 5 43 3 875 64 
Staatsbürgerschaft 
Österreich  7.367 133 2 273 4 3.382 46 
Davon eingebürgert (Nicht Eu/EFta)  263 (6) (2) 61 23 173 66 
Nicht Österreich  874 17 2 188 21 500 57 
Davon Eu/EFta  270 (5) (2) 19 7 98 36 
Davon sonstiges ausland  604 13 2 169 28 402 67 
Haushaltstyp 
Haushalt mit Pension 1.640 71 4 59 4 998 61 
alleinlebende Männer 128 (6) (5) (11) (9) 87 68 
alleinlebende Frauen  415 30 7 28 7 325 78 
Mehrpersonenhaushalt  1.096 34 3 20 2 586 53 
Haushalt ohne Pension 6.602 79 1 402 6 2.884 44 
alleinlebende Männer 412 (14) (3) 35 9 206 50 
alleinlebende Frauen  305 (4) (1) 22 7 145 48 
Mehrpersonenhaushalt ohne kinder  1.957 (15) (1) 84 4 813 42 
Haushalt mit kindern (ohne Pension) 3.927 46 1 260 7 1.719 44 
Ein-Eltern-Haushalt  320 (6) (2) 40 13 204 64 
Mehrpersonenhaushalt + 1 kind  1.351 (13) (1) 74 5 561 42 
Mehrpersonenhaushalt + 2 kinder  1.502 12 1 63 4 605 40 
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 kinder  754 15 2 83 11 350 46 
Einkommensgruppen 
Niedrig (= armutsgefährdet) 1.018 59 6 215 21 723 71 
Mittel  6.474 91 1 245 4 3.039 47 
Hoch 749 (0) (0) (1) (0) 120 16 
Armutslagen 
kein Mangel  6.076 65 1 109 2 2.410 40 
Einkommensmangel  529 19 4 62 12 342 65 
teilhabemangel 1.147 26 2 137 12 749 65 
Manifeste armut  489 39 8 153 31 381 78 
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2008. - Haushaltsmerkmal, Personen in Haushalten. keine Haushaltsversicherung aus 
finanziellen Gründen. - Die Zahlen in klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der randverteilung weniger als 50 
oder in der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert. 
Jede 55. Person in Österreich (2% der Bevölkerung in Privathaushalten) lebt in einem Haushalt ohne konto 
(Übersicht 55). am häufigsten davon betroffen sind armutsgefährdete (6%) und Personen in der altersgruppe 65+ 
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Als zweiter indikator zur finanziellen Ausgrenzung in Österreich wurde im rahmen 
der eu-siLc-Befragung als wesentliche finanzdienstleistung die „nicht-Leistbarkeit“ 
einer haushaltsversicherung gewählt. eine haushaltsversicherung schützt gegen das 
risiko des Verlustes von materiellen gütern in der wohnung bzw. im haus durch feuer, 
sturm, einbruch, wasserschäden etc. oftmals ist auch eine haftschutzversicherung 
integriert, die gegen schäden, die man anderen Personen zufügt, versichert. insgesamt 
besitzen 940.000 Personen (11%) in Österreich keine haushaltsversicherung. rund 
die hälfte gibt an, dass ihr haushalt aus finanziellen gründen diese nicht abschließen 
kann. das entspricht rund 461.000 Personen in Privathaushalten in Österreich (6%).
während die staatsbürgerschaft keinen unterschied beim Zugang zu einem Konto 
erkennen lässt, zeigt sich beim Abschluss einer haushaltsversicherung ein anderes 
Bild: 4% der Personen mit österreichischer staatsbürgerschaft können sich keine 
haushaltsversicherung leisten, bei Personen nicht-österreichischer staatsbürgerschaft
sind dies 21%. unterschiede ergeben sich auch innerhalb der gruppe mit nicht-
österreichischer staatsbürgerschaft: 28% der drittstaatsangehörigen können aus 
finanziellen gründen keine haushaltsversicherung abschließen, während nur 7% 
der Personen aus eu/eftA Ländern aus diesem grund nicht versichert sind. die höhe 
des einkommens weist einen deutlichen Zusammenhang mit der möglichkeit eine 
haushaltsversicherung abzuschließen auf: 21% der Armutsgefährdeten können sich 
keine haushaltsversicherung leisten, während dies haushalte mit einem mittlerem 
einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle nur mehr zu 4% angeben. 14% 
der Personen ohne erwerbstätige Person im haushalt haben keinen Zugang zu einer 
haushaltsversicherung. Bei zumindest teilweiser erwerbstätigkeit im haushalt halbiert 
sich der Anteil auf 7%. die gruppe manifest Armer weist mit 31% einen überproporti-
onal hohen Anteil ohne haushaltsversicherung im Vergleich zur gesamtbevölkerung
aus. Bezogen auf den haushaltstyp zeigt sich, dass ein-eltern-haushalte und mehr-
personenhaushalte mit mindestens drei Kindern mit 13% bzw. 11% überdurchschnitt-
lich häufig keine haushaltsversicherung aus finanziellen gründen abgeschlossen 
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haben. Als dritter indikator für finanzielle Ausgrenzung ist der Zugang zu adäquaten 
Kreditmöglichkeiten zu nennen. weniger als 1% der befragten haushalte gaben an, 
trotz notwendigkeit keinen Kredit erhalten zu haben. Aufgrund der geringen fallzah-
len kann darüber keine hochrechnung erstellt werden. Als weitere einschränkung 
der Kreditmöglichkeiten kann daher in folge nur der Zugang zu einer Kreditkarte im 
haushalt dargestellt werden. Kredite in ihren unterschiedlichen formen ermöglichen 
es dem haushalt, temporäre Zahlungsschwierigkeiten auszugleichen, einkommens-
schocks zu überbrücken und Zugang zu Produkten bzw. investitionen zu eröffnen, die 
weitere einkommensmöglichkeiten bieten (vgl. european commission 2008b, s. 13; 
weltbank 2005, s. 5).
während rund 2% der österreichischen Bevölkerung kein Konto und 11% keine haus-
haltsversicherung haben, lebt fast die hälfte (47%) der österreichischen Bevölkerung 
in haushalten ohne Kreditkarte. damit hat der nicht-Besitz einer Kreditkarte eine 
deutlich geringere Bedeutung für finanzielle Ausgrenzungen. in Österreich besitzen 
häufiger ältere Personen aber auch armutsgefährdete Personen und Personen mit nicht-
österreichischer staatsbürgerschaft keine Kreditkarte. 64% der Personen in der gruppe 
der über 65-Jährigen besitzen keine Kreditkarte. unterschiede ergeben sich wiederum 
mit Bezug auf die staatsbürgerschaft: Personen mit österreichischer staatsbürgerschaft 
besitzen häufiger eine Kreditkarte (64%) als jene mit nicht-österreichischer staatsbür-
gerschaft (43%). Betrachtet man den haushaltstyp, so besitzen ein-eltern-haushalte 
am seltensten Kreditkarten (36%), während 60% der mehrpersonenhaushalte mit 
zwei Kindern eine Kreditkarte besitzen. Bei einem Vergleich der einkommensgruppen 
zwischen den haushalten zeigt sich, dass 71% der armutsgefährdeten Personen keine 
Kreditkarte besitzen. im gegensatz dazu gaben nur 16% der Personen in der hohen 
einkommensgruppe an, keine zu besitzen. Auch beim dritten indikator für finanzielle 
Ausgrenzung sind gerade von Armut betroffene haushalte stark vertreten: 78% der 
manifest Armen, 65% der Personen mit teilhabemangel und 65% der Personen, die 
einem einkommensmangel ausgesetzt sind, verfügen über keine Kreditkarte.
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7. indiKAtoren Zu Armut und soZiALer eingLiederung
7.1. der politische hintergrund
seit dem inkrafttreten des Vertrages von Amsterdam im Jahr 1999 ist soziales formell 
stärker in die politische Agenda der europäischen union eingebunden, indem das 
Abkommen über sozialpolitik in den Vertrag zur gründung der europäischen ge-
meinschaft integriert wurde. Auch de facto wurden seit damals die Anstrengungen 
zu einer gemeinsamen sozialpolitik verstärkt, was sich in einem erhöhten Bedarf an 
informationen zur sozialen Lage in den mitgliedstaaten niederschlug.
im märz 2000 hat der europäische rat von Lissabon festgestellt, dass das Ausmaß 
von Armut und sozialer Ausgrenzung nicht hingenommen werden kann und deshalb 
schritte unternommen werden müssen, um bis 2010 die Beseitigung von Armut ent-
scheidend voranzubringen. Beim rat von nizza im dezember 2000 wurde dieses Ziel 
bestätigt und die umsetzung im rahmen der offenen methode der Koordinierung 
(omK) beschlossen. Kernelemente sind gemeinsame Ziele der sozialpolitik in der 
eu, die entwicklung nationaler Aktionspläne sowie die periodische Berichterstattung 
über den fortschritt.
7.2. indikatoren zur messung der Ziele der sozialpolitischen Agenda der eu
um den erfolg der staaten hinsichtlich der Beseitigung von Armut vergleichend 
messbar zu machen, wurde vom europäischen rat von Laeken im dezember 2001 ein 
erstes set aus 18 gemeinsamen statistischen indikatoren zur sozialen eingliederung 
beschlossen, das die vier Bereiche finanzielle Armut, Beschäftigung, gesundheit und 
Bildung abdeckte und so auch die multidimensionalität von sozialer exklusion deutlich 
machte. die untergruppe indikatoren (indicators sub-group, isg) des Ausschusses für 
sozialschutz (social Protection committee, sPc) hat seitdem an der weiterentwicklung 
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und Zusammenführung der indikatoren gearbeitet und eine revidierte fassung
der indikatorenliste wurde im Juli 2003 im sozialschutzausschuss beschlossen. im 
Juni 2006 verabschiedete der Ausschuss für sozialschutz einen satz gemeinsamer 
indikatoren für den Koordinierungsprozess in den Bereichen sozialschutz und so-
ziale eingliederung. er besteht aus 14 umfassenden indikatoren (die sogenannten 
„overarching indicators“) und 11 kontextuellen indikatoren, mit denen die übergrei-
fenden Ziele (a) „sozialer Zusammenhalt“ und (b) „interaktion mit den strategischen 
wachstums- und Beschäftigungszielen von Lissabon“ erfasst werden sollen, sowie 
den indikatoren der drei Aktionsbereiche „soziale eingliederung“, „renten“ sowie 
„gesundheitsversorgung und Langzeitpflege“.
die indikatorenliste zur sozialen eingliederung ist eine andere weiterentwicklung der 
ursprünglichen Laeken-indikatoren und besteht derzeit aus 11 Primär-, 3 sekundär- und 
11 Kontextindikatoren. einige der ursprünglichen Laeken-Primärindikatoren sind nun 
sekundärindikatoren, andere sind ins Portfolio der umfassenden indikatoren verschoben 
worden, weil sie besser als Überblicksindikatoren für sozialen Zusammenhalt genutzt 
werden können, einige wurden als redundant erkannt und gestrichen47. indikatoren, 
die sowohl für soziale eingliederung als auch in der interaktion mit dem Bereich 
Beschäftigung und wachstum relevant sind, sind sowohl im Portfolio der umfassenden 
als auch der sozialen eingliederungsindikatoren enthalten.
die indikatorenlisten sowie die jeweiligen werte können bei eurostat unter folgender 
website eingesehen werden: omc (open method of coordination on social inclusion 
and social Protection)48, dort sind auch Zeitreihen für alle eu-staaten verfügbar.
47 Aus eu-siLc gestrichen: dauerhafte Armutsgefährdung bei 50% des medians.
48 http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/employment_and_social_policy_indicators/omc_social_inclusion_and_
 social_protection (12.10.2009)
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7.3. indikatoren aus eu-siLc für Österreich
in der folgenden tabelle werden die mit eu-siLc für Österreich berechneten indika-
toren zu Armut und sozialer eingliederung für die Jahre 2007 und 2008 dargestellt. 
die Liste entspricht den in früheren Publikationen an dieser stelle erscheinenden 
Laeken-indikatoren, ist aber in der nummerierung an die Listen der umfassenden in-
dikatoren (oV + nummer) bzw. der sozialen eingliederungsindikatoren (sP + nummer) 
angepasst. Zusätzlich zu den werten für 2008 sind Kennziffern der schwankungsbreite 
angegeben: der standardfehler sowie ein Konfidenzintervall bei 95%iger sicherheit 
(=irrtumswahrscheinlichkeit von 5%). diese Varianzschätzungen basieren auf der von 
eurostat empfohlenen methode der Linearisierung. eine dokumentation der metho-
dik der Varianzschätzungen findet sich im Bericht des Jahres 2004. die von eurostat 
vorgegebene Berechnung der gliederungsmerkmale ist im Kapitel erläuterungen und 
definitionen beschrieben.
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Übersicht 56: Ausgewählte Indikatoren zu Armut und sozialer Eingliederung 
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OV-1a Si-P1 Armutsgefährdungsquote nach Sozial-
transfers, in % 12,0 12,4 1.018 0,5 11,4 13,3
nach Alter und Geschlecht 
  Männer gesamt 10,6 11,2 451 0,5 10,2 12,2
  Frauen gesamt 13,4 13,5 568 0,5 12,4 14,5
  Gesamt 0-17 Jahre 14,8 14,9 239 1,1 12,8 17,0
  Gesamt 18-24 Jahre 12,5 11,2 84 1,0 9,1 13,2
  Gesamt 25-49 Jahre 10,2 10,7 321 0,6 9,6 11,8
  Gesamt 50-64 Jahre 10,7 11,1 169 0,7 9,6 12,6
  Gesamt 65+ Jahre 14,2 15,0 206 1,0 13,1 16,9
  Gesamt 18+ Jahre 11,4 11,7 780 0,4 10,9 12,6
  Gesamt 18-64 Jahre 10,7 10,9 573 0,5 10,0 11,8
  Gesamt 0-64 Jahre 11,6 11,8 812 0,5 10,8 12,9
  Männer 18-24 Jahre 9,4 10,9 43 1,3 8,4 13,5
  Männer 25-49 Jahre 9,1 9,7 144 0,6 8,5 10,8
  Männer 50-64 Jahre 10,2 10,8 81 0,9 9,1 12,5
  Männer 65+ Jahre 9,5 11,7 68 1,1 9,7 13,8
  Männer 18+ Jahre 9,4 10,5 335 0,4 9,6 11,3
  Männer 18-64 Jahre 9,4 10,2 267 0,5 9,2 11,1
  Männer 0-64 Jahre 10,8 11,1 383 0,6 10,0 12,2
  Frauen 18-24 Jahre 15,7 11,4 41 1,4 8,6 14,2
  Frauen 25-49 Jahre 11,2 11,8 177 0,6 10,5 13,0
  Frauen 50-64 Jahre 11,2 11,4 88 0,9 9,7 13,1
  Frauen 65+ Jahre 17,6 17,3 139 1,1 15,1 19,6
  Frauen 18+ Jahre 13,2 12,9 445 0,5 12,0 13,9
  Frauen 18-64 Jahre 11,9 11,6 306 0,5 10,6 12,6
  Frauen 0-64 Jahre 12,4 12,5 429 0,6 11,4 13,7
 Si-S1a nach Haushaltstyp 
  alleinlebend < 65 Jahre 18,0 17,8 94 1,1 15,6 20,0
  alleinlebend 65+ Jahre 24,1 22,7 106 1,7 19,4 26,1
  alleinlebend Männer 14,4 16,2 88 1,3 13,6 18,9
  alleinlebend Frauen 24,5 22,2 160 1,3 19,6 24,8
  alleinlebend gesamt 20,3 19,6 248 1,0 17,8 21,5
  2 Erwachsene, keine kinder, beide < 65 10,3 8,3 86 0,8 6,6 9,9
2 Erwachsene, keine kinder, zumindest 
eine Person 65+ 9,3 12,4 100 1,2 10,0 14,9
  andere Haushalte ohne kinder 4,5 6,5 68 1,3 3,9 9,1
  Ein-Eltern-Haushalt, zumindest ein kind 31,1 26,3 91 3,2 19,9 32,6
  2 Erwachsene, 1 kind 9,0 9,3 85 1,2 7,0 11,6
  2 Erwachsene, 2 kinder 10,4 10,8 134 1,3 8,3 13,4
  2 Erwachsene, mind. 3 kinder 19,3 21,3 135 2,8 15,9 26,8
  andere Haushalte mit kindern 7,0 7,6 72 1,4 4,7 10,4
  Haushalte ohne kinder 11,6 12,1 501 0,5 11,0 13,1
  Haushalte mit kindern 12,5 12,7 518 0,8 11,1 14,2
 Si-S1b nach Erwerbsintensität (w) des Haushalts 
  Haushalte ohne kinder, w = 0 23,3 24,1 141 1,8 20,5 27,7
  Haushalte ohne kinder, 0 < w < 1 7,1 10,4 125 1,1 8,2 12,7
  Haushalte ohne kinder, w = 1 4,5 3,5 48 0,5 2,6 4,5
  Haushalte mit kindern, w = 0 55,6 60,9 124 5,4 50,3 71,5
  Haushalte mit kindern, 0 < w < 0.5 27,7 29,6 78 5,4 19,1 40,1
  Haushalte mit kindern, 0.5 <= w < 1 12,2 12,5 219 1,4 9,8 15,2
  Haushalte mit kindern, w = 1 5,8 5,1 96 0,7 3,7 6,6
 Si-S1c nach Hauptaktivität und Geschlecht 
  Beschäftigt 6,1 6,3 228 0,4 5,6 7,1
  arbeitslos 41,6 41,0 94 3,2 34,6 47,3
  in Pension 12,1 13,1 230 0,7 11,7 14,6
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  andere inaktive 20,6 21,9 214 1,2 19,6 24,1
  Männer beschäftigt 6,3 6,3 128 0,4 5,4 7,2
  Männer arbeitslos 42,1 49,0 62 4,6 39,9 58,1
  Männer in Pension 9,7 11,6 93 0,9 9,8 13,4
  Männer andere inaktive 14,8 22,9 46 2,4 18,3 27,5
  Frauen beschäftigt 5,7 6,4 100 0,5 5,4 7,4
  Frauen arbeitslos 41,1 31,0 32 4,1 23,0 39,0
  Frauen in Pension 14,1 14,4 137 0,9 12,6 16,2
  Frauen andere inaktive 22,0 21,6 168 1,2 19,2 24,0
 Si-S1d nach Rechtsverhältnis an der Wohnung 
  Eigentümer oder mietfrei 8,9 8,8 460 0,5 7,8 9,8
  Mieter 17,8 18,5 559 1,0 16,5 20,4
OV-1a Si-P1 Armutsgefährdungsschwelle (illustrative Werte), in Euro 
  Einpersonenhaushalt 10.892 11.406 95 11.220 11.593
  2 Erwachsene, 2 kinder 22.873 23.953 200 23.562 24.345
OV-2 Si-C1 Ungleichheit der Einkommensverteilung, Anteilsverhältnis der Einkommensquintile 
  S80/S20 3,8 3,7 8.242 0,2 3,3 4,1
OV-1b Si-P3 Relativer Medianwert der Armutsgefährdungslücke nach Alter und Geschlecht, in % 
  Gesamt 17,0 15,3 1.018 0,8 13,7 16,8
  Männer gesamt 18,7 15,7 451 1,0 13,8 17,6
  Frauen gesamt 15,9 15,2 568 0,7 13,8 16,6
  Gesamt 0-17 Jahre 18,7 16,3 239 1,6 13,2 19,3
  Gesamt 18-64 Jahre 21,4 17,5 573 1,1 15,3 19,7
  Gesamt 65+ Jahre 12,0 13,8 206 0,8 12,2 15,4
  Gesamt 18+ Jahre 16,0 15,2 780 0,7 14,0 16,5
  Männer 18-64 Jahre 22,4 19,8 267 1,5 16,9 22,7
  Männer 65+ Jahre 11,7 13,8 68 1,4 10,9 16,6
  Männer 18+ Jahre 19,2 15,9 335 0,9 14,1 17,8
  Frauen 18-64 Jahre 19,8 16,0 306 1,1 13,8 18,2
  Frauen 65+ Jahre 12,1 13,9 139 0,9 12,2 15,5
  Frauen 18+ Jahre 14,9 14,9 445 0,6 13,6 16,1
 Si-S1e Streuung um die Armutsgefährdungsschwelle, in % 
  40% des Medians 3,4 2,4 201 0,2 2,0 2,9
  50% des Medians 6,1 5,8 474 0,4 5,0 6,5
  70% des Medians 19,5 20,1 1.654 0,6 18,9 21,2
OV-9 Si-C5 Armutsgefährdungsquote bei zeitlicher Verankerung der Armutsgefährdungsschwelle, in % 
   13,3 12,8 1.058 0,5 11,8 13,8
OV-C11 Si-C6 Armutsgefährdungsquote vor Sozialtransfers nach Alter und Geschlecht, in % 
Alters- und Hinterbliebenenleistungen zählen nicht als Sozialtransfers 
  Gesamt 24,8 24,5 2.016 0,6 23,2 25,7
  Männer gesamt 23,5 23,4 940 0,7 22,1 24,6
  Frauen gesamt 26,0 25,5 1.076 0,7 24,2 26,8
  Gesamt 0-17 Jahre 36,1 36,1 579 1,4 33,4 38,8
  Gesamt 18-64 Jahre 23,3 22,9 1.203 0,6 21,7 24,0
  Gesamt 65+ Jahre 17,2 17,0 233 1,0 15,0 18,9
  Gesamt 18+ Jahre 22,1 21,6 1.437 0,5 20,6 22,7
  Männer 18-64 Jahre 22,0 22,1 581 0,6 20,9 23,4
  Männer 65+ Jahre 12,3 12,6 72 1,1 10,5 14,7
  Männer 18+ Jahre 20,3 20,4 654 0,5 19,3 21,5
  Frauen 18-64 Jahre 24,6 23,6 622 0,7 22,3 24,9
  Frauen 65+ Jahre 20,7 20,1 161 1,2 17,8 22,4
  Frauen 18+ Jahre 23,7 22,8 783 0,6 21,6 23,9
Alters- und Hinterbliebenenleistungen zählen als Sozialtransfers 
  Gesamt 43,6 42,5 3.504 0,7 41,1 43,9
  Männer gesamt 40,2 39,5 1.588 0,7 38,1 40,9
  Frauen gesamt 46,8 45,4 1.915 0,8 43,9 46,9
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  Gesamt 0-17 Jahre 39,0 38,8 622 1,4 36,0 41,6
  Gesamt 18-64 Jahre 33,2 31,9 1.680 0,7 30,6 33,2
  Gesamt 65+ Jahre** 89,1 87,3 1.201 0,9 85,6 89,0
  Gesamt 18+ Jahre 44,7 43,4 2.881 0,6 42,2 44,6
  Männer 18-64 Jahre 30,4 29,5 775 0,7 28,2 30,9
  Männer 65+ Jahre 87,8 86,8 500 1,1 84,6 89,0
  Männer 18+ Jahre 40,5 39,8 1.275 0,6 38,6 41,1
  Frauen 18-64 Jahre 36,1 34,3 905 0,7 32,9 35,7
  Frauen 65+ Jahre** 90,0 87,7 701 1,0 85,7 89,7
  Frauen 18+ Jahre 48,5 46,7 1.606 0,6 45,5 48,0
 Si-C2 Ungleichheit der Einkommensverteilung, Gini-Koeffizient  
  Gini-koeffizient 26,1 26,1 8.242 0,6 24,9 27,3
OV-11 Si-C8 Armutsgefährdungsquote von Erwerbspersonen, in % 
  Gesamt 5,8 5,9 198 0,4 5,2 6,6
  Vollzeit 5,3 5,6 151 0,4 4,8 6,3
  teilzeit 8,1 7,3 47 0,8 5,7 8,9
 Si-P2 Dauerhafte Armutsgefährdung  
    2004-2007*** 5,1    
Q: StatiStik auStria, Eu-SiLC 2007 und 2008, Stand 25. September 2009. - OV…Overarching indicator, Si…Social inclusion indicator (P 
bezeichnet Primär-, S Sekundär- und C kontextindikatoren). - * Gegenüber den bisher für 2007 publizierten Ergebnissen ergeben sich geringfü-
gige abweichungen: Gemäß geänderten Eurostat-Vorgaben werden Sachleistungen (mit ausnahme Firmen-PkW) nicht mehr im unselbständi-
geneinkommen berücksichtigt. Näheres ist im kapitel 5 nachzulesen. - ** Varianzschätzung mit Bootstrap anstatt Linearisierung. - *** Derzeit ist 
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http://www.statistik.at/web_de/frageboegen/private_haushalte/eu_silc/index.
html#index10 (27.11.2009)
die standard-dokumentationen mit metainformationen (definitionen, erläuterungen, 
methoden, Qualität) zu eu-siLc sind abrufbar unter:
http://www.statistik.at/web_de/dokumentationen/soziales/index.html (30.10.2009).
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9. erLäuterungen und definitionen
methodische erLäuterungen
Quelle: sämtliche Auswertungen basieren auf der erhebung eu-siLc – statistics on 
income and Living conditions für das erhebungsjahr 2008. Vergleichswerte für 2007 
stammen aus eu-siLc 2007. Andere Quellen sind angeführt.
Zeitlicher Bezug: referenzjahr: Angaben zum Jahreseinkommen und damit zur Armuts-
gefährdung beziehen sich auf das Jahr 2007, ebenso Angaben, die den „haupttätig-
keitenkalender“ (nennung der haupttätigkeit pro Kalendermonat im Jahr 2007) zur 
grundlage haben: erwerbsstatus, erwerbsintensität und dauer der Arbeitslosigkeit. 
erhebungszeitpunkt: informationen über haushaltszusammensetzung, aktuelle haupt-
tätigkeit, aktuelle erwerbstätigkeit, aktuelles monatseinkommen unselbständiger, 
Ausstattung mit Konsumgütern usw. beziehen sich hingegen auf das Jahr 2008.
Klammerung: Zahlen in Klammern beruhen auf geringen fallzahlen. sind in der 
randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 fälle vorhanden, wird 
geklammert. Zahlen, die auf randverteilungen von weniger als 20 beruhen, werden 
nicht ausgewiesen.
Bundesländerergebnisse: eu-siLc weist auch ergebnisse nach Bundesländern aus. es 
wird darauf hingewiesen, dass die stichprobe für eu-siLc repräsentativ für Österreich 
gezogen wurde und daher Auswertungen auf Bundesländerebene mit einer höheren 
schwankungsbreite der ergebnisse behaftet sind. eine interpretation der werte und 
etwaiger differenzen darf nur unter Berücksichtigung der stichprobengröße und des 




Zufriedenheit: Befragt wurden nur Personen ab 16 Jahren, fehlende werte wurden 
nicht imputiert. in Proxy-interviews wurden keine Zufriedenheitsfragen gestellt (d.h. 
nur selbstauskünfte), daher schwanken die fallzahlen. Auswertungen beziehen sich 
jeweils nur auf die gültigen fälle.
gesundheit: fehlende werte wurden nicht imputiert, daher schwanken die fallzahlen. 
Auswertungen beziehen sich jeweils nur auf die gültigen fälle.
Veränderungen im frAgeBogen 2007/2008
Zahlungsrückstände bei miete, Krediten, Betriebskosten: änderung der Antwortcodes. 
die Antwortcodes „Ja“ bzw. „nein“ werden ab 2008 durch die codes „Ja, einmal“, 
„Ja, zweimal oder öfter“ und „nein“ ersetzt. änderungen dieser fragen fließen über 
das merkmal „rechtzeitiges Begleichen regelmäßiger Zahlungen“ in den indikator 
finanzielle deprivation ein.
fragen zur gesundheit: geänderte fragestellungen zwecks harmonisierung mit der 
österreichischen gesundheitsbefragung (At-his). änderungen dieser fragen betreffen 
auch die messung von deprivation im Bereich gesundheit.
subjektive gesundheit: fragestellung 2007: „wie ist ihr allgemeiner gesundheitszu-
stand?“ fragestellung 2008: „wie ist ihre gesundheit im Allgemeinen?“
chronische Krankheit: fragestellung 2007: „haben sie eine chronische Krankheit?“ 
fragestellung 2008: „haben sie eine chronische, also dauerhafte Krankheit oder ein 
chronisches, also dauerhaftes gesundheitliches Problem?“
Behinderung: fragestellung 2007: „sind sie seit zumindest einem halben Jahr durch eine 
Behinderung oder eine sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung bei der Verrichtung 
alltäglicher Arbeiten beeinträchtigt?“ fragestellung 2008: „sind sie seit zumindest 
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einem halben Jahr durch ein gesundheitliches Problem bei tätigkeiten des normalen
Alltagslebens eingeschränkt?“
nichtinanspruchnahme von ärztlichen/zahnmedizinischen untersuchungen oder Be-
handlungen: fragestellung umformuliert: fragestellung 2007: „Kam es in den letzten 12 
monaten einmal oder mehrmals vor, dass sie dringend eine zahnmedizinische untersu-
chung oder Behandlung / eine sonstige medizinische untersuchung oder Behandlung 
benötigt hätten und aus irgendeinem grund nicht in Anspruch genommen haben?“ 
fragestellung 2008: „haben sie in den vergangenen 12 monaten jedes mal, wenn sie 
eine zahnmedizinische/eine sonstige medizinische untersuchung oder Behandlung 
dringend benötigt haben, diese auch in Anspruch genommen?“
definitionen
einKommen
Primäreinkommen: faktoreinkommen + Altersleistungen ab erreichen des Pensions-
alters (frauen 60, männer 65 Jahre) vor steuern und Abgaben + einkünfte aus Kapital 
und Vermögen, wenn diese weniger als 100 euro pro Jahr oder weniger als 1% des 
haushaltseinkommens ausmachen.
faktoreinkommen (=Brutto-markteinkommen): Arbeitseinkommen + Kapitaleinkommen.
Arbeitseinkommen (=erwerbseinkommen): einkommen aus unselbständiger tätigkeit 
(inkl. gelegenheitsarbeit, trinkgelder, sonderzahlungen und Zulagen wie Abfertigungen, 
urlaubsentschädigungen, Abfindungen, familienzulagen, mitarbeiterbeteiligungen, 
Überstundenzahlungen, Provisionen, Prämien, sacheistungen, firmenwagen etc. 
und selbständigeneinkommen (werkvertrags- und freie dienstnehmer, freiberufler, 




Kapitaleinkommen: einkommen aus Zinsen, dividenden, Kapitalbeteiligungen und 
sonstige Vermögenserträge, einkünfte aus Vermietung und Verpachtung vor steuern 
und Abgaben.
Altersleistungen (=Pensionen): Leistungen für Personen im Pensionsalter (frauen 60, 
männer 65 Jahre); neben eigen- und hinterbliebenenpensionen auch unfallrente, 
invaliditätspension und Pflegegeld (ab erreichen des Pensionsalters).
sekundäreinkommen: Primäreinkommen + sozialleistungen (inkl. Altersleistungen 
vor erreichen des gesetzlichen Pensionsalters) - Abgaben (steuern, sozialversiche-
rungsbeiträge).
sozialleistungen: sozialleistungen durch die öffentliche hand: familienleistungen (fa-
milienbeihilfe, wochengeld, Kinderbetreuungsgeld, staatliche unterhaltsvorschüsse, 
hinterbliebenenleistungen), Arbeitslosenleistungen (Arbeitslosengeld, notstandshilfe, 
Altersteilzeit - Betrag vom Ams, Leistung zur deckung des Lebensunterhalts, vorzei-
tige Alterspension wegen Arbeitslosigkeit, gesundheitsleistungen (Krankengeld; 
unfallrente, Pflegegeld, invaliditätspension vor erreichen des gesetzlichen Pensi-
onsalters; sonstige unfall- und Krankenleistungen), Bildungsleistungen (stipendien 
und studienbeihilfen, studiengebührenrückerstattung, sonstige Bildungsleistungen), 
wohnbeihilfen und sozialhilfe.
Verfügbares haushaltseinkommen: sekundäreinkommen + erhaltene Privattransfers 
– geleistete Privattransfers. netto-Jahreseinkommen eines haushaltes 2007.
Privattransfers: Alimente und unterhaltszahlungen und freiwillige unterstützungen 
zwischen haushalten.
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Private einkommen: regelmäßig erhaltene Privattransfers, Kapitaleinkommen, ein-
kommen aus Vermietung oder Verpachtung.
monatliches erwerbseinkommen brutto: Zum Befragungszeitpunkt 2008 aktuelles 
Bruttomonatseinkommen unselbständig erwerbstätiger.
haushaltsbudget: Verfügbares haushaltseinkommen - wohnkosten.
Aktuelles monatliches haushaltseinkommen: selbsteinschätzung des gesamten 
monatlichen nettohaushaltseinkommen (inkl. erwerbseinkommen, Pensionen, 
sozialleistungen, Privattransfers aller haushalsmitglieder) zum Befragungszeitpunkt.
eu-skala (=modifizierte oecd-skala): für jeden haushalt wird ein grundbedarf ange-
nommen, der 100% des Bedarfs eines erwachsenen entspricht (0,5 Konsumäquiva-
lente), weiters erhält jede erwachsene Person ein gewicht von 0,5 und Kinder unter 
14 ein gewicht von 0,3 (60% eines erwachsenenäquivalents).
äquivalenzeinkommen: gewichtetes verfügbares haushaltseinkommen. die gewichtung 
wird auf Basis der eu-skala berechnet und das verfügbare haushaltseinkommen wird 
durch die summe der gewichte je haushalt dividiert.
haupteinkommensquelle des haushalts: Jene einkommensquelle nach obiger defini-
tion, die den größten Beitrag zum haushaltseinkommen leistet.
hauptverdiener bzw. hauptverdienerin: diejenige Person im haushalt mit dem größten 
Beitrag zum haushaltseinkommen.
Zweitverdiener bzw. Zweitverdienerin: Person mit dem zweithöchsten einkommen 




weitere Verdiener und Verdienerinnen: in haushalten mit drei oder mehr Personen, 
diejenigen, die nach dem/der hauptverdienenden und dem/der Zweitverdienenden 
auch noch ein einkommen beziehen. deren einkommen werden kumuliert ausgewiesen.
VerteiLungs- und ungLeichheitsKennZiffern
median: wert, der die einkommensverteilung in zwei gleich große hälften teilt. genau 
50% liegen unterhalb, die übrigen 50% oberhalb des wertes.
Quartile (einkommensviertel): werte, die die Verteilung in vier gleich große teile teilen. 
25% liegen unterhalb des ersten Quartils, das zweite Quartil entspricht dem median, 
75% liegen unterhalb und 25% oberhalb des dritten Quartils.
dezile (einkommenszehntel): werte, die die Verteilung in zehn gleich große teile teilen. 
10% liegen unterhalb des wertes des ersten dezils, 90% liegen unterhalb und 10% 
oberhalb des wertes des neunten dezils.
s80/s20: summe der äquivalenzeinkommen des obersten einkommensfünftels (80% 
niedriger als ...) dividiert durch summe der äquivalenzeinkommen des untersten 
einkommensfünftels (20% niedriger als ...).
P90/P10: wert des neunten dezils (90% niedriger als ...) dividiert durch grenze des 
ersten dezils (10% niedriger als ...).
gini-Koeffizient: Kennzahl für einkommenskonzentration (totale gleichverteilung = 
0%, totale Konzentration auf einen einzelfall = 100%).
einkommensgruppen: gemessen am medianeinkommen (19.011 euro): niedrige 
einkommen (unter 60% des äquivalisierten medianeinkommens – unter 11.406 euro; 
das entspricht der gruppe der Armutsgefährdeten), mittlere einkommen (60-180% 
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des äquivalisierten medianeinkommens – zwischen 11.407 und 34.220 euro), hohe 
einkommen (über 180% des äquivalisierten medianeinkommens – über 34.220 euro).
Armutsgefährdung
Armutsgefährdungsschwelle: der Betrag des äquivalisierten haushaltseinkommens, 
der die grenze für Armutsgefährdung bildet. Bei äquivalisierten haushaltseinkommen 
unter diesem schwellenwert wird Armutsgefährdung angenommen. wenn nicht anders 
ausgewiesen, handelt es sich um die festlegung der Armutsgefährdungsschwelle nach 
eurostat-definition bei 60% des medians des äquivalisierten haushaltseinkommens. der 
Betrag für diese schwelle liegt 2008 bei 951 euro (äquivalisiertes haushaltseinkommen, 
d.h. für einen einpersonenhaushalt gerechnet) pro monat oder 11.406 euro pro Jahr.
Armutsgefährdung (nach sozialleistungen): Alle Personen, deren äquivalisiertes 
haushaltseinkommen unterhalb eines festgelegten schwellenwertes (Armutsge-
fährdungsschwelle = 60% des medians) liegt, gelten als armutsgefährdet. ist von 
„Armutsgefährdung“ oder „Armutsrisiko“ ohne Zusatz die rede, ist immer die Armuts-
gefährdung nach sozialleistungen gemeint.
Armutsgefährdung vor sozialleistungen und Pensionen: Armutsgefährdung bei Abzug 
der sozialtransfers und Pensionen vom haushaltseinkommen unter Beibehaltung der 
Armutsgefährdungsschwelle von 60% des medians des äquivalenzeinkommens inkl. 
Pensionen und sozialleistungen.
Armutsgefährdung vor sozialleistungen: Armutsgefährdung bei Abzug der sozialtransfers 
vom haushaltseinkommen unter Beibehaltung der Armutsgefährdungsschwelle von 
60% des medians des äquivalenzeinkommens inkl. Pensionen und sozialleistungen.




Anteil der Personen, deren äquivalisiertes haushaltseinkommen unter der Armutsge-
fährdungsschwelle liegt, an der gesamtbevölkerung.
Anteil an Armutsgefährdeten: Prozentanteil der Armutsgefährdeten einer bestimmten 
gruppe an allen Armutsgefährdeten.
Armutsgefährdungslücke: maß für die intensität der Armutsgefährdung definiert als 
durchschnittliche Abweichung des medianen äquivalenzeinkommens der Armutsge-
fährdeten von der Armutsgefährdungsschwelle in Prozent dieser schwelle.
dauerhafte Armutsgefährdung: Armutsgefährdung am ende des Beobachtungszeitraumes, 
dass heißt im aktuellsten Jahr und in mindestens zwei von drei vorhergehenden Jahren.
dePriVAtion
mit der Berichterstattung 2007 erfolgte eine umstellung des Konzepts zur messung 
von deprivation. das Konzept der primären deprivation wurde durch die messung der 
teilhabe am mindestlebensstandard ersetzt. deprivation: mangelnde teilhabe am min-
destlebensstandard (finanzielle deprivation), bei der Ausstattung mit Konsumgütern 
(sekundäre deprivation), bei gesundheit, wohnen oder im wohnumfeld.
finanzielle deprivation: das unvermögen, aus finanziellen gründen am definierten 
mindestlebensstandard teilzuhaben.
Auftreten von zumindest zwei der folgenden Probleme:
der haushalt kann es sich nicht leisten
 » die wohnung angemessen warm zu halten
 » regelmäßige Zahlungen (miete, Betriebskosten, Kreditrückzahlungen, wohn- 
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nebenkosten, gebühren für
 » wasser-, müllabfuhr und Kanal, sonstige rückzahlungsverpflichtungen) in den 
letzten 12 monaten rechtzeitig zu begleichen
 » notwendige Arzt- oder Zahnarztbesuche in Anspruch zu nehmen
 » unerwartete Ausgaben bis zu 900€ zu finanzieren (z.B. für reparaturen; der 
Betrag entspricht der gerundeten monatlichen Armutsgefährdungsschwelle aus 
eu-siLc 2006)
 » neue Kleidung zu kaufen
 » Jeden zweiten tag fleisch, fisch (oder entsprechende vegetarische speisen) zu 
essen
 » freunde oder Verwandte einmal im monat zum essen einzuladen.
die merkmale entsprechen großteils dem bis zur Berichterstattung 2006 angewandten 
Konzept der „primären deprivation“, ergänzt wurde die Leistbarkeit von treffen mit 
freunden und Verwandten und die Leistbarkeit von Arztbesuchen, nicht mehr inkludiert 
ist die möglichkeit, eine woche urlaub an einem anderen ort zu machen.
mit regelmäßigen Zahlungen im rückstand: Zusätzlich zu Zahlungsrückständen bei 
Kreditrückzahlungen für haus oder wohnung, für miete (inkl. Betriebskosten), für 
wohnnebenkosten und für sonstige rückzahlungen werden ab 2008 auch Zahlungs-
rückstände für Betriebskosten von wohnungseigentümern und Bewohnern mietfreier
wohnungen sowie Zahlungsrückstände für wasser-, müllabfuhr- und Kanalgebühr 
ausgewiesen.
sekundäre deprivation: der erzwungene Verzicht auf als erstrebenswert geltende güter. 
Zumindest drei der folgenden gebrauchsgüter im haushalt können aus finanziellen 










gesundheitliche Beeinträchtigung: Zumindest zwei der folgenden Probleme treten auf:
 » hat einen sehr schlechten gesundheitszustand
 » ist seit zumindest einem halben Jahr durch ein gesundheitliches Problem stark 
eingeschränkt
 » hat eine chronische Krankheit oder ein dauerhaftes gesundheitliches Problem.
Prekäre wohnqualität: Zumindest zwei der folgenden Probleme treten auf:
 » kein Bad/dusche oder kein wc in der wohnung
 » schimmel oder feuchtigkeit
 » dunkle räume
 » keine waschmaschine.
wohnumgebungsbelastung: Zumindest zwei der folgenden Probleme treten auf: hat 
Probleme in der wohngegend:
 » Lärmbelästigung
 » Luft- oder wasserverschmutzung durch Verkehr oder industrie
 » Kriminalität, gewalt, Vandalismus.
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LeBensLAgen
manifeste Armut: finanzielle deprivation und Armutsgefährdung treten gemeinsam auf.
einkommensmangel: Armutsgefährdung ohne feststellbare merkmale finanzieller 
deprivation.
teilhabemangel: finanzielle deprivation ist feststellbar, keine Armutsgefährdung.
Kein mangel: weder Armutsgefährdung noch finanzielle deprivation lassen eine 
Benachteiligung erkennen.
im unterschied zur Berichterstattung bis 2006 werden im nun angewandten Konzept 
Armutslagen als Zusammenwirken von Armutsgefährdung und finanzieller deprivation 
definiert. Von 2003 bis 2006 wurden Armutslagen als ergänzung von deprivation in 
zumindest einem Bereich (primäre deprivation, sekundäre deprivation, deprivation 
in den Bereichen gesundheit, wohnen oder wohnumgebung) und Armutsgefährdung 
verstanden.
regionALe gLiederung
einwohnerzahl in der region nach gemeindegrößenklassen: wien; >100.000: gemein-
den mit mehr als 100.000 einwohnern, ohne wien (graz, Linz, salzburg, innsbruck), 
<10.000: gemeinden mit mehr als 10.000 und weniger als 100.000 einwohnern; 





das ausgewiesene Alter ist jenes zum 1.1. des erhebungsjahres.
erwerbsalter: 20 bis 64 Jahre.
Pensionsalter: 65+ Jahre.
stAAtsBÜrgerschAft
Österreich: Personen mit österreichischer staatsbürgerschaft
eingebürgerte (nicht eu/eftA): Personen mit österreichischer staatsbürgerschaft, die 
vormals keine eu-27- oder eftA-staatsbürgerschaft hatten.
nicht Österreich: Personen ohne österreichischer staatsbürgerschaft.
Ausländerinnen und Ausländer (aus nicht-eu-/eftA-staaten): mindestens eine Person 
im haushalt hat keine eu-27-/eftA-staatsbürgerschaft.
eu/eftA: Als eu-staatsbürgerschaft wird die staatsbürgerschaft eines Landes der eu-
27 angesehen. eftA: schweiz, norwegen und island.
sonstiges Ausland: Personen ohne eu/eftA-staatsbürgerschaft.
hÖchster BiLdungsABschLuss
für Personen ab 16 Jahren.
maximal Pflichtschule: die befragte Person verfügt über keinen schulabschluss oder 
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hat höchstens die Pflichtschule abgeschlossen.
Lehre/mittlere schule: Abschluss einer Lehrausbildung, meister-/werkmeisterausbil-
dung oder einer berufsbildenden mittleren schule, Krankenpflegeschule.
matura: Abschluss einer matura (Bhs, Ahs, extern) inkl. Kolleg, Abiturientenlehrgang.
universität: Abschluss eines studiums an einer universität, Akademie oder fach-
hochschule.
höchste abgeschlossene Bildung im haushalt: höchster Bildungsabschluss eines 
haushaltsmitglieds.
hAushALtstyPen
in den tabellen werden immer Personen in haushalten ausgewiesen. Kontextabhängig 
ergeben sich unterschiedliche definitionen für Kinder.
haushalt mit/ohne Pension: Als haushalte mit Pension (zur definition von Altersleis-
tungen/Pension s. einkommen) werden jene definiert, deren einkommen zu mindes-
tens 50% aus Pensionen stammt, als haushalte ohne Pension entsprechend jene, wo 
Pensionen weniger als 50% des einkommens ausmachen.
haushalt mit Kindern: haushalte ohne Pension, in dem Kinder, Jugendliche und 
abhängige junge erwachsene unter 27 Jahren leben.
Kind: Kinder, Jugendliche und abhängige junge erwachsene unter 27 Jahren. Kinder 
sind neben unter 16- Jährigen auch Personen unter 27, die mit mindestens einem el-




Voraussetzungen zum Bezug der familienbeihilfe in Österreich.
Kinder unter 20 Jahren: reine Altersdefinition: Kindesalter (< 20) in Abgrenzung zu 
erwerbsalter (20-64) und Pensionsalter (65+)
Kinder in Altersgruppen: reine Altersdefinition mit unterschiedlichem höchstalter.
Kinder unter 18 oder unter 24 Jahren: in der eurostat definition für die indikatoren 
gelten unter 18-Jährige in jedem fall als Kinder. 19- bis 24-Jährige gelten dann als 
Kinder, wenn sie in haushalten mit einem elternteil leben und weder erwerbstätig 
noch arbeitslos oder arbeitsuchend sind (s. Kapitel 7).
Kinder unter 16 Jahren: Kinder unter 16 Jahren werden in der erhebung nicht selbst 
befragt. eine Auskunftsperson erteilt informationen über Betreuung und Bildung. 
merkmale von Personen (Zufriedenheit, gesundheit) werden daher nur für Personen 
über 16 Jahren ausgewiesen.
Alleinlebend: einpersonenhaushalt
mehrpersonenhaushalt (mPh): mindestens zwei Personen leben im haushalt.
ein-eltern-haushalt: der haushalt setzt sich zusammen aus einer erwachsenen Person 
und mindestens einem Kind.
haushalte mit männlichem hauptverdiener/weiblicher hauptverdienerin: gliederung 
nach geschlecht der Person im haushalt mit dem größten Beitrag zum haushaltsein-
kommen.
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ArBeit, erwerBsintensität, PreKäre Beschäftigung
Ausgewiesen wird sowohl die aktuelle haupttätigkeit zum Befragungszeitpunkt 2008, 
als auch über die haupttätigkeit im referenzjahr der erwerbsstatus 2007.
Aktuelle haupttätigkeit 2008
selbsteinschätzung der aktuellen haupttätigkeit von Personen ab 16 Jahren. erwerbs-
tätigkeit: selbständige und unselbständige erwerbstätigkeit, gegliedert nach teil- und 
Vollzeit. Präsenz- u. Zivildiener werden aufgrund der geringen fallzahl den erwerbs-
tätigen zugeordnet. Personen mit haushaltstätigkeit und Betreuungsaufgaben und 
sonstige nicht erwerbstätige sind unter der Kategorie „haushalt“ zusammengefasst.
erwerbstätig: Aktuell erwerbstätige Personen laut selbsteinschätzung der haupttätigkeit 
2008: Arbeitnehmerin (auch Lehrling), selbständig oder mithelfend im familienbetrieb 
(aber nicht angestellt)-im erwerbsalter. Präsenz- und Zivildiener werden auf grund 
geringer fallzahlen auch den erwerbstätigen zugerechnet.
teilzeit erwerbstätig: weniger als 35 stunden pro woche erwerbstätig.
Vollzeit erwerbstätig: mind. 35 stunden pro woche erwerbstätig.
Zufriedenheit mit der haupttätigkeit: subjektive einschätzung der Zufriedenheit mit 
der gegenwärtigen haupttätigkeit. 6= sehr zufrieden, 1= sehr unzufrieden; nur selbst-
auskünfte von Personen ab 16 Jahren.
Berufliche stellung: Klassifikation nach beruflicher funktion in der aktuellen haup-




haupttätigkeit im referenzjahr (2007)
erwerbsstatus 2007: die Zuordnung basiert auf dem „haupttätigkeitskalender“ (haupt-
tätigkeit pro Kalendermonat im Jahr 2007, selbsteinschätzung). Personen werden 
dann einer vorwiegenden haupttätigkeit zugeordnet, wenn sie diese mind. 6 monate 
ausgeübt haben. Personen, mit mehrmals wechselnden haupttätigkeiten werden in der
Kategorie „sonstige mischformen“ zusammengefasst. wenn zwei tätigkeiten jeweils 
sechs monate ausgeübt wurden, wird der status angeführt, den die Person zuletzt hatte.
erwerbsaktiv: die Person war 2007 mindestens ein monat erwerbstätig oder arbeits-
los. Präsenz- u. Zivildiener werden aufgrund der geringen fallzahl den erwerbstätigen 
zugeordnet.
ganzjährig erwerbstätig: die Person war 2007 12 monate erwerbstätig. differenziert 
wird nach selbsteinschätzung in vorwiegend Vollzeit und vorwiegend teilzeit.
nicht ganzjährig erwerbstätig: die Person war 2007 weniger als 12 monate erwerbs-
tätig, aber mindestens 6 monate Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig oder im haushalt 
tätig waren.
Arbeitslos: die Person war 2007 mindestens 6 monate arbeitslos.
nicht erwerbsaktiv: die Person war 2007 kein monat erwerbstätig oder arbeitslos.
erwerbsintensität der Person: Anteil erwerbstätiger monate einer Person im Jahr 2007. 
monate mit teilzeiterwerbstätigkeit werden als halbe erwerbsmonate gerechnet. 
wurden mehr als 75% der maximalen erwerbsmonate erreicht, zählt das als volle er-
werbstätigkeit, bis zu 75% zählt als teilweise erwerbstätigkeit, keine erwerbstätigkeit
bei null erwerbsmonaten.
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erwerbsintensität des haushalts: Anteil erwerbstätiger monate an maximalen erwerbs-
monaten aller Personen im erwerbsalter im haushalt im Jahr 2007 unter Berücksich-
tigung von Voll- oder teilzeit. monate mit teilzeiterwerbstätigkeit werden als halbe 
erwerbsmonate gerechnet. wurden mehr als 75% der maximalen erwerbsmonate im 
haushalt erreicht, zählt das als volle erwerbsintensität, bis zu 75% zählt als teilweise 
erwerbsintensität, keine erwerbsintensität bei null erwerbsmonaten. Ausgewiesen 
werden nur Personen in haushalten mit mindestens einer Person im erwerbsalter.
PreKäre Beschäftigung
teilzeit <12h: Aktuelle erwerbstätigkeit im Ausmaß von weniger als 12 wochenstunden.
nicht ganzjährig beschäftigt: Beschäftigungsdauer im Jahr 2007 betrug laut haupttä-
tigkeitskalender weniger als 10 monate.
werk-/dienstvertragsnehmer bzw. werk-/dienstvertragsnehmerin: Aktuelle erwerbs-
tätigkeit ist durch werkvertrag oder freien dienstvertrag geregelt oder es wurde 2007 
ein einkommen aus werk-/dienstverträgen bezogen.
Befristeter oder kein Vertrag : unselbständig erwerbstätige mit befristetem oder ohne 
Arbeitsvertrag.
niedriglohnbeschäftigung: Alle unselbständig beschäftigten Personen (ohne Lehrlin-
ge) mit einer normalarbeitszeit von über 12 stunden pro woche, deren stundenlohn 
brutto weniger als 5,77 euro beträgt. selbst bei Vollzeitbeschäftigung (40h) würde 
mit diesem stundenlohn kein monatslohn von 1.000 brutto € erreicht. Ausgewiesen
wird zusätzlich die subgruppe der Personen mit niedriglohnbeschäftigung, deren 





eu-siLc definition ab 2007: Personen im erwerbsalter (20-64), die im referenzjahr laut 
haupttätigkeitskalender zumindest ein monat erwerbstätig waren und deren äquivali-
siertes haushaltseinkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle liegt. Personen, 
die im referenzjahr mehr als sechs monate arbeitslos waren sind nicht berücksichtigt. 
Bis 2007 wurden Personen im erwerbsalter (20-64), die im erhebungsjahr erwerbstätig 
sind und deren äquivalisiertes haushaltseinkommen unter der Armutsgefährdungs-
schwelle liegt als „working poor“ definiert.
ArBeitsLosigKeit
Aktuelle haupttätigkeit arbeitslos: selbsteinschätzung zum Befragungszeitpunkt (2008).
Arbeitslos: Person war laut haupttätigkeitskalender 2007 mindestens ein monat 
arbeitslos.
erwerbsstatus arbeitslos: Person war 2007 mindestens 6 monate arbeitslos.
KonsumgÜter
Vorhandensein von Konsumgütern: es wird ausgewiesen, ob sich die folgenden 
Konsumgüter im haushalt befinden, egal, ob sie in dessen Besitz, geliehen oder ge-
mietet sind: internetanschluss, dVd-Player, Pc, geschirrspülmaschine, privater PKw, 
festnetztelefon, handy.
Aus finanziellen gründen fehlende Konsumgüter: im haushalt fehlt/fehlen eines/meh-
rere der oben genannten Konsumgüter, weil es sich der haushalt nicht leisten kann.
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wohnsituAtion
Überbelag: orientiert sich am Kriterium der gemeinde wien bei der Vergabe von 
gemeindewohnungen. Als überbelegt zählt ein haushalt, wenn die wohnfläche weniger 
als 16m² beträgt, im mittel weniger als 8 m² pro wohnraum zur Verfügung stehen oder 
die Anzahl der wohnräume im Verhältnis zur Zahl der Personen im haushalt zu gering 
ist: weniger als 2 räume für 2 Personen, weniger als 3 räume für 3 oder 4 Personen, 
weniger als 4 räume für 5 oder 6 Personen, weniger als 5 räume für 7 oder 8 Personen, 
weniger als 6 räume für mehr als 8 Personen.
wohnzufriedenheit: subjektive einschätzung der Zufriedenheit mit der gegenwärti-
gen wohnsituation. 6=sehr zufrieden, 1=sehr unzufrieden; nur selbstauskünfte von 
Personen ab 16 Jahren.
wohnkosten: nach eu-skala äquivalisierte Kosten pro Jahr für alle rechtsverhältnisse 
für miete, Betriebskosten, Zinszahlungen für Kredite zur schaffung oder sanierung von 
wohnraum, heizung, energie, instandhaltung
wohnkosten pro m² nutzfläche: gesamte wohnkosten des haushalts, d. h. nicht 
äquivalisierte wohnkosten, dividiert durch die nutzfläche der wohnung.
wohnkostenbelastung: subjektiv wahrgenommene Belastung durch wohnkosten.
wohnkostenanteil: Anteil der äquivalisierten wohnkosten am äquivalenzeinkommen.
ÜBerschuLdung und finAnZieLLe exKLusion (moduL 2008)





Verschuldung: Personen in haushalten mit aktuellen Kreditverpflichtungen mit oder 
ohne Kontokorrentkredit.
schuldnerinnen und schuldner: Personen in haushalten mit aktuellen Kreditverpflich-
tungen, oder die aktuell rückstände bei Zahlungen haben oder aktuell das Konto 
überzogen haben.
Überschuldung: Zahlungsrückstande aus finanziellen gründen aktuell oder in den 
letzten 12 monaten bei Kreditraten für wohnung oder Konsum oder bei laufenden 
Zahlungen wie miete, Betriebskosten, für strom, gas oder wenn fällige rechnungen 
nicht rechtzeitig bezahlt werden können.
Kredite:
 » wohnkredit: Kredit zur wohnraumbeschaffung, -erhaltung oder -sanierung für die 
selbstbewohnte eigentums- oder mietwohnung.
 » Konsumkredit: Kreditverbindlichkeiten für ratenkäufe, Leasingverträge und 
rückzahlungsverpflichtungen um Lebenshaltungskosten wie nahrungsmittel, 
heizkosten, miete bezahlen zu können
 » Kontokorrentkredit: Konto zumindest eines haushaltsmitgliedes ist aufgrund von 
finanzieller schwierigkeiten überzogen, z.B. bei dringendem geldbedarf, Ausga-
ben höher als einnahmen.
mittlerer Anteil der rückstände: median der Anteile der aktuellen Zahlungsrückstände 
am aktuellen verfügbaren monatlichen haushaltseinkommen.
finanzielle schwierigkeiten: subjektive einschätzung immer wieder kleinere finanzielle 
schwierigkeiten zu haben oder ernsthafte finanzielle schwierigkeiten in den letzten 5 
Jahren oder länger zurückliegend.
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umgang mit finanziellen schwierigkeiten:
 » haushalt hat mindestens einmal wegen finanziellen schwierigkeiten unterstüt-
zung von freunden oder Verwandten etc. erhalten (geld geliehen oder ge-
schenkt).
 » es gab zumindest einmal den Versuch finanzielle schwierigkeiten mit geld- 
instituten zu regeln (umschuldung etc…).
 » es gab mindestens einmal Kontakt zu einer schuldnerberatungsstelle oder ähnli-
chen Beratungsstellen (Konsumentenberatungsstelle, sozialberatungsstelle)
finanzielle exklusion (Ausgrenzung):
 » Kein Konto: Keine Person im haushalt hat aktuell ein Konto.
 » Keine Kreditkarte: Keine Person im haushalt hat aktuell eine Kreditkarte.
gesundheit
nur Personen ab 16 Jahren.
subjektiver gesundheitszustand: einschätzung des eigenen gesundheitszustandes. 
5=sehr gut, 1=sehr schlecht.
gesundheitsbeeinträchtigungen: der eigene gesundheitszustand als schlecht oder 
sehr schlecht eingeschätzt, chronische Krankheiten oder gesundheitliche Probleme 
liegen vor, einschränkungen auf grund gesundheitlicher Probleme liegen vor, eine 





Behinderung: subjektiv wahrgenommene einschränkung bei der Verrichtung alltäglicher 
Arbeiten, die mindestens schon 6 monate andauert.
LeBensZufriedenheit
nur Personen ab 16 Jahren.
subjektive einschätzung der gegenwärtigen Zufriedenheit mit dem Leben. 6=sehr 
zufrieden, 1= sehr unzufrieden; nur selbstauskünfte von Personen ab 16 Jahren.
fAmiLie / KinderBetreuung
Kind – definitionen s. haushaltstypen.
Art der Kinderbetreuung: Anteil der mind. eine stunde pro woche betreuten Kinder 
bis 12 Jahre in Krippe/Kindergarten/Vorschule, hort/nachmittagsbetreuung, durch 
tagesmutter oder sonstige bezahlte Privatpersonen und in der schule an allen Kindern 
bis 12 Jahre.
Kinderbetreuung jüngstes Kind: wird das jüngste Kind unter 12 Jahren im haushalt mind. 
1 stunde pro woche in Krippe/Kindergarten/Vorschule, hort/nachmittagsbetreuung, 
durch tagesmutter oder sonstige bezahlte Privatperson betreut? ohne Pflichtschule.
Betreuungsstunden pro woche: Betreute stunden (ohne Pflichtschule).
schulbesuch: 10-14-jährige Kinder in der sekundarstufe i (hauptschule / Ahs / 
sonderschule)
Kinderbetreuungskosten: gesamte monatliche Kinderbetreuungskosten von haushalten 
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mit mindestens einem Kind bis 16 Jahren in bezahlter Betreuung.
risiKohAushALte
haushalt mit Ausländern bzw. Ausländerinnen (ohne eu/eftA): haushalt, in dem 
mindestens eine Person mit der staatsbürgerschaft eines nicht-eu/eftA-Landes lebt.
haushalt mit eingebürgerten (ohne eu/eftA): haushalt, in dem mindestens eine 
eingebürgerte Person aus einem nicht-eu/eftA-Land lebt und alle weiteren haus-
haltsmitglieder ebenfalls österreichische staatsbürger bzw. staatsbürgerinnen sind.
haushalt mit Behinderung (im erwerbsalter): haushalt, in dem mind. eine Person im 
erwerbsalter eine subjektiv wahrgenommene starke einschränkung seit mindestens 
einem halben Jahr bei tätigkeiten des normalen Alltagslebens hat.
haushalt mit Langzeitarbeitslosigkeit: haushalt, in dem mind. eine Person mind. 12 
monate arbeitslos war.
haushalt mit sozialleistungen: haupteinkommensquelle des haushalts (=größter 
Anteil am haushaltseinkommen) sind sozialleistungen, ohne haushalte mit Lang-
zeitarbeitslosigkeit.
Alleinlebende frauen ohne Pension: weibliche einpersonenhaushalte, in denen Pen-
sionen weniger als 50% des gesamten einkommens ausmachen.
Alleinlebende frauen mit Pension: weibliche einpersonenhaushalte, in denen Pensi-




ein-eltern-haushalt: der haushalt setzt sich zusammen aus einer erwachsenen Per-
son und mindestens einem Kind unter 27 Jahren. nur haushalte, in denen Pensionen 
weniger als 50% des haushalteinkommens ausmachen.
haushalt mit jüngstem Kind 4 bis 6 Jahre alt: Jüngstes Kind im haushalt ist maximal 
4 bis 6 Jahre alt.
mehrpersonenhaushalt mit mindestens drei Kindern: der haushalt setzt sich zusammen 
aus mehr als einer erwachsenen Person und drei oder mehr Kindern unter 27 Jahren.
definitionen Zu eurostAt-indiKAtoren
haushaltstyp, Kinder: unter 18-Jährige gelten in jedem fall als Kinder. 19- bis 24-Jährige 
gelten dann als Kinder,  wenn sie in haushalten mit einem elternteil leben und weder 
erwerbstätig noch arbeitslos oder arbeitsuchend sind.
erwerbsintensität des haushalts: für alle Personen bis 64 (ohne abhängige Kinder, 
siehe oben) wird die Zahl der im einkommensbezugszeitraum Vollzeit oder teilzeit 
erwerbstätigen monate summiert und pro haushalt in Verhältnis zur Zahl der monate, 
in denen eine Aktivität genannt wurde, in Verhältnis gesetzt. haushalte, in denen alle 
Personen 18- bis 24-Jahre alt und schuler/schülerinnen oder studierende sind, werden 
aus der Berechnung ausgeschlossen.
hauptaktivität: Auf Basis des hauptaktivitätenkalenders des einkommensbezugszeit-
raums gilt diejenige tätigkeit, die mehr als die hälfte der monate in denen eine Aktivität 
genannt wurde, als haupttätigkeit. in der regel wird bei Angabe von tätigkeiten für 
jedes der 12 monate also ab 7 monaten einer Kategorie die Zuordnung getroffen. die
Berechnung erfolgt nur für Personen ab 18 Jahre. wenn es keine 7 monate oder länger 
dauernde Aktivität gibt, oder keine Aktivität mehr als die hälfte aller genannten Akti-
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vitäten dauert, wird die Person aus der Berechnung ausgeschlossen.
Armutsgefährdungsquote von erwerbspersonen: die Berechnung erfolgt für all jene, 
die als hauptaktivität im Vorjahr erwerbstätigkeit haben und die beim derzeitigen 
erwerbsstatus entweder Vollzeit oder teilzeit erwerbstätig sind. die gliederung in 
Vollzeit und teilzeit erfolgt also nach dem aktuellen merkmal.
